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Feuer und Rad

Der Gebrauch des Feuers und die Erfindung des Rades können gut und
gerne als zwei wesentliche Entwicklungssprünge im
menschheitsgeschichtlichen Dauerlauf steter und erfolgreicher
Fortschrittsmühen gedeutet werden, die stellvertretend für kaum zu
zählende und komplex entufernde Einzelschritte des Erkennens,
Erfindens und Schaffens festgelegt zu sein scheinen.

An ihrem Beispiel läßt sich, wenn auch geradezu unerlaubt vereinfacht,
das auf Durchsetzung, Selbstbehauptung und Dominanz abonnierte
menschliche Grundstreben aufzeigen, denn sie sind Werkzeuge der
Zerlegung und die stoffwechsel-, also fraß- und verzehrbefördernde
Präferenz menschlichen Seins im Angesichte verschiedenster anderer
Möglichkeiten, Leben und Existenz zu gestalten.

Das Feuer und das Rad sind mithin Ausdruck, Praxis und Erfüllung der
Unterwerfung und fraßgetriebener Selbstverwirklichung und erweisen
sich am Ende nicht nur als Instrumente abschließender Zerstörung und
Unumkehrbarkeit jenes oft als nicht zurückweisbar erfahrenen und
grundlegend gültigen Prozesses der bloßen Verdauung, sondern als der
eigentliche Feind.

Ihre Schattenblick-Redaktion


27. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
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VORTRAG/8492: Koblenz - Ringvorlesung Biomathematik am RheinAhrCampus, 10.10.2019-22.01.20120


Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences

Ringvorlesung Biomathematik am RheinAhrCampus Remagen der Hochschule
Koblenz startet am 10. Oktober



Im Rahmen der "Kleine Fächer-Wochen" fördern die
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) den Studiengang Biomathematik im Fachbereich Mathematik
und Technik am Standort RheinAhrCampus Remagen der Hochschule Koblenz. Um
diesen seltenen Studiengang in der Öffentlichkeit sichtbarer zu machen,
findet unter anderem eine hochkarätig besetzte Ringvorlesung statt. Darin
gewähren erfahrene Biomathematikerinnen und Biomathematiker Einblicke in
ihren Arbeitsalltag. Den Auftakt macht PD Dr. Norbert Benda vom
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, der am 10. Oktober
über "Die Rolle der Statistik in der Arzneimittelzulassung" spricht.

Die folgenden Vorträge finden am 24. Oktober, 7. November und 12. Dezember
2019 jeweils um 17 Uhr in Raum C125 in der Joseph-Rovan-Allee 2 in 53424
Remagen statt. Den Abschluss der Ringvorlesung bildet eine
Podiumsdiskussion zum Thema "Datenethik in der Medizin", zu der sich
bereits Dr. Michael Meister, Parlamentarischer Staatssekretär im BMBF,
angekündigt hat.

In seinem Vortrag "Die Rolle der Statistik in der Arzneimittelzulassung"
am Donnerstag, 10. Oktober, erläutert PD Dr. Norbert Benda die
biostatistische Bewertung klinischer Studien zur Erlangung einer
Marktzulassung in der Europäischen Union an Hand spezifischer
statistischer Themen. Wichtige statistische Probleme in der
Arzneimittelzulassung beziehen sich beispielsweise auf die statistische
Versuchsplanung, das multiple Testen und adaptive Designs, die Behandlung
fehlender Werte und die Definition der sogenannten Estimands. Der Vortrag
umreißt die regulatorischen Anforderungen an das Studiendesign und die
statistische Auswertung, zeigt statistische Mängel und deren Bewertung auf
und gibt damit einen Einblick in die Arbeitsweise eines statistischen
Assessors einer Zulassungsbehörde.

Am Donnerstag, 7. November, spricht Prof. Dr. Holger Fröhlich von der
Universität Bonn über "Chancen und Herausforderungen für die Künstliche
Intelligenz in der Medizin". Künstliche Intelligenz (KI) durchdringt alle
Lebensbereiche, vor allem auch die Medizin und Gesundheitsversorgung.
Fröhlich erforscht neue KI-Methoden, um bessere Diagnose- und
Therapieansätze aus medizinischen Daten abzuleiten und damit eine bessere
Patientenversorgung zu ermöglichen. In diesem populärwissenschaftlichen
Vortrag wird er anhand eigener Erfahrungen über Möglichkeiten und auch die
Herausforderungen in diesem wichtigen Zukunftsbereich informieren.

"Pharmakometrie: Wie Daten, Biologie und Mathematik klinische Studien
entscheidend beeinflussen" lautet der Titel des Vortrags, den Dr. Benjamin
Engelhardt am Donnerstag, 12. Dezember 2019, am RheinAhrCampus Remagen
hält. Die Entwicklung neuer Medikamente ist ein sehr aufwändiger Prozess,
insbesondere bei der Bestimmung der richtigen Dosierung. In klinischen
Studien werden dazu wichtige Daten erhoben. Diese werden mit
Computersimulationen verknüpft, um die Aufnahme, Ausbreitung und Wirkung
eines Medikaments im Körper zu verstehen und optimale therapeutische
Strategien zu ermitteln. Darüber hinaus sind pharmakometrische Analysen
ein wichtiger Bestandteil heutiger Arzneimittelzulassungsverfahren.
Engelhardt, Absolvent der Hochschule Koblenz, ist Biomathematiker und
arbeitet als Pharmakometriker bei der AbbVie Deutschland GmbH & Co. KG. Er
wird in diesem allgemeinverständlichen Vortrag erklären, wie mathematische
Methoden in datengetriebener Weise biologische Wirkungen vorhersagen und
optimieren können.

Am Donnerstag, 24. Oktober, steht der Vortrag "Wie verstehen wir was
andere tun? (Und wie kann man das einem Roboter beibringen)?" auf dem
Programm. Es referiert Prof. Dr. Florentin Wörgötter, der an der
Georg-August-Universität Göttingen am Bernstein Center for Computational
Neuroscience tätig ist. Menschen können eine Vielzahl komplexer
(Manipulations-)Handlungen mit zahllosen Objekten durchführen. Sie können
Vorhersagen über das Resultat ihrer Handlungen machen und auch
erschließen, wie man neue, unbekannte Objekte verwenden könnte. Menschen
haben also exzellentes Handlungs- und Objektverständnis. Roboter und
andere künstliche Systeme können das alles (noch) nicht. "In den letzten
Jahren haben wir untersucht, welche Repräsentation in der Lage ist,
Handlungen so zu fassen, dass Mensch und Maschine in gleicher Weise davon
profitieren. Wir können nun zeigen, dass es möglich ist, menschliche
Handlungen besser zu beschreiben und damit auch Robotern ein gewisses Maß
an Handlungsverständnis beizubringen", so Wörgötter.

Mit einer Podiumsdiskussion zum Thema "Datenethik in der Medizin", zu der
sich bereits Dr. Michael Meister, Parlamentarischer Staatssekretär im
BMBF, angekündigt hat, findet die Ringvorlesung am Mittwoch, 22. Januar
2020, um 17 Uhr ihren Abschluss am RheinAhrCampus Remagen.

"Die Fülle der Themen dieser Ringvorlesung zeigt, wie breit das
Tätigkeitsfeld einer Biomathematikerin oder eines Biomathematikers ist.
Entsprechend bietet unser Studiengang Biomathematik an der Schnittstelle
von Mathematik, Biowissenschaften und Medizin den Studierenden ganz
vielfältige Inhalte und hervorragende berufliche Perspektiven", betont
Prof. Dr. Markus Neuhäuser, Dekan des Fachbereichs Mathematik und Technik.


Weitere Informationen unter:

http://www.hs-koblenz.de/biomathe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution324

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences, 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Oktober 2019 
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VORTRAG/8491: Freie Universität Berlin - Drei öffentliche Vortragsreihen im Wintersemester 2019/2020


Freie Universität Berlin

Programm des Offenen Hörsaals: Drei öffentliche Vortragsreihen im
Wintersemester 2019/2020 an der Freien Universität



Die Freie Universität Berlin lädt im Wintersemester 2019/2020 zu drei
öffentlichen und kostenfreien Vorlesungsreihen im Rahmen des Programms
"Offener Hörsaal" ein. Die Vorträge widmen sich kunsthistorischen Inhalten
im Kontext von hochtechnologischen Umwelten. Weitere Schwerpunkte sind die
Betrachtungen des Schriftstellers Adolph Knigge über "den guten Umgang
miteinander" sowie altertumswissenschaftliche Forschung im Zeitalter
digitalen Wandels.

Am Mittwoch, den 16. Oktober startet eine Reihe von Vorlesungen unter dem
Titel "Über den Umgang mit Menschen". Die Ringvorlesung wird veranstaltet
vom Dahlem Humanities Center (DHC) der Freien Universität Berlin und ist
Teil des Projekts "#kniggegehtum", mit dem das DHC bei dem bundesweit
ausgeschriebenen Wettbewerb "Eine Uni - Ein Buch" des Stifterverbands und
der Klaus Tschira Stiftung erfolgreich war. Vom 17. Oktober an finden
immer donnerstags Vorlesungen zum Thema "Alte Welt neu formatiert.
Altertumswissenschaftliche Forschung im Zeitalter des digitalen Wandels"
statt. In der Ringvorlesung "Kunst und Umwelt: Räume, Orte, Systeme"
setzten sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vom 22. Oktober an
immer dienstags mit zeitgenössischer Kunst und Ästhetik im Zusammenhang
hochtechnologischer Umgebungen auseinander.

Die Teilnahme an allen Veranstaltungen ist kostenfrei, sie können ohne
Anmeldung besucht werden.


Die Vortragsreihen im Überblick:

Über den Umgang mit Menschen

Mittwochs von 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr, erster Termin: 16. Oktober

Gebäudekomplex Habelschwerdter Allee 45, Hörsaal 1 b, U3 Dahlem-Dorf oder
Freie Universität (Thielplatz); Bus 110, M11, X83

Eröffnung: Grußwort des Vizepräsidenten der Freien Universität Prof. Dr.
Klaus Mühlhahn, Einführung von Prof. Dr. Anita Traninger und Dr. des.
Simon Godart

Konzeption Prof. Dr. Anita Traninger, Dr. des. Simon Godart

Alte Welt neu formatiert. Altertumswissenschaftliche Forschung im
Zeitalter des digitalen Wandels.

Donnerstags von 18.00 Uhr bis 20.00 Uhr, erster Termin: 17. Oktober

Gebäudekomplex Habelschwerdter Allee 45, Hörsaal 1 a, U3 Dahlem-Dorf oder
Freie Universität (Thielplatz); Bus 110, M11, X83

Eröffnung: "The Relationship of the Montecitorio Obelisk and the Ara Pacis
Augustuae. How New Technologies Can Help Provide New Answers to Old
Questions?, Prof. Dr. Bernard Fischer (Indiana University)

Konzeption: Prof. Dr. Eva Cancik-Kirschbaum, Prof. Dr. Sebastian Richter,
Dr. Henrike Simon

Kunst und Umwelt: Räume, Orte, Systeme

Dienstags von 18.00 Uhr bis 20.00 Uhr, erster Termin: 22. Oktober

Gebäudekomplex Habelschwerdter Allee 45, Hörsaal 1 b, U3 Dahlem-Dorf oder
Freie Universität (Thielplatz); Bus 110, M11, X83

Eröffnung: "Pierre Huyghe and Ecosystems Aesthetics in the Capitalocene",
Dr. Luke Skrebowski (The University of Manchester)

Konzeption: Prof. Dr. Eric C. H. de Bruyn, Dr. André Rottmann


Programm im Internet:

www.fu-berlin.de/sites/offenerhoersaal/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/551: Schwangerschaftsabbruch raus aus dem Strafgesetzbuch! (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 29. September 2019

Schwangerschaftsabbruch raus aus dem Strafgesetzbuch!



Am Samstag fanden unter dem Motto "Schwangerschaftsabbruch raus aus dem
Strafgesetzbuch" in 35 Städten im Bundesgebiet vielfältige Aktionen
anlässlich des Internationalen Tags zur Entkriminalisierung von
Schwangerschaftsabbrüchen statt.

Im Rahmen des weltweit begangenen Safe Abortion Day 2019 stand auch
bei den Aktionen in Deutschland die internationale Solidarität und der
Kampf für sexuelle Selbstbestimmung weltweit im Zentrum.

Eine der Organisator*innen zeigt sich sehr erfreut: "Es ist ein voller
Erfolg, dass der Internationale Safe Abortion Day nun auch in
Deutschland gesetzt ist und sich so viele Gruppen und Aktivist*innen
die ganze Woche über schon beteiligt haben. Wir lassen uns unsere
Selbstbestimmung von Abtreibungsgegner*innen, Konservativen und
Rechten nicht nehmen! Die Paragrafen 218/219 müssen raus aus dem
Strafgesetzbuch."

In Hamburg gingen beispielsweise über 1000 Menschen bei einer
Demonstration auf die Straße, in Berlin wurde das
Gesundheitsministerium von einer Menschenkette umzingelt. Des weiteren
gab es Demonstrationen, Filmvorführungen, Diskussionsrunden, Lesungen,
Social Media Aktionen, Infostände, Kundgebungen und kreative
Straßenaktionen. Nach aktuellen Zählungen haben sich an der
Aktionswoche etwa 7.000 Menschen beteiligt.

Es kamen Politiker*innen sowie Ärzt*innen und Aktivist*innen zu Wort,
die sich für die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen
aussprachen und auch die aktuelle Situation durch den zuletzt
geänderten Paragraph 219a kritisierten. Ebenso wurde die miserable
Ausbildungssituation von angehenden Ärzt*innen angeprangert, denn
Schwangerschaftsabbrüche sind kein Randphänomen, sie sind in der Mitte
unserer Gesellschaft.

Bereits am vergangenen Samstag, den 21.09.2019, wurde in Berlin mit
dem Aktionstag für sexuelle Selbstbestimmung der Startschuss für die
Aktionswoche gesetzt. Unter dem Motto "Leben und Lieben ohne
Bevormundung" gingen über 1.500 Menschen auf die Straße, um sich gegen
den "Marsch für das Leben" der radikalen Abtreibungsgegner*innen zu
richten, der an diesem Tag abermals durch Berlin zog.

Nach aktuellem Stand haben gestern in folgenden 35 Städten vielfältige
und bunte Aktionen für die Entkriminalisierung von
Schwangerschaftsabbrüchen stattgefunden, so in Aachen, Augsburg,
Berlin, Bielefeld, Bochum, Cottbus, Dessau, Detmold, Dortmund,
Dresden, Erfurt, Frankfurt a. M., Freiburg, Gießen, Göttingen,
Hamburg, Hannover, Hattingen, Karlsruhe, Kassel, Kiel, Köln, Leipzig,
Mainz, Mannheim, München, Münster, Oldenburg, Passau, Pforzheim,
Saarbrücken, Schwäbisch-Hall, Stuttgart, Verden und Wuppertal.


Hier der Aufruf auf Deutsch oder Englisch, Informationen zu den
Aktivitäten in der Aktionswoche vom 21.09. bis 28.09. in den
verschiedenen Städten:

https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/12258/aufruf-aktionswoche-2019/

https://www.facebook.com/events/701315990312656/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSTELLUNG/375: Marbach - "#Hölderlin2020: 'Hegel und seine Freunde'", 06.10.2019-16.02.2020


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Oktober 2019

6. Oktober 2019 bis 16. Februar 2020

"#Hölderlin2020: 'Hegel und seine Freunde'"

Eine WG-Ausstellung im Literaturmuseum der Moderne



Was sind wir? Was bin ich? Wie werden wir frei? Was macht uns in einem
moralischen Sinn gut? Was ist Wahrheit? Warum gibt es Gott? Wozu gibt
es Kunst? Fragen wie diese elektrisieren kurz nach dem Ausbruch der
Französischen Revolution 1789 drei Theologie-Studenten des Tübinger
Stifts, die dort sogar einige Zeit ein Zimmer teilen: den 1770
geborenen Georg Wilhelm Friedrich Hegel aus Stuttgart, den
gleichaltrigen Friedrich Hölderlin aus Lauffen und den fünf Jahre
jüngeren Friedrich Wilhelm Schelling aus Leonberg. Gemeinsam entwerfen
sie ein Programm des Idealismus, das auch ein Systemprogramm der
Literatur ist: »Mit dem freyen, selbstbewußten Wesen tritt zugleich
eine ganze Welt - aus dem Nichts hervor - die einzig wahre und
denkbare Schöpfung aus Nichts.« Das freie Spiel der Phantasie (und
damit: unseres Ichs) in der Sprache ist Voraussetzung für das Dichten
wie das Philosophieren: »Der Philosoph muß eben so viel ästhetische
Kraft besitzen, als der Dichter; die Menschen ohne ästhetischen Sinn
sind unsre Buchstaben Philosophen. Die Philosophie des Geistes ist
eine ästhetische Philosophie.«

Die Ausstellung lädt zum Selbstexperiment ein: Wie idealistisch sind
wir? Wie kommen wir ins Phantasieren und - einen Schritt weiter -
wie kommen wir ins Denken? Am Tisch der Ausstellungs-WG nehmen dabei
unter anderem Platz: Johann Wolfgang von Goethe, David Friedrich
Strauß, Friedrich Theodor Vischer und Eduard Mörike, Heinrich Heine,
Georg Simmel und Margarete Susman, Franz Kafka und Hermann Hesse,
Hannah Arendt, Paul Tillich und Theodor W. Adorno, Heiner Müller und
Peter Hacks, Alfred Andersch, Robert Gernhardt und Eckhard Henscheid,
Hans-Georg Gadamer und Judith Butler sowie Ulrich Schlösser und
Studierende der Philosophie der Universität Tübingen.

Gefördert von der Baden-Württemberg Stiftung.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Oktober 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1245: Marbach - Der Troubadour-Automat, Gespräch mit dem Musiker Bryan Benner und dem Poesieautomaten, 03.10.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Oktober 2019

Donnerstag, 3. Oktober, 11 Uhr

Literaturmuseum der Moderne

GESPRÄCH

Der Troubadour-Automat



Hans Magnus Enzensberger wird am 11. November 2019 90 Jahre alt. Sein
1974 entworfener und im Jahr 2000 realisierter Landsberger
Poesieautomat hängt als Leihgabe der Sammlung Würth Künzelsau seit
2006 im Literaturmuseum der Moderne: ein laut ratternder Solist, den
die Besucher mit einem Knopfdruck in Gang setzen und der vor allem
eines will - zur Lust am Text verführen, zu der die Einsicht gehört,
dass Literatur etwas ist, was als ästhetische Erfahrung weder
autorisiert noch archiviert werden kann. Literatur ist kein
Vergangenheits- und Wirklichkeitsraum, den wir besitzen und verkaufen
können, sondern ein Möglichkeitsraum, in den wir uns allerhöchstens
hineinträumen.

Am Tag der deutschen Einheit verwickelt der Musiker Bryan Benner den
Poesieautomaten in ein Liebesduett.

Der Eintritt in die Museen ist von 10 bis 14 Uhr frei, die
Veranstaltung kostenlos.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Oktober 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1244: Hanau - Literarischer Spaziergang "Ich sah den Wald sich färben" am 13.10.2019


Stadt Hanau

Ich sah den Wald sich färben

Literarischer Herbstspaziergang durch den Schlosspark am Sonntag, 13.
Oktober



Literatur- und Kunstliebhaber können sich am Sonntag, 13. Oktober, um
15 Uhr auf eine Führung der besonderen Art freuen. Kunsthistorikerin
und Museumspädagogin Susanna Rizzo lädt zu einer literarischen
Parkführung ein. Neben der wechselhaften Geschichte des Parks erwarten
die Besucherinnen und Besucher Gedichte und Verse berühmter
Schriftsteller wie Johann Wolfgang Goethe und Wilhelm Busch, Rainer
Maria Rilke und Heinrich Heine an ausgewählten Plätzen.

Der einstündige Herbstspaziergang durch den Schlosspark Philippsruhe
kostet drei Euro pro Person zzgl. Museumseintritt. Im Anschluss an die
Führung können die Teilnehmerinnen und Teilnehmer das Historische
Museum Hanau Schloss Philippsruhe auf eigene Faust erkunden. Maximal
25 Personen können an der Führung teilnehmen, daher wird um vorherige
Anmeldung bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon 06181-295-1799
oder per E-Mail an museen@hanau.de gebeten. Treffpunkt für die Führung
ist im Foyer von Schloss Philippsruhe. Die Führung findet auch bei
leichtem Regen statt. Es wird um wetterfeste Kleidung gebeten.

Weitere Veranstaltungstermine im Historischen Museum Hanau Schloss
Philippsruhe finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Historisches Museum Hanau Schloss Philippruhe Philippsruher Allee 45,
63454 Hanau, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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VORTRAG/823: Marbach - Ausstellungseröffnung: "Hegel und seine Freunde" mit Vortrag von Judith Butler, 06.10.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Oktober 2019

ERÖFFNUNG

Sonntag, 6. Oktober

Ausstellungseröffnung: "Hegel und seine Freunde"

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Ausstellung bis 16.2.2020.



Zur Eröffnung um 11 Uhr spricht Judith Butler.

Begrüßung: Sandra Richter.

Um 14 Uhr führt die Künstlerin Veronika Reichl mit einer
Lecture-Performance in Motive von Hegels Philosophie ein.

Der Eintritt in die Museen ist an diesem Tag frei, die Veranstaltung
kostenlos.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Oktober 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8757: Und morgen, den 01. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.10.2019 bis zum 02.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8757 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Heute heißt es kuhle Wampe,

kalte Füße, kalter Bauch,

Jean-Luc trifft mit seiner Lampe

herbstgereiften Brombeerstrauch.
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STANDPUNKT/074: Die große Einebnung (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 27. September 2019

german-foreign-policy.com

Die große Einebnung



STRASBOURG/BERLIN - Eine aktuelle Entschließung des Europaparlaments
stellt die deutsche NS-Terrorherrschaft mit Kommunismus sowie "totalitären
und autoritären Regimen" auf eine Ebene und relativiert die deutsche Schuld
am Zweiten Weltkrieg. "Europa" benötige "eine gemeinsame Erinnerungskultur,
die die Verbrechen faschistischer, stalinistischer und anderer totalitärer
und autoritärer Regime ablehnt", heißt es in dem Papier, das den 23. August
EU-weit als "Europäischen Tag des Gedenkens an die Opfer totalitärer
Regime" zu begehen verlangt. Am 23. August 1939 wurde der sogenannte
Hitler-Stalin-Pakt unterzeichnet. Das Europaparlament erklärt nun, der
Zweite Weltkrieg sei "als unmittelbare Folge" nicht des deutschen Überfalls
auf Polen, sondern des "Hitler-Stalin-Pakts" "ausgebrochen"; Moskau habe
"gleichermaßen das Ziel der Welteroberung" verfolgt. Eine
Vorläufererklärung, die einst Joachim Gauck unterzeichnet hat, ist vom
Leiter des Jerusalemer Simon Wiesenthal Center scharf kritisiert worden:
Sie ebne, warnte Efraim Zuroff, "den entscheidenden Unterschied zwischen
Tätern und Opfern ein".

"Fortgesetzter Völkermord"

Die Bemühungen, Nationalsozialismus und Kommunismus in eins zu setzen und
zu diesem Zweck den 23. August als "europäischen Gedenktag" zu etablieren,
reichen bis in die frühen Jahre der EU-Osterweiterung zurück. Einen ersten
Vorstoß unternahm die damalige lettische Außenministerin Sandra Kalniete
schon vor dem Vollzug der Osterweiterung - in ihrer Rede zur Eröffnung der
Leipziger Buchmesse am 24. März 2004. Darin behauptete sie nicht nur, "die
Völker Osteuropas" seien nach der Befreiung vom Nationalsozialismus
"versklavt" worden; sie forderte darüber hinaus eine Neubewertung der
Geschichte. Die Ansicht müsse sich durchsetzen, "dass die zwei totalitären
Regime - Nationalsozialismus und Kommunismus - gleich verbrecherisch"
gewesen seien: Schließlich habe "das sowjetische Regime hinter dem Eisernen
Vorhang den Völkermord an den Völkern Osteuropas fortgesetzt".[1] Noch
während der Rede verließ Salomon Korn, Vizepräsident des Zentralrats der
Juden in Deutschland, den Saal. Kalnietes Forderung nach der Gleichsetzung
von Nationalsozialismus und Kommunismus sei "unerträglich", urteilte er -
und wies auf die breite lettische NS-Kollaboration als Ursache für die
Nachkriegsdeportationen nach Sibirien hin.[2]

"Wie am 27. Januar"

Den nächsten Meilenstein bildete eine Anfang Juni 2008 in Prag abgehaltene
Konferenz, die am 3. Juni 2008 mit der Unterzeichnung einer ausführlichen
"Erklärung" schloss. Über die Stoßrichtung hatte der tschechische Senator
Martin Mejstrík geäußert, "Europa" solle endlich "den Gedanken ...
akzeptieren ..., dass der Nationalsozialismus und der Kommunismus völlig
gleichwertige verbrecherische Regime" gewesen seien.[3] Entsprechend hieß
es in der anschließend publizierten "Prager Erklärung", "das Bewusstsein
über die Verbrechen gegen die Menschheit, die von den kommunistischen
Regimen auf dem gesamten Kontinent verübt wurden", müsse das "europäische
Bewusstsein im selben Ausmaß" prägen, "wie es die Verbrechen des
Naziregimes taten".[4] Völlig unklar ist, welche angeblichen Verbrechen zum
Beispiel der sozialistischen Tschechoslowakei mit dem NS-Vernichtungskrieg
in Osteuropa sowie dem Holocaust vergleichbar gewesen sein sollen. Die
"Prager Erklärung" forderte insbesondere, den 23. August zum Gedenktag zu
erklären, und zwar "auf dieselbe Weise, wie Europa am 27. Januar an die
Opfer des Holocaust erinnert". Zu den Erstunterzeichnern des Papiers
gehörte neben Tschechiens Ex-Staatspräsident Václav Havel sowie dem
Vorsitzenden der US-amerikanischen Victims of Communism Memorial
Foundation, Lee Edwards, der ehemalige deutsche Beauftragte für die
Stasi-Unterlagen, Joachim Gauck.

Täter und Opfer

Zur "Prager Erklärung" hat sich exemplarisch Efraim Zuroff geäußert, der
Leiter des Simon Wiesenthal Center in Jerusalem. Anlass für die
Stellungnahme, die Mitte März 2012 veröffentlicht wurde, war die damals
kurz bevorstehende Wahl von Gauck zum deutschen Bundespräsidenten. In
seiner Stellungnahme stufte Zuroff die "Prager Erklärung" offen als
"Manifest einer Kampagne" ein, "die die Geschichte des Zweiten Weltkrieges
und des Holocaust neu schreiben will".[5] Die in der Erklärung vorgenommene
Parallelisierung des Nationalsozialismus und des Kommunismus ignoriere die
entscheidende Besonderheit "der Naziideologie", urteilte Zuroff, "die
darauf abzielte, bestimmte Menschen nur ihrer Herkunft wegen zu
vernichten": "Die behauptete Austauschbarkeit beider Phänomene übersieht
den präzedenzlosen Charakter des Holocaust und erhöht die kommunistischen
Verbrechen in ihrer tatsächlichen historischen Bedeutung." Begehe man den
23. August als Gedenktag, dann impliziere dies, "dass die Sowjetunion und
Nazideutschland gleichermaßen für die Verbrechen des Zweiten Weltkriegs
verantwortlich wären" - "als wären jene Länder, deren Soldaten den
industriellen Massenmord beendeten, genauso schuldig wie das Regime, das
das Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau ersonnen, gebaut und betrieben
hat". Eine "unzutreffende[...] Gleichsetzung kommunistischer und
nationalsozialistischer Verbrechen würde zukünftige Generationen mit einer
vorsätzlich verfälschten Darstellung des Holocaust aufwachsen lassen" sowie
"den entscheidenden Unterschied zwischen Tätern und Opfern einebnen",
warnte Zuroff.

Ein Gedenktag der EU

Als Zuroff seine Stellungnahme zur "Prager Erklärung" publizierte, hatte
das Europaparlament den 23. August bereits zum "europäischen Gedenktag"
erklärt - in einem Dokument, das am 2. April 2009 unter dem Titel
"Entschließung zum Gewissen Europas und zum Totalitarismus" mit gewaltiger
Mehrheit verabschiedet worden war.

Faschistisch, stalinistisch, totalitär, autoritär...

Ganz auf dieser Linie liegt auch die aktuelle Entschließung, die das
Europäische Parlament am 19. September "zur Bedeutung des europäischen
Geschichtsbewusstseins für die Zukunft Europas" mit großer Mehrheit
abgesegnet hat. Darüber hinaus verschärft sie noch die von Zuroff
angeprangerte Geschichtsrevision, indem sie den Nationalsozialismus nicht
mehr nur mit dem Kommunismus, sondern auch mit anderen, nicht näher
definierten "totalitären Regimen" parallelisiert. Dafür hatte sich im
Parlament nicht zuletzt der deutsche Abgeordnete Reinhard Bütikofer, 
Ko-Vorsitzender der Europäischen Grünen Partei, stark gemacht. So heißt es in
der Entschließung, das Europäische Parlament verurteile "in aller Schärfe
die Akte der Aggression, die Verbrechen gegen die Menschlichkeit und die
massenhaften Menschenrechtsverletzungen, die von Nationalsozialisten,
Kommunisten und anderen totalitären Regimen begangen wurden".[6] Nötig sei
"eine gemeinsame Erinnerungskultur, die die Verbrechen faschistischer,
stalinistischer und anderer totalitärer und autoritärer Regime früherer
Zeiten ablehnt". Dazu müsse der 23. August sowohl "unionsweit" wie auch
"auf nationaler Ebene" begangen werden - als "Europäischer Tag des
Gedenkens an die Opfer totalitärer Regime". Zudem müsse "die Geschichte der
totalitären Regime und die Untersuchung ihrer Folgen in die Lehrpläne und
die Schulbücher aller Schulen in der EU" integriert werden.

Eine neue Kriegsschulddebatte

Gleichsam nebenbei relativiert die Entschließung die deutsche Schuld am
Zweiten Weltkrieg. So heißt es in Abwendung von der bislang weithin
anerkannten Tatsache, dass das Deutsche Reich den Krieg mit dem
Vernichtungsangriff auf Polen begann, der Waffengang sei "als unmittelbare
Folge des auch als 'Hitler-Stalin-Pakt' bezeichneten berüchtigten
Nichtangriffsvertrags zwischen dem nationalsozialistischen Deutschen Reich
und der Sowjetunion" "ausgebrochen"; bei dem Deutschen Reich und der
Sowjetunion habe es sich um zwei "totalitäre[...] Regime" gehandelt, die
jeweils "gleichermaßen das Ziel der Welteroberung" verfolgt hätten.[7]
Daran schließt das Parlament noch die Behauptung an, Russland sei "so lange
kein demokratischer Staat ..., wie die Regierung, die politische Elite und
die politische Propaganda nicht nachlassen, die kommunistischen Verbrechen
zu verharmlosen". Abschließend "fordert" das Parlament "die russische
Gesellschaft auf, ihre tragische Vergangenheit aufzuarbeiten". Dazu müsse
sein Parlamentspräsident "diese Entschließung" insbesondere "der russischen
Duma ... übermitteln".

Geehrte NS-Kollaborateure

Die Relativierung der deutschen NS-Terrorherrschaft geht seit Jahren einher
mit zunehmenden Ehrungen für NS-Kollaborateure insbesondere in Ost- und
Südosteuropa. Eklatante Beispiele sind etwa in Lettland zu finden, wo
frühere Angehörige der lettischen Waffen-SS als "Freiheitskämpfer"
gepriesen werden (german-foreign-policy.com berichtete [8]); in Ungarn, wo
Funktionäre und Propagandisten des Horthy-Regimes in wachsendem Maß auch
offizielle Anerkennung finden [9]; in Kroatien, wo die faschistische
Ustascha öffentlich gerühmt wird [10]. Die NS-Kollaborateure nahmen am
deutschen Vernichtungskrieg als einem "Kreuzzug gegen den Bolschewismus"
teil; das sichert ihnen in den Augen auch ihrer heutigen Anhänger
unvermindert "Ruhm und Ehre".


Anmerkungen:

[1] Old Europe, New Europe: Sandra Kalniete's remarks at the Leipzig Book
Fair 2004. kalniete.lv.

[2] Eckhard Fuhr: Leipziger Buchmesse eröffnet mit Eklat. welt.de
26.03.2004.

[3] Michael Sturm: Umdeutung und Relativierung. der rechte rand 155/2015.

[4] Prague Declaration on European Conscience and Communism. Prague,
03.06.2008.

[5] Efraim Zuroff: Der Rückfall. taz.de 16.03.2012.

[6], [7] Entschließung des Europäischen Parlaments vom 19. September 2019
zur Bedeutung des europäischen Geschichtsbewusstseins für die Zukunft
Europas.

[8] S. dazu "Freiheitskämpfer" in Riga

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7244/

[9] S. dazu Die Ära des Revisionismus (III)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6990/

[10] S. dazu Salonfähige Parolen

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7666/

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com
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ÖSTERREICH/009: Österreich erklärt nationalen Klimanotstand (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Österreich erklärt nationalen Klimanotstand

Von Fridays For Future Austria, 26. September 2019



Im österreichischen Nationalrat erheben ÖVP, SPÖ, NEOS und JETZT die
Eindämmung der Klimakrise zur obersten politischen Priorität und legen
acht Maßnahmen fest, die Österreichs Klimapolitik umkrempeln sollen.
Erstmals gelingt damit die parteiübergreifende Zusammenarbeit, die es
zur Bewältigung der größten Herausforderung unserer Zeit braucht.

In der gestrigen Sitzung hat der Nationalrat mit überwiegender
Mehrheit (alle Parteien außer der FPÖ) den nationalen Climate
Emergency erklärt. Damit ist Österreich nach Großbritannien, Irland
und Frankreich der vierte Staat Europas, der Klima- und Umweltschutz
zur Aufgabe höchster politischer Priorität macht.

Aber der Antrag enthält nicht nur eine Willensbekundung für mehr
Klimaschutz, sondern acht konkrete Maßnahmen, um Österreich auf einen
klimagerechten 1.5°C Pfad bringen sollen.

Diese lauten (1):

1. den Climate Emergency zu erklären und damit die Eindämmung der
Klima- und Umweltkrise und ihrer schwerwiegenden Folgen als Aufgabe
höchster Priorität anzuerkennen.

2. zusätzlich zu den Veröffentlichungen österreichischer gesetzlicher
Institutionen die wissenschaftlichen Berichte des "Intergovernmental
Panel on Climate Change" (IPCC), des "Austrian Panel on Climate
Change" (APCC) und der "Intergovernmental Science-Policy Platform on
Biodiversity and Ecosystem Services" (IPBES) als sachliche Grundlage
für zukünftige Klima- und Umweltpolitik heranzuziehen,

3. und darauf aufbauend im Rahmen der Nachbesserung des Nationalen
Energie- und Klimaplans (NEKP) umgehend Maßnahmen vorzubereiten,
welche den Ausstoß von Treibhausgasen ohne Einsatz von risikoreichen
Kompensationstechnologien und ohne Ankauf von Emissions-Zertifikaten
nachweislich verringern. Ziel soll es sein, die Emissionen
ehestmöglich, doch noch vor Mitte des Jahrhunderts, und sozial
verträglich über die Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens hinaus auf
Netto-Null zu reduzieren, um Österreichs angemessenen Beitrag zur
Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5°C zu leisten.

4. bei zukünftigen Entscheidungen auch stets die Auswirkungen auf das
Klima und den Klimaschutz feststellen zu lassen, transparent und
nachvollziehbar darzustellen und zu berücksichtigen.

5. zu Fortschritten und Schwierigkeiten bei der Emissions-Reduktion im
Speziellen, sowie beim Klima- und Umweltschutz im Allgemeinen, dem
Nationalrat und der Öffentlichkeit das halbjährliche Protokoll des
Klimaschutzkomitees vorlegen zu lassen.

6. die österreichische Bevölkerung über alle öffentlichen Kanäle
umfassend und beständig über die Klima- und Umweltkrise, ihre Ursachen
und Auswirkungen sowie über die Maßnahmen, welche gegen diese
ergriffen werden, zu informieren.

7. sich auf EU- und internationaler Ebene für die Erreichung des
1,5°C-Ziels politisch einzusetzen, entsprechende Maßnahmen zum Klima-
und Umweltschutz auch von anderen Ländern einzufordern, sich für
Erneuerbare Energien und gegen die Energiegewinnung mittels
Kernspaltung auszusprechen, sowie die Erfüllung des globalen Ziels
durch den eigenen angemessenen Beitrag von Österreich zur
Treibhausgasreduktion voranzutreiben.

8. bei der Umsetzung entsprechender Maßnahmen mit den Bundesländern und
Gemeinden zu kooperieren und sich mit diesen abzustimmen.

Obwohl die Parteien nun höhere Ambitionen an den Tag legen wollen als
das Pariser Abkommen vorsieht, zeichnet die gestern vom Climate Change
Center Austria (CCCA) veröffentlichte, wissenschaftliche Bewertung der
Parteiprogramme (2) ein anderes Bild. Bisher sehen nicht alle
Parteiprogramme die nötigen Maßnahmen vor, die Österreichs
angemessenen Beitrag zur Eindämmung der Klimakrise garantieren. Jetzt
wird sich zeigen, ob der Klimanotstand dazu führt, dass
Parteiprogramme nachgeschärft werden und entsprechende Taten folgen.

Der nationale Climate Emergency ist ein klarer Handlungsauftrag an die
jetzige und künftige Bundesregierung. Inwiefern die Tragweite des
Klimantostands allerdings schon an alle Parteien vorgedrungen ist,
bleibt fraglich: In derselben Sitzung wurde die Erhöhung von
Österreichs Beitrag zum Green Climate Fund trotz der großen
wirtschaftlichen Folgeschäden (3) auf klimagerechte 100 Mio. EUR durch
das Veto von ÖVP und FPÖ abgelehnt.

Alle Parteien sind aufgerufen, zusammenzuarbeiten. Egal, wer die neue
Regierung stellt: Die Jugend wird weiterhin den Druck auf der Straße
erhöhen, bis endlich gehandelt wird.


Verweise:


(1) Climate Change Center Austria: 

https://ccca.ac.at/wissenstransfer/informationsdokumente/ref-nekp-bewertung-parteipositionen-sept-2019

(2) Entschließungsantrag zum Nationalen Climate Emergency: 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/A/A_00935/index.shtml

(3) Ökonom Karl Steininger: Mangelndes Bekenntnis zum Pariser Abkommen
gefährdet die Zukunft Österreichs 

https://science.apa.at/site/natur_und_technik/detail?key=SCI_20190920_SCI39491352050658338

Aussendung der Parlamentskorrespondenz: Nationalrat spricht sich für
Klimanotstand aus: 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/PR/JAHR_2019/PK0944/index.shtml

Erstveröffentlichung:

https://www.fridaysforfuture.at/climateemergency


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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FRAGEN/013: Harald Haarmann zu den Anfängen Roms - Geschichte einer Mosaikkultur (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Anfänge Roms - Geschichte einer Mosaikkultur, Interview 
mit Harald Haarmann

Von Milana Rampoldi, ProMosaik, 29. September 2019



Harald Haarmann* spricht im Interview über das Hauptthema seines
Buches über die Anfänge Roms als Mosaikkultur. Ein Buch mit wichtigen
Impulsen zu Themen wie Zweisprachigkeit, Kolonialismus,
Interkulturalität und Assimilation. Lassen sich Macht und Diversität
denn vereinbaren?

Milena Rampoldi: Warum kann man sich das Studium der römischen
Geschichte ohne die Etruskologie gar nicht vorstellen?

Harald Haarmann: Die Erforschung von etruskischer Sprache und Kultur
hat in diesem Jahrhundert bedeutende Fortschritte gemacht. Auch die
Archäologie hat wichtige Neuerkenntnisse über das Kulturschaffen der
Etrusker, ihre Siedlungsaktivität, ihre Handelskontakte und über die
Ausdehnung der politischen Interessensphäre vermittelt. Und diese
Neuerkenntnisse aus den Bereichen der Linguistik, Kulturwissenschaft
und Archäologie müssen für eine bislang fehlende interdisziplinäre
Betrachtung der Kulturkontakte zwischen Etruskern und Römern
aufgearbeitet werden. Hier einige Beispiele für die Dringlichkeit
einer interdisziplinären Wissensbildung.

In der traditionellen Darstellung der römischen Geschichte wird
darüber berichtet, dass die Römer um ca. 600 v.u.Z. anfingen, Texte in
Lateinisch aufzuzeichnen. Was aber allgemein vernachlässigt wird, ist
der Sachverhalt, dass die Kenntnis und der Gebrauch der
Alphabetschrift den Römern von etruskischen Lehrmeistern vermittelt
wurden. Dies lässt sich anhand der Verwendung bestimmter Buchstaben in
bestimmten Funktionen nachweisen; z.B. die Verwendung des k nach
etruskischem Vorbild zur Wiedergabe zweier Laute, sowohl von k als
auch von g. Ein eigener Buchstabe für g wurde erst viel später
eingeführt.

Inzwischen hat sich das Wissen über juridische Texte in etruskischer
Sprache erweitert, und auch der Wortgebrauch in etruskischen
Rechtsdenkmälern ist ausgiebig erforscht worden. Ohne das Vorbild des
etruskischen Rechtswesens wäre die Entstehung der römischen
Rechtstradition gar nicht vorstellbar. Das römische Recht hat die
Rechtstradition der westlichen Zivilisation entscheidend geprägt. Bis
heute werden lateinische juridische Fachausdrücke in den Sprachen
Europas verwendet, von denen jetzt bekannt ist, dass sie ursprünglich
als Lehnwörter aus dem Etruskischen ins Lateinische übernommen worden
sind (z.B. arbiter "Schiedsrichter", causa "rechtlicher Grund;
Streitsache", damnum "Schaden", fraus "Betrug", multa "Bußgeld", norma
"Regel, Vorschrift", titulus "Rechtstitel; der eine Vergütung
rechtfertigende Grund").

Wie wichtig war die Zweisprachigkeit zu Beginn der römischen Zeit
und welche Vorteile hatte sie?

Die Kenntnis des Etruskischen als Medium einer hochentwickelten
Zivilisation war für die "Dörfler" auf den Hügeln des Geländes, das
später zum Stadtgebiet zusammenwuchs, unerlässlich, um den Sprung ins
"moderne" Zeitalter (mit Schriftgebrauch und Kalenderwesen,
Stadtarchitektur, urbaner Administration, Straßenbau) zu tun. Dies
bedeutete, dass die Kinder aus latinischen Familien nach Etrurien
geschickt wurden, wo sie von etruskischen Lehrern unterrichtet wurden.
Später dann - seit der Zeit, als der legendäre Romulus etruskische
Baumeister und Städteplaner nach Rom einlud, um dort die Infrastruktur
für die Stadt aufzubauen -, lebten etruskische Kolonisten, Latiner und
Sabiner in ihren eigenen Wohnvierteln. Die Einwohner der neu
gegründeten Stadt hatten aber täglichen Umgang miteinander, denn sie
waren ja gemeinsam am Aufbau der Stadt beteiligt. Auf diese Weise
wurde etruskisch-latinische Zweisprachigkeit zu einer alltäglichen
Realität.

Die Zweisprachigkeit war die Schneise, über die Elemente aus dem
Etruskischen ins Lateinische gelangten und sich die verschiedenen
Domänen des Kulturwortschatzes ausbildeten. Und dieser Wortschatz hat
sich breit ausgefächert, umfasst Hunderte von Einzelwörtern, von denen
jeweils vielfältige Ableitungen gebildet wurden: z.B. Bereich der
Zeitrechnung (Aprilis "April" < etruskisch), Architektur (fenestra
"Fenster"), Militärwesen (triumphus "Triumphzug für einen siegreichen
Armeeführer"), Ritualwesen (caerimonia "Zeremonie"), Lebensmittel
(caseus "Käse"), Verwaltung (magister "Magister, Magistrat"),
Gemeinschaftsbildung (populus "Leute, Volk", vgl. franz. peuple, engl.
people).

Macht und Diversität lassen sich schwer vereinbaren. Wie sehen Sie
das anhand der römischen Geschichte und der Assimilierung der Etrusker
durch die Römer?

Solange die Römer (also die latinischen Stadtbewohner) die Etrusker
brauchten und auf ihr Know-how angewiesen waren, herrschte ein
Interessenausgleich. Der Kommunikationskanal für das gemeinsame
Handeln der beiden ethnischen Gruppen war die Zweisprachigkeit auf
Seiten der Latiner (mit Lateinisch als Primärsprache und Etruskisch
als Zweitsprache). Etrusker brauchten wegen ihres Status als Gruppe,
die Know-how an die Römer vermittelte, selbst nicht die Sprache der
"nehmenden" Gruppe (d.h. Lateinisch) zu lernen.

Das änderte sich, als die Römer (latinischer Abstammung) allmählich
selbst mehr und mehr Einfluss nahmen. Mit dem Machtwechsel (Ablösung
der etruskischen Königsherrschaft und Einrichtung der republikanischen
Ordnung) änderten sich die Machtverhältnisse und die Römer
kontrollierten von da an die politischen Geschicke der Stadt und des
römischen Machtbereichs. Dies bedeutete aber keine Verdrängung der
etruskischen Experten. Denn auf etruskische Verwaltungsfachleute und
Baumeister mochten die Römer auch während der Zeit der frühen Republik
nicht verzichten. Diese Fachleute waren aber gehalten, selbst mehr und
mehr Lateinisch zu lernen. Denn der sprachliche Trend der
Modernisierung war von nun an mit dem Lateinischen assoziiert.

Im Prozess der Eroberung eines etruskischen Stadtstaates nach dem
anderen durch römische Truppen verstärkte sich der situationelle Druck
des Lateinischen und von römischer politischer Kontrolle im gesamten
etruskischen Siedlungsgebiet. Die Etrusker - angefangen mit der
aristokratischen Oberschicht durch alle sozialen Gruppen bis auf die
Handwerker - erlebten innerhalb weniger Generationen einen
vollständigen Wechsel zu römischer Lebensweise, und sprachlich einen
Übergang zum Lateinischen. Die Vertreter der jungen Generation lernten
nicht mehr die Sprache ihrer Vorfahren, sondern wurden in der Sprache
der römischen Machthaber sozialisiert, denn allein das Lateinische
öffnete die Tore zu wirtschaftlichem Erfolg und sozialem Aufstieg.

Es gab aber Etrusker, die sich mit der römischen Oberhoheit
arrangierten, aber ihr etruskisches Kulturerbe (einschließlich der
Sprache) bewusst pflegten. Einer der berühmten Etrusker, der die Ära
des Kaisers Augustus prägte, war Maecenas (68-8 v.u.Z.). Dieser aus
einer wohlhabenden aristokratischen Familie stammende Etrusker wurde
als Sponsor römischer Dichter wie Horaz und Vergil als "Mäzen"
weltbekannt. Und was seine politische Karriere betrifft, so hat
Maecenas das höchste Amt bekleidet, das je ein Etrusker in römischen
Staatsdiensten ausgeübt hat: er übernahm als politischer
Stellvertreter des Kaisers in Rom die Staatsgeschäfte, wenn Augustus
auf Reisen war.

Wie wichtig ist die Sprachwissenschaft für das Studium der
Geschichte des Altertums?

Wenn Sprache das Medium ist, mit dem die Menschen im gemeinsamen
Handeln ihre Kultur und ihre Gemeinwesen aufbauen, wenn Sprache der
Mörtel ist, der das Netz sozialer Beziehungen in einer Gesellschaft
zusammenhält, und wenn Sprache das Ausdruckspotenzial bereitstellt, um
aktives Kulturschaffen zu ermöglichen, dann ist das Studium der
Sprache bzw. der Sprachen unerlässlich, um das Kulturschaffen und die
Entwicklung einer Bevölkerungsgruppe in einer gegebenen Epoche zu
verstehen. Und für die Anfänge der römischen Geschichte sind die
wichtigen sprachlichen Medien das Etruskische und das Lateinische. Als
dritter Partner im Kulturaustausch der Antike ist auch das Griechische
von besonderer Bedeutung.

Das Studium der Sprachgeschichte vermittelt auch die Einsicht, dass
Sprache wie ein Messinstrument funktioniert - ähnlich wie ein
Seismograph in der Geologie -, mit den Veränderungen und Trends im
Kulturkontakt registriert und gleichsam "archiviert" werden, in Form
von Entlehnungen und Einflüssen im Lautsystem oder in der Syntax. Und
solche archivierten Einflüsse lassen sich über Jahrhunderte und selbst
noch nach Tausenden von Jahren nachweisen. Beispielsweise haben sich
Sprechgewohnheiten der Etrusker im Lautsystem des toskanischen
Dialekts des Italienischen bis heute erhalten (z.B. das emphatische kh
im Wortanlaut wie im Ausdruck un khane "ein Hund" für italienisch un
cane).

Welche sind die innovativen Thesen dieses Buches?

Die innovativen Thesen des Buchs über die Anfänge Roms bündeln sich
gleichsam, wenn man die Position eines interdisziplinären
Informations- und Erkenntnisaustausches einnimmt. Keine
Einzeldisziplin kann die Erforschung dieses komplexen Themenkreises
allein leisten. Es braucht eine intensive Kooperation zwischen
verschiedenen Wissenschaftsbereichen, sowohl in personeller Hinsicht
(Gedankenaustausch zwischen Fachvertretern verschiedener Disziplinen),
im Interesse der Sachorientierung (Verarbeitung von Sekundärliteratur
aus verschiedenen Bereichen) als auch als Leistung interdisziplinärer
Datenverarbeitung durch Einzelforscher. In meiner Studie sind
Erkenntnisse aus der Linguistik, der Kulturwissenschaft, der
Archäologie, der Architektur-, Kunst- und Religionsgeschichte, der
Humangenetik und der Erforschung literarischer Quellen und
epigraphischer Literatur (Inschriften) ausgewertet.

In dieser Konzentration der Hauptthese von der Wichtigkeit
interdisziplinärer Forschung gewinnen spezielle Thesen Eigenprofil:

- Die Geschichte Roms entfaltete sich von Anbeginn in einem
multikulturellen und multilingualem Milieu, und der Charakter einer
Multi-Kulti-Mosaikkultur ist durch alle Phasen der römischen
Geschichte erhalten geblieben, allerdings mit ständigen Fluktuationen
und wechselnden Schwerpunkten. Zu Beginn waren etruskische Kultur und
Sprache tonangebend, später entfaltete sich römisch-lateinischer
Einfluss als Trendsetter im multikulturellen Milieu der Provinzen des
römischen Imperiums.

- Seinen Aufstieg verdankt Rom der Kooperation mit Vertretern einer
der damals führenden Zivilisationen, der etruskischen. Die römische
Zivilisation ist damit selbst ein Kooperationsprojekt und steht als
Symbol für Interessenausgleich zwischen Kulturen und ethnischen
Gruppen im wechselseitigen Kontakt. Der Aufstieg Roms ist dem Primat
des Multikulturalismus verpflichtet, nicht der Isolation in einer
Monokultur.

- Der lateinische Kulturwortschatz, von dem die europäischen Sprachen
profitiert haben, ist kein Modell "Marke Eigenbau", sondern spiegelt
das reichhaltige multikulturelle Erbe und den traditionsorientierten
Wissensschatz Italiens während der Antike wieder.

Was planen Sie für die Zukunft?

Dieses Buch ist ein Baustein im Mosaik meines persönlichen
Sanierungsprogramms für die Antikenforschung, dessen andere Steine die
Neuorientierung der Forschung mit Bezug zur griechischen Zivilisation
(2014, 2017) und zum Kulturerbe Alteuropas (1995, 2011, 2015) sind.

Dieses Programm wird fortgesetzt. Derzeit arbeite ich eine Gesamtschau
der frühen Zivilisationen der Alten und Neuen Welt aus. Das Neue in
dieser Gesamtschau ist die Integration Alteuropas (bzw. der
Donauzivilisation) in das Panorama der alten Hochkulturen. Dabei
verschiebt sich nicht nur die traditionelle Kulturchronologie weiter
zurück in die zeitliche Tiefe, auch die Geschichte der Erfindungen
stellt sich in neuem Licht dar (z.B. Beginn der Schrifttradition,
Anfänge der Metallverarbeitung, Einführung der Töpferscheibe,
innovative Trends in der Transporttechnologie wie die Erfindung von
Rad und Wagen). Dieser Band ist für einen Verlag in Amerika vorgesehen
und wird im nächsten Jahr in den USA publiziert.

Das Sanierungsprogramm der Antikenforschung hat auch eine besonders
zukunftsorientierte Ausweitung erfahren, und zwar in Kooperation mit
LaBGC, der in Spanien lebenden Künstlerin und Publizistin. Zusammen
haben wir eine Zukunftsvision für die Europäische Union erarbeitet,
die sich auf die Auswertung der nützlichen Lehren aus dem Commonwealth
Alteuropas mit seinem weit ausgedehnten Netz von Handelskontakten und
seiner egalitären Gesellschaft stützt. Diese Auswertung wird demnächst
in Buchform erscheinen (MITEINANDER NEU-DENKEN, Lit Verlag, Reihe Red
Guide, 2019).



* Harald Haarmann, deutscher Sprach- und Kulturwissenschaftler und
Autor.

Erstveröffentlichung:

https://promosaik.blogspot.com/2019/09/die-anfange-roms-geschichte-einer.html
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AUSSTELLUNG/435: Kassel - "Große Frau der Nachkriegszeit: Nora Platiel", bis 25.10.2019


Universität Kassel

Große Frau der Nachkriegszeit: Ausstellung würdigt Nora Platiel



An der Universität Kassel würdigt eine Ausstellung das Leben und Wirken
der Juristin und Politikerin Nora Platiel. Platiel (1896 - 1979) hatte
sich neben einem umfangreichen gesellschaftspolitischen Engagement auch
für die Gründung einer Hochschule in Kassel stark gemacht. Auch das
künstlerische Schaffen ihres Sohnes Roger wird in der Ausstellung
dargestellt, die am 26. September eröffnet wurde.

Platiel gilt als eine der bedeutendsten Frauen der Nachkriegszeit in
Hessen. Dennoch, und obwohl auf dem Campus der Universität Kassel eine
Straße nach ihr benannt ist, ist sie heutzutage nur wenigen ein Begriff.
Platiel war zwischen 1945 und 1966 Abgeordnete des hessischen Landtags und
später Richterin am hessischen Staatsgerichtshof.

In Bochum geboren, legte sie 1927 ihr Rechtsreferendariat in Kassel ab.
Nach der Machtergreifung der Nazis floh die Sozialdemokratin jüdischen
Glaubens nach Paris, später in die Schweiz. Nach Kriegsende kehrte sie in
ihre Wahlheimat Kassel zurück und wurde Landgerichtsrätin. Von 1954 bis
1966 war Platiel Landtagsabgeordnete, zeitweise als stellvertretende
Vorsitzende der SPD-Fraktion. In Kassel setzte sie sich für die Gründung
der damaligen Gesamthochschule ein. Ihr besonderes Engagement galt den
Frauenrechten sowie der Verständigung zwischen Deutschland und Israel.

Platiels Sohn Roger (1934-1978) studierte an der damaligen Werkakademie,
einer Vorgänger-Institution der Kunsthochschule. Er machte sich als
Grafiker einen Namen. Etliche seiner Werke werden in der Ausstellung
gezeigt.

Initiiert wurde die Ausstellung durch Ralf Schaper, einen Freund der
Familie Platiel. Er konnte auf zahlreiche Dokumente aus dem
Familienfundus, aber auch aus öffentlichen Archiven zurückgreifen.

Die Ausstellung befindet sich im Foyer des Gebäudes Geistes- und
Kulturwissenschaften (Kurt-Wolters-Straße 3). Der Eintritt ist frei.
Öffnungszeiten: Montag bis Freitag: 8 bis 20 Uhr (noch bis zum 25.
Oktober). Ergänzt wird sie durch eine Internet-Ausstellung unter

https://www.platiel2019.de/


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kassel.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution45

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Kassel, 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/450: Jena - Lokale Herrschaftsverhältnisse in der DDR, 10.-11.10.2019


Friedrich-Schiller-Universität Jena

Lokale Herrschaftsverhältnisse in der DDR



Wie funktionierte die DDR vor Ort? Auf welche Weise beteiligten sich
Bürger an politischen Entscheidungen in ihrer Gemeinde? Für welche Themen
engagierten sich die Menschen? Fragen wie diese werden während der Tagung
"Gesellschaft als staatliche Veranstaltung? Orte politischer und
kultureller Partizipation in der DDR" am 10. und 11. Oktober in Jena
gestellt. Dazu laden Wissenschaftler der Friedrich-Schiller-Universität
Jena alle Interessierten ein.

"Wir fragen danach, wie DDR-Bürger staatliche Strukturen für ihre eigenen
Ziele nutzen konnten", sagt Dr. Bertram Triebel. Der Historiker von der
Universität Jena bereitet die Tagung vor und wird selbst einen der
Vorträge halten. Triebel verweist darauf, dass die beteiligten
Historikerinnen und Historiker einen Blick "von unten" auf die
DDR-Gesellschaft werfen wollen, weg vom Berlin-Bezug. Und dies in einem
doppelten Sinn. Zum einen stehen lokale Herrschaftsverhältnisse im
Mittelpunkt. Zum anderen gehe es darum, wie und warum sich Bürger für das
eigene Umfeld einsetzten.

Diskussion mit dem Publikum ist erwünscht

Diese Aspekte behandelt die Tagung in vier Sektionen, wobei eine rege
Diskussion mit dem Publikum ausdrücklich erwünscht ist. In ihren Vorträgen
beleuchten die meist jungen Forscher, inwiefern sich die Herrschaftspraxis
zwischen Stadt, Land und Betrieb unterschied. In den Blick rücken auch die
Blockparteien und Massenorganisationen. "Häufig nutzten deren Mitglieder
die bestehenden Strukturen, um die Lebensverhältnisse in ihrer Gemeinde zu
verbessern", sagt Bertram Triebel. Ein weiteres Thema sind die konkreten
Anliegen der Bürger, etwa die Pflege lokaler Traditionen oder der Schutz
der heimischen Umwelt. Bertram Triebel verweist darauf, dass nicht nur die
DDR-Zeit im Fokus stehen wird, sondern auch der Wandel des lokalen
Engagements im Zuge der Friedlichen Revolution.

Die Tagung "Gesellschaft als staatliche Veranstaltung? Orte politischer
und kultureller Partizipation in der DDR" wird veranstaltet von der
Professur für Europäischen Diktaturvergleich der
Friedrich-Schiller-Universität Jena, dem BMBF-Verbund "Diktaturerfahrung und
Transformation" und der Stiftung Ettersberg. Gäste sind in den Rosensälen
(Fürstengraben 27) herzlich willkommen, der Eintritt ist frei.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.histinst.uni-jena.de/Bereiche/Europäischer+Diktaturenvergleich.html

- das Programm der Tagung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 27.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/811: Berlin - Philosophie über dem Tellerrand, Vorlesungsreihe 31.10.2019-27.02.2020


Geisteswissenschaftliche Zentren Berlin e.V. (GWZ)

Philosophie über dem Tellerrand

Heute beginnt am Leibniz-Zentrum Moderner Orient in Berlin eine
Vorlesungsreihe mit und über Philosophen aus dem sogenannten "globalen
Süden", u.a. mit Prof. Felwine Sarr am 11.12.



Reflections on Epistemic Decolonization - Claudia Derichs, 26.09.2019 +++
Knowledge Circulations and Connections in a Disordered World - Seteney
Shami, 31.10.2019 +++ The Purva-Paksha of the Indian Modern - Rakesh
Pandey, 28.11.2019 +++ Rethinking the Humanities from Africa: Ecologies of
Knowledge - Felwine Sarr, 11.12.2019 +++ Thoughts on Research on, for,
with, in, and of Africa - Saleem Badat, 30.01.2020 +++ Revisiting the
"Third World Approach to International Law" (TWAIL) - Nahed Samour,
27.02.2020

Über intellektuelle Kultur und theoretische Denkansätze aus dem "globalen
Süden" ist über eingeweihte Kreise hinaus wenig bekannt. Universitäre
Lehre der Philosophie blickt selten über Europa hinaus - und große Denker
aus ökonomisch und politisch marginalisierten Ländern bleiben damit unter
dem Radar. Um dem entgegenzuwirken, hat sich eine Arbeitsgruppe von
Wissenschaftler*innen aus dem Leibniz-Zentrum Moderner Orient (ZMO), der
Freien Universität Berlin (FU) und der Humboldt Universität zu Berlin (HU)
zusammengefunden. Sie möchte Denker*innen aus dem "globalen Süden" zu Wort
kommen lassen - entweder persönlich oder durch Wissenschaftler*innen, die
sich mit ihren Theorien auseinandersetzen.

Am Leibniz-Zentrum Moderner Orient beginnt am Donnerstag, den 26.
September 2019 das Kolloquium für das Wintersemester 2019/20 unter dem
Titel "Thinking and Re-thinking the World in the Decolonial Era: Thinkers
and Theorizing from the Global South". Verschiedene Wissenschaftler*innen
aus Indien, dem Nahen Osten, Afrika und Deutschland sind hierzu
eingeladen. Genauso möchte die Vortragsreihe das Engagement deutlich
machen, das von vielen dieser Denker*innen verfolgt wird, um Süd-Süd- oder
Nord-Süd-Beziehungen zu pflegen und eurozentrische Dominanz zu überwinden.

Besonders hervorzuheben ist dabei der Vortrag von Prof. Dr. Felwine Sarr
am Mittwoch, den 11. Dezember 2019 um 18 Uhr im Ethnologischen Museum
(Lansstr. 8, 14195 Berlin). Sarr ist Professor für Ökonomie an der
Gaston-Berger-Universität in Saint Louis in Senegal. Er wurde vom
französischen Präsidenten Macron beauftragt, einen Bericht anzufertigen, zur
möglichen Rückgabe entwendeter Artefakte während der Kolonialzeit. Zusammen
mit Bénédicte Savoy schrieb er dazu 2018 "The Restitution of African
Cultural Heritage. Toward a New Relational Ethics". Beide plädieren für eine
dauerhafte Rückgabe der Artefakte. Ihr Bericht bezieht sich dabei nicht
nur auf Frankreich, sondern nimmt auch explizit das Berliner Humboldt
Forum in den Blick. Dieses kritisieren sie stark für ihren Umgang mit der
Thematik.

Der Vortrag von Felwine Sarr ist der erste einer weiteren Reihe, der
"Annual Berlin Southern Theory Lectures", die das ZMO gemeinsam mit dem
Institut für Sozial- und Kulturanthropologie an der FU organisiert.
Geplant ist zukünftig die jährliche Einladung eines großen Denkers bzw.
einer großen Denkerin aus dem "globalen Süden".


Eine Übersicht aller Vorträge ist hier zu finden:

https://www.zmo.de/veranstaltungen/2019/Colloquium/ZMO_Koll_201920_A1_final.pdf

Weitere Informationen unter:

https://restitutionreport2018.com/sarr_savoy_en.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution717

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Geisteswissenschaftliche Zentren Berlin e.V. (GWZ), 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KALENDERGESCHICHTEN/106: 10-2019   Der kleine Elefant - die zerrissene Seele ... (SB)





[image: Die Gräfin und Johann beobachen heimlich aus einem Versteck Mama Maja mit dem Wundergras - Buntstiftzeichnung: © 2019 by Schattenblick]

Mit einer List konnte Roland, der kleine Elefant, seinen Freund Nico
aus der Gefangenschaft des hungrigen Tigers befreien, der so begierig
darauf war, das Wundergras zu erproben, dass er die Flucht der beiden
kleinen Elefanten nicht bemerkte.
Als Nico und Roland endlich die Elefantenfamilie wiedergefunden
hatten, befürchteten sie doch arges Schimpfen von Mama Maja.
Nico und Roland liefen den kleinen Abhang hinunter und als sie von
Mama Maja entdeckt wurden, trötete sie laut mit erhobenem Rüssel. Alle
Elefanten horchten auf und blickten in die Richtung der beiden
Ausreißer.

"Nico, mein Baby komm her", schluchzte Mama Maja und schlang ihren
Rüssel zärtlich um seinen Hals. "Geht es dir gut, ist dir auch nichts
passiert? Bist du verletzt, hast du dir wehgetan?"

"Nein Mama, ich bin heil und ganz gesund und das habe ich Roland zu
verdanken, der mich gerettet hat", versuchte Nico seine Mama zu
beruhigen. Aber das gelang ihm gar nicht, denn völlig aufgeregt fragte
sie: "Gerettet? Wovor, verdammt noch mal, was ist geschehen? Was habt
ihr getan?" Mit dieser letzten Frage wandte sie sich an Roland, den
sie nun erst richtig bemerkte.

"Ja, ich bin auch froh wieder hier zu sein", begann Roland und wollte
gerade weitererzählen, doch Mama Majas Stimmung wechselte nun
plötzlich. "Seid ihr beiden eigentlich noch bei Trost, was ist in euch
gefahren, dass ihr einfach weggelaufen seid? Ich habe mir solche
Sorgen gemacht. Wir haben überall nach euch gesucht, gerufen, wieder
und wieder nach euch gerufen", schimpfte sie nun doch sehr laut. "Und
was hattet ihr so Wichtiges vor, dass ihr nicht einmal Bescheid sagen
konntet? Oh, ich könnte euch die Elefantenohren lang ziehen", seufzte
sie schließlich und ließ ihren Rüssel traurig hängen.

"Liebe Frau Maja", begann Roland, "wenn es Ihnen recht ist, dann kann
ich es Ihnen in Ruhe berichten. Ich vermute, ich kann alles genau
aufklären und sicherlich werden Sie nicht immer erfreut sein. Also,
wollen wir uns etwas zurückziehen, damit ich erzählen kann, wie es
sich zugetragen hat?"

"Oh, nein, wir Elefanten haben keine Geheimnisse voreinander und es
sollen ruhig alle hören, was ihr getan oder vielleicht nicht getan
habt!", bestimmte sie mit frostiger Stimme.

Roland und Nico sahen sich mit einem Mal von großen und kleineren
Elefanten umringt, alle mit aufgestellten Ohren und aufmerksamen
Blicken. Das war den beiden ziemlich unangenehm, aber es half nun
alles nichts und Roland begann von Anfang an zu erzählen, wie sie sich
aufmachten, um die Wunderpflanze zu finden, weil sie schnell groß
werden wollten, wie sie in das Reich des alten hungrigen Tigers
geraten waren, der sie gefangen genommen hatte und schließlich wie es
Roland angestellt hatte, Nico zu befreien.

Begleitet wurde sein Bericht von vielen "Ohs" und "Ahs", von "Oh je,
oh jes" der umstehenden Elefanten. Mama Maja hatte sich alles angehört,
ohne Rolands Bericht zu unterbrechen, doch als er geendet hatte,
schüttelte sie den Kopf: "Ihr seid ja völlig verrückt geworden. Eine
Pflanze zu suchen, die ihr nie zuvor gesehen habt, ist ja schon
ziemlich unsinnig. Aber selbst wenn ihr sie gefunden hättet, was wäre
dann? Keiner von euch weiß, wie man sie zubereitet!" Abermals
schüttelte sie verständnislos den Kopf. Nico und Roland standen
ziemlich bedröppelt da und schauten verlegen auf ihre Füße.

"Hmm, was machen wir denn jetzt mit euch?", besorgt blickte Mama Maja
die beiden an. "Mama, ich will ab jetzt lieber von ganz allein groß werden, aber
Ronny, der kann das nicht und ich möchte dass du ihm bitte die Pflanze
gibst. Er wünscht sich doch so sehr ein großer Elefant zu sein", bat
Nico mit Tränen in den Augen.

Das rührte die Elefantenmutter und als sie die versammelten Elefanten
ansah, die eifrig nickten, mit den Ohren wackelten oder ihre Rüssel
in die Höhe reckten, wusste sie, dass alle damit einverstanden waren,
Roland die Wunderpflanze zu geben. Die Versammlung löste sich nach und
nach auf und jeder ging wieder seiner Beschäftigung nach. Mama Maja
machte sich auf den Weg, das ganz besondere Gras zu holen. Es war auch
für sie nicht ganz einfach, den Ort an dem diese Pflanze wuchs, zu
finden. Ihre ganze Aufmerksamkeit war darauf gerichtet, so dass sie
nicht bemerkte, wie sie von zwei Menschen aus einiger Entfernung
beobachtet wurde. Eine ältere Dame und ein Herr in einem merkwürdigen
Anzug und mit einem noch merkwürdigeren Hut auf dem Kopf, versteckten
sich hinter einem Busch.

"Johann, vielleicht führt uns dieser Elefant zu Roland. Kann es nicht
sein, dass auch er Anschluss bei einer Elefantenfamilie gefunden hat,
obwohl er so klein ist?", wollte die Dame, bei der es sich natürlich
um die Gräfin handelte, die Meinung von Johann hören.

"Das wäre sicherlich eine Möglichkeit, die ich sehr begrüßen würde.
Was also schlagen Sie vor, dass wir unternehmen?", wandte sich Johann
an die Gräfin.

"Wir warten und folgen dem Tier in gemessenem Abstand, es wird uns
sehr wahrscheinlich zu seiner Herde führen. Vielleicht haben wir Glück
und finden dort den kleinen Ronny." Sie schaute betrübt zu Johann, der
ihr jedoch aufmunternd zulächelte: "Wir werden ihn wiederfinden, ganz
sicher!"

Und so schlichen sie dem großen Elefanten hinterher. Es dauerte nicht
lange, bis Mama Maja das Wundergras gefunden hatte, es vorsichtig
oberhalb der Wurzel abriss und mit dem dünnen Bündel im Rüssel den
Heimweg antrat. Von ihren Verfolgern wusste sie nichts. Sie achtete
nur darauf, dass sie das Gras möglichst frisch und unbeschadet nach
Hause brachte, denn es war unglaublich wichtig, dass es wirklich
frisch gepflückt war. Mama Maja trabte das letzte Stück des Weges. Die
Gräfin und Johann hatten nun alle Mühe, ihr zu folgen. Endlich
erreichte die Elefantenmutter das kleine Tal, traf sich mit dem
Elefantenbullen und machte sich mit ihm und mit der Hilfe der alten
Elefantendame an die Arbeit. Die Herstellung des Saftes aus dem
Wundergras war nicht ganz einfach und musste rasch vorgenommen werden.
Alle waren sehr bedacht, keine Fehler zu machen und große Sorgfalt
walten zu lassen. Den gewonnenen Saft füllten sie in eine ausgehöhlte
Melonenschale, in der er einen Tag und eine Nacht stehen gelassen
werden musste. Am darauf folgenden Morgen könnte Roland ihn dann
trinken.

Die Gräfin und Johann beobachteten von einer Anhöhe aus das Geschehen.
Aber sie verstanden nicht, was die Elefanten dort vorhatten. Plötzlich
gelangten Nico und Roland in ihr Blickfeld und als die Gräfin ihren
kleinen Ronny erkannte, schrie sie vor Freude laut auf: "Ronny, mein
kleiner Schatz, Ronny!"

Die Elefantenfamilie erschrak und im Nu schlossen sie sich zu einer
angriffslustigen Elefantenmauer zusammen, um die kleinen Elefanten zu
beschützen. Johann versuchte die aufgeregte Gräfin daran zu hindern,
sich den Elefanten zu nähern, doch sie hörte nicht auf ihn und rief
immer wieder: "Ronny, du lebst, zeig' dich doch, Ronny!", wobei sie
direkt auf die Elefanten zusteuerte. Roland drängelte sich zwischen
dene großen Elefanten hindurch, trötete laut ein "Hallo" und lief auf
die Gräfin zu. Die herzte und liebkoste ihn, wobei ihr Freudentränen
über die Wange kullerten. Johann trat nun auch hinzu und bekundete in
seiner förmlichen Art, dass er sehr erfreut sei, ihn gesund und munter
anzutreffen.

Roland war auch froh, seine beiden Menschenfreunde wiederzusehen. Aber
schon wenige Augenblicke später begann ein Widerstreit der Gefühle in
seinem Inneren zu toben. Sollte er mit der Gräfin gehen, bei ihr
bleiben oder doch lieber hier bei den Elefanten, bei denen er sich
recht wohl fühlte?

Fortsetzung folgt ...



zum 1. Oktober 2019
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FERIEN/966: Lippstadt - Märchenhafte Tage in den Herbstferien, 23.-25.10.2019


Stadt Lippstadt

Märchenhafte Tage in den Herbstferien

Ferienaktion des Jugend- und Familienbüros führt in die Welt der
Zwerge und Riesen



Lippstadt. In die geheimnisvolle Welt der Zwerge und Riesen können
Kinder bei der Herbstferienaktion des Jugend- und Familienbüros
eintauchen. In der zweiten Herbstferienwoche dreht sich drei Tage lang
alles um Gnome, Trolle, Wichtel, Kobolde, Heinzelmännchen und ihre
Gegenspieler, die Riesen. Im Zeitraum vom 23. bis 25. Oktober wartet
eine fantasievolle Reise voller Überraschungen auf Kinder im Alter von
sechs bis neun Jahren.

Die Ferienaktion findet täglich von 8.30 bis 13.15 Uhr im
Mehrgenerationenhaus Mikado in der Goerdeler Straße 70 statt. Kinder
berufstätiger Eltern können bereits ab 7.30 Uhr an einem gemeinsamen
Frühstück teilnehmen.

Anmeldungen sind unter www.lippstadt.feripro.de möglich. Für weitere
Informationen steht das Jugend- und Familienbüro unter 02941-980 725
zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 26. September 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1912: Braunschweig - Zweisprachiges Bilderbuchkino "Neulich am Südpol", 4.10.2019


Stadt Braunschweig

Zweisprachiges Bilderbuchkino im Heidberg: "Neulich am Südpol"



Braunschweig. Als Zweisprachiges Bilderbuchkino ist die Geschichte
"Neulich am Südpol" von Lena Hesse am Freitag, 4. Oktober, um 16 Uhr,
in der Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße 4, zu
sehen. Die Geschichte wird in Deutsch und Arabisch vorgelesen.
Eingeladen sind Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im
Anschluss gibt es ein Malangebot. Der Eintritt ist frei. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 26309473.

In der Geschichte geht es um Herrn Früh, der eines Morgens das Radio
einschaltet, als gerade Nachrichten laufen. Der Sprecher erzählt von
einem Pinguin, der am Südpol über einen Schneehaufen gestolpert ist.
Diese Nachricht fand Herr Früh so langweilig, dass er laut und lange
gähnen muss. Sein Gähnen steckt an und hat Folgen. Im Heidberg findet
das nächste Zweisprachige Bilderbuchkino am 6. Dezember statt. Die
Zweigstelle ist dienstags und freitags jeweils von 10 bis 18 Uhr
geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1439: Hamburg - Ein schaurig-schönes Gruselkabinett für Mutige, 3., 5., 6.10.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Theater Fata Morgana spielt:

Ein schaurig-schönes Gruselkabinett für Mutige nach dem
gleichnamigen Gedichtband von Arne Rautenberg

Regie & Bühne, Kostüm: Marcel Weinand

Spiel: Karl-Heinz Ahlers & Hartmut Fiegen

Premiere: Donnerstag, 3. Oktober 2019 / 18 Uhr



Hereinspaziert! Das Theater Fata Morgana lädt ein in die
schaurig-schöne Welt des Gruselns, Grausens und Schauderns: Ein
Skelett tanzt im Tütü, Zombis in Kombis brausen grölend durch die
Stadt, ein rosafarbener Vampir kocht aus Puppen Suppen und viele
andere schauerliche Gestalten treiben ihr spukiges Unwesen.

Da bleibt niemand ohne Gänsehaut - Geisterehrenwort!

Und wenn das Gespenst über seine Ketten stolpert und dem Skelett das
Gebiss rausfällt, dann schlottern allen so richtig die Knie - vor
Lachen!

Gefördert durch das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und
Kultur und durch die Stadt Hildesheim

Weitere Vorstellungen: Samstag + Sonntag, 5. + 6. Oktober 2019 /
jeweils 16 Uhr

www.fata-morgana-productions.de

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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ARCHITEKTUR/056: Analyse von Weltkulturerbe der Kolonialzeit in der Karibik (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 27.09.2019

Analyse von Weltkulturerbe der Kolonialzeit in der Karibik

Bamberger Forschende vermitteln zerstörungsfreie Denkmaltechnologien auf
Kuba



Havanna ist eine der frühesten spanischen Gründungen in der Neuen Welt.
Dieses Jahr feiert die Hauptstadt Kubas ihren 500. Geburtstag.
Insbesondere die Altstadt von Havanna ist geprägt durch eine
abwechslungsreiche Geschichte, die sich in der Vielfalt der Baustile
widerspiegelt. "Viele Gebäude im Zentrum Havannas sind leider akut
einsturzgefährdet, große Teile schon unwiederbringlich zerstört. Mit
großem Einsatz versuchen kubanische Denkmalpfleger, die wichtigsten
historischen Gebäude zu retten," sagt Prof. Dr. Till Sonnemann,
Juniorprofessor für Informationsverarbeitung in der Geoarchäologie an der
Universität Bamberg. Gemeinsam mit seiner Kollegin Prof. Dr. Mona Hess,
Inhaberin des Lehrstuhls für Digitale Denkmaltechnologien, und ihrem
Mitarbeiter Dr. John Hindmarch, möchten sie mit einem Einführungskurs zur
Nutzung zerstörungsfreier Analysemethoden in Gebäuden einen kleinen
Beitrag leisten. Nach der ersten Internationalen Summerschool im Juli 2018
mit Fokus auf den Bamberger Dom bietet "Monitoring Heritage 2019" diesmal
den Kurs in der kubanischen Welterbestadt an. Zwanzig Studierende der
Denkmalpflege und Archäologie des Colegio Universitario San Gerónimo de La
Universidad de la Habana lernen vom 23. bis 27. September zerstörungsfreie
bildgebende Verfahren wie die Arbeit mit dem terrestrischen Laserscanner
oder Photogrammetrie und die Untersuchung des Untergrundes mit dem
Bodenradar kennen.

"Mit dem Palacio de los Condes de Jaruco an der Plaza Vieja, welcher
gerade restauriert wird, hat Dr. Sergio Raymant Arencibia Iglesias, Leiter
des Studiengangs Denkmalpflege und Vizedekan des Colegio, ein spannendes
Objekt zur Dokumentation ausgesucht", sagt Till Sonnemann. Da die
Bodenplatten im Patio noch nie bewegt wurden, sind die Denkmalpfleger
interessiert am Verlauf der historischen Wasserleitungen unter dem Gebäude
und hoffen auf Ergebnisse des Georadars. Mit den Laserscans lassen sich
verformungsgerechtes Aufmaß, Grundrisse oder Schnitte und 3D-Modelle
einzelner Gebäude anfertigen und Veränderungen in der Bausubstanz
beobachten. Mona Hess sagt: "Wir möchten den Studierenden vor Ort einen
Einblick in diese Technologien geben. Mit ihnen können sie Gebäude
effizient digital dokumentieren und mehr über ihren Zustand erfahren."
Diese Informationen können dann als Grundlage für den Erhalt von Gebäuden
der kubanischen Hauptstadt genutzt werden.

Die internationale Kooperation wird von der Bayerischen Forschungsallianz
(BayFOR) und dem Bayerischen Hochschulzentrum für Lateinamerika (BAYLAT)
gefördert, letzteres hatte zum auch in Havanna zelebrierten 250.
Geburtstag Alexander von Humboldts die Zusammenarbeit angeregt.

Ihr Knowhow vermitteln Bamberger Wissenschaftler aber nicht nur in
Havanna. Die Otto-Friedrich-Universität pflegt derzeit Kooperationen mit
insgesamt 22 Partneruniversitäten aus den Ländern Argentinien, Brasilien,
Chile, Costa Rica, Ecuador, Kolumbien, Kuba, Mexiko und Peru.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kompetenzzentrums
Denkmalwissenschaften und Denkmaltechnologien (KDWT) und des Instituts für
Archäologische Wissenschaften, Denkmalwissenschaften und Kunstgeschichte
führen weltweit interdisziplinäre Projekte durch und organisieren Summer
Schools.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 27.09.2019

WWW: http://idw-online.de
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BERICHT/069: Puppentheater - Kunst, Kultur und Wissenschaft ... (SB)




Breitohrclown trifft Elektrischen Spuk

Magdeburger Ausstellung überrascht mit Handpuppen und Grafik von Paul
Klee sowie neuen Bauhaus-Spuren

von Christiane Baumann, September 2019
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Plakat zur Sonderausstellung mit Breitohrclown

Foto: © 2019 by Christiane Baumann



Als Maler und Grafiker ist der Bauhaus-Meister Paul Klee (1879-1940)
jedem Kunstinteressierten ein Begriff, als Marionettenbauer vermutlich
kaum. Das ist auch nicht verwunderlich, schuf er doch seine fünfzig
Handpuppen eigentlich für den Hausgebrauch, denn er erfüllte seinem
1907 geborenen Sohn Felix damit den Wunsch nach eigenen Handpuppen.
Und nicht nur das. Es entstand eine kleine Puppenbühne, um dem Spiel
den adäquaten Aktionsraum zu geben. So wurde Paul Klee
Handpuppen-Bauer, was ihn bis in sein grafisches Werk beschäftigte.
Zeichnungen wie Die Puppe wird frühstücken oder Die Puppe
schläft deuten auf die Faszination "Marionette", von der man bei
einem Dichter wie Heinrich von Kleist in seinem berühmten Aufsatz
Über das Marionettentheater lesen kann und die auch Goethe in
seinem Roman Wilhelm Meister erkennen lässt, um zwei bedeutende
Beispiele zu nennen, die das Inspirierende des Figurentheaters
belegen. Diese anregende Wirkung auf andere Künste und Kunstschaffende
sichtbar zu machen, darauf zielt die kürzlich eröffnete Ausstellung
Die Puppe wird frühstücken. Paul Klee: Puppen - Grafik -
Bauhaus in der Magdeburger villa p., der
Figurenspielsammlung Mitteldeutschland. Dabei greift das Konzept der
kleinen, aber gut durchdachten Exposition weiter als der Titel
andeutet. Paul Klees Handpuppen, von denen fünf in der Ausstellung zu
sehen sind, liefern das "Gerüst" der Präsentation, die zugleich den
Bogen zum Marionettentheater-Projekt des Bauhauses im Jahr 1923 unter
Oskar Schlemmer schlägt und eine bislang unbekannte Bauhaus-Spur im
Umfeld der Magdeburger Reformschulpädagogik aufdeckt, die sich an den
Bauhaus-Schüler Hans Pistorius knüpft.
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Michael Kempchen, Intendant des Puppentheaters Magdeburg, bei der
Eröffnung

Foto: © 2019 by Christiane Baumann



Beim Besuch der drei Ausstellungsräume bewegt man sich in einem
modularen Baukasten-System, das nach allen Richtungen offen ist und
überraschende Einblicke und Blickwinkel ermöglicht. Die Puppen
schweben beinah im Raum, Materialien in Kästen weisen auf den
Entstehungsprozess. Alles erweckt den Eindruck der Bewegung, der
Anarchie, die einer höheren Ordnung zu folgen scheint. Die fünf
Klee-Handpuppen sind über die Ausstellungsräume verteilt. Es handelt
sich um exakt nachgebaute Puppen, da die Originale aufgrund ihres
konservatorischen Zustandes nicht mehr verliehen werden können, sich
daher die Klee-Nachfahren entschlossen, Repliken fertigen zu lassen.
Mittels einer aufwändigen 3-D-Röntgen-Computertomografie wurden
Materialien und Herstellungsprozess analysiert, um die fünf Exemplare
nachzugestalten. Stoffe wurden nachgewebt und nachträglich mit
Gebrauchsspuren versehen. Für den faszinierenden Breitohrclown
kam dabei sogar Zeitungspapier aus den 1920er Jahren zum Einsatz, denn
Klee verarbeitete alles Mögliche beim Puppenbau: Flicken, Knöpfe,
Steckdosen, Knochen, Zeitungen oder Nussschalen. Fertigte er zunächst
das klassische Puppenspiel-Ensemble mit Kasperl, Gretl, Tod und
Polizist, so folgten geradezu avantgardistisch anmutende Puppen wie
der Dada-inspirierte Elektrische Spuk oder der streng
geometrisch geformte Breitohrclown mit seiner
Rot-Schwarz-Weiß-Farbgebung, der das bauhaustypische Bemühen um
Funktionalität und Farbreduktion sichtbar macht, was nicht zuletzt auf
den Einfluss der niederländischen De-Stijl-Bewegung und auf Klee als
Bauhaus-Lehrer für "bildnerische Formlehre" deutet. Der
Breitohrclown berührt sich mit - in der Ausstellung nicht
gezeigten - Bildern wie dem Selbstporträt (1924) des
Klee-Schülers Andor Weininger, in dem eine Puppe wie eine Maschine
durch Fäden einen mechanischen Kreislauf in Gang setzt.
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Klee: Ohne Titel (Selbstporträt), 1922; Replik (2003)

Foto: © 2019 by Puppentheater Magdeburg
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Paul Klee vor der Staffelei, Dessau - 1926

Fotografin: Lily Klee - Zentrum Paul Klee, Bern - Schenkung Familie Klee
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Klee: Die Puppe wird frühstücken. 1938 Bleistiftzeichnung Paul Klee.

Foto: © 2019 by Puppentheater Magdeburg



Ganz anders dagegen präsentiert sich die mit "Selbstporträt" betitelte
Figur, die Klee 1922 in der Weimarer Bauhaus-Zeit schuf und die den
dem Künstler gewidmeten Raum dominiert. Diese Puppe ist deshalb
außergewöhnlich, weil sie eines der "wenigen Selbstbildnisse"
(Christine Hopfengart) Klees darstellt. Mit wachem, aber ernstem Blick
schaut der Künstler, gekleidet in einen dunklen Umhang, der abgetragen
und mit Flicken besetzt ist, in die Welt. Die Figur verkörpert eine
Persönlichkeit, die aufrecht, aber vom Leben "gebeutelt" wirkt. Von
ganz eigenem Charme ist auch die Puppenbühne, die die Berliner
Künstler Barbara und Günter Weinhold unterstützt vom Klee-Enkel
Alexander nach Fotos und Erinnerungen eigens für die Magdeburger
Ausstellung nachbauten. Zwei Puppen haben in der Ausstellung auf
dieser Bühne ihren Platz gefunden: Gekrönter Dichter und
Vogelscheuchengespenst. Nicht zuletzt sind Bühne und Puppen per
Film in Aktion zu erleben.
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Die nachgebaute Puppenbühne von Paul Klee

Foto: © 2019 by Christiane Baumann



Neben Paul Klee als Handpuppen-Bauer gibt es noch eine weitere Linie,
die das Figurenspiel mit dem Bauhaus verbindet und die in der
Ausstellung in den Fokus gerückt wird. Es ist ein
Puppentheaterprojekt, das 1923 von Schülerinnen und Schülern um den
Bauhaus-Meister Oskar Schlemmer geplant wurde. Ganz dem Märchenboom
der frühen 1920er Jahre verpflichtet, sollten Die Abenteuer des
kleinen Buckligen aus Tausendundeinernacht zur Aufführung
kommen. Dafür wurden Marionetten entworfen, die auf den
gestalterischen Grundprinzipien des Bauhauses, Kreis, Dreieck und
Quadrat, basierten. Das Märchen kam letztlich nicht zur Aufführung, da
sich die Figuren als nicht funktionstüchtig erwiesen. Die Marionetten
gelangten später in die Puppentheatersammlung Dresden. In der
Magdeburger Exposition sind von Peter Lutz gefertigte Repliken wie die
"Frau des Schneiders" zu sehen, an denen sich die Formprinzipien des
Bauhauses beispielhaft nachvollziehen lassen und die in ihrer
Farbigkeit und Originalität faszinieren. Diese nachgebauten Figuren
werden in der Magdeburger villa p. künftig auch in der
Dauerausstellung zu sehen sein.
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Bauhaus Weimar, Die Frau des Schneiders, Weimar 1923, Nachbau Peter Lutz, 2019

Foto: © 2019 by Christiane Baumann



Die Bauhaus-Idee, die die Verbindung von Kunst und Volk postulierte
und, aus den Schrecknissen des Ersten Weltkriegs geboren, die Kunst in
den Dienst des "neuen Menschen" stellen wollte und soziale Wirksamkeit
anstrebte, suchten zahlreiche Schüler auch an anderen Orten zu
verwirklichen. Zu ihnen gehörte der Reformschullehrer Hans Pistorius,
der 1921/22 am Bauhaus in Weimar studiert hatte. Er war bis 1940 in
Magdeburg als Kunstpädagoge an der Berthold-Otto-Schule, einer im Zuge
der Reformpädagogik gegründeten "Versuchsschule", tätig, an der
Mädchen und Jungen gemeinsam lernten und künstlerische Kreativität
besonders gefördert wurde. Pistorius entwarf 1931/32 in einer seiner
Kunstklassen Marionetten, Bühne und Requisiten für ein Puppenspiel.
1936 baute er für seine Töchter ebenfalls Handpuppen, die inzwischen
in der Magdeburger Figurenspielsammlung zu sehen sind.

1936, als Pistorius seine Handpuppen baute, hatte der Bauhaus-Meister
Paul Klee Deutschland bereits verlassen. Seine Werke wurden von den
Nationalsozialisten als "entartete Kunst" gebrandmarkt und aus den
Museen verbannt. Auch daran erinnert der kleine Ausstellungsführer,
den die Theaterwissenschaftlerin Miriam Locker entwarf, die auch für
das Gesamtkonzept der Exposition verantwortlich zeichnete.
Vielseitigkeit, Kreativität und Experimentfreude lassen sich in der
Ausstellung erleben, die zeigt, wie zu allen Zeiten Kunstschaffende
sich von der Welt der Marionetten immer wieder haben bezaubern und
anregen lassen. Noch bis zum 14. Januar kann man in diese kleine
Magdeburger Exposition, die auch ein Beitrag zum 100-jährigen
Bauhaus-Jubiläum ist, in der villa p. eintauchen.
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Klee: Ohne Titel (Elektrischer Spuk), 1923; Replik (2003)

Foto: © 2019 by Puppentheater Magdeburg
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Klee: Gruppenfoto

Foto: © 2019 by Puppentheater Magdeburg
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AUSSTELLUNG/9741: Unna - Werke von Karin Radoy bis zum 15. Dezember 2019


Stadt Unna

Dialoge zwischen Malerei und Skulptur, Farbe und Form, Oberfläche
und Volumen

Neue Ausstellung der Carlernst-Kürten-Stiftung zeigt Werke von Karin
Radoy



Kreisstadt Unna. Karin Radoy widmet ihr künstlerisches Schaffen dem
Verhältnis von Farbe, Form und Raum. In ihren Kunstwerken werden
Dialoge zwischen Malerei und Skulptur, Farbe und Form, Oberfläche und
Volumen greifbar.

Ihre Malereien, die nur auf den ersten Blick monochrom sind, baut sie
aus unzähligen Farbschichten auf, die je nach Lichteinfall und
Standpunkt des Betrachters wahrnehmbar werden. Karin Radoys Interesse
gilt in erster Linie der Farbe und zwar dem Zusammenspiel und den
Kontrasten von Farbwerten: "hell zu dunkel, warm zu kalt;
Simultanität. Farbe hält das Auge in Bewegung, geprägt von Autonomie
und Intensität. Es entsteht Bewegung, in der Fläche zu Raum und Farbe
zu Licht werden", so die Künstlerin selbst. Zudem erforscht sie
künstlerisch, wie Farben und Formen einander gegenseitig beeinflussen.
Ihre Werke machen die Fähigkeit der Farbe wahrnehmbar, eine Form
größer oder kleiner wirken zu lassen, ebenso wie das verdunkelnde oder
aufhellende Potenzial von Formen.

Als Malgrund nutzt Karin Radoy plastische Holzobjekte, die sie selbst
baut. Der Dialog ist Karin Radoys Arbeiten auch dadurch inhärent, dass
sie zumeist zweiteilig komponiert sind, wobei zwei identisch geformte
Elemente nebeneinander eine unterschiedliche Position im Raum
bekommen, gegeneinander gedreht oder gespiegelt sind. Die Objekte
werden zwar an der Wand präsentiert, dehnen sich aber in den Raum
hinein aus und fordern so auch die Bewegung des Betrachters - nur im
Dialog sind sie ganz zu erfahren.

Zur Ausstellung erscheint ein Katalog mit einer Fülle von Abbildungen
ganz aktueller Werke der Künstlerin sowie zwei Textbeiträgen in
Deutsch und Englisch, die das Schaffen Karin Radoys aus
kunsthistorischer Sicht beleuchten. Dieser ist zum Preis von 5 Euro im
Museum zu erwerben.

Führungen durch die Ausstellung - insbesondere auch für Schulklassen -
werden nach Absprache sehr gern angeboten.

Bis zum 15. Dezember 2019 zeigt die Carlernst Kürten-Stiftung 
in den früheren Atelierräumen des Unnaer Bildhauers Carlernst
Kürten Wandobjekte und graphische Arbeiten von Karin Radoy.

Ausstellungseröffnung mit Katalogpräsentation findet am Sonntag, 29.
September 2019, um 11 Uhr im Carlernst-Kürten-Haus statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 26. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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GLEICHHEIT/6940: Österreich - Massive Verluste für rechtsradikale FPÖ


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Österreich: Massive Verluste für rechtsradikale FPÖ

Von Markus Salzmann

30. September 2019



Die gestrige Parlamentswahl in Österreich brachte erhebliche Verluste für
die rechtsradikale Freiheitliche Partei (FPÖ) und die sozialdemokratische
SPÖ. Profitieren konnten davon die konservative Volkspartei von Ex-Kanzler
Sebastian Kurz und die Grünen. Kurz kann nun sowohl mit der FPÖ, der SPÖ
oder den Grünen eine Regierungskoalition bilden, um seine rechte Politik
fortzusetzen.

Laut vorläufigem Endergebnis (die Briefwahlstimmen werden erst am Montag
ausgezählt) kommt die ÖVP auf über 38 Prozent, ein Plus von rund 7 Prozent.
Die SPÖ verliert über fünf Prozent und kommt auf 21,5 Prozent. Es ist das
schlechteste Ergebnis der Sozialdemokraten bei einer Nationalratswahl.

Die FPÖ verliert 9 Prozent und kommt nur noch auf 17 Prozent. Knapp
dahinter liegen mit über 12 Prozent die Grünen, die in der letzten Wahl
noch an der Vierprozenthürde gescheitert waren. Ebenfalls im Parlament
vertreten sind die liberalen Neos mit etwas mehr als 7 Prozent.

Das Ergebnis macht deutlich, dass die Rechtsextremen über keine
Massenunterstützung verfügen. Die sogenannte "Ibiza-Affäre" war nur der
hervorstechendste Ausdruck davon. Die Regierung von ÖVP und FPÖ war Ende
Mai nach nur 18 Monaten zerbrochen. Ein heimlich in Ibiza aufgenommenes
Video, das zeigte, wie der damalige FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache einer
vermeintlichen russischen Investorin gegen Wahlkampfhilfen
Regierungsaufträge anbot, hatte die Krise ausgelöst. Seither wird
Österreich von einer Expertenregierung übergangsweise regiert.

Die FPÖ reagierte auf das Scheitern der Regierung mit einem aggressiven,
rechtsextremen Wahlkampf und hetzte gegen Flüchtlinge und Ausländer. Wenige
Tage vor der Wahl gab die Wiener Staatsanwaltschaft dann bekannt, dass sie
wegen des Verdachts der Untreue gegen den früheren Vizekanzler und FPÖ-Chef
Strache ermittle. Strache, seine frühere Büroleiterin und sein ehemaliger
Leibwächter sollen bei der Partei unzulässige Rechnungen eingereicht und
dadurch deren Vermögen geschädigt haben.

Nach Bekanntwerden der Wahlergebnisse herrschte Krisenstimmung in der FPÖ.
Die Partei stehe für Koalitionsgespräche voraussichtlich nicht zur
Verfügung, erklärte Generalsekretär Harald Vilimsky. "Wir interpretieren
das nicht als unser Ziel, hier in Regierungsverhandlungen eintreten zu
wollen. Dafür hat uns der Wähler nicht stark gemacht", sagte er zur
Begründung. Der Wähler habe der Partei einen "Auftrag für einen Neustart"
gegeben. Auch von einer "Spaltung" der FPÖ war am Wahlabend die Rede.

Auch in der SPÖ herrschte nach dem historisch schlechtesten Ergebnis
Krisenstimmung. 1979 hatte die Partei mit 51 Prozent der Wählerstimmen noch
alleine regiert, 1999 war sie bereits auf 33 Prozent gefallen, und in den
letzten beiden Wahlen hatte sie mit 26 Prozent ihren bisherigen Tiefpunkt
erreicht. Dieser Niedergang drückt sich auch in der Person von
Spitzenkandidatin Pamela Rendi-Wagner aus, einer Ärztin, die erst seit
Kurzem SPÖ-Mitglied ist.

Politisch war die SPÖ im Wahlkampf von ÖVP und FPÖ kaum zu unterscheiden.
In Fragen der Flüchtlingspolitik, der inneren Sicherheit und sozialer
"Reformen" liegen alle Parteien auf einer Linie. Zuletzt hatte die SPÖ jede
Kritik an der Einführung des 12-Stundentages durch die ÖVP-FPÖ-Regierung
fallen gelassen, und Rendi-Wagner hatte erklärt, man werde mit Sebastian
Kurz eine Koalition eingehen, um eine Beteiligung der FPÖ an der Regierung
zu verhindern.

Gleichzeitig überließ sie parteiintern dem rechtesten Flügel das Feld. Der
Tiroler Parteichef Georg Dornauer, der im Interview mit einem
rechtsradikalen Magazin indirekt ein Bündnis mit der FPÖ forderte, und 
Hans-Peter Doskozil, der im Burgenland bereits mit der FPÖ koaliert hat, gaben
in der Partei den Ton an.

Die ÖVP konnte vor allem von den Verlusten der FPÖ profitieren. Kurz hatte
sich im Wahlkampf für eine Fortsetzung der Regierung mit ihr ausgesprochen
und ihre Angriffe auf Flüchtlinge übernommen. Er hatte sich für null
Migration nach Europa und einen möglichst kompletten Außengrenzschutz
ausgesprochen. Österreich habe bereits "mehr als genug Menschen
aufgenommen".

Bereits als Kanzler hatte Kurz die Flüchtlingspolitik der FPÖ verwirklicht,
die größten sozialen Angriffe der letzten Jahrzehnte durchgeführt und die
Kontrolle über Polizei, Militär und Geheimdienste in die Hände der FPÖ
gegeben.

Am Wahlabend legten sich Kurz oder andere ÖVP-Politik nicht auf eine
mögliche Koalition fest. Rechnerisch stehen der ÖVP alle Möglichkeiten
offen. Ob Kurz allerdings, wie im Wahlkampf angedeutet, mit einer derart
geschwächten FPÖ ein Bündnis riskiert, ist fraglich.

Eine Option wäre auch eine Koalition mit den Grünen. Sie sind neben der ÖVP
klarer Sieger der Wahl. Im Wahlkampf hatten sie sich im Wesentlichen auf
Umweltthemen konzentriert und als einzige Partei die FPÖ zumindest
teilweise kritisiert. Damit konnten sie vor allem bei jüngeren Wählern
punkten. Obgleich sich auch die Grünen am Wahlabend bedeckt hielten,
schloss Spitzenkandidat Werner Kogler ein Bündnis mit Kurz' ÖVP nicht aus.

Tatsächlich sind die österreichischen Grünen, wie ihre Pendants in anderen
europäischen Ländern, Teil des rechten bürgerlichen Establishments. Sie
sind in fünf Landesregierungen vertreten. In Tirol, Vorarlberg und Salzburg
regieren sie bereits mit der ÖVP, in Salzburg unter Einbindung der Neos. In
Wien regieren sie in einem Bündnis mit der SPÖ, die zuvor jahrzehntelang
über eine absolute Mehrheit verfügt hatte. In Oberösterreich stellen die
Grünen einen Landesrat und arbeiten eng mit den Vertretern von ÖVP und FPÖ
zusammen. In allen Bundesländern setzen sie den Sparkurs und die rigide
Ausländerpolitik der Bundesregierung um.

In ihrem Wahlprogramm forderte die Partei, die sich ursprünglich aus der
Friedensbewegung rekrutiert hatte, mehr Mittel für Polizei und Militär. Sie
lobte die "bürger*innennahe Polizei" und fordert die "nötige Ausstattung",
um "effektiv Recht durchsetzen zu können". Die Grünen sind für die
Abschaffung der Wehrpflicht und für eine Berufsarmee, deren Hauptaufgabe
"internationale friedenserhaltende Einsätze", sprich Kampfeinsätze im
Ausland, sind.

Auch in der Flüchtlingspolitik wären die Grünen mit Kurz auf einer Linie.
In ihrem Wahlprogramm findet sich kein Wort über die unmenschliche,
verbrecherische Politik der österreichischen und europäischen Regierungen,
die hunderte Menschen im Mittelmeer ertrinken lassen. Stattdessen soll im
Interesse der österreichischen Wirtschaft "Arbeitsmigration" gestaltet
werden. Durch ein Einwanderungsgesetz sollen Migranten in nützlich und
unnütz unterteilt werden und je nachdem ein Aufenthaltsrecht erhalten.

Unabhängig davon, welche Koalition am Ende in Wien regieren wird, steht
jetzt schon fest, dass die reaktionäre, rechte Politik der letzten Jahre
fortgeführt wird.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1898: Säbelrasseln im All


graswurzelrevolution Nr. 441, September 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Säbelrasseln im All

Frankreichs Weltraumoffensive - zieht Deutschland mit?

von Jürgen Wagner



Die kommerzielle wie auch militärische Bedeutung des Alls nimmt
kontinuierlich zu.(1) Aus diesem Grund haben die USA bereits vor
einiger Zeit vorgelegt, indem Präsident Donald Trump die Aufstellung
eines Weltraumkommandos angekündigt hatte.

Das wollte sein französischer Konkurrent und Waffenbruder Emmanuel
Macron wohl nicht auf sich sitzen lassen und zog Mitte Juli 2019 nach.
Nur wenig später ging die französische Verteidigungsministerin
Florence Parly noch einen Schritt weiter, indem sie vermeldete,
Frankreich werde als erstes europäisches Land Waffen im Weltraum
platzieren.


Zu allem Überfluss ging Parly dabei außerdem auch noch offensiv
auf Deutschland zu, indem sie dazu aufforderte, sich in das
Waffenprogramm einzuklinken, während russisch-chinesische Versuche,
einen Vertrag zur friedlichen Nutzung des Weltalls auf den Weg zu
bringen, gleichzeitig seit Jahren links liegen gelassen werden.

Einen "lebendigen" Eindruck von der generellen Stoßrichtung der
Parly-Rede vermitteln die Passagen, mit denen sie ihre Ausführungen
abschloss: "Wir sind eine einzige Mannschaft. Die Weltraummannschaft
von Frankreich. Wir glauben an Frankreich, die dritte Weltraummacht.
Wir waren ein Teil der Pioniere. Und wir werden die Avantgarde sein.
Lang lebe die Luft- und Weltraumarmee!"(2)


Frankreich geht in die Offensive

Sowohl wirtschaftlich als auch militärisch: Ohne den Weltraum geht
heutzutage fast nichts mehr.

Die strategische Bedeutung dieser Domäne wurde in der jüngsten Ausgabe
der "Österreichischen Militärischen Zeitschrift" (ÖMZ) unter freiem
Rückgriff auf den Geopolitik-Urahn Halford Mackinder mit den Worten
zusammengefasst: "Der Weltraum ist schon jetzt zur Schlüsselregion im
Wettlauf um die besten Informationen geworden. [...] Wer den Weltraum
beherrscht, beherrscht die Welt."(3)

Vor diesem Hintergrund haben nicht nur die USA erklärt, den Weltraum
zum fünften offiziellen Schlachtfeld - neben Land, Luft, Meer und
Cyber - zu erklären, sondern auch von der NATO wird erwartet, dass sie
beim Gipfeltreffen im Dezember 2019 nachzieht.(4)

Vor diesem Hintergrund kündigte der französische Präsident Macron im
Zusammenhang mit den Feierlichkeiten zum französischen
Nationalfeiertag am 14. Juli an, der Weltraum sei ein "neuer Bereich
der Konfrontation", weshalb sein Land schon im September ebenfalls ein
Weltraumkommando ins Leben rufen werde: "Um die Entwicklung und
Verstärkung unserer Fähigkeiten im Weltraum zu gewährleisten, wird im
kommenden September ein großes Raumfahrtkommando innerhalb der
Luftwaffe geschaffen", so Macron.(5)

Das neue mit 200 Personen bestückte Kommando mit einem Personal von
200 soll in Toulouse ansässig sein, wodurch praktischerweise auch
gleich der Anschluss an die Industrie in Form des ebenfalls dort
ansässigen Airbus-Hauptsitzes gegeben ist, die sich große Profite aus
dem Raumfahrtgeschäft verspricht: "Ein großer europäischer
Industrieakteur wird wohl profitieren - Airbus mit Sitz in Toulouse.
Die Firma ist reif für Zuwächse sollte Frankreich mehr in
Weltraumtechnologien wie auch in Land-, See- und Cyberverteidigung
investieren. 'Der Weltraum muss als fünfte Domäne der
Sicherheitspolitik betrachtet werden', sagte Dirk Hoke, der Chef von
Airbus Defence and Space."(6)

In diesem Zusammenhang ist es wichtig zwischen der schon längst
erfolgten Militarisierung und der Bewaffnung des Weltraums zu
unterscheiden, die noch in den Kinderschuhen steckt. So warnte
unlängst ein Papier der "Deutschen Gesellschaft für Auswärtige
Politik" (DGAP): "Bis zum jetzigen Zeitpunkt wurde das All nur
militarisiert: Das heißt Anlagen im Weltraum wurden für militärische
Zwecke wie Aufklärung und Frühwarnung genutzt. Nun aber stehen wir an
der Schwelle zur Bewaffnung, und das beinhaltet die Stationierung von
Waffen im All, die gegen andere Anlagen oder womöglich gar Ziele auf
der Erde vorgehen können."(7)

Genau hier tat Frankreich zumindest verbal nur wenige Tage nach
Macrons Rede einen entscheidenden Schritt nach vorn. Denn bei der
Vorstellung der "Stratégie spatiale de défense", kündigte
Verteidigungsministerin Florence Parly den Bau von Weltraumwaffen an:
"Heute militarisieren unsere Verbündeten und Gegner den Raum. [...]
Mit diesen neuen Überwachungsmöglichkeiten werden wir in der Lage
sein, unsere aktive Verteidigung zu organisieren. [...] Wir behalten
uns Zeit und Ressourcen für die Reaktion vor: Dies kann die Verwendung
von Leistungslasern beinhalten, die von unseren Satelliten oder von
unseren Nanosatelliten-Patrouillen eingesetzt werden. [...] Natürlich
hat das alles seinen Preis. Um die budgetären Folgen dieser neuen
Raumfahrtkapazitäten zu begrenzen, können wir auf sie zugreifen, indem
wir entweder Dienstleistungen von vertrauenswürdigen Betreibern
beziehen oder unsere Ressourcen mit unseren europäischen Partnern
bündeln. Ich denke dabei insbesondere an Deutschland oder Italien.
[...] Während der Laufzeit dieses Programms stellt dieser Aufwand
weitere 700 Mio. Euro dar, zusätzlich zu den bereits geplanten 3,6
Mrd. Euro für die vollständige Erneuerung unserer
Satellitenkapazität."(8)

Vor allem zwei Dinge sind an Parlys Rede bemerkenswert: Einmal
vollzieht Frankreich damit als erster europäischer Staat endgültig den
besagten Schritt von der Militarisierung zur Bewaffnung des Weltraums;
und zweitens fordert es die europäischen Verbündeten recht unverblümt
dazu auf, sich mit einzuklinken.


Deutschland: Auch dabei?

Schon im Weißbuch der Bundeswehr aus dem Jahr 2016 wurde die Bedeutung
des Weltraums betont: "Auch Weltraumsicherheit entwickelt sich für die
Staatengemeinschaft zu einem zentralen Faktor."(9) Nun deckt der
Begriff "Weltraumsicherheit" aber potenziell ein weites Feld ab, das
von der Überwachung von Weltraumschrott bis hin zu Star Wars ähnlichen
Szenarien, wie sie Frankreich vorschweben, reichen kann.

Vor diesem Hintergrund denken hierzulande Teile der "strategischen
Gemeinschaft" laut darüber nach, ob sich für Deutschland eine
Gelegenheit bietet, auf den fahrenden französischen Zug aufzuspringen
und im Vorbeigehen die Europäische Union gleich auch noch mitzunehmen.
Einer davon ist Christian Fischbach, Mitarbeiter der
Bundeswehr-Beratungsfirma BwConsulting(10), der kurz nach der
Ankündigung des französischen Präsidenten tweetete: "@EmmanuelMacron,
wollen wir das zusammen machen? Passt zu EU und zur NATO. Wir haben
auch schon was: Weltraumlagezentrum in Uedem. Vielleicht wollen wir
das als #PESCO-Projekt machen? Oder als #FNC-Projekt. Dann können
auch die USA mitmachen."(11)

Deutschland forscht ohnehin schon länger an Laserwaffen, betreibt mit
Frankreich zusammen die Satelliten-Aufklärungssysteme SAR-Lupe/HELIOS
II(12) und ist der wichtigste Geldgeber für die militärisch hochgradig
relevanten und milliardenschweren EU-Satellitenprojekte Galileo und
Copernicus.(13) Allerdings halten sich offizielle Stellen ob der
französischen Weltraumavancen noch zurück - besser noch wäre es
allerdings, wenn sich die Bundesregierung stattdessen aktiv für eine
effektive Rüstungskontrolle im All einsetzen würde.


Weltraumrüstung außer Kontrolle

Leider wird der im Januar 1967 vereinbarte Weltraumvertrag wenig dazu
beitragen können, ein neues Wettrüsten im All zu verhindern. Mit
Ratifizierung verpflichteten sich die Staaten zwar zu dem allgemeinen
Ziel, zur Nutzung des Weltraums zu friedlichen Zwecken beizutragen
- die Sache hat allerdings nach Einschätzung der "Stiftung
Wissenschaft und Politik" einen Haken: "Laut Artikel IV ist es den
Vertragsstaaten nicht gestattet, Massenvernichtungswaffen im All zu
stationieren. Zu anderen Waffenkategorien jedoch stehen keine Regeln
im Vertrag."(14) Auch werden die Staaten zwar Im Vertragstext dazu
verpflichtet, dass der "Mond und die anderen Himmelskörper [...]
ausschließlich zu friedlichen Zwecken benutzt" werden, vom Raum
dazwischen ist aber keine Rede.(15)

Vielversprechender sind da schon die Versuche, einen Vertrag zur
Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum (PAROS, "Prevention of an
Arms Race in Outer Space") auf den Weg zu bringen. Die Verhandlungen
darum begannen schon lange davor, aber 2008 legten Russland und China
der UN-Abrüstungskonferenz einen Vertragsentwurf vor, der unter
anderem vorsah, dass alle Unterzeichner davon absehen Waffen im Orbit
zu stationieren. Im Wortlaut hieß es in Artikel II: "Die
unterzeichnenden Staaten erklären im Orbit über der Erde keine Objekte
zu platzieren, die irgendwelche Waffen mit sich tragen, keine solche
Waffen auf Himmelskörpern zu installieren und auch auf keine andere
Weise Waffen im Weltraum zu stationieren; nicht zur Drohung oder
Anwendung von Gewalt gegen Objekte im Weltraum zu greifen; und anderen
Staaten oder Staatengruppen oder internationalen Organisationen nicht
dabei zu assistieren oder sie dazu zu verleiten, an Handlungen
teilzunehmen, die gegen diesen Vertrag verstoßen."(16)

In Artikel XIII des PAROS-Vertrags wird zudem festgelegt, dass der
Vertrag in Kraft tritt, sollte er von 20 Staaten "einschließlich aller
ständigen Mitglieder im UN-Sicherheitsrat" unterzeichnet werden.
Erwartungsgemäß stießen Moskau und China damit im Westen ebenso auf
taube Ohren, wie eine von beiden Staaten einige Jahre später
aktualisierte Version, wie der Sicherheitsexperte Götz Neuneck betont:
"Es gibt schon seit Jahrzehnten Pläne für einen PAROS-Vertrag. [...]
'Fahrt gewann das Thema, weil China und Russland 2014 bei der
UN-Abrüstungskonferenz einen neuen Entwurf präsentierten', sagt der
Leiter der Genfer Gespräche, der brasilianische Botschafter Guilherme
de Aguiar Patriota. Die westlichen Länder haben den Entwurf
abgelehnt."(17)


Düstere Aussichten

Es hinterlässt - vorsichtig formuliert - einen faden Beigeschmack,
wenn die westlichen Staaten in ihren Rüstungsbemühungen mit dem Finger
auf Russland und China zeigen, gleichzeitig aber nicht einmal den
Versuch unternehmen, einen Vertrag zum Abschluss zu bringen, der
womöglich helfen könnte, das sich anbahnende Wettrüsten wenigstens
ansatzweise einzudämmen.

Das wiederum legt den Schluss nahe, dass es tatsächlich nicht darum
geht, sich vor etwaigen Angriffen Russlands und Chinas zu verteidigen,
sondern seinerseits die Eskalationsdominanz im Weltraum zu erlangen
bzw. aufrecht zu erhalten.

Gleichzeitig dient die Nicht-Existenz von Rüstungskontrollmaßnahmen im
All wiederum als Legitimation für eigene Rüstungsbemühungen, wenn etwa
der deutsche Oberst der Reserve, Dirk Freudenberg, schreibt, es sei
eine doppelte Herangehensweise erforderlich: "wenn es für eine dem
Grund nach friedensorientierte Außenpolitik [...] darum geht, die
Nutzung des Weltraums auf ausschließlich friedliche Zwecke zu
beschränken und ein Verteidigungsressort [...] die Situation im Auge
haben muss, dass entsprechende Abkommen nicht greifen oder gar
scheitern und dann aber auf Fähigkeiten zurückgreifen können muss, um
für einen solchen Fall gerüstet zu sein."(18)

Sicher lassen sich gegen den PAROS-Vertrag allerlei Kritikpunkte
vorbringen(19), der entscheidende Punkt ist aber, dass westlicherseits
überhaupt kein Interesse zu bestehen scheint, hier zu Vereinbarungen
mit Russland und China zu kommen. Das wird wohl nahezu zwangsläufig
auch die diesbezüglichen Rüstungsbemühungen dieser beiden (und einer
Reihe anderer) Länder befeuern - im Resultat steht damit ein
Wettrüsten im All vor der Tür: "Es findet eine Art wechselseitiges
technologisches Wettrüsten statt, das keinen Regeln unterliegt,
Unsummen kostet und die Weltraumsicherheit bedrohen kann. Aus den
jetzigen Entwicklungen kann man schließen, dass künftige große
militärische Konflikte mit hoher Wahrscheinlichkeit eine aktive
Weltraumkomponente haben werden."(20)


Jürgen Wagner ist geschäftsführendes Vorstandsmitglied
der Informationsstelle Militarisierung Tübingen (IMI e.V.) und hat
in der Graswurzelrevolution Nr. 434 den Neuen Kalten Krieg gegen
Russland analysiert:

https://www.graswurzel.net/gwr/2018/11/ruestung-gegen-russland/

Anmerkungen:

(1) Einige Rahmendaten: "57 Staaten betreiben heute Satelliten,
während elf Staaten mittels Trägersystemen den Weltraum erreichen
können. Derzeit gibt es 1957 aktive Satelliten. Fast die Hälfte (849)
wird von den USA betrieben. China verfügt über 284, die EU über 218
und Russland über 152 Satelliten. [...] 20 bis 25 Prozent der
Satelliten werden derzeit militärisch genutzt, wobei dies mit der
wachsenden Zahl an Akteuren ebenfalls erheblich zunimmt."

(Neuneck, Götz: Wettrüsten im All? Stand und Perspektiven der
Weltraumbewaffnung, Bundeszentrale für politische Bildung, 12.07.2019)

(2) Madame Florence, Présentation de la stratégie spatiale de défense,
Lyon, le 25 juillet 2019. Übersetzung mit

https://www.deepl.com/Translator

(3) Freudenberg, Dirk: Weltraumgeopolitik - Sicherheitspolitische
Aspekte eines (noch) wenig beachteten Forschungsfeldes, in:
Österreichische Militärische Zeitschrift 4/2019, S.473-477, S.473+476

(4) Siehe zur USA und zur NATO Wagner, Jürgen: Iron Sky und die
Militarisierung des Weltalls, Telepolis, 15.07.2019.

(5) Macron kündigt Aufbau eines militärischen Weltraumkommandos an,
Die Welt, 13.07.2019.
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(7) Schütz, Torben: Technology and Strategy: The Changing Security
Environment in Space Demands New Diplomatic and Military Answers,
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(8) Parly 2019.
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folgendermaßen: "Die BwConsulting ist das Beratungsunternehmen der
Bundeswehr: Wir beraten die strategischen Projekte des
Verteidigungsministeriums und sind damit treibende Kraft für die
kontinuierliche Weiterentwicklung der gesamten Bundeswehr."
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(11) https://twitter.com/ChrFischbach/status/1150395757477945345

(12) Frankreich will Satelliten mit Laserwaffen - mit deutscher Hilfe,
PCWelt, 26.07.2019.

(13) Ende 2019 sollen die letzten der insgesamt 30 Satelliten des
Galileo-Systems in den Orbit verbracht worden sein. Für das System
wurden allein zwischen 2014 und 2020 etwa 7 Milliarden Euro EU-Gelder
bereitgestellt, es soll unter anderem militärisch nutzbare
Aufklärungsdaten liefern und gilt damit als einer der wichtigsten
Bestandteile der künftigen europäischen Militärpolitik. Im nächsten
EU-Haushalt (2021 bis 2027) sind für Galileo und eine Reihe weiterer
militärisch relevanter Weltraumvorhaben (EGNOS, Copernicus und
GOVSATCOM) etwa 16 Mrd. Euro vorgesehen.

(14) Mutschler, Max M.: Risiken für die Weltraumnutzung.
Herausforderungen und Chancen für die transatlantische Kooperation,
SWP-Studie, März 2013, S. 15.

(15) Vertrag über die Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von
Staaten bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich
des Mondes und anderer Himmelskörper, Artikel IV.

(16) Conference on Disarmament, CD/1839, 29 February 2008, Artikel II.

(17) Wenn Satelliten zu Angriffswaffen werden, heute.de, 18.03.2019.

(18) Freudenberg 2019, S. 476.

(19) Kritisiert wurden insbesondere die unzureichende Definition einer
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KAZ/308: Zur Geschichte des Betriebsräte- und des Betriebsverfassungsgesetzes


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 368, September 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Zur Geschichte des Betriebsräte- und des Betriebsverfassungsgesetzes

von Ludwig Jost



Ich möchte meine Ausführungen zum Betriebsräte- und
Betriebsverfassungsgesetz mit einer Geschichte aus dem Erleben einiger
Betriebsratsmitglieder beginnen. Sie hat sich so vor vielen Jahren in
einem Betrieb, ein paar Kilometer von Aachen entfernt, zugetragen.
Nach Berichten von Seminarteilnehmern, Kolleginnen oder Kollegen,
Vertrauensleuten und/oder Betriebsratsmitgliedern, war ihnen gesagt
worden: Nach der Rückkehr vom IGM-Seminar ist der erste Gang im
Betrieb für euch: "Im Betriebsratszimmer antreten und Waffen
abgeben!"

Als wir wissen wollten, wer das gesagt hat, hieß es: Der "Blaue"! So
wurde der damalige, etwas "fussig-haarige" BR-Vorsitzende in der
Belegschaft genannt.

Von ihm wurde ihnen beim "Waffenabgeben" dann mehr oder weniger
erklärt, sie sollten die Seminarinhalte und was sie evtl. gelernt
hätten, schnell wieder vergessen. Denn, was in den Seminaren
vermittelt würde, hätte mit der betrieblichen Praxis vielfach
überhaupt nichts zu tun. Und sie sollten jetzt nicht glauben, nur weil
sie ein IGM-Seminar besucht hätten, wären sie jetzt die Kings, die im
Betrieb alles umkrempeln könnten.

Der "Blaue" hat natürlich instinktiv recht gehabt. Was die Kolleginnen
und Kollegen zumindest damals noch bei den IGM-Seminaren gelernt
haben, hatte mit seiner und der Betriebsrats-Praxis, von in der Regel
sehr oft allein und selbstherrlich regierenden
Betriebsratsvorsitzenden nur wenig zu tun.

Nicht umsonst wurden sie und die hauptamtlichen sozialdemokratischen
Gewerkschaftsführer in den Belegschaften "Die Fürsten" genannt.

Die Belegschaft im o.e. Betrieb hat sich allerdings weder vom
"Antreten" noch "Waffenabgeben" einschüchtern lassen, sondern im
Gegenteil. Sie hat sich dadurch angetörnt gefühlt und immer wieder
Seminarteilnehmer gestellt. In der Regel wollten sie alle wissen,
welche Waffen sie dem BR-Vorsitzenden abliefern sollten. Sie haben
dann tatsächlich dafür gesorgt, dass das, was ihr "Blauer" befürchtet
hat, im Betriebsrat und im Betrieb passiert ist. Es wurde aufgrund von
mehr Wissen einiges umgekrempelt, was der Kapitalist dann zu spüren
bekommen hat. Z. B. vier Betriebsversammlungen im Jahr statt einer
oder keiner.

Beim "Umkrempeln" ist dann auch der "Blaue" irgendwann in der
Versenkung verschwunden. Worauf ich mit dieser Geschichte hinweisen
will; Für uns kann es nicht heißen, "Waffen abgeben", sondern sich für
die Tätigkeit im Betriebsrat (BR) bewaffnen. Die Bewaffnung besteht
dabei unabhängig davon, ob jemand Kommunist ist oder nicht: Sich für
diese Aufgabe das notwendige Wissen anzueignen, um im Sinne unserer
Ziele - der wirtschaftlichen und politischen Entmachtung und
Enteignung der Bourgeoisie - für Betriebsrat, Belegschaft und
Arbeiterklasse nützlich zu sein.

Aus meiner Sicht gehört dazu, sich als BR-Mitglied oder auch als
Vertrauensfrau/-mann einen Überblick über die Geschichte der
Arbeiterbewegung in diesem Land zu verschaffen. Und dabei geht es auch
um die ungeheuerlichen Gewalttaten und Verbrechen wie Faschismus und
Krieg, die die herrschende Klasse, das Kapital, an der Arbeiterklasse
begangen hat, und darum, dass - mit dem Aufkommen des Revisionismus
und Opportunismus - diese Verbrechen von der sozialdemokratischen
Führung, insbesondere von den opportunistischen Gewerkschaftsführern
durch Desorganisierung des Kampfes zugelassen oder sogar mit
durchgeführt wurden. Und wie wir aus heutiger Sicht feststellen können
und müssen, ist das weiterhin der Fall.

Dabei geht es ebenfalls ums "Waffen abgeben", um Entwaffnung,
Spaltung und Entrechtung der Arbeiterklasse und was sich die
Bourgeoisie dazu auf gesetzlicher Ebene hat einfallen lassen. U. a.
zählt dazu die "Allgemeine Preußische Gewerbeordnung" von Januar 1845
- vom Preußenkönig Friedrich Wilhelm unterschrieben. Darin heißt es im
Paragraphen 182: "Gehülfen, Gesellen oder Fabrikarbeiter, welche
entweder die Gewerbetreibenden selbst, oder die Obrigkeit zu gewissen
Handlungen oder Zugeständnissen dadurch zu bestimmen suchen, dass sie
die Einstellung der Arbeit oder die Verhinderung derselben bei
einzelnen oder mehreren Gewerbetreibenden verabreden, oder zu einer
solchen Verabredung Andere auffordern, sollen mit Gefängniß bis zu
einem Jahre bestraft werden. Diese Bestimmung ist auch anzuwenden auf
Arbeiter, welche bei Berg- und Hüttenwerken, Landstraßen, Eisenbahnen,
Festungsbauten und andern öffentlichen Anlagen beschäftigt sind."

Und weiter: "§ 183 Die Bildung von Verbindungen unter
Fabrikarbeitern, Gesellen, Gehülfen oder Lehrlingen ohne polizeiliche
Erlaubniß ist, sofern nach den Criminal-Gesezen keine härtere Strafe
eintritt, an den Stiftern und Vorstehern mit Geldbuße bis zu fünfzig
Thalern oder Gefängniß bis zu vier Wochen, an den übrigen Theilnehmern
mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder Gefängniß bis zu vierzehn
Tagen zu ahnden.

§ 184 Gesellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter, welche ohne
gesezliche Gründe eigenmächtig die Arbeit verlassen oder ihren
Verrichtungen sich entziehen, oder sich groben Ungehorsams oder
beharrlicher Widerspänstigkeit schuldig machen, sind mit Geldbuße bis
zu zwanzig Thalern oder Gefängniß bis zu vierzehn Tagen zu bestrafen."


Für das Gesinde (Landarbeiterinnen und Landarbeiter oder auch Mägde
und Knechte) galt die 1854 erlassene Gesindeordnung, die erst 1918 mit
der Revolution abgeschafft wurde. Sie verbot jeden gewerkschaftlichen
Zusammenschluss des Gesindes, der land- und forstwirtschaftlichen
Tagelöhner und bedrohte sie mit Gefängnisstrafen bis zu einem Jahr.

In beiden Fällen, bei der Gewerbe- und Gesindeordnung, geht es um
Koalitions- und Streikverbot. Das war damals die Antwort der
Preußischen Monarchie und auch des Adels auf Widerstandsaktionen, auf
Streiks der Arbeiter gegen Hunger, gegen die Ausbeutungsbedingungen in
den Betrieben sowie ihre Forderung nach Arbeiterausschüssen in den
Fabriken zur Interessenvertretung gegenüber dem Kapital.

Was hierbei das Streikverbot gegen Kapitalisten (BR und Belegschaft
haben kein Streikrecht) und die "Obrigkeit" angeht, wird das heute
durch die Klassenjustiz (3, 5 oder 7 Richter) gegen die gesamte
Arbeiterklasse durch Urteil entschieden: "Der Streik darf nicht
darauf gerichtet sein, den Staat oder ein sonstiges Subjekt
hoheitlicher Gewalt zu einem hoheitlichen Tun zu zwingen." Das
verstößt zwar gegen die "Europäische Sozialcharta" (ESC). Aber die
deutschen Gewerkschaftsführer heute wollen davon nichts wissen, im
Gegenteil, die IG Metall hat beim vorletzten Gewerkschaftstag
beschlossen, die EU soll ein vernünftiges Streikrecht beschließen,
statt dass sie das nutzen, was mit der ESC längst da ist. Und die
deutsche Regierung ist seit Jahren vom Europäischen Rat aufgefordert
worden, das Streikrecht in der BRD der ESC anzupassen. Damit wäre die
Mehrheit aller Streikurteile, die hier die Klassenjustiz gefällt hat,
rechtsungültig. Aber die Gewerkschaftsführung macht davon keinen
Gebrauch.

Mit all dem gelingt es der Bourgeoisie, die Allgemeine Preußische
Gewerbeordnung seit annähernd 175 Jahren vor der Arbeiterklasse zu
retten. Im entsprechenden Urteil (BAG, DB 1988, 2102) erklärt das
Bundesarbeitsgericht: "Die Arbeitsniederlegung sei eine gefährliche
Waffe und könne deshalb nur Instanzen anvertraut werden, die sich
dieses Mittels in verantwortlicher Weise bedienen. Auch muss die
Gewerkschaft nach ihrer Satzung für den in Frage stehenden Betrieb
zuständig sein."

Hierbei können Kapital und Regierung sich voll und ganz auf die
rechten sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer verlassen. Sie
unterstützen sie in "verantwortlicher Weise" mit dem gegen alle
fortschrittlichen und kämpferischen Kolleginnen und Kollegen, gegen
Betriebsräte, Belegschaften und Klasseninteressen gerichtetes Dogma:
"Gegen eine demokratisch vom Volk gewählte Regierung streiken wir
nicht!"

Nach dem o.g. Urteil muss der Streik von der Gewerkschaft getragen
sein, das ist eine Einschränkung gegenüber der Streik-Regelung in der
Weimarer Republik - oder nachträglich übernommen werden. "Der sog.
Politische Streik - etwa eine Arbeitsniederlegung mit dem Ziel einer
gesetzlichen Ausdehnung der Mitbestimmung - ist nach BAG verboten (so
schon BAG, AP Nr. 1 zu Art. 9 GG Arbeitskampf Bl. 4R)". (Wolfgang
Däubler, 4. Auflage Arbeitsrecht S. 142 Nr. 3./4.)

Aber zurück zu den in der Geschichtsschreibung genannten Vorläufern
der Betriebsverfassung. Hierbei wird auf die bürgerliche Revolution
von 1848/49 hingewiesen und wie oben bereits angemerkt, von der
Entstehung von Arbeiterausschüssen seit Anfang des 19. Jahrhunderts
berichtet. Sie sind in einer Reihe von Betrieben aufgrund von Streiks
und darauf gemachten Zugeständnissen der Kapitalisten zum Abfangen von
Widerstandsaktionen entstanden. In der Regel hatten sie jedoch keine
gesetzliche Grundlage. Die gab es in Deutschland erstmalig im Bergbau,
ab 1900 in Bayern und 1905 in Preußen. Dabei hatten sie nie mehr als
Anhörungsrechte, die auch nicht einklagbar waren. Als Durchbruch und
direkter Vorläufer fürs Betriebsräte- und spätere
Betriebsverfassungsgesetz wird in der gewerkschaftlichen aber auch
generell in der Geschichtsschreibung das "Gesetz über den
vaterländischen Hilfsdienst" genannt. "Das Gesetz ist ein
Wegbereiter des Betriebsrätegesetzes von 1920", heißt es unter
"Meilensteine der Mitbestimmung" im Mitbestimmungsportal der
Hans-Böckler-Stiftung 2019.

Es wurde am 5. Dezember 1916 - also Mitte des 1. Weltkrieges - vom
damaligen Reichstag mit 239 Für- und nur 19 Gegenstimmen beschlossen.
Grundlage und "Wegbereiter" dieses "Meilensteins" sind bzw. waren im
wahrsten Sinne des Wortes Leichenberge. Als es in Kraft gesetzt wurde,
gab es bereits Millionen Kriegstote und Hunderttausende verstümmelte,
zu Krüppeln gebombte und geschossene Menschen auf beiden Seiten. Ein
Kriegsgesetz, von der obersten Heeresleitung mit dem Ziel veranlasst,
aufgrund der hohen Verluste an Menschenleben Arbeitskräfte,
Freiwillige für den Krieg zu mobilisieren, entgegen der immer stärker
werdenden revolutionären Bewegung in der Arbeiterklasse.

Dementsprechend bestimmte § 1 des Gesetzes: "Jeder männliche
Deutsche vom vollendeten siebzehnten bis zum vollendeten sechzigsten
Lebensjahr ist, soweit er nicht zum Dienste in der bewaffneten Macht
einberufen ist, zum vaterländischen Hilfsdienst während des Krieges
verpflichtet." (Reichsgesetzblatt 1916, Nr. 276, S. 1333 u. 1335)

Damit wurde die freie Wahl des Arbeitsplatzes aufgehoben und Teile der
Arbeiterklasse gezwungen, in Rüstungs- oder sonstigen kriegswichtigen
Betrieben zu arbeiten. Was ebenso die Einschränkung politischer
Aktivitäten oder Ausschaltung politischer Aktivisten bedeutete bzw.
bedeuten konnte.

Der für die Durchführung des Hilfsdienstgesetzes zuständige Leiter des
dafür eingerichteten Kriegsamtes, General Gröner, hatte erklärt, dass
er zur Durchsetzung und Durchführung des Gesetzes auf die Mithilfe der
Gewerkschaften angewiesen sei. Arbeitervertreter sollten zur Beratung
und Entscheidung aller Arbeiterfragen herangezogen werden. Um die
Interessen der Arbeiter zu vertreten und zu wahren, wurde zusätzlich
ein Gewerkschaftsvertreter ins Kriegsamt einbezogen.

Der General wurde nicht enttäuscht. Die Vertreter aller Gewerkschaften
und Angestelltenverbände beschlossen 7 Tage nach Verabschiedung des
Gesetzes bei einem Kongress in Berlin, seine Durchführung und den
Hilfsdienst zu unterstützen. Die Belohnung dafür waren
Arbeiterausschüsse - erstmalig gesetzmäßig verankert und deswegen als
"Meilenstein der Mitbestimmung und als "Wegbereiter" fürs
Betriebsrätegesetz gehandelt. Sie konnten in den Betrieben auch von
den Frauen (Wahlrecht für Frauen) auf gesetzlicher Grundlage mit
gewählt werden. Ihre Aufgabe war u.a., das "gute Einvernehmen
innerhalb der Arbeiterschaft des Betriebes zu fördern" und "Anträge,
Wünsche und Beschwerden der Arbeiterschaft, die sich auf
Betriebseinrichtungen, die Lohn- und sonstigen Arbeitsverhältnisse des
Betriebs und seiner Wohlfahrtseinrichtungen beziehen, zur Kenntnis des
Unternehmers zu bringen und sich darüber zu äußern."

Außerdem gab es die Möglichkeit, sich bei ungelösten Konflikten an
eine von Kapitalisten und Gewerkschaften mit je drei Vertretern
paritätisch besetzte Schiedsstelle zu wenden.

Mit Kriegsende und 1918er Revolution war dann auch das vaterländische
Hilfsdienstgesetz erledigt und die Arbeiterausschüsse verschwanden mit
dem ZAG, dem Zentralen Arbeitsgemeinschaftsabkommen der Gewerkschaften
mit den Kapitalisten und mit dem Betriebsrätegesetz, wozu ich jetzt
komme.

Hierbei möchte ich vorweg feststellen, dass es sich bei diesem Gesetz
nicht um ein Kind der Revolution handelt, wie das schon mal in der
Geschichtsschreibung zu lesen oder auch in Reden zu hören ist. Das
Gegenteil ist der Fall. Das Betriebsrätegesetz ist ein Kind der
Konterrevolution. Es ist ihre Antwort auf die revolutionären Arbeiter-
und Soldatenräte und die Forderung nach einer Räterepublik. Die
Arbeiterklasse wird damit per Gesetz verpflichtet, in den Betrieben
mit den Kapitalisten zur Erreichung des Betriebszwecks und/oder zum
Wohle des Betriebs zusammen zu arbeiten. Eine konterrevolutionäre
Bestimmung, die auch heute im Betriebsverfassungsgesetz verankert ist.

Doch hören wir zunächst eine Aussage der KPD zur Bedeutung der Räte
aus "Leitsätze über kommunistische Grundsätze und Taktik",
beschlossen auf dem 2. Parteitag in Heidelberg am 21. Oktober 1919.
Unter Punkt 4 heißt es dort: "Schon vor der Eroberung der Macht ist
auf den Ausbau bestehender und die Schaffung neuer Räteorganisationen
das größte Gewicht zu legen. Dabei ist freilich im Auge zu behalten,
dass Räte und Räteorganisationen nicht durch Statuten, Wahlreglements
usw. geschaffen werden können und, dass sie nicht durch Statuten,
Wahlreglements usw. gehalten werden können. Sie verdanken ihre
Existenz vielmehr allein dem revolutionären Willen und der
revolutionären Aktion der Massen und sind der ideologische und
organisatorische Ausdruck des Willens zur Macht für das Proletariat
geradeso, wie das Parlament dieser Ausdruck für die Bourgeoisie ist.


Aus diesem Grunde sind die Arbeiterräte auch die gegebenen Träger
der revolutionären Aktionen des Proletariats. Innerhalb dieser
Arbeiterräte haben sich die Mitglieder der KPD fraktionsmäßig
zusammenzuschließen und zu versuchen durch geeignete Parolen die
Arbeiterräte auf die Höhe ihrer revolutionären Aufgabe zu erheben und
die Führung der Arbeiterräte und der Arbeitermassen zu gewinnen."
(Geschichte der Deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 3, S. 576 ff., Dietz
Verlag Berlin 1966)

Aufgrund der Bestrebungen der Bourgeoisie, die Rätebewegung mit Hilfe
der rechten Führer der Mehrheits- und des reaktionären
Betriebsrätegesetzes zu erledigen, kam es zu einem Aufruf, aus dem ich
auszugsweise zitiere.

Gemeinsamer Aufruf der Zentrale der Betriebsräte Deutschlands, der
USPD und der KPD vom 12. Januar 1920:

"An das revolutionäre Proletariat Deutschlands Das
Betriebsrätegesetz soll alle Gedanken an eine soziale Revolution
endgültig zerstören. Der Gesetzentwurf über die Betriebsräte wird
deshalb von den revolutionären Kopf- und Handarbeitern als ein frecher
Betrug zurückgewiesen.

Das Gesetz zerreißt das Proletariat! Es trennt die Angestellten
wieder von den Arbeitern. Es macht das Bestimmungsrecht (heute
Mitbestimmung, d. Verf.) über ihre Einstellung und Entlassung zu
leerem Schein, indem es nur ein nachträgliches, unmaßgebliches
Beschwerderecht gewährt.

Der Gesetzentwurf schaltet die Arbeiter und Angestellten aus der
Kontrolle der Geschäftsführung und Betriebsleitung völlig aus. Er
macht die Betriebsräte zu bloßen Antreibern im Dienste des
kapitalistischen Unternehmertums.

Wir fordern daher das volle Kontrollrecht über die Betriebsführung.
Die schaffenden Menschen, die Arbeiter und Angestellten, müssen durch
ihre Beauftragten darüber bestimmen, ob Betriebe stillgelegt werden
dürfen oder nicht, was und wieviel von jedem Produkt hergestellt wird,
welche Preise gefordert werden, wie Kohle, Roh- und Hilfsstoffe
verteilt werden, was ein- und ausgeführt wird.

Es gilt, den Kampf um revolutionäre Betriebsräte in allen Betrieben
voranzutreiben oder erneut aufzunehmen. Die Köpfe aller Arbeiter und
Angestellten müssen für diese Forderung begeistert werden.

Nur im Kampfe wird das Proletariat sein Recht erringen können. Die
nächsten Tage werden mit der parlamentarischen Entscheidung über das
Betriebsrätegesetz einen Höhepunkt dieses Kampfes bringen. Die
parlamentarische Aktion der Gegenrevolution muß nicht nur im Parlament
allen erdenkbaren Widerstand finden, sie muß auch im Lande
Massenaktionen in immer gesteigertem Maßstabe auslösen.

In Massenversammlungen und Umzügen wird das Proletariat
demonstrieren gegen die heuchlerische gesetzliche Verdrehung des
Rätegedankens, den sich das revolutionäre Proletariat nicht entweihen
lassen will.

Proletarier in Stadt und Land, Angestellte und Arbeiter! Folgt dem
Beispiel eurer Mitkämpfer! Heraus zum Protest! Heraus zum Kampf gegen
das Betriebsrätegesetz, für das revolutionäre Rätesystem!

Erkämpft euch revolutionäre Betriebsräte mit vollem Kontroll- und
Mitbestimmungsrecht in den Betrieben! (Geschichte der deutschen
Arbeiterbewegung, Bd. 3, S. 578/579)

Wie das Gesetz für den "Vaterländischen Hilfsdienst" ist auch das
Betriebsrätegesetz von 1920 mit dem Blut von Arbeitern geschrieben.
Bei einer Großdemonstration von zigtausenden Arbeitern - die
Schätzungen liegen zwischen 50 Tausend und Hunderttausend - vor dem
Berliner Reichstag wurden am 13. Januar 1920 anlässlich der 2. Lesung
des Betriebsrätegesetzes 42 Arbeiter ermordet und 105 schwer verletzt
und/oder zu Krüppeln geschossen.

Der Sozialdemokratische Innenminister Heine hat dem damaligen
Reichswehrminister bzw. Kriegsminister Noske (von ihm stammt -
ebenfalls im Zusammenhang mit der Ermordung von Arbeitern - der
Ausspruch: "Einer muss der Bluthund sein") für die vor dem
Reichstag aufmarschierte Abordnung der Reichswehr und Freikorps
Schießbefehl erteilt, um die Arbeiterdemonstration aufzulösen. Wir
müssen uns das mal richtig vor Augen führen, um zu begreifen, was da
passiert ist. Da demonstrieren zigtausende Arbeiterinnen und Arbeiter
dagegen dass sie per Gesetz gezwungen werden sollen, mit den
Kriegstreibern und Kriegsverursachern (denjenigen, die bereits die
Rätebewegung in ihrem Blut ertränkt haben) in den Betrieben friedlich,
ohne Streikrecht, mit den Ausbeutern ihrer Arbeitskraft "in der
Erfüllung des Betriebszwecks" zusammenzuarbeiten. Und dann sagt
die mit Reichspräsident, Innen-, Arbeits- und Kriegsminister in der
Regierung vertretene SPD, was sie bereits gegenüber der revolutionären
Rätebewegung geübt und gesagt hat: Einsatz der Reichswehr, der
verbrecherischen Mörderbanden Noskes, der Freikorps im Innern: Alle,
egal ob Frau oder Mann, unbewaffnet, was soll's, alle niederschießen,
die mit unserem Gesetzentwurf, mit dem Betriebsrätegesetz nicht
einverstanden sind. Dabei werden die Ermordeten dann im Nachhinein
auch noch für ihren Tod, Verwundung und/oder Verkrüppelung
verantwortlich gemacht.

Das ist durchaus ein Beispiel dafür, warum Kapital und Regierung so
scharf darauf sind, die Bundeswehr im Innern einzusetzen und, was uns
dabei blühen kann. Dann wird der mögliche Mord an Arbeitern bzw. an
friedlich demonstrierenden und unbewaffneten Menschen zu einem ganz
normalen, demokratischen, parlamentarischen Akt gemacht. Damit sind
die möglichen Mörder bereits vorher freigesprochen und können sich ein
Vergnügen daraus machen, in die Menge unbewaffneter Menschen zu
schießen, ganz so, als ob sie auf Hasenjagd wären.

Das Betriebsrätegesetz wurde beschlossen. Nachstehend ein kurzer
Auszug aus dem Reichs-Gesetzblatt Jahrgang 1920 Nr. 26 mit § 1
und § 66.

"(Nr. 7287) Betriebsrätegesetz. Vom 4. Februar 1920

Die verfassungsgebende Deutsche Nationalversammlung hat das
folgende Gesetz beschlossen, das mit Zustimmung des Reichsrates
hiermit verkündet wird.

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Zur Wahrnehmung der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen der
Arbeitnehmer (Arbeiter und Angestellten) dem Arbeitgeber gegenüber und
zur Unterstützung des Arbeitgebers in der Erfüllung der Betriebszwecke
sind in allen Betrieben, die in der Regel mindestens zwanzig
Arbeitnehmer beschäftigen, Betriebsräte zu errichten."

"§ 66

Der Betriebsrat hat die Aufgabe:

in Betrieben mit wirtschaftlichen Zwecken die Betriebsleitung durch
Rat zu unterstützen, um dadurch mit ihr für einen möglichst hohen
Stand und für möglichste Wirtschaftlichkeit der Betriebsleistungen zu
sorgen;

in Betrieben mit wirtschaftlichen Zwecken an der Einführung neuer
Arbeitsmethoden fördernd mitzuarbeiten;

den Betrieb vor Erschütterungen zu bewahren ..."

Zu diesen Paragrafen und dem Betriebsrätegesetz, noch eine
Feststellung aus der Arbeits- und Sozialordnung, die bei den
IGM-Seminaren immer ausgegeben wurde. Darin heißt es z.B. zum
Betriebsrätegesetz: "Angesichts des Kräfteverhältnisses ist ein
Betriebsrätegesetz zustande gekommen, das, gemessen an der
vorangegangenen Umwälzung nur noch eine traurige Karikatur der
hochfliegenden Ideen darstellte. Nicht nur, dass das neue Gesetz den
Betriebsräten kaum echte Mitbestimmungsrechte einräumte, es
verpflichtete sie auch - unter Leugnung der vorhandenen
Interessengegensätze - ausdrücklich 'zur Unterstützung des
Arbeitgebers in der Erfüllung der Betriebszwecke'. Durch die Teilung
des Betriebsrates in einen Arbeiterrat und einen Angestelltenrat
verfestigte es die Spaltung der Arbeiterschaft." (Info Arbeits-
und Sozialordnung, 33. Auflage 2008, S. 448, Michael Kittner)

Diese Aussage in der IGM-Info Arbeits- und Sozialordnung ermöglichte
bzw. erleichterte uns in den Seminaren, die Diskussion über die Rolle
der SPD und über den unversöhnlichen Interessengegensatz zwischen
Kapital und Arbeit.

Die Nazis haben das Betriebsrätegesetz am 20. Januar 1934 mit dem aus
73 Paragrafen bestehenden "Gesetz zur Ordnung der nationalen
Arbeit" kassiert und damit die völlige Entrechtung der
Arbeiterklasse durchgezogen. Maßgeblich ausgearbeitet wurde es von
Albert Pietzsch, einem Chemie-Industriellen, der seit Oktober 1933
offizieller wirtschaftspolitischer Berater des "Stellvertreter des
Führers" war. Nachfolgend Auszüge aus den Paragraphen 1, 2 und 5 des
Gesetzes. Im Sinne der Volksgemeinschaftsideologie hieß es in §
1: "Im Betriebe arbeiten der Unternehmer als Führer des Betriebes,
die Angestellten und Arbeiter als Gefolgschaft gemeinsam zur Förderung
der Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat."

Die Formulierung im Paragraphen 2 Abs. 1 lautete: "Der Führer des
Betriebes entscheidet der Gefolgschaft gegenüber in allen
betrieblichen Angelegenheiten (...)." und in Abs. 2 folgte: "Er
hat für das Wohl der Gefolgschaft zu sorgen. Diese hat ihm die in der
Betriebsgemeinschaft begründete Treue zu halten."

§ 5 legte fest: "Dem Führer des Betriebes (...) treten aus der
Gefolgschaft Vertrauensmänner beratend zur Seite. Sie bilden mit ihm
und unter seiner Leitung den Vertrauensrat des Betriebes."

Die Vertrauensmänner waren die nationalsozialistischen
Betriebsobleute. Sie waren Mitglieder und Vertreter der faschistischen
NSBO, der nationalsozialistischen Betriebsorganisation und liefen
häufig in den Betrieben auch in der braunen Uniform, also in der
SA-Uniform rum.

Dazu gibt es noch viel zu sagen. Aber ich will mit dem Hinweis zu Ende
kommen, dass das erste Betriebsverfassungsgesetz nach Kriegsende 1945
das 1952er war. Es wurde gegen den Widerstand der Gewerkschaften
durchgesetzt. Hierbei hat die SPD dem Kapital auch wieder bewiesen,
dass es sich auf sie verlassen kann. Sie hatte zu diesem Zeitpunkt die
Mehrheit im Bundesrat und hätte das Gesetz stoppen können und es wäre
in den sogenannten Vermittlungsausschuss gegangen. Dass es dazu nicht
kam, lag an zwei SPD-regierten Ländern, die mit der Reaktion die
Annahme des Gesetzes beschlossen haben. Dabei galt im
Betriebsverfassungsgesetz von 1952 wie heute im seit 1972 geltenden
nach wie vor, was die Konterrevolution mit Hilfe der rechten
Sozialdemokratie bereits 1920 ins Betriebsrätegesetz geschrieben hat:
Die gesetzliche Verpflichtung für die Betriebsräte, mit den
Kapitalisten zur Erfüllung des Betriebszwecks zusammen zu arbeiten und
das Streikverbot. In § 2 des heutigen Gesetzes heißt das:
"Arbeitgeber und Betriebsrat arbeiten unter Beachtung der geltenden
Tarifverträge vertrauensvoll und im Zusammenwirken mit den im Betrieb
vertretenen Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen zum Wohl der
Arbeitnehmer und des Betriebs zusammen."

Und § 74 regelt das Streikverbot in Abs. 2: "Maßnahmen des
Arbeitskampfs zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat sind unzulässig ...
Arbeitgeber und Betriebsrat haben Betätigungen zu unterlassen, durch
die der Arbeitsablauf oder der Frieden des Betriebs beeinträchtigt
werden. Sie haben jede parteipolitische Betätigung im Betrieb zu
unterlassen ..."

Bei IG-Metall-Seminaren hat man zumindest früher erfahren: Der
Interessengegensatz zwischen Arbeit und Kapital ist unversöhnlich.
Das, was im Betriebsverfassungsgesetz steht, geht nicht. Da hilft dem
Kapital auf die Dauer auch kein Gesetz.


Skript zu einem Referat gehalten auf dem KAZ-Sommercamp Anton
Marenko im August 2019.
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VORWÄRTS/1502: Die Diktatur der Konzerne stoppen


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 27/28 vom 6. September 2019

Die Diktatur der Konzerne stoppen

von Siro Torresan



Die Efta-Staaten mit der Schweiz an vorderster Front haben mit den
südamerikanischen Mercosur-Ländern ein Freihandelsabkommen
unterzeichnet. Wie bei all diesen Abkommen ist der Sinn und Zweck die
komplette Liberalisierung der Wirtschaft und die Zementierung der
Macht der Grosskonzerne. Widerstand ist Pflicht.

"Die Schweiz und die Efta-Partner feiern mit dem Abschluss eines
Handelsabkommens mit dem südamerikanischen Wirtschaftsraum Mercosur
einen aussenpolitischen Erfolg", frohlockt die NZZ am 24. August.
Diese schon fast kindliche Freude macht stutzig und führt zur simplen
Frage: Erfolg für wen?


Efta-Staaten unter Zugzwang

Nach zwanzig Jahren Verhandlungen unterzeichneten im Juni dieses Jahrs
die Europäische Union (EU) und die Mercosur-Länder (Brasilien,
Argentinien, Uruguay und Paraguay) ein Freihandelsabkommen. Je näher
dieser Abschluss rückte, desto grösser wurde der Druck auf die
Nicht-EU-Staaten, sprich die Efta-Staaten Schweiz, Norwegen, Island
und Lichtenstein, um ihren Unternehmen den gleichen oder ähnlichen
Zugang zum südamerikanischen Markt zu verschaffen. Besonderes
Interesse daran hatte die Schweiz, denn 86 Prozent der Efta-Exporte
kommen aus der Schweiz, vor allem Pharma- und Chemieprodukte,
Maschinen sowie optische Geräte. 2017 begannen die Gespräche, und
gerade mal neun Verhandlungsrunden abwechslungsweise in Genf und
Buenos Aires waren nötig, um das vorliegende Resultat zu erzielen.
Dieses rasante Tempo ist ein klarer Beweis dafür, dass der
Efta-Freihandelsvertrag weitgehend auf jenem der EU basiert.

Die Details sind noch nicht bekannt. Sie spielen aber eine Nebenrolle,
denn Sinn und Zweck sind in Stein gemeisselt: "Das Abkommen wird im
Bereich der Waren und Dienstleistungen die Märkte auf beiden Seiten
öffnen, sowie den gegenseitigen rechtlichen Zugang zu den Märkten des
öffentlichen Beschaffungswesens sicherstellen", ist im
zusammenfassenden Schlussbericht der Verhandlungsparteien zu lesen.
Als sei es noch nötig, wird festgehalten, dass die Umsetzung der
neoliberalen Wirtschaftsdiktatur in ihrer Reinform eines der Ziele des
Abkommens ist.


Sargnagel für die Demokratie

Zementiert wird mit dem Freihandelsabkommen auch die Macht der
Grosskonzerne. Dies geschieht zur grossen Freude der Schweizer
Chemiekonzerne unter anderem durch die Stärkung der "geistigen
Eigentumsrechte". Die Auswirkungen auf der anderen Seite des Globus
bringt Luciana Ghiotto auf den Punkt, die in Buenos Aires
internationales Recht doziert. Sie schreibt auf der Internetplattform
"Argentina mejor sin tratados de libre comercio": "Die Kosten für die
Medikamente werden steigen, obwohl unsere Länder von diesen
Arzneimitteln abhängig sind." Für die Profitmaximierung gehen
Grosskonzerne bekanntlich auch über Leichen. Ihre Herrschaft wird
weiter durch das "Investitionsrecht" gefestigt. Es gibt den Konzernen
das Recht, einen Staat auf Entschädigung einzuklagen, wann immer sie
sich durch das Sozial- oder Umweltrecht eines Landes benachteiligt
glauben. Wird keine Einigung gefunden, entscheidet in Streitfällen
- wie üblich bei Freihandelsverträgen und auch in der
Schlussdeklaration festgehalten - ein "Schiedsgericht", bestehend aus
drei Personen.

Ein konkretes Beispiel dazu: Der schwedische Energiekonzern Vattenfall
AB hat die Bundesrepublik Deutschland auf einen "Schadenersatz" wegen
Gewinnausfällen von über vier Milliarden Euro verklagt. Grund dafür
ist der Beschluss des deutschen Parlaments, zwei von Vattenfall
betriebene Kernkraftwerke ab 2022 vom Netz zu nehmen. Laut der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) steht das Urteil des
dreiköpfigen Schiedsgerichts kurz bevor. Das Urteil droht ein weiterer
Sargnagel für die Demokratie zu werden.


Die Folgen

Wer hat nun berechtigte Gründe einen Erfolg zu feiern? Der
brasilianische Journalist Antonio Martin beantwortet diese Frage auf
der Website Outras Palavras, ein von medico international gefördertes
Projekt des kritischen Journalismus, in einer ausführlichen Analyse
wie folgt: "Brasilien, Argentinien, Uruguay und Paraguay werden ihren
Status als Produzenten einfacher Primärgüter zementieren, unter
zunehmend prekären Bedingungen für Gesellschaft und Umwelt.
Arbeitnehmer*innenrechte, Umwelt und kleinbäuerliche Landwirtschaft
werden auch in Europa Schaden nehmen." Er fügt hinzu: "Und gewinnen
werden allein die Giganten unter den Grosskonzernen sowie Branchen,
die zerstörerisch wirtschaften, wie die industrielle Landwirtschaft
Brasiliens."


Der Widerstand formiert sich

"Natürlich werden wir auch dieses Freihandelsabkommen bekämpfen. Wer
für Menschenrechte und Umweltschutz einsteht, kann gar nicht anders",
sagt entschlossen Gavriel Pinson, Präsident der Partei der Arbeit der
Schweiz (PdAS), auf Anfrage des vorwärts. Der Genosse ruft zu einer
"breiten Front des Widerstands" auf und ist dabei mit seiner Forderung
nicht allein: Am 29. August hat die progressive Kampagnenorganisation
Compax mit rund 60 Aktivist*innen eine Petition dem Bundesrat
überreicht. Gefordert wird der "sofortige Marschhalt" beim
Freihandelsabkommen. Beeindruckend ist, dass innerhalb nur einer Woche
64.000 Menschen diese Forderung unterschrieben haben! "Wir denken
ernsthaft darüber nach, das Referendum zu ergreifen, falls auf
politischer Ebene nichts passiert. Wir sind deshalb im Gespräch mit
politischen Verbündeten", hält Andreas Freimüller, Geschäftsführer von
Campax, in der Medienmitteilung fest.

Beschäftigen wird sich das Schweizer Parlament mit dem
Efta-Freihandelsabkommen erst nach den Wahlen vom 20. Oktober 2019.
Eins steht jedoch heute schon fest: Nur ein breiter,
ausserparlamentarischer Widerstand kann verhindern, dass Helvetia und
der brasilianische Präsident Bolsonaro nebeneinander im gleichen Boot
sitzen werden. Die verheerenden Waldbrände in Brasilien lassen
grüssen.

 * 
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INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





GEWERKSCHAFT/232: Personalabbau bei Springer - Arbeitgeber muss Verantwortung für Beschäftigte übernehmen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
30. September 2019

Personalabbau bei Springer - Arbeitgeber muss Verantwortung für
Beschäftigte übernehmen



Berlin - Die Beschäftigten des Medienkonzerns Axel Springer sind heute über
weitreichende Umbaumaßnahmen inklusive Stellenabbau informiert
worden. Die Arbeitgeberseite blieb dabei konkrete Zahlen, wie viele
Arbeitsplätze sie streichen will, schuldig. Die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert angesichts der
umfangreichen Pläne:

"Der Vorstand plant mit dem Finanzinvestor KKR einen groß angelegten
Umbau von Redaktionen (Bild, Bild am Sonntag, Welt und Welt am
Sonntag) und weiteren Verlagsbereichen. Wir erwarten, dass Springer
dabei Verantwortung für seine langjährig Beschäftigten übernimmt.
Dazu gehört, dass Betriebsräte und Belegschaften rechtzeitig und
umfassend über alle geplanten Maßnahmen informiert werden. Das ist
bisher nicht geschehen. Weiterbildungen oder Umschulungen müssen
klaren Vorrang haben vor Kündigungen. Das gilt umso mehr angesichts
der drohenden Personaleinsparungen durch Digitalisierung, die der
Vorstand plant. Wenn es zu Kündigungen kommt, müssen diese
sozialverträglich und mit angemessenen Abfindungen ausgestaltet
werden", sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christoph Schmitz,
zuständig u.a. für den Fachbereich Medien, Kunst und Industrie.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30.09.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle
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MELDUNG/432: BR - "Rundschau". 40 Jahre Fernsehnachrichten aus und für Bayern, 1.10.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 29. September 2019

"Rundschau"

40 Jahre Fernsehnachrichten aus und für Bayern



Am 01. Oktober 2019 feiert die Rundschau, das Nachrichten-Flaggschiff
des BR Fernsehens, ihr 40. Jubiläum - und die Sendung hat Grund zum
Feiern: Die Hauptausgabe um 18.30 Uhr erreicht eine hohe Akzeptanz von
rund 15 Prozent Marktanteil und knapp einer halben Million Zuschauern
in Deutschland. Mit den weiteren Nachrichtenangeboten, der Rundschau
um 16.00 Uhr, dem Rundschau-Magazin, der Rundschau-Nacht sowie der 100
Sekunden Rundschau, Fahrgast-TV und Infoscreen bietet die Rundschau
überall und zu jeder Zeit Nachrichten aus und für Bayern.

"Seit vier Jahrzehnten ist die Rundschau eins unserer zentralen
 journalistischen Angebote und eine feste Größe in Bayern. Besonders
 hoch schätzt unser Publikum die tiefe Verankerung der Rundschau in
 den bayerischen Regionen bei gleichzeitiger Garantie eines
 verlässlichen Überblicks über das Wichtigste aus Deutschland und
 aller Welt. Diese Ausprägung ist einmalig. Mein Dank gilt besonders
 der Redaktion, die durch ihr großes Engagement dieses attraktive
 Angebot tagtäglich möglich macht. Und ich danke unserem Publikum
 für die Treue und das Vertrauen. Herzlichen Glückwunsch,
 Rundschau!"

 Ulrich Wilhelm, Intendant des Bayerischen Rundfunks




Mehr Bayern, mehr Region

Seitdem der BR vergangenes Jahr sein Korrespondentennetz in Bayern
ausgebaut hat, kommen noch mehr Themen aus Bayern und seinen Regionen
in die Abendnachrichten. Kompetente Journalistinnen und Journalisten
berichten trimedial für Hörfunk, Online und Fernsehen über die Dinge,
die Bayern bewegen und ausmachen. Sei es aus der Politik, Wirtschaft,
Kultur, Wissenschaft oder dem Sport - Bayern ist in all seinen
Regionen reich an Themen.

"Die Rundschau ist unerlässlich für den Freistaat, seine Menschen,
 seine Kultur und seinen bedeutenden Wirtschaftsraum. Kein anderes
 Fernsehformat verdichtet das bayerische Nachrichtengeschehen so
 exzellent wie sie. Unsere Korrespondenten liefern wichtige Analysen
 aus den verschiedenen Regionen Bayerns, dem Landtag und dem ARD-
 Netzwerk. Den Blick in die Regionen Bayerns werden wir noch weiter
 intensivieren. Ich gratuliere der Redaktion für 40 Jahre besten
 Qualitätsjournalismus."

 Christian Nitsche, Chefredakteur des Bayerischen Rundfunks



Diese Bayernthemen laufen in allen Rundschau-Angeboten im BR
Fernsehen, der Rundschau um 16.00 Uhr, der Hauptausgabe um 18.30 Uhr,
im Rundschau-Magazin um 21.45 Uhr und linear und im Web in der
Rundschau Nacht. Das Profil der Fernsehnachrichten ist damit in den
vergangenen Jahren noch bayerischer geworden.


Noch mehr Digitales

Wer die linearen Rundschau-Ausgaben im BR Fernsehen verpasst, kann die
gesamten Sendungen sowie einzelne Beiträge in der BR-Mediathek
nachschauen. Auf BR24 werden die Fernsehbeiträge mit Artikeln und
Hörfunkbeiträgen ergänzt. Seit Ende September verstärken
Rundschau-Beiträge außerdem den BR24-Youtube-Channel mit
Nachrichtenvideos. Mit den zusätzlichen Nachrichtenangeboten, der 100
Sekunden Rundschau, Fahrgast-TV und Infoscreen, bietet die Rundschau
zu jeder Zeit auch unterwegs die neuesten Meldungen aus Bayern.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29. September 2019
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FEATURE/1318: Deutschlandfunk - Der unregulierte Wahlkampf im Netz, 1.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Digitale Brandbeschleuniger

Der unregulierte Wahlkampf im Netz

Von Peter Kreysler

Deutschlandfunk/WDR 2019

Das Feature

Dienstag, 1. Oktober 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Dark-Ads, Campaign-Apps, Dynamik Creative oder Microtargeting - so
heißen die neuen Waffen im digitalen Wahlkampf: PR-Werkzeuge, mit
denen erfolgreich Meinungen gebildet, Stimmungen aufgeputscht und
Wahlen gewonnen werden. In Deutschland nutzt vor allem die AfD das
Netz zur Mobilisierung. 85 Prozent aller geteilten Inhalte deutscher
Parteien auf Facebook stammen von der AfD. Wie das geschieht, welche
Techniken, Taktiken und Daten verwendet werden, bleibt jedoch im
Dunkeln - im verdeckten digitalen Raum. Meist kennen nur Sender und
Empfänger die Inhalte dieser politischen Botschaften. Die Plattformen
wollen diese Art politischer Werbung bisher nicht vollständig
transparent machen. Erste Schritte in diese Richtung seien nicht
ausreichend, kritisiert die EU-Kommission. Wie groß ist die Wirkung
dieser digitalen Wahlwerbung wirklich? Das Feature begibt sich auf
Spurensuche.

 * 

Quelle:
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FEATURE/1317: Deutschlandfunk Kultur - Teures Wohnen in Deutschland, 1.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Teures Wohnen in Deutschland

Der Immobilienboom und die Gefahren einer Preisblase

Von Tim Zülch

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 1. Oktober 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Münchens Oberbürgermeister Dieter Reiter (SPD) hat es jüngst für seine
Stadt ausrechnen lassen und das Ergebnis verblüfft: Um 39.000 (!)
Prozent seien die Preise für Bauland seit Ende des Zweiten Weltkrieges
gestiegen. Und ein Ende ist noch nicht in Sicht. Die Bundesbank
spricht von einer drohenden Preisblase in vielen Metropolen und deren
Peripherie. Nicht nur in München, sondern auch in Tübingen, Münster
oder Berlin fordern Kommunalpolitiker deshalb eine Wende in der
Bodenpolitik, verkaufen nicht mehr zu Höchstpreisen, sondern
verpachten Bauland im Erbbaurecht. Und während die Bundespolitik fast
keine Impulse setzt, fordern immer mehr Initiativen radikale
Maßnahmen: zum Beispiel die Vergesellschaftung von
Immobilienunternehmen. Ist die Wende auf dem Immobilienmarkt zu
schaffen oder müssen wir uns auch weiterhin auf massiv steigende
Preise für Wohnen einstellen?

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1963: Deutschlandfunk - Tan Caglar. Schonungslose Inklusion!, 2.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tan Caglar

Schonungslose Inklusion!

Von Elmar Krämer

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 2. Oktober 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wenn Tan Caglar in seinem schnittigen Sport-Rollstuhl auf die
Kabarettbühnen rollt, dann eröffnet er gern seine Shows mit den
Worten: "Ihr seht schon, ich bin gehandicapt ...", lässt dann eine
Pause, um fortzufahren: "Ja, ich bin Türke." Tan Caglar war schon als
Model auf dem Laufsteg, als Basketballprofi auf dem Court und ist als
Motivationscoach für das Deutsche Rote Kreuz unterwegs. Wenn er von
Inklusion spricht, dann ist das erstens sehr persönlich und zweitens
verdammt witzig, wie ihm etliche Teilnehmer seiner Workshops
attestierten. Warum also nicht auf die Kabarettbühne? Gesagt getan:
2018 gewann er den Publikumspreis beim Stuttgarter Besen, war für den
Prix Pantheon nominiert. "Rollt bei mir ...!", sagt er und so heißt
auch sein erstes Solo-Programm.

 * 

Quelle:
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MUSIK/3016: Deutschlandfunk Kultur - Das Sprechen im Chor, 2.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wir sind das Volk! Wir sind die Champions!

Ein Radioessay über das Sprechen im Chor

Von Georg Beck

Chormusik

Mittwoch, 2. Oktober 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wir sind die Champions, wir sind das Volk, in jedem Fall sind wir die
Größten. Keine Schlacht auf dem Fußballplatz, auf den Straßen, im
wirklichen Leben ohne Sprechchor. Dann fallen sie: gegnerische
Verteidigungslinien, manchmal ganze Systeme. Siehe die Agonie der DDR,
Herbst '89. Im Prinzip war die große Zeit des Sprechchors da schon
vorbei, war es doch die Weimarer Republik, die diese geniale Mischung
aus Agitprop und Kunst zum Liebling der Linken aufsteigen ließ. Heute
finden wir den Sprechchor in kulturellen Nischen, in künstlich
erzeugten Feuchtgebieten. Theaterdramaturgen, die am Puls der Zeit
sein wollen, flirten wieder mit ihm. Und die Choristen? Wer einmal
erfolgreich Ernst Tochs "Fuge aus der Geographie" musiziert hat, kennt
es, dieses Gefühl des Einsseins, Einswerdens im Akt des Sprechens. Das
geht dem Fan im Stadion nicht anders. Wo aber liegt der Unterschied?

 * 

Quelle:
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DER FILM/463: Oldesloe - Film und Gespräch "Eine Geschichte der Jugendzentrumsbewegung" am 10.10.2019


Stadt Oldesloe

"Freie Räume: Eine Geschichte der Jugendzentrumsbewegung" (BRD 2019, 102 Minuten 16:9)

Film und Diskussion mit Tobias Frindt



Die Studentenrevolte, der Aufbruch, die sexuelle Revolution, das
lossagen vom Nachkriegsdeutschland der Täter und Mitwisser, das alles
wurde in den letzten Jahren auf vielen Ebenen breit thematisiert, es
wurde geforscht und unzählige Bücher und Filme hatten die "68er"
Bewegung zum Thema. Man kann sagen, mittlerweile gehört 1968 zum
Gründungsmythos der Berliner Republik.

Weithin unbekannt ist jedoch, dass nur kurze Zeit später, die Ideen
und Forderungen der 68er sich in einer anderen Jugendbewegung
manifestieren sollten. In den frühen 70er Jahren versuchten tausende
von Jugendlichen in Westdeutschland in ihren Städten und Gemeinden
selbstverwaltete Jugendzentren und Jugendhäuser zu etablieren, um sich
eigene Treffpunkte zur Freizeitgestaltung ohne Konsumzwang und ohne
Kontrolle durch die Elterngeneration zu schaffen.

Mit Parolen wie "Was wir wollen: Freizeit ohne Kontrollen" gingen sie
auf die Straßen, sammelten Unterschriften und stritten sich mit
Kommunalpolitiker*innen. Anknüpfend an die 68er-Revolte hatten sich in
einer Vielzahl von Städten und Gemeinden Initiativgruppen Jugendlicher
gebildet. Mit der Jugendzentrumsbewegung und der Einrichtung hunderter
selbstverwalteter Jugendzentren kam es auch in der "Provinz" zu
politisch-kulturellen Aufbrüchen, die politisierte Jugendkultur der
Zeit breitete sich in ländlich-kleinstädtischen wie in suburbanen
Räumen aus. Freie Räume geht dieser von der Geschichtsschreibung fast
vergessenen Bewegung nach und versucht darüber hinaus herauszufinden,
was von ihr übrig geblieben ist.

Nach dem Film wird es ein Gespräch mit dem Filmemacher Tobias Frindt
geben.

Termin: 10.10., 20 - 23 Uhr, Inihaus, Turmstraße 14a, Oldesloe

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1952: Unna - "Einstieg in das Smartphone Samsung Galaxy" am 9./10.10.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Einstieg in das Smartphone Samsung Galaxy



Kreisstadt Unna. In diesem Seminar werden die Grundfunktionen am
eigenen Samsung-Gerät Schritt für Schritt erlernt. Anhand praktischer
Übungen werden die einzelnen Funktionen konkret angewendet.

Die Teilnehmenden werden Bedien- und Fingerübungen durchführen, um
das Gerät mit seiner Arbeitsoberfläche richtig zu bedienen. Im Kurs
wird zudem ein Telefonregister mit Fotos anlegt und der Gebrauch von
SMS und MMS vorgestellt. Thema in der Veranstaltung wird auch das
Arbeiten mit der Sprachsteuerung sowie mit der Foto- bzw. Filmkamera
sein. Auch das Einrichten der W-LAN-Verbindung für das Surfen im
Internet kommt nicht zu kurz. Außerdem lernen die Teilnehmenden Apps
und Sicherheitssoftware für die Geräte kennen.

Voraussetzungen: Keine Vorkenntnisse erforderlich.

Mitzubringen sind: Betriebsbereites Samsung Galaxy inkl. Ladekabel und
Passwort. Außerdem ein eingerichtetes Gmail-Konto von Google mit
zugehörigem Passwort. Wer Whats-App benutzen möchte, sollte auch
dieses Konto eingerichtet haben und die Zugangsdaten mitbringen. Die
Volkshochschule haftet nicht für private Geräte.

Das Seminar "Einstieg in das Smartphone Samsung Galaxy" mit der
Kursnummer 192-4102 findet am Mittwoch und Donnerstag, 9. und 10.
Oktober 2019 von 9.45 bis 13.45 Uhr im zib in Unna statt. Die Gebühr
beträgt 42 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 52 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV für den privaten Bereich - Smartphone / Tablet" zu
finden.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 26. September 2019
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TAGUNG/203: Berlin - Wird der Journalismus in der digitalen Öffentlichkeit verdrängt?, 14./15.11.2019 


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 27.09.2019

"Formate des Politischen 2019"

News ohne Journalisten - Wird der Journalismus in der digitalen
Öffentlichkeit verdrängt?

Vorträge, Diskussionen und Workshops am 15. November 2019 im Haus der
Bundespressekonferenz, Eröffnung mit Sneak Preview und Get-Together am
14. November



Zum fünften Mal seit 2015 laden Deutschlandfunk und
Bundespressekonferenz zur Konferenz "Formate des Politischen" nach
Berlin ein.

Am 15. November diskutieren Vertreterinnen und Vertreter aus Politik,
Medien und Wissenschaft mit interessierten Bürgerinnen und Bürgern
zentrale Fragen und Entwicklungen im politischen Journalismus. Im
Mittelpunkt stehen in diesem Jahr die Selbstinszenierung politischer
Institutionen und die Rolle nicht-journalistischer Akteure in der
digitalen Öffentlichkeit. Eröffnet werden die #formate19 am 14.
November um 19.00 Uhr mit einer Sneak Preview des Films "Colectiv",
einer deutsch-rumänischen Dokumentation journalistischer
Wahrheitssuche gegen die Widerstände eines korrupten Systems und
populistischer Politik mitten in Europa.

Unter dem Titel "News ohne Journalisten - Wird der Journalismus in der
digitalen Öffentlichkeit verdrängt?" geht es in der Konferenz am 15.
November um die zunehmende Verdrängung der Vermittlungs- und
Deutungsrolle von Journalistinnen und Journalisten: Politische Akteure
treten heute über soziale Medien direkt mit den Bürgerinnen und
Bürgern in Kontakt. In Parteizentralen werden Newsrooms eingerichtet.
YouTuberinnen und YouTuber bestimmen die Agenda des politischen
Diskurses. Als Podiumsgäste werden zu den "Formaten des Politischen
2019" unter anderem der österreichische Journalist und ORF-Moderator
Armin Wolf, der YouTuber Rezo, die Bundestagsabgeordnete Franziska
Brantner und der Chefredakteur der Neuen Zürcher Zeitung, Eric Gujer,
erwartet.

Weiterführende Informationen und das Konferenz-Programm finden Sie
unter www.deutschlandfunk.de/formate

Die Konferenz wird live auf dem Portal gestreamt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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VORTRAG/252: Hanau - "Beschaffung von PC, Laptop, Tablet und Handy" für Senioren, 9.10.2019


Stadt Hanau

PC, Laptop oder Handy kaufen?

Kostenfreier Vortrag im Seniorenbüro Hanau am Mittwoch, 9. Oktober



Das Seniorenbüro Hanau bietet am Mittwoch, 9. Oktober, um 13.30 Uhr
einen Vortrag zum Thema "Beschaffung von PC, Laptop, Tablet und Handy"
an. Jürgen Niederdräing erklärt, was man alles beim Kauf und
Vertragsabschluss bedenken sollte. Der Vortrag dauert rund 1,5
Stunden, findet im Seniorenbüro Raum 106, Steinheimer Straße 1, 63450
Hanau statt und ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUGEN/501: Wirksame und verträgliche Therapie mit Tollkirsche - Atropin-Augentropfen bremsen Kurzsichtigkeit (DOG)


DOG - Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 26. September 2019

Wirksame und verträgliche Therapie mit Tollkirsche:

Atropin-Augentropfen bremsen Kurzsichtigkeit



Berlin - Kurzsichtigkeit beginnt gewöhnlich im Grundschulalter. Da die
Fehlsichtigkeit später schwere Augenerkrankungen begünstigt, sollte
sie früh aufgehalten werden. Dies gelingt jetzt: Forscher haben einen
Ansatz für eine niedrig dosierte Therapie mit dem Wirkstoff Atropin
gefunden, die nebenwirkungsarm ist und das Fortschreiten der
Kurzsichtigkeit bei Kindern um bis zu 50 Prozent mindern kann. Wie die
Behandlung mit Atropin-Augentropfen in einer Konzentration von 0,01
Prozent konkret aussieht, erläuterten Experten auf der heutigen
Kongress-Pressekonferenz zum 117. Kongress der DOG Deutsche
Ophthalmologische Gesellschaft.

Bis zum Ende der Grundschulzeit entwickeln in Deutschland etwa 15
Prozent der Kinder eine Kurzsichtigkeit, bis zum Alter von 25 Jahren
steigt die Rate auf etwa 45 Prozent. "Kurzsichtigkeit ist neben dem
Alter der Hauptrisikofaktor für ernste Augenerkrankungen wie Grüner
und Grauer Star oder auch Netzhautablösung, von daher ist es sehr
wünschenswert, das Voranschreiten der Kurzsichtigkeit in der Phase
ihres Entstehens zu verlangsamen", erklärt Professor Dr. med. Claus
Cursiefen, Präsident der Deutschen Ophthalmologischen Gesellschaft
(DOG). "Zudem gilt: Je früher die Kurzsichtigkeit beginnt, desto
stärker wird ihr Ausmaß im Erwachsenenalter sein - ein weiterer Grund
für eine frühe Intervention", fügt Cursiefen hinzu.

Zwei Stunden täglich im Freien, Lesen mit genügend Abstand

Um Kurzsichtigkeit aufzuhalten, stehen verschiedene Ansätze bereit.
"Täglich zwei Stunden Aufenhalt im Freien bei Tageslicht halbieren das
Risiko für Kurzsichtigkeit", erläutert Professor Dr. med. Wolf Lagrèze
von der Klinik für Augenheilkunde am Universitätsklinikum Freiburg.
"Längeres Lesen in einem Abstand von weniger als 30 Zentimetern sollte
vermieden werden", fügt der Freiburger Augenarzt hinzu. Darüber hinaus
gibt es spezielle Kontaktlinsen, die das Fortschreiten der
Kurzsichtigkeit um bis zu 40 Prozent mindern können.

Am wirksamsten hat sich jedoch eine Therapie mit Atropin-Augentropfen
erwiesen. Dass Atropin, eine Substanz aus der Tollkirsche,
Kurzsichtigkeit aufhalten kann, ist seit mehr als hundert Jahren
bekannt. "Wegen ihrer Nebenwirkungen - Blendung und Nahsichtstörung -
wurden Atropin-Tropfen zu diesem Zweck aber kaum verordnet", berichtet
Lagrèze. Das hat sich jetzt geändert. Denn Forscher aus Singapur haben
eine Konzentration gefunden, die das Fortschreiten der Kurzsichtigkeit
um bis zu 50 Prozent mindert und gleichzeitig weitgehend
nebenwirkungsfrei ist. "Leichte Blendungsempfindlichkeit und
Nahsichtstörung bilden sich darüber hinaus bei Absetzen vollständig
zurück, so dass kein Schaden entsteht", fügt der Freiburger
Ophthalmologe hinzu.

Weltweiter Siegeszug niedrig dosierter Atropin-Tropfen

Dass Atropin-Tropfen in der geringen Konzentration von 0,01 Prozent
gut wirken und dabei verträglich sind, belegen inzwischen große und
aussagekräftige Studien aus Asien. "Seit der Veröffentlichung dieser
Daten hat sich die Anwendung niedrig dosierter Atropin-Augentropfen
weltweit sehr schnell durchgesetzt und wird auch in Deutschland seit
wenigen Jahren von vielen Augenärzten in Kliniken und Praxen
eingesetzt", betont Lagrèze. So haben verschiedene Länder, darunter
Deutschland (siehe Link zur Stellungnahme weiter unten), Leitlinien
und Behandlungsempfehlungen formuliert. Inwieweit täglich zwei Stunden
Aufenthalt im Freien die Erfolgsrate zusätzlich zu den
Atropin-Augentropfen weiter erhöhen, ist noch nicht erforscht.

Vor dem Schlafengehen in jedes Auge einen Tropfen

Für die Atropin-Therapie kommen Kinder im Alter von sechs bis 14
Jahren in Frage, bei denen die Kurzsichtigkeit pro Jahr um mindestens
eine halbe Dioptrie zunimmt. "Die Eltern geben abends vor dem
Zubettgehen jeweils einen Tropfen in jedes Auge", erklärt Lagrèze.
Unwillkürliches Blinzeln sorgt für eine gute Verteilung des
Wirkstoffs. "Wichtig ist eine Tropfen-Zubereitung ohne
Konservierungsmittel", betont Lagrèze. Zudem muss der Augenarzt die
Eltern darauf hinweisen, dass es sich bei dieser Behandlung um einen
sogenannten Off-Label-Use handelt - um einen Gebrauch, für den es bei
Kurzsichtigkeit noch keine offizielle Zulassung gibt. "Nach zwei
Jahren Therapiedauer entscheidet der Augenarzt, ob die Behandlung
fortgesetzt werden sollte", erläutert DOG-Experte Lagrèze.

Behandlungsstudie für Deutschland geplant

Aktuell ist in Deutschland eine Behandlungsstudie in Vorbereitung, um
zu überprüfen, ob das Atropin-Konzept auch in einer nicht-asiatischen
Population eine vergleichbare Wirkung entfaltet. Für diese Studie hat
die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) Ende 2018 Fördergelder zur
Verfügung gestellt.


Stellungnahme des Berufsverbandes der Augenärzte Deutschlands,
der Deutschen Ophthalmologischen Gesellschaft: Empfehlungen bei
progredienter Myopie im Kinder- und Jugendalter:

https://www.dog.org/wp-content/uploads/2013/03/Myopie-BVA-DOG-final-1.pdf

 * 

Quelle:

Stiftung Auge der DOG Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft

Pressemitteilung vom 26. September 2019

Pressestelle

Postfach 30 11 20

70451 Stuttgart

Telefon: 0711 8931-649, Telefax: 0711 8931-167

Internet: www.stiftung-auge.de ; http://www.dog.org
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NEUROLOGIE/1026: Personalisierte Therapie bei neurodegenerativen Erkrankungen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 25.09.2019

Personalisierte Therapie bei neurodegenerativen Erkrankungen



Neurodegenerative Erkrankungen sind chronisch-fortschreitende,
neurologische Erkrankungen, dazu gehören z.B. die Huntington-, die
Parkinson- und die Alzheimer-Erkrankung und die spinale Muskelatrophie. Es
kommt zu zunehmender Fehlfunktion bis hin zum Absterben (Degeneration) von
Nervenzellen in Gehirn und Rückenmark mit Störungen der
Bewegungskoordination und/oder mentaler Funktionen. Die Erforschung der
komplexen Entstehungsmechanismen hat in den letzten Jahren zu genetischen
Therapiemöglichkeiten geführt, die nicht mehr an den Symptomen, sondern an
den ursächlichen molekularen Abläufen ansetzen - was bei Experten sogar
Hoffnung auf künftige Heilungschancen aufkommen lässt.

Die Mehrzahl der neurodegenerativen Erkrankungen betrifft das
Erwachsenenalter - in einer immer älter werdenden Gesellschaft eine
zunehmende Herausforderung. Schwere Formen der Erkrankungen können auch
bereits im Kindesalter auftreten, wobei dann die normale Entwicklung
ausbleibt oder Entwicklungsschritte und Erlerntes wieder verloren geht.
Nicht selten versterben die betroffenen Kinder innerhalb weniger Jahre.

Neurodegenerative Erkrankungen sind bislang nicht heilbar - während sie
jedoch früher "nur" klinisch diagnostizierbar waren und teilweise
symptomatisch behandelt wurden, so entwickeln sich nun Therapien, die
zielgerichtet in die zugrundeliegenden Ursachen und Krankheitsmechanismen
eingreifen. "Mit den Fortschritten der Molekulargenetik und dem Nachweis
von Genmutationen als Krankheitsursache in vielen Fällen gelang zunächst
nur eine präzisere Diagnostik, inzwischen aber ist ein detailliertes
Verständnis gewachsen, welches gerade bei erblichen neurologischen
Erkrankungen eine therapeutische Korrektur der individuellen genetischen
Defekte bzw. eine Kompensation deren Folgen in greifbare Nähe rückt",
erklärt Professor Dr. Thomas Gasser, Zentrum für Neurologie,
Hertie-Institut für klinische Hirnforschung, Abteilung Neurologie mit Schwerpunkt
neurodegenerative Erkrankungen, Kongresspräsident des DGN-Kongresses 2019
in Stuttgart.

Eine Gemeinsamkeit erblicher bzw. durch eine Genmutation bedingter
Erkrankungen ist, dass Fehler (Mutationen) im genetischen Bauplan (DNA)
jeder Körperzelle, zur Bildung fehlerhafter Eiweißbausteine (Proteine)
führt. Defekte Proteine führen dann zu gestörten Funktionen und den
Krankheitssymptomen. Zu den bereits angewandten genetischen
Therapieprinzipien gehören beispielsweise sogenannte Antisense
Oligonukleotide (ASO). ASOs sind kleine künstliche DNA-Bausteine, die in
den Gehirnzellen die Ablesung der mutierten Genabschnitte stören und so
die Bildung des defekten Proteins verhindern. "Die Wirksamkeit bei einigen
bisher unheilbaren Erkrankungen ist teilweise überwältigend", so Prof.
Gasser. Da ASOs nicht vom Blut in das Gehirn übertreten, werden sie direkt
in das Hirnwasser (Liquor) injiziert (intrathekale Gabe).

Ein erster therapeutischer Durchbruch mit diesem Therapieprinzip gelang
bei der spinalen Muskelatrophie (SMA). Bei der SMA sind die motorische
Nerven erkrankt, es kommt zur Muskelschwäche bzw. Muskelschwund mit
verschieden schwere Verlaufsformen (Typ I bis IV). Die SMA Typ I beginnt
oft bereits im Mutterleib mit reduzierten Bewegungen der Feten; die
Neugeborenen haben eine schlaffe Muskulatur und können teilweise nicht
einmal ihren Kopf anheben. Schwerbetroffene Babys sterben in den ersten
zwei Jahren, oft schon nach wenigen Monaten, durch ein Versagen der
Atemmuskulatur. Bei der SMA Typ I ist inzwischen eine Behandlung mit
Antisense-Oligonukleotiden (mit dem Medikament Nusinersen) möglich. Dieses
Jahr zeigte nun eine Phase-1b/2a-Studie, dass auch ältere Kinder (2-15
Jahre) mit etwas langsamer verlaufenden Formen der SMA (Typ II oder III)
von einer Behandlung profitieren [1]. 28 Kinder wurden über 253 Tage mit
steigenden Dosierungen behandelt (3 bis 12 mg); die Erweiterung der Studie
erstreckte sich über 715 Tage (mit 12 mg). Im Ergebnis hatten sich alle
Werte der motorischen Tests, also die Muskelfunktionen, deutlich
verbessert. Es gab keine Therapieabbrüche wegen Nebenwirkungen.

Auch für die, in bis zu 95% der Patienten vererbten Huntington-Erkrankung
(auch Chorea Huntington) wird eine ASO-Therapie entwickelt. Die Erkrankung
beginnt meistens im mittleren Erwachsenenalter und führt innerhalb von 15
Jahren nach der klinischen Diagnosestellung zum Tod. Die Patienten leiden
an progredienten Bewegungsstörungen, Veränderungen des Verhaltens und
kognitiven Defiziten. Mutationen im Huntingtin (Htt)-Gen führen zur
Bildung des fehlerhaften Huntingtin (Htt)-Proteins, welches sich
zusammenballt und in den Gehirnzellen als kleine Eiweiß-Körnchen
(Aggregationen) ablagert (sogenannte Einschlusskörper). Die Bedeutung
dieser Ablagerungen und wie genau die Nervenzellen dadurch geschädigt
werden, ist noch nicht vollständig geklärt. In einer aktuellen
doppelblind-randomisierten Phase-1-2a-Studie [2] wurden 34 Patienten mit
einer spezifischen ASO-Therapie (Substanz HTTRx) behandelt (vier Dosen im
Abstand von jeweils vier Wochen). Es konnte gegenüber 12 Patienten der
Placebo-Kontrollgruppe gezeigt werden, dass die Menge der
Htt-Proteinaggregate im Liquor unter Placebo um 10% anstieg und unter der
ASO-Therapie signifikant (dosisabhängig um bis zu 42%) abnahm. Während der
relativ kurzen Studiendauer konnten noch keine klinischen Effekte
demonstriert werden, aber die Wirksamkeit gegen die Proteinaggregate war
deutlich und die intrathekale Therapie war gut verträglich und ohne
ernsthafte Nebenwirkungen.

Eine pathologische Ablagerung proteinhaltiger Einschlusskörper in den
Gehirnzellen findet man auch bei Patienten mit Alzheimer- und
Parkinson-Erkrankung. Bei einem Teil der Parkinsonpatienten konnten schon vor
einiger Zeit Mutationen im sogenannten Glucocerebrosidase (GBA)-Gen
nachgewiesen werden, und immer wieder kamen und kommen neue Mutationen
hinzu. Die molekulargenetische Diagnostik hat es auch ermöglicht,
verschiedene Parkinson-Syndrome voneinander zu unterscheiden. Eine
GBA-Mutation erhöht stark das Erkrankungsrisiko, es scheint aber weitere
Faktoren zu geben, die ursächlich zusammenkommen müssen. Ca. 10% der
Parkinsonpatienten in Deutschland sind Träger einer GBA-Mutation, die zu
einem rascheren und schweren Verlauf beiträgt. Eine internationale Studie,
deren Ergebnisse im September auf der Tagung der "Internationalen Movement
Disorders Society" in Nizza präsentiert werden sollen, untersuchte ein
Medikament, welches die durch die GBA-Mutationen gestörten
Stoffwechselwege beeinflusst und zum Abbau der verklumpten Proteine führen
soll.

"Das Verständnis der komplexen Entstehungsmechanismen der verschiedenen
Erkrankungen hat zu Therapieansätzen geführt, die nicht mehr an den
Symptomen, sondern an den ursächlichen molekularen Abläufen ansetzen",
fasst Prof. Gasser zusammen. "Konkret sind dies bestimmte Stellen des
zellulären DNA-Ableseprozesses bzw. der Gen-Expression, also der Bildung
des jeweils fehlerhaften Proteins oder die Beeinflussung der dadurch
gestörten Stoffwechselprozesse."

Auch wenn nicht bei allen Patienten ursächliche Genveränderungen gefunden
wurden - und obwohl auch bei identifizierten Mutationen bestimmte
Zusammenhänge zwischen dem defekten Protein und der Krankheitsentstehung
noch ungeklärt sind, so sind sich die Experten sicher: Hier steht die
Medizin gerade erst am Anfang - die Behandlungsmöglichkeiten in Sinne
personalisierter Therapien werden sich in den kommenden Jahren
vervielfachen.


Literatur

[1] Darras BT, Chiriboga CA, Iannaccone ST et al. Nusinersen in
later-onset spinal muscular atrophy: Long-term results from the phase 1/2
studies. Neurology 2019 May; 92 (21): e2492-e2506

[2] Tabrizi SJ, Leavitt BR, Landwehrmeyer GB et al. Targeting Huntingtin
Expression in Patients with Huntington's Disease. N Engl J Med 2019 Jun;
380 (24): 2307-16


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgn.org
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NEUROLOGIE/1025: Neue Behandlungsalternative bei Tremor und Parkinson (idw)


Universitätsspital Zürich - 26.09.2019

Neue Behandlungsalternative bei Tremor und Parkinson



Als einziges universitäres Zentrum in der Schweiz bietet das USZ die
Therapie von Tremor mittels MR-gesteuertem fokussierten Ultraschall an.
Die minimalinvasive Behandlung ist eine wirksame Alternative für Patienten
mit einem ausgeprägten, therapieresistenten essentiellen Tremor oder
Parkinson-Tremor und kann die Lebensqualität erheblich verbessern.

Weltweit gibt es bisher nur wenige Zentren, die diese Therapie anbieten.
Über viele Jahre wurde mit dem Gerät am Kinderspital Zürich Pionierarbeit
geleistet. Die Arbeit mit diesem wurde nun eingestellt. Stattdessen kommt
seit August 2019 am USZ das derzeit modernste Gerät zum Einsatz.

Der essentielle Tremor ist eine vererbbare und daher familiär gehäuft
auftretende Erkrankung und eine der häufigsten neurologischen
Bewegungsstörungen, bei der es zu einem starken Zittern der Arme oder
Beine kommen kann, sodass beispielsweise Schreiben oder selbständiges
Trinken aus einem Glas unmöglich werden. Beim Parkinson-Tremor dagegen
tritt das Zittern insbesondere in Ruhe auf. Betroffene ziehen sich bei
fortschreitender Erkrankung oft zurück und isolieren sich, was zu einer
stark verminderten Lebensqualität führt.

Gestörte Netzwerke des Gehirns gezielt beeinflussen

Die MR-gesteuerte fokussierte Ultraschall-Therapie, die das USZ anbietet,
ist bei isoliertem behandlungsresistentem Tremor die Behandlung der Wahl,
insbesondere wenn eine Tiefe Hirnstimulation nicht geeignet oder zu
belastend wäre. Dafür arbeitet am USZ ein interdisziplinäres Expertenteam
aus Neurologen, Radiologen, Neurochirurgen sowie Fachpersonen in
medizinisch technischer Radiologie eng zusammen. Eine abgestimmte,
sorgfältige Planung und Durchführung sind unabdingbar, denn das behandelte
Hirnareal wird irreversibel ausgeschaltet.

Dies geschieht, indem ein nur 2-5mm grosses Ziel mittels 1024 rund um den
Kopf angeordneter Ultraschallquellen gezielt auf ca. 60°C erwärmt und
schliesslich thermisch ausgeschaltet wird. Die Erwärmung wird mittels MRI
in Echtzeit verfolgt.

Die Patientinnen und Patienten profitieren unmittelbar von der Therapie.
Diese ist in einer einmaligen Session von rund zwei Stunden abgeschlossen.
Die Behandlungskosten dafür werden von der Grundversicherung getragen.

Keine Alternative zur Tiefen Hirnstimulation

Die Therapie mittels fokussiertem Ultraschall kommt dann zur Anwendung,
wenn der Tremor als isoliertes Symptom auftritt und stark einschränkend
wirkt. In Diskussion sind weitere Indikationen wie beispielsweise
Epilepsie. Steht bei Bewegungsstörungen wie dem Morbus Parkinson das
Zittern nicht allein im Vordergrund, ist dagegen die Tiefe Hirnstimulation
häufig die bessere Behandlungsalternative. Zwar ist sie mit einem
operativen Eingriff verbunden, sie zerstört dafür kein Hirngewebe, ist
damit reversibel und eignet sich zur Behandlung eines weit grösseren
Spektrums an Erkrankungen und Symptomen.

Weitere Informationen finden Sie unter

Mehr zur fokussierten Ultraschalltherapie finden Sie hier: Fokussierter Ultraschall 

https://bit.ly/2nwMCcf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1839
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NEUROLOGIE/1024: Nachsorge - Slackline-Studie ... Rehabilitation von Gleichgewichtsstörungen (idw)


LURIJA INSTITUT für Rehabilitationswissenschaften und Gesundheitsforschung - 26.09.2019

Slackline-Studie: Gleichgewicht muss speziell trainiert werden



Störungen des Gleichgewichts kommen bei vielen neurologischen Erkrankungen
vor und beeinträchtigen die Patienten erheblich. Die Rehabilitation von
Gleichgewichtsstörungen ist eine besondere Herausforderung. Forscher des
Lurija Instituts haben die Auswirkungen eines intensiven Slackline-Trainings
bei Probanden untersucht und ihre Ergebnisse nun veröffentlicht.

Störungen des Gleichgewichts kommen bei vielen neurologischen Erkrankungen
vor und beeinträchtigen die Patienten erheblich. Während den ersten
Lebensjahren lernen wir auffällig leicht Gleichgewichtskontrolle
auszuüben. Im späteren Alter ist es deutlich schwieriger
Gleichgewichtsaufgaben zu meistern. Das trifft besonders für neurologische
Patienten zu. Die Rehabilitation von Gleichgewichtsstörungen ist eine
besondere Herausforderung. Derzeit sind die verantwortlichen Netzwerke für
Gleichgewichtskontrolle im Zentralen Nervensystem nicht in Gänze bekannt.
Verschiedene Mechanismen auf kortikaler, subkortikaler und spinaler Ebene
müssen koordiniert zusammenarbeiten.

Einem Team aus Ärzten und Wissenschaftlern aus den Kliniken Schmieder, der
Sportwissenschaft der Universität Konstanz und der Neurologie der
Universität Magdeburg ist es gelungen, plastische Veränderungen innerhalb
dieser Funktionssysteme aufzudecken. In einer Studie unter dem Dach des
Lurija Instituts hat das Team Probanden untersucht, die das sogenannte
"Slacklinen" erlernt haben. Sie trainierten innerhalb von sechs Wochen das
Laufen auf einem schmalen Band, das zwischen zwei Befestigungspunkten
gespannt ist. Das Training verbesserte deutlich das Balancieren und Laufen
auf der Slackline. Diese Verbesserungen waren mit funktionellen
Konnektivitätsveränderungen in kortikalen, subkortikalen und auch in
spinalen Arealen und Netzwerken, die mit Gleichgewichtserhaltung und
Gleichgewichtskontrolle assoziiert sind, verbunden.

In einer anderen Gleichgewichtsaufgabe, welche die Probanden nicht extra
übten, hatten die Slackline-trainierten allerdings keine Vorteile
gegenüber untrainierten Probanden. Ein Transfer der verbesserten
Gleichgewichtsfunktion auf andere Aufgaben findet offenbar nicht statt.
Die Ergebnisse zeigen, dass Gleichgewichtstraining die Leistung vor allem
für die exakt trainierte Aufgabe verbessert. Da ein Transfer auf
nicht-trainierte Aufgaben nicht beobachtet wurde, sollte die Rehabilitation von
Gleichgewichtsstörungen möglichst spezifisch und mit einer Vielfalt von
Trainingsaufgaben erfolgen. Vor allem müssen die notwendigen
alltagsrelevanten Gleichgewichtsleistungen einzeln trainiert werden.


Originalpublikation:

Giboin LS, Loewe K, Hassa T, Kramer A, Dettmers C, Spiteri S, Gruber M,
Schoenfeld MA. 

Cortical, subcortical and spinal neural correlates of
slackline training-induced balance performance improvements. Neuroimage.
2019 Jul 30; 202:116061. 

doi: 10.1016/j.neuroimage.2019.116061. 

[Epub ahead of print]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.kliniken-schmieder.de/unser-profil/presse/aktuelles/detailseite/slackline-studie-des-lurija-instituts.html
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ONKOLOGIE/2025: Personalisierte Therapieansätze in der Behandlung aggressiver Hirntumoren (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 25.09.2019

Personalisierte Therapieansätze in der Behandlung aggressiver Hirntumoren



Glioblastome sind aggressive Hirntumoren mit schlechter Prognose. Bislang
wurden sie ausschließlich mit den herkömmlichen Tumortherapien Operation,
Chemotherapie und Strahlentherapie behandelt. Erste personalisierte
Behandlungsansätze stehen nun zur Verfügung: Zum einen lässt sich mit
einem molekularen Marker im Vorfeld prüfen, ob Patienten besser von einer
Chemotherapie profitieren. In einem Großprojekt wird nun auch gezielt nach
prognostischen Markern gesucht, die den Erfolg zielgerichteter Medikamente
vorhersagen können. Ganz aktuell sind neue Formen der personalisierten
therapeutischen Impfung, wodurch die Glioblastome für das Immunsystem
"sichtbar" und angreifbar gemacht werden.

Die Aufgabengebiete einer modernen Neuroonkologie umfassen Tumoren des
Nervensystems (Hirntumoren), Metastasen im Zentralnervensystem und die
neurologischen Komplikationen von Tumortherapien.

Bei primären Hirntumoren gibt es verschiedene Tumorarten, die sich
hinsichtlich Therapie und Prognose unterscheiden. Die häufigsten sind die
sogenannten Gliome. Fortgeschrittene Gliome (WHO-Grad IV) werden als
Glioblastome bezeichnet, bei diesen Tumoren kann nach heutigem Wissen
keine Heilung erreicht werden. Etwa 2400 Menschen erkranken pro Jahr in
Deutschland an einem Glioblastom. Die Therapie, die nach der Operation
erfolgt, dient dazu, das Tumorwachstum zu verlangsamen und so die
Lebensdauer bei möglichst guter Lebensqualität zu verlängern.

Ziel der grundlagenwissenschaftlichen, translationalen und klinischen
neuroonkologischen Forschung ist, diese bisher unzureichenden
Therapieoptionen zu verbessern und Behandlungsansätze zu finden, die, wenn
sie nicht kurativ wirken, zumindest das Fortschreiten der Erkrankung
deutlich länger aufhalten können. Personalisierte Diagnose- und
Therapieansätze sind in der Onkologie seit einigen Jahren im klinischen
Alltag etabliert und haben zu großen Behandlungsfortschritten bei vielen
Tumorarten geführt (man denke an die Einführung der Antikörpertherapien
oder der Checkpoint-Inhibitoren). Auch im Bereich der Glioblastome kommen
nun vermehrt solche personalisierten Therapieansätze zum Einsatz und
sorgen dafür, dass die Patienten eine passgenaue, auf die molekularen
Eigenschaften ihres Tumors abgestimmte Therapie erhalten und ihnen
andererseits unnötige Therapien mit wenig Aussicht auf Erfolg erspart
werden. Die bisherige "one fits all"-Therapie hat in der Behandlung der
aggressiven Glioblastome ausgedient. Durch moderne klinische Studien
werden nun personalisierte Ansätze definiert.

MGMT-Promotor-Methylierung entscheidet, ob eine Chemotherapie zum Einsatz kommen sollte

Die MGMT-Promotor-Methylierung ist ein aussagekräftiger Marker, um den
Erfolg einer Chemotherapie mit Temozolomid bei Glioblastompatienten
vorherzusagen. Eine solche Therapie ist bei Patienten mit positiver
MGMT-Promotor-Methylierung, die bei etwa einem Drittel der Erkrankten vorliegt,
wirksamer. Die CeTeG-Studie [1], die Prof. Herrlinger aus Bonn mit der
Neuroonkologischen Arbeitsgemeinschaft (NOA) durchführte, schloss nur
Patienten mit dieser genetischen Voraussetzung ein. Sie ist eine
nicht-verblindete Phase-3-Studie, die 141 Patienten aus 17 deutschen
Tumorzentren mit neudiagnostiziertem Glioblastom mit methyliertem
MGMT-Promotor 1:1 randomisierte. Sie erhielten entweder eine Chemotherapie mit
Temozolomid zusätzlich zur Radiotherapie oder zusätzlich den
Nitrosoharnstoff CCNU. Primärer Endpunkt war das Gesamtüberleben. Es
zeigte sich ein signifikanter Vorteil für die Kombinationstherapie
(p=0,049) im Hinblick auf den primären Endpunkt. "Die Ergebnisse wurden in
der renommierten Fachzeitschrift "The Lancet" publiziert und stellen einen
wichtigen Erkenntnisgewinn in der personalisierten Glioblastomtherapie
dar. Wir wissen nun, dass die Hinzunahme einer weiteren Substanz zur
bisherigen etablierten Chemotherapie bei Patienten mit positiver
MGMT-Promotor-Methylierung das Gesamtüberleben weiter verbessern kann, wenn
auch natürlich einschränkend gesagt werden muss, dass die Patientenzahl in
der Studie nicht sehr groß war", erklärt Prof. Dr. Dr. Ghazaleh Tabatabai,
Tübingen, Leiterin der Interdisziplinären Sektion Neuroonkologie und
Kongresssekretärin des 92. Kongresses der Deutschen Gesellschaft für
Neurologie (DGN), der vom 25. - 28.09.2019 in Stuttgart stattfindet.

Suche nach Tumoreigenschaften, die auch das Ansprechen auf zielgerichtete Therapien vorhersagen können

Doch was ist mit der Mehrheit der Patienten, die keine positive
MGMT-Promotor-Methylierung aufweisen? "Bei ihnen wurde versucht, neue
zielgerichtete Substanzen, Antikörper und sogenannte "small molecules",
einzusetzen, doch bislang mit geringem Erfolg. Die bisherigen Studien
hatten unselektiert alle Glioblastom-Patienten miteingeschlossen und nicht
nach spezifischen molekularen Veränderungen ausgewählt. Mit diesem
Gießkannenprinzip konnten keine signifikanten Therapieerfolge erzielt
werden", kritisiert die Expertin.

Doch das soll sich nun ändern. Die "NCT Neuro Master Match" (N2M2)-Studie
[2] schließt ausschließlich Glioblastom-Patienten mit negativer
MGMT-Promotor-Methylierung ein und beginnt zunächst mit einer umfassenden
molekularen Charakterisierung des Tumorgewebes. Ziel dieser
Untersuchungsphase ist es, in der anschließenden Behandlungsphase eine
Zuordnung zu einem Medikament zu gewährleisten, das passgenau das
vorhandene molekulare Profil angreift. In der Untersuchungsphase sollen
molekulare Biomarker gefunden werden, die das Therapieansprechen auf die
verschiedenen zielgerichteten Therapien vorhersagen. Dafür soll eine
Bewertung der Tumorzellen mit den Methoden der Molekulardiagnostik und
Bioinformatik erfolgen und vier Wochen nach der Operation abgeschlossen
sein. Dann sollen die Studienteilnehmer gemäß der unterschiedlichen
Tumorbiologie stratifiziert und in Substudien eingeschlossen werden, in
denen sie die zielgerichtete Therapie erhalten, die am besten zur
molekularen Tumorbiologie passt und die höchste Aussicht auf Erfolgt hat.
Getestet werden u.a. die Substanzen Alectinib, Idasanutlin, Palbociclib,
Vismodegib, und Temsirolimus.

"Dieser personalisierte Ansatz ist der zukunftsweisende Weg. Durch
klinische Studien, die molekulare Informationen berücksichtigen, werden
wir erfahren, welches Therapieprinzip bei welcher Tumorbiologie
zielführend ist", erklärt Prof. Dr. Dr. Ghazaleh Tabatabai.

Hoffnungsträger Personalisierte Tumorimpfung

Eine weitere vielversprechende individualisierte Therapie beim Glioblastom
ist die personalisierte Tumorimpfung, wie sie prinzipiell für andere
Tumorarten im Rahmen von Studien schon durchgeführt wird. Bei jedem
Menschen entstehen täglich Krebszellen, die normalerweise vom
körpereigenen Immunsystem zerstört werden. Verursacht wird Krebs durch
Genmutationen, was dazu führt, dass auf der Zelloberfläche neue, dem
Immunsystem unbekannte Moleküle zu finden sind (Neoantigene oder
Neoepitope). Diese Neoepitope erkennt das Immunsystem als "fremd" und
greift sie an. Ferner gibt es Epitope, die in der Tumorzelle deutlich
häufiger repräsentiert sind als im Normalgewebe. In der Regel "versteckt"
sich der Tumor vor dem Immunsystem, bzw. erreicht, dass die
Krebszellantigene unerkannt bleiben. Checkpoint-Inhibitoren fördern diese
körpereigene Krebsabwehr; sie docken auf bestimmten molekularen
Signalwegen des Immunsystems an sogenannte Immun-Checkpoints an und
bewirken eine verstärkte immunologische Abwehrreaktion gegen Tumorzellen.

Im Glioblastom ist bislang ein Therapie-Erfolg durch
Checkpoint-Inhibitoren nicht nachgewiesen. Die Gründe hierfür sind mannigfaltig und
werden derzeit untersucht. Jüngste Ergebnisse weisen einen neuen Weg auf,
eine spezielle personalisierte Impfstrategie: Therapeutische Impfungen
sollen das körpereigene Immunsystem für die Erkennung der
tumor-assoziierten Epitope und Neo-Epitope sensibilisieren. Insbesondere die
Nutzung des kompletten Antigen-Neoantigen-Musters durch
Multipeptidvakzinierung könnte auch bei Tumoren mit niedriger
Mutationsrate eine effektive Immunantwort auslösen.

In einer Phase-I-Studie (GAPVAC-101) des "Glioma Actively Personalized
Vaccine Consortium" (GAPVAC) wurde 15 neu diagnostizierten
Glioblastompatienten ein hochindividualisierter Impfstoff mit mehreren
Tumorantigen-Typen zusätzlich zur Standardbehandlung verabreicht [3]. Der
Impfstoff APVAC1 enthielt vorkonfektionierte, unmutierte Tumorantigene,
APVAC2 richtete sich gegen individuelle Neoepitope des jeweiligen
Patienten (ermittelt durch Mutationsanalysen). Das Sicherheitsprofil der
Impfstoffe war günstig und ihre Wirksamkeit (sogenannte Immunogenität)
sehr gut. APVAC1 rief eine anhaltende Immunantwort bei immunologischen
Gedächtniszellen ("CD8+ T-Zellen") hervor und APVAC2 induzierte eine
T-Helferzell-Antwort ("CD4+ T-Zellen") gegen die entsprechenden
Neoantigene.

"Bei der Strategie der therapeutischen Krebsimpfung trifft die Bezeichnung
personalisierte Therapie in besonderem Maße zu, denn prinzipiell wurde in
dieser Studie für jeden Patienten ein eigener Impfstoff passend zum
eigenen immunologischen Profil zusammengestellt. So erhält jeder Patient
einen speziell für ihn angefertigten Impfstoff", erklärt Prof. Tabatabai.
"Zu bemerken ist aber, dass die Herstellung des Impfstoffs extrem
aufwändig ist, nicht nur wegen der umfassenden immunologischen
Charakterisierung, sondern auch vor allem wegen der logistischen Aspekte.
Dies wäre ohne das gesamte Europäische Konsortium unmöglich gewesen. Eine
breite Anwendung in der klinischen Routine ist daher noch nicht möglich.
Es steht zunächst die Weiterentwicklung dieser Strategie in klinischen
Studien an."
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ONKOLOGIE/2024: Forschung - Familiäres Darmkrebsrisiko ... In den Genen steckt nur ein Teil der Wahrheit (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 26.09.2019

Familiäres Darmkrebsrisiko: In den Genen steckt nur ein Teil der Wahrheit



Wenn es um das familiär erhöhte Darmkrebsrisiko geht, wurde die Rolle der
Gene überschätzt. Zu diesem Schluss kommen Wissenschaftler des Deutschen
Krebsforschungszentrums (DKFZ) in einer aktuellen epidemiologischen
Studie. Vermutlich wiegen andere Risikofaktoren wie etwa familiäre
Ernährungsgewohnheiten schwerer als bislang angenommen. Das hat
Konsequenzen für künftige Berechnungen des individuellen Risikos sowie
auch für Empfehlungen, die daraus resultieren.

Darmkrebs ist die dritthäufigste Krebserkrankung weltweit. Wissenschaftler
gehen derzeit davon aus, dass die Erkrankung zu 35 Prozent erblich bedingt
ist. Zu den wichtigsten Risikofaktoren zählt eine familiäre Vorbelastung.
Zudem haben Forschende in den letzten Jahren rund 100 winzige
Genvariationen identifiziert, die in der Bevölkerung weit verbreitet sind
(Einzelnukleotid-Polymorphismen, Single nucleodid polymorphisms, SNPs) und
die das Risiko für Darmkrebs beeinflussen. Aktuelle Ergebnisse der
DKFZ-Wissenschaftler um Hermann Brenner und Korbinian Weigl legen nun aber
nahe, dass diese SNPs einen deutlich geringeren Anteil des familiär
erhöhten Darmkrebsrisikos erklären als bisher angenommen.

Die DKFZ-Forscher haben zunächst die gängigen statistischen Verfahren
geprüft, mit deren Hilfe dieser Anteil geschätzt wird. Dabei sind ihnen
eine Reihe von Schwächen bei der Kalkulation aufgefallen, die in der Summe
zu einer deutlichen Überschätzung führen. "Insbesondere gingen die bislang
gängigen Verfahren davon aus, dass die familiäre Häufung letztendlich zu
einhundert Prozent genetisch bedingt ist", sagt Korbinian Weigl, Erstautor
der Studie. "Davon ausgehend berechneten sie dann, welcher Anteil hiervon
durch die bislang bekannten Genvarianten erklärt werden kann."

Das Team um Brenner und Weigl wertete die Daten von 7.927 Probanden einer
Fall-Kontroll-Studie aus - darunter 4.447 Patienten mit Darmkrebs und
3.480 gesunde Personen, die als Kontrollgruppe dienten. "Wir haben eine
neue Berechnungsmethode entwickelt, die nicht von vornherein von der
Grundannahme ausgeht, dass das familiäre Risiko komplett durch die Genetik
bedingt ist", erklärt Studienleiter Hermann Brenner. Mit dieser Methode
werteten die Forscher dann die Daten ihrer Probanden aus.

Tatsächlich war der Einfluss der SNPs nach dieser Methode wesentlich
geringer als angenommen. Während bisherige Berechnungen den bislang
bekannten Genvarianten einen Anteil von 9,6 bis 23,1 Prozent am familiär
erhöhten Darmkrebsrisiko zusprachen, resultieren die neuen Berechnungen
der DKFZ-Forscher in einem geschätzten Einfluss der SNPs, der zwischen 5,4
und 14,3 Prozent liegt.

"Die Ergebnisse passen sehr gut zu den Ergebnissen einer anderen
DKFZ-Studie, die letztes Jahr publiziert wurde", erklärt Brenner. Dabei hatte
sich gezeigt, dass bei Halbgeschwistern von Darmkrebspatienten das Risiko
selbst zu erkranken ebenso erhöht ist wie bei "echten" Geschwistern. "Das
legt nahe, dass gemeinsame Risikofaktoren, etwa spezielle
Ernährungsgewohnheiten, Rauchen oder ein Bewegungsmangel eine deutlich
größere Rolle spielen als bisher angenommen."

Für die künftige Einschätzung des individuellen Darmkrebsrisikos bedeutet
das aber auf keinen Fall, dass die Genvarianten, die mit einem erhöhten
Risiko assoziiert werden, bedeutungslos geworden sind. "Vielmehr zeigt
unsere Studie, wie wichtig es ist, sowohl genetische als auch andere
Risikofaktoren in der Familie gleichermaßen zu betrachten, um zu einer
realistischen Einschätzung zu gelangen", so Weigl. Oder anders
ausgedrückt: Wer nur wenige auffällige Genvarianten in seinem Erbgut
trägt, darf sich nicht in Sicherheit wiegen, wenn etwa sein Lebensstil die
Gefahr für Darmkrebs erhöht. Umgekehrt, muss Darmkrebs trotz ungünstiger
Genetik kein Schicksal sein, wenn das individuelle Verhalten das Risiko
senkt. In jedem Fall ist es ratsam, die sehr effektiven Möglichkeiten der
Darmkrebsvorsorge zu nutzen.
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STELLUNGNAHME/219: Implantateregister-Gesetz - richtiger Schritt für bessere Versorgungsqualität (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 27. September 2019

Implantateregister-Gesetz im Bundestag: 

BVMed für rasche praktische Umsetzung des Registers und beschleunigte Nutzenbewertungs-Verfahren



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, hat das heute im
Bundestag beschlossene Implantateregister-Gesetz (EIRD) als "richtigen
und wichtigen Schritt für mehr Patientensicherheit und bessere
Versorgungsqualität" bezeichnet. "Wir unterstützen, dass das Register
verpflichtend eingeführt wird und setzen uns für eine rasche
praktische Umsetzung und eine angemessene Beteiligung der
Medizinprodukte-Industrie ein", so BVMed-Geschäftsführer Dr.
Marc-Pierre Möll.

Die im BVMed vertretenen Hersteller verfügen über langjährige
Erfahrungen mit dem erfolgreich aufgebauten Endoprothesenregister
(EPRD) sowie dem Aortenklappenregister (GARY). "Beim
Endoprothesenregister hat sich gezeigt, wie erfolgreich die
Zusammenarbeit zwischen Ärzten, Krankenkassen und Herstellern sein
kann. Dies trägt zur Verbesserung der Patientenversorgung und
-sicherheit bei", so der BVMed.

Nach Schaffung der verpflichtenden gesetzlichen Grundlage geht es nach
Ansicht des BVMed jetzt um eine zügige praktische Umsetzung. "Wir
benötigen nun zügig die erforderliche Rechtsverordnung und den zügigen
Start des Registers für Hüft- und Kniegelenke. Die weiteren
vorgesehenen Implantate-Bereiche sollten dann im Sinne eines lernenden
Systems schrittweise einbezogen werden. Die Industrie sollte im Beirat
und den Auswertungsgremien ausreichend einbezogen werden, damit auch
dort die notwendige medizintechnische Expertise gesichert ist", so
Möll.

Aufgabe der Implantate-Hersteller ist es, die entsprechenden Daten für
die Produktdatenbank bereitzustellen. Dieser Aufgabe sind die
Unternehmen im Endoprothesen-Register verantwortungsvoll nachgekommen.
Ansonsten wird das Deutsche Implantateregister unabhängig sein und
sich zu einem wertvollen Instrument zur Verbesserung der
Versorgungsqualität entwickeln können. Der BVMed unterstützt auch die
nun praxisgerecht ausgestaltete Regelung, dass nur Operationen
vergütet werden, bei denen die Produkte auch im Register erfasst sind.
Falls eine medizinische Einrichtung eine Operation durchführt, bei der
das Produkt nicht im Register aufgelistet ist, besteht nun die
Möglichkeit, dass die Hersteller dies innerhalb von sechs Monaten
nachholen können, damit die Operation vergütet werden kann.

Beschleunigung der Methodenbewertungs-Verfahren

Bestandteil des Implantateregister-Gesetzes ist auch eine
Beschleunigung der Nutzenbewertungsverfahren für Medizintechnologien.
Das Gesetz sieht hier eine Fristverkürzung auf zwei Jahre vor. "Diese
Beschleunigung muss nun aber auch in der Praxis umgesetzt werden. Hier
geht es auch um den ambulanten Bereich mit den notwendigen schnelleren
Entscheidungen im Bewertungsausschuss", so BVMed-Geschäftsführer Möll.
Kritisch sehen die BVMed-Experten, dass das Stellungnahmeverfahren
beim IQWiG auf den Vorbericht eingegrenzt wird. Der BVMed schlägt bei
zukünftigen Bewertungsverfahren einen begleitenden verpflichtenden
Dialog vor, der auch die Beauftragung des IQWiG beinhalten soll.

Zudem wird mit dem heute verabschiedeten EIRD-Gesetz der Grundsatz
"Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt" im Krankenhausbereich sichergestellt.
"Das ist eine gute Nachricht für die Patientenversorgung und wird
helfen, Gerichtsverfahren in Zukunft zu vermeiden", so der BVMed.

Für die Zukunft wünscht sich der MedTech-Verband ein direktes
Antragsrecht im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) und die Ausdehnung
des Grundsatzes "Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt" auf ambulante
Operationen.
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DIABETES/2077: Forschung - Das Beste aus zwei Welten ... Ein Designer-Molekül gegen Typ-2-Diabetes (idw)


Exzellenzcluster Präzisionsmedizin für chronische Entzündungserkrankungen - 26.09.2019

Das Beste aus zwei Welten: Ein Designer-Molekül gegen Typ-2-Diabetes



Aus zwei natürlich vorkommenden Proteinen hat ein Wissenschaftsteam aus
Kiel und Melbourne ein neues Protein entwickelt, das in Laborversuchen
sehr effektiv gegen Typ-2-Diabetes wirkt. Die Erkenntnisse haben sie am
Mittwoch in Nature veröffentlicht.




[image: Bild: © Rose-John, Uni Kiel]

Das künstliche Molekül IC7 (und auch das darauf aufbauende IC7Fc) besteht zum großen Teil aus Bausteinen von Interleukin-6 (IL-6, grau) und an einem Abschnitt (gold) aus einem Baustein aus
CNTF.

Bild: © Rose-John, Uni Kiel



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Professor Stefan Rose-John,
Biochemiker an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und
Mitglied im Exzellenzcluster "Precision Medicine in Chronic Inflammation",
haben ein Molekül entwickelt und hergestellt, das in Laborversuchen die
Insulinempfindlichkeit bei Typ-2-Diabetes verbessert. Das Molekül setzt
sich aus Teilen der beiden natürlich vorkommenden Signalmoleküle IL-6 und
CNTF zusammen. Durch die neue Zusammensetzung vereint das synthetische
Protein die positiven Eigenschaften beider Ursprungs-Proteine, aber ohne
deren ungewünschte Nebeneffekte. In Zukunft könnte es möglicherweise als
neuartiges Medikament gegen Typ-2-Diabetes eingesetzt werden. Ihre
Ergebnisse veröffentlichte das Team um Rose-John gemeinsam mit
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Melbourne in Australien am
Mittwoch in Nature.

Schätzungsweise 370 Millionen Menschen weltweit sind an Typ-2-Diabetes
erkrankt, laut Vorhersagen könnte sich die Zahl bis 2030 sogar verdoppeln.
Die wichtigsten Risikofaktoren für Typ-2-Diabetes sind Übergewicht und
mangelnde Bewegung. Bei Typ-2-Diabetes sprechen die Körperzellen immer
schlechter auf das Hormon Insulin an, sie werden also mehr und mehr
insulinresistent. Muskel- und Fettzellen können dadurch keine Glukose,
also Zucker, mehr aufnehmen, da dieser Prozess über Insulin gesteuert
wird. Darüber hinaus beginnt die Leber, da sie nicht mehr auf Insulin
reagiert, ungehemmt Glukose herzustellen und ins Blut zu bringen. Somit
bricht nach und nach das gesamte Blutzucker-Gleichgewicht zusammen und der
Blutzuckerspiegel steigt immer mehr.

Zwei aussichtsreiche Moleküle mit unerwünschten Nebenwirkungen

Vorangegangene Studien konnten zeigen, dass das Signalmolekül IL-6 eine
positive Wirkung auf die bei Typ-2-Diabetes gestörte Stoffwechselreaktion
hat: Sowohl bei Mäusen als auch bei Menschen konnte es sowohl das
Übergewicht als auch die Insulinresistenz verringern. Dadurch könnte es
eigentlich ein guter Wirkstoff gegen Typ-2-Diabetes sein. Das
Signalmolekül wirkt allerdings auf viele verschiedene Weisen im Körper,
unter anderem ist es auch entzündungsfördernd und kommt daher als
Medikament gegen Typ-2-Diabetes nicht in Frage.

Das Molekül CNTF verbesserte in Studien ebenfalls die
Insulin-Empfindlichkeit und reduzierte Übergewicht. In klinischen Studien stellte
sich allerdings heraus, dass zwei Drittel der Patientinnen und Patienten
gegen CNTF Antikörper bilden, die damit das Molekül unwirksam machen. Ihr
Immunsystem nimmt den Stoff als fremd wahr und versucht ihn zu bekämpfen.
Somit scheidet CNTF also ebenso wie IL-6 als Medikament für Typ-2-Diabetes
aus.

Die Lösung: Eine Kombination aus beiden

"In unserem Labor haben wir schon vor einiger Zeit ein Molekül entworfen,
das zum größten Teil aus Bauteilen von IL-6 besteht und bei dem ein
Abschnitt durch einen Abschnitt aus CNTF ausgetauscht wurde", berichtet
Rose John vom Institut für Biochemie an der CAU. "Im Austausch mit meinem
australischen Kollegen Mark Febbraio von der Monash University in
Melbourne kam uns dann die Idee, dass dieses konstruierte Molekül
möglichweise ähnlich wie CNTF und IL-6 bei Diabetes-Typ-2 wirken könnte,
aber ohne die bekannten ungewünschten Nebenwirkungen."

Das Molekül hatten die Forschenden um Rose-John ursprünglich hergestellt,
um mehr über den Aufbau und die Funktionsweise der sogenannten
Rezeptorkomplexe von IL-6 und CNTF herauszufinden. Das sind zweiteilige
Strukturen auf Körperzellen, an die sich spezifisch bestimmte
Signalmoleküle von außerhalb der Zelle - hier also IL-6 oder CNTF -
binden, beide Teile dadurch zusammenführen und eine bestimmte Reaktion in
der jeweiligen Zelle hervorrufen. Das neue Molekül führt in seinem
Rezeptorkomplex ein Element vom IL-6-Rezeptorkomplex und ein anderes vom
CNTF-Rezeptorkomplex zusammen - eine Kombination, die so im Organismus
eigentlich nicht vorkommt. Das ist ein entscheidender Vorteil, wenn man
das Molekül als Medikament einsetzen möchte: Dadurch, dass das neue
Molekül einen Rezeptorkomplex aktiviert, den sonst kein Molekül aktiviert,
gingen die Forschenden davon aus, dass es auch keine Entzündungsreaktion
wie IL-6 hervorrufen würde. Darüber hinaus hofften sie, dass das neue
Molekül auch keine Autoimmunreaktion wie CNTF auslösen würde, da es zum
großen Teil aus IL-6-Bausteinen besteht, die das Immunsystem als
körpereigen ansieht.

Vielversprechende Wirkung

Rose-John und Febbraio beschlossen daraufhin, dieses Molekül genauer zu
testen. Im Kieler Labor von Rose-John haben sie es zuerst so angepasst,
dass es sich besser für die Versuche eignet. Die australischen
Forscherinnen und Forscher testeten dann damit ausführlich deren
metabolische Wirkung im Labor und in Versuchstieren.
Und tatsächlich, das Molekül mit dem Namen IC7Fc hielt, was es versprach:
Es senkte bei übergewichtigen Mäusen den Zuckergehalt im Blut und stellte
die Insulinsensitivität wieder her. Außerdem nahmen die Mäuse, die mit dem
Molekül behandelt wurden, ab. Gleichzeitig rief IC7Fc keine unerwünschten
Immun- oder Entzündungsreaktionen hervor. Das konnten die Forschenden auch
in menschlichen Zellen zeigen. IC7Fc ist also offenbar wesentlich
verträglicher als das reine CNTF. "Ich bin begeistert, wie gut es
funktioniert. Als nächstes wollen wir unser Molekül in klinischen Studien
testen. Wenn sich unsere Beobachtungen bestätigen, könnte IC7Fc ein neuer
Wirkstoff für die Behandlung von Typ-2-Diabetes werden", meint Rose-John.


Originalpublikation:

Maria Findeisen, Tamara L Allen, (...), Stefan Rose-John and Mark A
Febbraio, Treatment of type 2 diabetes with the designer cytokine IC7Fc,
Nature (2019).

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1601-9
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HERZ/1199: Überraschende Erkenntnisse zur Therapie des Herzinfarkts (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 25.09.2019

Überraschende Erkenntnisse zur Therapie des Herzinfarkts



Nach einem Herzinfarkt oder bei einer instabilen Angina pectoris ist die
blutplättchenhemmende Behandlung mit Prasugrel für die Patienten besser
als mit Ticagrelor. Zu diesem unerwarteten Ergebnis kommt die vom
Deutschen Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) und dem Deutschen
Herzzentrum München finanzierte, industrie-unabhängige Studie ISAR-REACT
5, die jetzt auf dem ESC Kongress in Paris vorgestellt wurde.

Nach einem Jahr kam es in der mit Prasugrel behandelten Patientengruppe zu
weniger Herzinfarkten, Schlaganfällen und Todesfällen als in der
Patientengruppe, die Ticagrelor erhielt. "Auch das Risiko für Blutungen
war mit Prasugrel nicht erhöht", sagt Studienleiterin Professor Stefanie
Schüpke vom Deutschen Herzzentrum München, Klinik an der Technischen
Universität München (TUM). "Das ist eine sehr gute Nachricht für die
Patienten." Aufgrund vorangegangener Studien zur Vorbehandlung bei einer
bestimmten Form des Herzinfarkts hatten die Wissenschaftler erwartet, dass
Ticagrelor als Gewinner aus dem direkten Vergleich mit Prasugrel
hervorgeht.

Beide Medikamente gehören zu den Blutplättchenhemmern, die Ärzte nach
einem akuten Koronarsyndrom (ACS) standardmäßig verordnen. Akutes
Koronarsyndrom ist ein Oberbegriff für schwerwiegende
Durchblutungsstörungen des Herzmuskels. Dazu gehören der Herzinfarkt und
die instabile Angina pectoris. Bei Letzterer treten wie bei einem
Herzinfarkt drückende, einschnürende Schmerzen im Brustraum auf, andere
Kriterien für einen Infarkt fehlen jedoch.

Die Plättchenhemmer sollen verhindern, dass die Blutplättchen verklumpen
und erneut Blutgerinnsel in den vorgeschädigten Herzkranzgefäßen bilden.
Bislang empfehlen die Behandlungs-Leitlinien der Europäischen Gesellschaft
für Kardiologie Prasugrel und Ticagrelor gleichermaßen. "Welches der
beiden Medikamente besser ist, wussten wir bislang nicht, da der direkte
Vergleich in einer ausreichend großen ACS-Population über ein Jahr
fehlte", erklärt die DZHK-Forscherin Stefanie Schüpke. Diese Lücke wird
nun von den Ergebnissen der ISAR-REACT 5-Studie geschlossen. An der Studie
beteiligten sich 23 Zentren in Deutschland und Italien, insgesamt wurden
4.018 Patienten mit einem ACS untersucht.

Die Prasugrel-basierte Strategie ist der Ticagrelor-basierten Strategie überlegen

In die Studie wurde das gesamte Spektrum von Patienten mit ACS
eingeschlossen: 41 Prozent der Studienteilnehmer wurden mit der Diagnose
Herzinfarkt mit ST-Streckenhebung (STEMI) aufgenommen, 46 Prozent mit
einem Herzinfarkt ohne ST-Strecken-Hebung (NSTEMI) und 13 Prozent der
Studienteilnehmer mit einer instabilen Angina pectoris. Der NSTEMI
unterscheidet sich vom STEMI unter anderem durch das Fehlen einer
bestimmten Hebung in einem Abschnitt des EKGs, der ST-Strecke. Bei allen
Patienten war eine Untersuchung mit dem Herzkatheter geplant.

Die Studienteilnehmer wurden zufällig einer Therapie mit Prasugrel oder
Ticagrelor zugeordnet. Patienten mit Ticagrelor-Therapie erhielten das
Medikament schon bevor die Ärzte ihr Herz mit dem Katheter untersuchten.
Mit Prasugrel wurden nur Patienten mit einem STEMI medikamentös
vorbehandelt. Aufgrund früherer Studienerkenntnisse erhielten Patienten
mit NSTEMI und instabiler Angina pectoris Prasugrel erst nachdem die
Herzanatomie bekannt war. Bei älteren Patienten (ab 75 Jahren) und
Patienten mit einem Gewicht unter 60 kg wurde die Erhaltungsdosis von
Prasugrel von 10 auf 5 mg pro Tag reduziert.

Die Mehrzahl der Patienten (84 %) wurde mit einer perkutanen
Koronarintervention behandelt, 2 Prozent erhielten eine Bypass-Operation
und 14 Prozent der Patienten wurden konservativ behandelt.

Nach einem Jahr trat der Endpunkt Tod, erneuter Herzinfarkt oder
Schlaganfall seltener bei mit Prasugrel behandelten Patienten auf (6,9 %)
im Vergleich zu Patienten, die Ticagrelor erhalten hatten (9,3 %).
Gleichzeitig war das Risiko für Blutungen mit der Prasugrel-basierten
Strategie nicht erhöht.

Die Ergebnisse der Studie sprechen dafür, sowohl bei einem STEMI als auch
bei einem NSTEMI und einer instabilen Angina pectoris Prasugrel zu
bevorzugen.

Komfortabler und günstiger

Obwohl die beiden Substanzen eine Hemmung der Blutplättchen bewirken, sind
sie chemisch ganz unterschiedlich aufgebaut. Ticagrelor ist ein
reversibler Plättchenhemmer, dessen Wirkung schneller nachlässt als die
von Prasugrel. Ticagrelor muss daher zweimal täglich eingenommen werden,
was den Patienten etwas mehr Therapietreue abverlangt. Prasugrel ist
hingegen ein irreversibler Plättchenhemmer. Es reicht, ihn einmal täglich
einzunehmen. Außerdem ist Prasugrel mittlerweile als Generikum erhältlich
und damit günstiger als Ticagrelor.

Relevanz der Studie für die Praxis

Die Studie löst das Dilemma, welches Medikament Ärzte Millionen von
Patienten, die jährlich ein ACS erleiden, verordnen sollten. Außerdem
erlaubt sie eine Individualisierung der Plättchen-hemmenden Therapie. Sie
unterstützt das Konzept, zunächst die Diagnose ACS mittels Herzkatheter zu
sichern und vermeidet so, dass Patienten Medikamente erhalten, die sie gar
nicht benötigen. Darüber hinaus untermauern die Daten die Sicherheit einer
reduzierten Prasugrel-Dosis bei Patienten mit erhöhtem Blutungsrisiko.

Professor Thomas Eschenhagen, Vorstandsvorsitzender des DZHK, lobt nicht
nur die hohe Qualität und die klaren Ergebnisse der Studie: "Die
ISAR-REACT 5-Studie ist in meinen Augen ein gutes Beispiel für klinische
Studien, die das DZHK fördern sollte: Wissenschaftliche Fragestellungen,
die unmittelbaren Nutzen für die Patientenversorgung haben, die aber sonst
niemand fördern würde. Der Vergleich von zwei (zu Studienbeginn) noch
unter Patentschutz stehenden Medikamenten wäre weder vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung noch von einem der Hersteller finanziert worden.
Deswegen hat sich das DZHK entschlossen, diese Studie zu unterstützen, und
wie man heute sieht, hat sich das mehr als gelohnt."

Der Diskutant der Studie, Professor Gilles Montalescot vom Hospital
Pitie-Salpetriere in Paris, bezeichnete die Studie als Meilenstein, die die
klinische Praxis und die Behandlungsempfehlungen beeinflussen wird.


Originalpublikation:

Ticagrelor or Prasugrel in Patients with Acute Coronary Syndromes.
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MELDUNG/458: Unregelmäßigkeiten bei den Rabattverträgen (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 27. September 2019

Zahl des Monats September: <6

Unregelmäßigkeiten bei den Rabattverträgen



Berlin - Immer mehr Generika-Hersteller berichten, dass sie in den
Ausschreibungen der Krankenkassen nicht die gesetzlich vorgesehene
Zeit für Planung und Produktion haben. Insgesamt sechs Monate müssen
sie laut § 130a Abs.8 SGB V zwischen dem Zeitpunkt, an dem sie
über den beabsichtigten Zuschlag informiert werden und dem, ab dem sie
liefern müssen, haben. Offenbar kamen in der Vergangenheit Firmen
immer wieder in die Lage, dass ihnen dieser Zeitraum seitens der
Krankenkassen nicht gewährt wurde. Das Problem:


	Einige Krankenkassen fordern die Unternehmen auf, schon vor Ablauf der sechs Monate zu liefern.

	Außerdem kam es vor, dass sich die Kassen nach der Frist teilweise sehr lange Zeit ließen, bis der Zuschlag erteilt wurde. So verkürzt sich der Zeitraum von Zuschlag bis Vertragsstart.

	Die sechs Monate sind aber für die Unternehmen dringend notwendig, um ihre Produktion nicht nur zu planen, sondern auch überhaupt gewährleisten zu können.




Zum Hintergrund: 

Die Rabattverträge werden stets zwischen Krankenkassen und Hersteller
geschlossen. Erhält ein Unternehmen den Zuschlag, ist es für die Dauer
von zwei Jahren für die Versorgung der Patienten einer bestimmten
Krankenkasse verantwortlich. Wird der Rabattvertrag im Exklusiv-Modell
geschlossen, erhält also nur ein Unternehmen den Versorgungsauftrag,
ist es sogar für die Versorgung ALLER Patienten dieser Kasse mit
diesem Wirkstoff verantwortlich. Das sind bei manchen Kassen mehrere
Millionen Mitglieder.

Dabei kann den Unternehmen niemand vorab eine verlässliche Menge
nennen, die sie produzieren müssen. Grund: Niemand kann vorhersagen
ist, wie viele Patienten erkranken bzw. wie viele von ihrem Arzt auch
genau das Medikament verschrieben bekommen. Andersherum gibt es auch
keine garantierte Mindestabnahme.

Das Unternehmen muss folglich sehr genau planen, wie viele Medikamente
es produzieren muss. Und es muss im Zweifel innerhalb kurzer Zeit sehr
große Mengen herstellen, damit diese zum Vertragsstart auch
bereitstehen. Eine Frist von sechs Monaten ist deshalb nicht nur
gesetzlich vorgeschrieben - sie ist auch schlichtweg für die
Produktion und damit für die sichere Versorgung nötig.


www.progenerika.de/zahl-des-monats

 * 
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THERAPIE/263: Neuer Wirkstoff gegen Diabetes entwickelt (idw)


Universitätsmedizin Magdeburg - 26.09.2019

Neuer Wirkstoff gegen Diabetes entwickelt



Eine internationale Forschergruppe, zu der ein Wissenschaftler der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg gehört, hat einen neuen Wirkstoff gegen
Diabetes Typ 2 entwickelt. Über ihre Erkenntnisse wird in der kommenden
Ausgabe der "Nature" berichtet - einem der bedeutendsten
Wissenschaftsjournale der Welt. Prof. Dr. Christoph Garbers, der am
Institut für Pathologie der Magdeburger Universitätsmedizin arbeitet, ist
einer von drei Deutschen in dem Team.

Der neue Wirkstoff ist ein künstliches Protein. Dieses wurde aus den
beiden im Körper natürlicherweise vorkommenden Proteinen Interleukin-6 und
CNTF zusammengesetzt und vereint deren positive Eigenschaften. Die
appetit-zügelnde Funktion von CNTF war schon lange bekannt, allerdings
wurde es vom Immunsystem der Behandelten immer schnell inaktiviert und
konnte somit nicht langfristig in der Therapie eingesetzt werden. Durch
die Kombination mit Interleukin-6, das nicht inaktiviert wird, konnte nun
ein Wirkstoff entwickelt werden, der sich auch langfristig für die
Therapie eignen könnte. Das neue Protein konstruierten die Forscherinnen
und Forscher am Computer. Dabei testeten sie aus, welche Eigenschaften
sich wo befinden, um zu wissen, welche Teilstücke benötigt werden.

"Unser Protein kann all das, was man sich von einem Diabetes-Wirkstoff
wünscht", erklärt Prof. Garbers, der seit 2018 Professor für
Experimentelle Pathologie an der Magdeburger Universität ist. "Er senkt
den Glukosespiegel und wirkt so, dass man ausschließlich Fett, aber keine
Muskelmasse abnimmt. Da er einen anderen Ansatz verfolgt als alle
bisherigen Wirkstoffe, könnte er einmal Patienten helfen, bei denen diese
nicht anschlagen." Der Leiter der internationalen Forschergruppe, der
Australier Mark Febbraio, hat inzwischen eine Firma gegründet mit dem
Ziel, den Wirkstoff eines Tages als Medikament auf den Markt zu bringen.
Als nächster Schritt stehen umfassende klinische Studien an.

Die Hauptaufgabe von Prof. Garbers, der gemeinsam mit zwei Kollegen aus
Kiel in dem ansonsten australischen Team mitarbeitete, bestand darin
herauszufinden, ob das künstliche Protein in dieser Form überhaupt
funktioniert. Denn sobald man auch nur einen winzigen Teil solch eines
Eiweißmoleküls verändert, kann es seine biologische Wirkung verlieren. Um
die Wirkung zu testen, überprüfte der Pharmazeut etwa, ob sich Zellen, die
mit dem Protein aktiviert wurden, teilen.

Die Forschung von Prof. Garbers zu Proteinen ist Teil des Magdeburger
Gesundheitscampus Immunologie, Infektiologie, Inflammation (GC-I³), der
unter dem Motto "Entzündungen verstehen - Volkskrankheiten heilen" steht.
Dort beschäftigen sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Otto-von-Guericke-Universität sowie Ärztinnen und Ärzte der Universitätsmedizin
und regionale Kooperationspartner mit Entzündungen, die maßgeblich an weit
verbreiteten Erkrankungen wie Diabetes, Krebs oder Demenz beteiligt sind.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1038/s41586-019-1601-9
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PFLEGE/783: Personalmangel in der ambulanten Pflege gefährdet gute Versorgung (Zentrum für Qualität in der Pflege)


Zentrum für Qualität in der Pflege - 25. September 2019

Personalmangel in der ambulanten Pflege gefährdet gute Versorgung



Berlin - Immer mehr pflegebedürftige Menschen nutzen einen ambulanten
Dienst. Doch auch dort fehlen Pflegefachpersonen. Entsprechend
überlastet sind die Dienste. Viele müssen Patienten ablehnen, manche
sogar Verträge kündigen. Die Sicherheit in der Pflege könnte sich
weiter verschlechtern.

Die meisten Menschen in Deutschland wollen im Alter zu Hause gepflegt
werden. Auch darum gilt in der Pflegeversicherung das Prinzip
"ambulant vor stationär". Doch gerade um die Zukunft einer
bedarfsgerechten und fachlich angemessenen ambulanten Pflege muss man
sich mancherorts erhebliche Sorgen machen.

Dies offenbart jetzt eine bundesweite Befragung des Zentrums für
Qualität in der Pflege (ZQP) bei 535 ambulanten Pflegediensten. Gut
die Hälfte der Befragten (53 Prozent) gab an, dass in ihrem Dienst
Stellen für Pflegefachpersonen seit mindestens drei Monaten unbesetzt
sind. Hochgerechnet gibt es demnach in Deutschland also in ambulanten
Pflegediensten etwa 16.000 solcher offenen Stellen. 80 Prozent der
Dienste berichten zudem, in den letzten drei Monaten
Versorgungs-Anfragen abgelehnt zu haben, weil sie die Pflege nicht
hätten sicherstellen können. 13 Prozent der Dienste geben sogar an, in
den letzten drei Monaten Klienten gekündigt zu haben, weil sie deren
Versorgung nicht sicherstellen konnten.

Dr. Ralf Suhr, Vorstandsvorsitzender des ZQP, warnt: "Personalmangel
in der gesundheitlichen Versorgung und nicht zuletzt in der Pflege ist
ein Risiko für die Patientensicherheit. Wenn sich die Zahl
pflegebedürftiger Menschen in Deutschland wie prognostiziert von heute
etwa 3,4 auf 4,9 Millionen im Jahr 2054 erhöht, wird es sehr schwer
werden, alle diese Menschen gut zu versorgen." Denn selbst falls
kurzfristig deutlich mehr Pflegefachpersonen gewonnen werden können,
scheiden in den nächsten Jahren zugleich viele derzeit Pflegende
altersbedingt aus dem Erwerbsleben aus. "Die Frage muss erlaubt sein,
wie das Versprechen von einer bedürfnisorientierten, menschenwürdigen
Pflege sowie von besser unterstützten pflegenden Angehörigen zukünftig
eingelöst werden soll", stellt Suhr fest.

In der ambulanten Pflege ist das Thema Patientensicherheit besonders
relevant, vor allem weil dort oft mehrere Akteure wie pflegende
Angehörige, professionell Pflegende und Ärzte nebeneinander wirken.
Ungenügende Kommunikation, fehlendes Wissen, Unachtsamkeit und
Zeitdruck sowie unklare Prozesse erhöhen gesundheitliche Risiken, etwa
für Stürze, Infektionen und Medikationsschäden.

Darum wirkt sich nicht zuletzt der Mangel an Pflegefachpersonen
nachteilig auf die Patientensicherheit aber auch auf die
Selbstbestimmung pflegebedürftiger Menschen aus. Denn Risiken können
auch entstehen, wenn kein geeigneter Dienst die Pflege im
erforderlichen Umfang übernehmen kann. Mangelnde ambulante
Pflegekapazitäten können zudem zu einer Überforderung pflegender
Angehöriger oder zu einem Heimeintritt führen, der bei angemessener
ambulanter Versorgung nicht nötig geworden wäre.

Vor diesem Hintergrund sieht Ralf Suhr es daher als besonders
dringlich an, das Berufsfeld Pflege attraktiver zu machen.
Insbesondere gehe es um die Aufgaben der Pflegenden, deren
Qualifizierung und die Organisationskultur in den Einrichtungen. Diese
müssten so ausgestaltet sein, dass es möglich ist, dort professionell
und gerne zu arbeiten. Für Suhr ist allerdings auch klar, dass das
alleine nicht reichen wird: "Wir müssen zusätzlich die Chancen
gezielter Prävention und der Digitalisierung im Gesundheitswesen
nutzen. Sonst werden wir die Pflegequalität in Deutschland zukünftig
nicht relevant verbessern können."

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 25. September 2019

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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ENTWICKLUNG/1486: Safe-by-Design - Auf dem Weg zu sicheren Nanomedikamenten (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 26.09.2019

Safe-by-Design - Auf dem Weg zu sicheren Nanomedikamenten



Winzige Partikel, die gegen Krebs wirken oder problemlos jede Grenzfläche
innerhalb unseres Körpers durchdringen können, sind eine grosse Hoffnung
für die Medizin. Was aber mit den Nanopartikeln im Gewebe passiert und ob
sie am Ende gar selbst Krankheiten auslösen, ist noch kaum erforscht.
Empa-Forscher haben innerhalb eines internationalen Konsortiums nun
Richtlinien für die Nanomedizin erarbeitet, um sichere Nanopartikel
entwickeln zu können.

Nanomaterialien für die Medizin zu nutzen, liegt im Trend, etwa in der
Krebstherapie oder in der Diagnostik von Krankheiten. So werden
Biomaterialien wie kleinste Fettbläschen, so genannte Liposomen, mit
Medikamenten gegen Brustkrebs, Pankreaskrebs oder dem mit HIV assoziierten
Kaposi-Sarkom beladen. Unter den anorganischen Nanomaterialien ist
beispielsweise kolloidales Silber, das das Wachstum von Krankheitserregern
hemmt, im Einsatz. Andere Nanoprodukte stimulieren das Immunsystem oder
transportieren Eisen in den Körper. Die Winzigkeit der einzelnen Einheiten
im Bereich von Millionstel Millimeter bedingt dabei gerade ihr
Milliarden-Potenzial auf dem Weltmarkt.

Unternehmen beobachten die Lage

Künstlich hergestellte Nanomaterialien wie Gold-, Silber- oder
Eisenoxidpartikel werden dabei heute immer komplexer. Gängige Vorschriften
über den Umgang und das Risikopotenzial von Arzneimitteln greifen bei den
Nanopartikeln jedoch kaum. «KMUs im Pharmabereich in der Schweiz
beobachten derzeit die Entwicklung gespannt, um sie für neue Produkte
nutzen zu können», sagt Peter Wick, Empa-Forscher und Koordinator des
internationalen Konsortiums «GoNanoBioMat» aus Experten für
Nanomaterialien und Risikoforschung. Mit dem Ziel, die Erforschung von
sicheren medizinischen Nanopartikeln zu fördern, haben die
Nanomaterialforscher vor kurzem Methoden und Richtlinien zur Risikoanalyse
der winzigen Arzneimittel der Zukunft entwickelt.

Ihre Ergebnisse stellten die Forscher am Event «Welcome to the nanoscale:
From science to health application» an der Empa-Akademie in Dübendorf
einem Publikum aus Wissenschaft und Industrie vor. Hierbei wurden zudem
neue Richtlinien für einen «Safe-by-design»-Ansatz zur Entwicklung
medizinischer Nanopolymere präsentiert. Die Forscher haben hierzu Analysen
und Wegleitungen entwickelt, die relevanten regulatorischen Vorgaben sowie
Fallstudien aufgezeigt und in einer Publikation öffentlich verfügbar
gemacht. Gefördert wurde das Projekt unter anderem von der Schweizerischen
Agentur für Innovationsförderung (Innosuisse). Die Wegleitung soll
Unternehmen, aber auch Entscheidungsträgern in Forschungsförderung,
Industrie und regulatorischen Gremien dazu dienen, etwa bei der
Entwicklung neuer Arzneimittelsysteme informierte Entscheidungen treffen
zu können. Dabei baut «GoNanoBioMat» auf den Grundlagen des CCMX-Projekts
«Nanoscreen» auf, einer Initiative des ETH-Bereichs, das sich mit
Sicherheitsanalysen von Nanomatrialien befasst und ebenfalls von der Empa
koordiniert wird.

Zentral ist hierbei ein Vorgehen, mit dem sich medizinische
Nanomaterialien bereits früh im Entwicklungsprozess entweder als
vielversprechend oder als Risiko-behaftet identifizieren lassen. «Mit dem
«Safe-by-design»-Konzept sollen kostspielige Forschungs- und
Entwicklungsprozesse effizienter gestalten lassen», erklärt Wick. Während
die Nanomaterialforscher zunächst das vorhandene Wissen aus den Bereichen
Chemie, Biologie, Pharmakologie und Medizin für den Nanobereich
massschneiderten, zeigten sich auch die kritischen Stellen bei der
Entwicklung und Anwendung neuer nanomedizinischer Materialien: Schon
allein die Zahl der Partikel in einer Lösung zu ermitteln, erweist sich
als Hürde. Denn je nach angewandter Methode ergeben sich unterschiedliche
Konzentrationsangaben, die für ein weiteres Vorgehen entscheidend sein
können, wie Forschungen an der Empa ergeben hatten. «Wir müssen die
Methoden und Analysen von Nanopartikeln unbedingt auch auf globaler Ebene
für Sicherheitsabklärungen im Entwicklungsprozess vereinheitlichen», sagt
Wick. «Die Technologien werden bereits gebraucht, aber bisher fehlten
entsprechende regulatorische Vorgaben», sagt Stefan Mühlebach von Vifor
Pharma, der zum Experten-Beirat gehört und das «Safe-by-design»-Konzept
unterstützt. Die Patientensicherheit wäre erst dann gegeben, wenn sich auf
Basis des Konzepts nun ein globaler Standard entwickle.

Unberechenbar klein

Gleiches gilt für Tests von Medikamentenkandidaten im weiteren
Entwicklungsverlauf etwa bei Versuchen mit Zellkulturen. Um die Chancen
und Risiken der Nanomedizin bewerten zu können, seien konkrete Standards
unerlässlich. Diese Methoden und Standards müssen völlig neuartig sein, da
sich Nanopartikel aufgrund ihrer verschwindend geringen Grösse
möglicherweise völlig anders verhalten als herkömmliche Medikamente. Die
kleinen Partikel dringen mit Leichtigkeit beim Einatmen durch die zarten
Lungenbläschen ins Blut oder durch die Darmzellen aus dem Verdauungstrakt
in den Körper. Sogar die Blut-Hirn-Schranke, die für viele Medikamente
eine undurchdringbare Grenze darstellt, ist für die Nanoteilchen
überwindbar.

Empa-Forscherin Claudia Hempt hat zu diesem Zweck ein Labormodell des
Darms weiterentwickelt, mit dem sich die Aufnahme von Nanomaterialien
durch die Auskleidung des Verdauungstrakts realitätsnah untersuchen lässt.
Die Zellkulturen simulieren hierbei die Darmoberfläche und die für die
Stoffaufnahme verantwortlichen Zelltypen. Wie gesund das Gewebe nach einer
Behandlung mit Nanomaterialien ist und ob es weiterhin seine natürlichen
Funktionen ausübt, oder ob schädliche Entzündungen entstehen, zeigt sich
im Modell deutlich. Interessant sind derartige Analysen schon jetzt, da
Nanomaterialien in der Lebensmittelindustrie eingesetzt werden, etwa als
antimikrobielle Verpackungsbeschichtungen, Trennmittel oder
Nahrungsergänzung.

Mit diesem Labortest kann nun aber auch die künftige Entwicklung
medizinisch nutzbarer Nanopartikel unterstützt werden. Wie zukunftsweisend
das neue Testverfahren ist, stellte sich zudem bei der erfolgreichen
Zusammenarbeit mit einem Chemieunternehmen heraus. «Anhand unseres
mehrzelligen Modells lässt sich die Wirkung von neuen Produkten
beispielsweise auf Darmzellen untersuchen», erklärt Hempt. Unternehmen
seien an Analysen interessiert, die man für die Entwicklung sicherer
Produkte bis zur Marktreife benötige. Derartige Untersuchungen müssten die
Wechselwirkungen wissenschaftlich korrekt mit allen entsprechenden
Kontrollen darstellen, den neuesten Technologien entsprechen und ein
Ersatz für Tierexperimente sein.

Nanoteilchen im Hirn

Dass weitere Forschung nötig ist, liegt jedoch an der noch weitgehend
unerforschten Natur der Nanoteilchen. Noch ist nicht klar, wie sich die
Partikel im Körper verhalten und mit Zellen und Geweben über eine längere
Zeit interagieren. Interessant ist hierbei die sogenannte Corona, eine
Hülle aus Eiweissen, mit denen der Körper die Partikel überzieht. Diese
äusserste Oberfläche der Teilchen verändert sich möglicherweise je nach
Aufenthaltsort des Nanomedikaments und beeinflusst seine Wirkungsweise.
Ebenso müssen künstliche Materialien, die sich im Gehirn, der
Wachstumsdrüse oder den Hoden nachweisen lassen, intensiv auf ihr
Schadenspotenzial etwa für das Erbgut oder das Immunsystem untersucht
werden, wie Peter Gehr, Professor Emeritus der Universität Bern, betonte.
Und schliesslich müssen sich auch Risiken im Produktionsprozess, in der
Auslieferung und der Haltbarkeit der Nanomedikamente identifizieren
lassen.

Hilfreich bei der Beantwortung dieser Fragestellungen ist auch die
Anlaufstelle contactpointnano.ch, die im vergangenen Jahr unter
Federführung der Empa gegründet wurde. Hier wird das vorhandene
wissenschaftliche und regulatorische Expertenwissen im Bereich der
Nanotechnologie gebündelt, um Start-ups, KMUs und der Industrie den Zugang
zur Forschung zu erleichtern und so die Entwicklung innovativer
Anwendungen zu ermöglichen.


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73168

Guidelines_safe_by_design

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1017

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1023: Was Arthrose-Patienten wissen sollten, Patiententag am 24.10.2019


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - Pressestelle DKOU 2019 (Thieme-PR), 26.09.2019

Patiententag auf dem DKOU: Was Arthrose-Patienten wissen sollten

Deutscher Kongress für Orthopädie und Unfallchirurgie

22. bis 25. Oktober 2019, Messegelände Süd, Berlin



Gelenkersatz hinauszögern, Infektionen vermeiden, Lebensqualität verbessern

Arthrose ist die häufigste Erkrankung der Gelenke. Ihre Häufigkeit nimmt
mit dem Alter zu. Im 6. Lebensjahrzehnt weist nahezu jeder Fünfte im
Röntgenbild eine Knie- oder Hüftgelenksarthrose auf. Doch nur 20 bis 30
Prozent dieser Patienten haben zu diesem Zeitpunkt bereits Beschwerden.
Die kürzlich aktualisierte Leitlinie Hüftarthrose zeigt auf, wann und wie
Patienten mit und ohne Symptome behandelt werden sollten und was sie
selbst zu einer gelungenen Therapie beitragen können.

Auf dem Patiententag des Deutschen Kongresses für Orthopädie und
Unfallchirurgie (DKOU) am 24. Oktober 2019 in Berlin stellen Experten
diese sowie die ebenfalls aktualisierte Leitlinie zur operativen
Behandlung der Kniearthrose vor. Patienten erhalten hier auch Tipps, wie
ein Gelenkersatz hinausgezögert oder verhindert werden kann und wie sie
sich vor Protheseninfektionen schützen können. Eine Anmeldung zum
Patiententag ist ab sofort möglich.

Mit rund 34 Milliarden Euro verursachten muskuloskelettale Erkrankungen
die vierthöchsten Kosten im deutschen Gesundheitssystem. "Jeder vierte
Euro davon entfällt auf die Behandlung der Arthrose", sagt Professor Dr.
med. Paul Grützner, der dem DKOU 2019 als Kongresspräsident für die
Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) vorsteht.
Dieser fortschreitende Gelenkverschleiß findet meist an Hüfte und Knien
statt. "Wir gehen davon aus, dass sich die Zahl der Patienten mit
Knochen- und Gelenkerkrankungen in den kommenden 20 Jahren verdoppelt", führt
Professor Dr. med. Wolfgang Rüther, Vizepräsident der DGOU-Sektion
"Deutsche Gesellschaft für Orthopädische Rheumatologie (DGORh)" und
ehemaliger Direktor der Orthopädischen Klinik am Universitätsklinikum
Hamburg Eppendorf, aus.

Eine beginnende Arthrose zeigt sich durch Anlauf-, Ermüdungs- und
Belastungsschmerz. "Wenn diese Schmerzen anhalten, sollte der Betroffene
unbedingt einen Facharzt für Orthopädie und Unfallchirurgie aufsuchen",
empfiehlt Professor Dr. med. Georg Matziolis, Ärztlicher Direktor des
Deutschen Zentrums für Orthopädie der Waldkliniken Eisenberg und Autor der
kürzlich aktualisierten Leitlinie Hüftarthrose (Coxarthrose).

In der Frühdiagnostik kann der Patient selbst noch sehr viel tun, um eine
Arthrose mild verlaufen zu lassen und einen drohenden Gelenkersatz
abzuwenden. "Übergewicht ist ein entscheidender Risikofaktor für die
Entwicklung der Knie- und Hüftarthrose", erklärt Matziolis. Daher sei eine
Gewichtabnahme in Verbindung mit Sport für übergewichtige Patienten
empfehlenswert. Um eine möglichst effektive Therapie zu gewährleisten,
empfiehlt die Leitlinie ein individuell gestaltetes
Selbstmanagement-Programm als Therapiebestandteil. Den Patienten sollen dabei Techniken und
Fähigkeiten nähergebracht werden, die sie brauchen, um besser mit der
Arthrose im Alltag, Sport und Beruf umzugehen.

Insbesondere Patienten mit Diabetes mellitus, Übergewicht und
Herzinsuffizienz sollten für die Symptome von Arthrose sensibilisiert
sein. Aber auch Patienten, die bereits eine Vorerkrankung an der Hüfte
vorweisen, etwa eine Hüftdysplasie, oder an Arthritis leiden, haben ein
erhöhtes Erkrankungsrisiko. "Darüber hinaus sind natürlich Personen
gefährdet, die beruflich schweren Körperbelastungen ausgesetzt sind oder
Fehlstellungen aufweisen, etwa X- oder O-Beine", erklärt Matziolis.

Helfen Lebensstilveränderungen, Medikamente und konservative Therapien
nicht mehr, müssen Patienten auf ein Kunstgelenk zurückgreifen. "Eine
Gelenkprothese ist ein großer Schritt - und kein banaler Eingriff. Daher
muss die Entscheidung, wann ein Gelenkersatz stattfinden sollte,
interdisziplinär und mit intensiver Beteiligung des Patienten
stattfinden", betont Professor Dr. med. habil. Klaus-Peter Günther,
Geschäftsführender Direktor des UniversitätsCentrum für Orthopädie und
Unfallchirurgie der TU Dresden.

Auf dem Patiententag des DKOU am 24. Oktober 2019 in Berlin erklärt
Professor Matziolis, wie die Hüftgelenkarthrose entsteht, welche Patienten
betroffen sind und welche Behandlungsmöglichkeiten es gibt. Dort klärt
Professor Günther auch darüber auf, wann ein Kunstgelenk nötig wird und
worauf Patienten bei der Entscheidung zu einem künstlichen Gelenk achten
sollten. Zudem erfahren Patienten Neuigkeiten zur operativen Behandlung
der Kniearthrose und wie sie sich vor Infektionen ihres Implantats
schützen können.

Dieses Jahr findet der bisherige Arthrosetag als "Patiententag" im Rahmen
des DKOU in Kooperation mit der Deutschen Rheuma-Liga statt. "Es ist uns
ein Anliegen, dass diese Plattform ab sofort als fester Bestandteil des
DKOU weitergeführt wird", erklärt Professor Dr. med. Carsten Perka, der
dem DKOU 2019 als Kongresspräsident für die Deutsche Gesellschaft für
Orthopädie und Orthopädische Chirurgie (DGOOC) vorsteht. Erstmals bieten
die Veranstalter auch einen gesundheitspolitischen Vortrag an: Dr. med.
Andreas Gassen, Vorstandsvorsitzender der kassenärztlichen Vereinigung
(KBV), spricht über die neuen Entwicklungen in der Versorgungsstruktur bei
muskuloskelettalen Erkrankungen. "Für Betroffene ist es wichtig, über die
aktuelle Situation im Gesundheitssystem aufgeklärt zu sein und ihre Rechte
und Möglichkeiten zu kennen", so Professor Rüther.

Am Patiententag Interessierte können sich ab sofort bei Daniela Beyer,
Tel. 030 / 32 290 29 23, beyer@rheuma-liga-berlin.de anmelden.

Der DKOU 2019 findet vom 22. bis 25. Oktober 2019 auf dem Messegelände Süd
in Berlin statt. Die Anmeldung ist im Internet unter
https://dkou.org/registrierung/ möglich.

Unter http://dkou.org/webcasts

können Interessenten alle Vorträge aus dem Festsaal außerdem live
verfolgen. Nähere Informationen sind bei Intercongress GmbH,
Friedrichstraße 6, 65185 Wiesbaden, Tel. 0611 977-160,
dkou@intercongress.de erhältlich.


Quellen:

S2k-Leitlinie Coxarthrose, Stand: 31.03.2019 , gültig bis 31.12.2023:

https://www.awmf.org/uploads/tx_szleitlinien/033-001l_S2k_Koxarthrose_2019-07_1.pdf

Patiententag im Rahmen des DKOU 2019

Donnerstag, 24. Oktober 2019, 18.00 bis 20.30 Uhr

Ort: Berlin Messe Süd, Großer Saal

Information und Anmeldung:

Daniela Beyer, Tel. 32 290 29 23

beyer@rheuma-liga-berlin.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dkou2019.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1739

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - Pressestelle DKOU 2019 (Thieme-PR), 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLASSIK/10243: Unna - Reihe "Komponistinnen-Konzert" mit La Porta Musicale am 8. Oktober 2019


Stadt Unna

Komponistinnen-Konzert mit La Porta Musicale



Kreisstadt Unna. Das Hamburger Alte Musik-Duo "La Porta Musicale"
lässt am Dienstag, 8. Oktober 2019, um 19 Uhr im Nicolaihaus fast
vergessene Stücke von Komponistinnen aus dem Barock erklingen. Die
Barockgeigerin Gabriele Steinfeld und die Cembalistin Anke Dennert
beleben den Abend mit ihrer begeisternd frischen Spielweise und
interessanten Hintergrundinformationen über die damalige Lebenswelt
der Frauen und die Entstehungsgeschichten ihrer Werke. Auf dem
Programm "Madame Musique" stehen u.a. Anna Amalia von Preußen, die
französische Komponistin Elisabeth-Claude Jacquet, die aus Italien
stammenden Isabella Leonarda und die Österreicherin Marianna Martinez.
Der Abend gleicht einem leichten Sommerausflug durch die Barocken
Salons und findet im Rahmen der Aktionswoche zum 30-jährigen Bestehen
der Internationalen Komponistinnen-Bibliothek in Unna statt.

Eintrittskarten sind zum Vorverkaufspreis von 6 Euro im i-Punkt,
Lindenplatz 1, 59423 Unna, Tel. 02303/103-777 sowie an der Abendkasse
zum Preis von 8 Euro erhältlich.

La Porta Musicale: "Madame Musique"

Dienstag, 8. Oktober 2019, 19 Uhr (Einlass und Abendkasse ab 18.30
Uhr)

Nicolaihaus, Nicolaistr. 3, 59423 Unna

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 26. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSLAND/9178: Aus aller Welt - 30.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wahlen in Afghanistan - Abdullah sieht sich als Sieger

Bei der Präsidentschaftswahl in Afghanistan sieht sich der bisherige
Regierungschef Abdullah Abdullah vorn. Wir haben die höhere
Stimmenanzahl, sagte der Politiker am Montag in der Landeshauptstadt
Kabul. Eine Stichwahl sei seiner Meinung nach nicht nötig. Vorläufige
Ergebnisse werden aber erst in drei Wochen erwartet, das offizielle
Resultat sogar erst im November. Der Wahlkampf war überschattet von
Hunderten Anschlägen. Mindestens 29 Menschen kamen dabei ums Leben.
Die prekäre Sicherheitslage in einigen Gebieten dürfte auch ein Grund
dafür gewesen sein, daß nur rund ein Viertel der 9,7 Millionen
registrierten Wähler an dem Urnengang teilnahmen.

30. September 2019
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JUSTIZ/9178: Kriminalität und Rechtsprechung - 30.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



43jähriger auf offener Straße niedergeschossen

In Hannover erlitt am Sonntagabend ein 43jähriger lebensgefährliche
Schußverletzungen. Er mußte im Krankenhaus notoperiert werden. Nach
Informationen der Polizei hatten Zeugen den stark blutenden Mann
gefunden und den Notruf gewählt. Ihren Angaben zufolge flüchtete ein
Unbekannter vom Tatort. Eine Fahndung nach dem mutmaßlichen Täter
verlief zunächst erfolglos.

30. September 2019
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MILITÄR/9175: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Italienische Luftwaffe sichert isländischen Luftraum

Die italienischen Luftstreitkräfte werden für etwa drei Wochen den
Schutz des isländischen Luftraums gewährleisten. Für die NATO-Mission
wurden sechs Tarnkappen-Mehrzweckkampfflugzeuge vom Typ F-35A
Lightning II des 32. Geschwaders aus Amendola in der Region Apulien
samt Bodenpersonal auf den ehemaligen US-Stützpunkt in der Hafenstadt
Keflavik im Südwesten Islands verlegt. Seit 2013 war die italienische
Luftwaffe bereits vier Mal auf der Atlantikinsel stationiert.

30. September 2019
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POLITIK/9177: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kritik an Seehofers Binnengrenzkontrollen

Die von Innenminister Horst Seehofer angekündigte Ausweitung der
Schleierfahndung an allen deutschen Grenzen stößt bei den Grünen auf
Kritik. In einem Gespräch mit den Zeitungen des Redaktionsnetzwerks
Deutschland bezeichnete die Grünen-Innenpolitikerin Irene Mihalic das
Vorgehen des Innenministers als gefährliches antieuropäisches Signal.
Auch die SPD äußerte Zweifel an der Ausweitung der Schleierfahndung
an allen deutschen Binnengrenzen. Offene Grenzen in Europa seien ein
hohes Gut und eine Errungenschaft, sagte SPD-Vizefraktionschefin Eva
Högl. Seehofer sollte die Maßnahme mit den europäischen Partnern
abstimmen und die Bundesländer einbeziehen.

30. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9175: Tragisches und Kurioses - 30.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Verheerender Brand in chinesischer Fabrik

Im Kreis Ninghai in der ostchinesischen Provinz Zhejiang sind
mindestens 19 Menschen bei einem Brand in einer Fabrik ums Leben
gekommen. Das Feuer war nach Informationen der Verwaltungsbehörden am
Sonntagmittag in der Firma Ruiqi ausgebrochen, die Verbrauchsgüter
für den täglichen Bedarf herstellt. Nach eineinhalb Stunden hatten
Feuerwehrkräfte den Brand gelöscht Es gebe keine Umweltschäden,
teilten die Behörden weiter mit. Die Brandursache werde ermittelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8260: Aus Forschung und Technik - 30.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kleiner Stern mit großem Planeten verblüfft Forscher

Ein deutsch-spanisches Astronomenteam entdeckte bei der
CARMENES-Himmelsdurchmusterung am Calar-Alto-Observatorium in Spanien
in einer Entfernung von 30 Lichtjahren einen neuen Exoplaneten, den
es nach gängiger Theorie gar nicht geben dürfte. Die Masse des
Gasriesen namens "GJ 3512-b" ist im Vergleich zu seinem Mutterstern
ungewöhnlich hoch. Mit der halben Masse des Jupiter umkreist der
neuentdeckte Planet einen roten Zwergstern mit nur 12 Prozent der
Sonnenmasse. Wie ein solcher Zwerg einen so schweren Planeten
produzieren konnte, ist unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8274: Aus aller Welt - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Frau und Kind bei Feuer im Flüchtlingscamp Moria umgekommen

In dem Flüchtlingslager Moria auf der griechischen Insel Lesbos haben
am Sonntag mehrere Wohncontainer gebrannt. In den Flammen sind
zunächst nicht bestätigten Meldungen zufolge eine Frau und ihr Kind
umgekommen.

Das Camp ist für 3000 Bewohner ausgelegt. Es leben dort jedoch rund
12.000. Viele zelten außerhalb des Lagers in einem Olivenhain. Von
dort hatte das Feuer seinen Ausgang genommen. Die hinzugerufene
Feuerwehr soll unbestätigten Berichten zufolge spät angerückt sein.
Außerdem wurde sie von aufgebrachten jungen Lagerinsassen behindert.

Wegen des Feuers in Moria setzte die Regierung von Ministerpräsident
Mitsotakis für Montagmittag eine Krisensitzung des Kabinetts an.
Bereits am Vorabend hatte die Regierung 100 Bereitschaftspolizisten
aus Athen abgezogen und nach Lesbos beordert.

In der vergangenen Woche hatte die Regierung beschlossen, mehr als
10.000 der fast 30.000 Migranten auf den Ägäisinseln aufs Festland zu
bringen. Bislang werden die Menschen dort festgehalten, bis ihre
Asylanträge bearbeitet wurden. Dann dürfen sie entweder aufs
griechische Festland weiterreisen oder müssen in die Türkei
zurückkehre. Das sieht ein Abkommen zwischen Brüssel und Ankara vor.
Angesichts der Todesfälle in Moria ließen Europäische Kommission und
Bundesregierung Bestürzung verlauten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8229: Medizin und Gesundheitswesen - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Diclofenac erhöht Risiko auf Herzinfarkt und Schlaganfall

Lange galt das in den 1960er Jahren entwickelte Diclofenac als sehr
wirksam… bei wenigen Nebenwirkungen. In letzter Zeit gab es
aber Bedenken, daß die Verordnung dieses Schmerzmittels schwere
Herz-Kreislauf-Probleme zur Folge haben kann. Das hat jetzt eine
Studie, die Morten Schmid von der Universität Aarhus und Mitarbeiter
durchgeführt hatten, bestätigt. Dabei kam es in den ersten 30 Tagen
nach dem Beginn einer Diclofenac-Behandlung häufiger zu schweren
kardiovaskulären Ereignissen wie Herzinfarkt und Schlaganfall als bei
anderen Schmerzmitteln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8262: Kriminalität und Rechtsprechung - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Freispruch für Tepco-Manager soll überprüft werden

In Japan hat die Staatsanwaltschaft Berufung gegen den Freispruch für
drei Manager im Zusammenhang mit der Atomkatastrophe von Fukushima
eingelegt. Ein Gericht in Tokio hatte Mitte September die ehemaligen
Manager des Atomkraftwerkbetreibers Tepco von der Verantwortung für
den Mehrfach-GAU in der Präfektur Fukushima im März 2011
freigesprochen. Der zuständige Richter hatte japanischen Medien
zufolge noch argumentiert, man könne eine Atomanlage nicht betreiben,
wenn man verpflichtet sei, jede Möglichkeit eines Tsunamis
vorherzusagen und dagegen Maßnahmen zu ergreifen. Mit dieser
Auffassung schloß sich der Richter der Auffassung der Tepco-Manager
an, während die Anklage ihnen Fahrlässigkeit vorwarf. Ihnen sollen
Informationen über die Möglichkeit eines starken Tsunami vorgelegen
haben. Doch die Angeklagten sollen diese ignoriert und notwendige
Sicherheitsmaßnahmen unterlassen haben. Die Anwälte vertreten
insgesamt 15.000 Menschen, darunter Anwohner des Atomkraftwerks
Fukushima Daiichi. Im Zusammenhang mit dem Tsunami und den
Reaktorkatastrophen ist bislang kein Manager von Tepco und kein
Politiker strafrechtlich zur Verantwortung gezogen worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8184: Sprache, Kunst und Medium - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Uttwiler Bodensee-Steinhügel viel älter als angenommen

Noch rätseln Schweizer Archäologen über die Bedeutung von rund 170
flachen Steinhaufen, die wie auf einer Perlenkette aufgezogen vor dem
Ufer des Bodensees bei Uttwil in rund vier Metern Tiefe auf dem Grund
liegen.

Sie waren 2015 bei Vermessungsarbeiten entdeckt worden. Nach ersten
Erkenntnissen meinten die Kantons-Archäologen, daß es sich entweder um
ein unbekanntes Naturphänomen oder Auswirkungen der letzten Eiszeit
handeln könnte. Auch eine künstliche Wehranlage oder Gräber wurden in
Erwägung gezogen.

Bei den jüngsten Radaruntersuchungen und Probebohrungen stieß das
internationale Forscherteam laut SWR Aktuell jedoch auf Überreste von
teils mit Steinbeilen bearbeiteten Pappel- und Eschenholzpfählen.
Diese Kombination gilt als Sensation, da die Forscher nun davon
ausgehen können, daß die Steine bereits 5500 Jahre früher, also in der
Jungsteinzeit, aufgeschichtet wurden, berichtete das Thurgauer Amt für
Archäologie.

Obwohl das Gelände heute etwa vier Meter unter der Wasseroberfläche
liegt, könnte der See damals flacher gewesen sein und die Steinhügel
zu Pfahlbauten gehört haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8251: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Huthi-Rebellen im Jemen lassen Kriegsgefangene frei

Im Dezember letzten Jahres haben die Huthi-Rebellen im Jemen mit der
international anerkannten Übergangsregierung von Präsident Hadi unter
Vermittlung der Uno den Austausch von insgesamt rund 16.000
Kriegsgefangenen vereinbart. Wie das Internationale Komitee vom Roten
Kreuz (IKRK) bestätigte, haben die Rebellen jetzt 290 freigelassen.
Insgesamt kündigten sie die Freilassung von 350 Gefangenen an und
drückten die Erwartung aus, daß die Gegenseite ihre Zusagen einhalte.
Die Gefangenenfreilassung fand unter Aufsicht der Uno und des IKRK
statt. Letzteres stellte unter anderem die Identität der
Freigelassenen fest und ließ sie medizinisch untersuchen.

Auf der Seite der jemenitischen Regierung bekämpfen Saudi-Arabien und
seine Bündnispartner die Aufständischen im Jemen. Letzten Sonntag
gaben die Huthi-Rebellen bekannt, daß sie bei einer großen Offensive
im Grenzgebiet zu Saudi-Arabien mehr als 2000 Soldaten der saudischen
Allianz gefangengenommen und rund 500 weitere Kämpfer getötet oder
verwundet hätten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8265: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Nutri-Score macht das Rennen

Ernährungsministerin Julia Klöckner hat der Presse am Montag das
Ergebnis einer von ihr initiierten, von der EU vorgeschriebenen,
repräsentativen Verbraucherbefragung zur Art einer neuen
Lebensmittelkennzeichnung bekanntgegeben. Demnach favorisieren die
Bürger das Symbol Nutri-Score. Das ist eine fünfstufige
Farbmarkierung nach Art einer Ampel. Der jeweils zutreffende Farbwert
wird optisch hervorgehoben. In Bewertung und Auszeichnung des
Lebensmittels gehen dessen Gehalt an Zucker, Fett und Salz sowie
anderen ernährungsrelevanten Bestandteilen wie Ballaststoffen oder
Proteinen ein. Weiterhin wird es auf der Rückseite der
Lebensmittelverpackung die in der EU obligatorische, detaillierte
Nährwerttabelle und Zutatenliste geben.

Klöckner wird ihren Worten zufolge einen Verordnungsentwurf für den
Nutri-Score vorlegen. Die Ministerin hatte sich früher gegen
Nutri-Score ausgesprochen, sich jedoch verpflichtet, das
Umfrageergebnis angemessen zu berücksichtigen. Jetzt sagte sie, er
sei auf den ersten Blick erfaßbar, leicht zu verstehen und nutze die
eingängige, bereits gelernte Farbenwelt einer Ampel. Das könnte dabei
helfen, die gesunde Wahl zur einfachen Wahl zu machen. Die Anbringung
eines Nutri-Scores wird für die Lebensmittelhersteller nicht zur
Pflicht gemacht werden. Klöckners Verordnungsentwurf wird noch das
Bundeskabinett und den Bundesrat passieren müssen, bis Nutri-Scores
Anfang 2020 in den Regalen der Märkte zu finden sein werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8234: Tragisches und Kurioses - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Viele Studenten sind zum Semesterbeginn noch ohne Bleibe

Der 1. Oktober ist für viele Studenten ein wichtiger Termin, da jetzt
das Wintersemester beginnt. Aber für viele Hochschüler, die sich in
einer anderen Stadt eingeschrieben haben, bedeutet der Umzug Streß,
wenn sie finanziell nicht gut ausgestattet sind und noch keine
Unterkunft haben.

Nach einem Bericht von ZDF heute zeichnet sich bereit ab, daß in den
großen Universitätsstädten die Situation ähnlich katastrophal ist, wie
in den Vorjahren. Das erklärte der Sprecher des Deutschen
Studentenwerks (DSW), Stefan Grob. Besonders angespannt soll die Lage
in so beliebten Metropolen wie München, Berlin, Hamburg oder Frankfurt
am Main sein.

Spitzenreiter ist offenbar München, wo sich mindestens 12.000
Studenten auf der Warteliste für einen Wohnheimplatz eingetragen
haben, in Berlin seien es 4000, in Stuttgart 3800 und in Heidelberg
1700.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8263: Arbeit, Soziales und Familie - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Aktion von Extinction Rebellion im Berliner Karl-Liebknecht-Haus

Sechs Aktivisten der Umweltschutzbewegung Extinction Rebellion sind
am Montagmorgen in die Bundeszentrale Der Linken in Berlin marschiert
und haben aus den Fenstern des Karl-Liebknecht-Hauses Transparente
gehängt, mit denen sie gegen die Umweltpolitik der Bundesregierung
protestierten. Die Hausherren boten den Aktivisten an, bei einer für
den Mittag anberaumten Pressekonferenz der Partei ihre Stellungnahme
abzugeben. In einer vorab herausgegebenen Mitteilung von Extinction
Rebellion heißt es unter anderem, die Bundesregierung habe mit dem
Klimapaket gezeigt, daß sie weder an einer wirksamen noch einer
sozialen Klimapolitik interessiert sei. Daher wende man sich an die
Opposition und fordern diese dazu auf, den Druck auf die Regierung
mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu erhöhen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8240: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Hitzesommer machen dem deutscher Wald zu schaffen

Der Hitzesommer brachte es an den Tag. Der heimische Wald ist nicht
für anhaltend hohe Temperaturen und erhebliche Trockenheit gemacht.
Da für die kommenden Jahre erwartet wird, daß solche Extremsommer
eher die Regel sein werden, fordern Experten wie Hans Pretzsch,
Leiter des Lehrstuhls für Waldwachstumskunde der Technischen
Universität München, ein Umbau des Waldes. Dabei sollte auf naturnahe
Rein- und Mischbestände gesetzt werden anstatt auf naturferne
Reinbestände zum Beispiel aus Fichte. Gegenwärtig ist fast ein
Drittel Deutschlands bewaldet. Die häufigsten Arten sind Fichte (26
Prozent) und Kiefer (23 Prozent), es folgen Buche (16 Prozent) und
Eiche (10 Prozent).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8251: Märkte und Finanzen - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Besetzung der Mindestlohnkommission Pflege in der Kritik

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat in die Kommission,
welche den Mindestlohn für die Pflegebranche bestimmen soll, auf der
Arbeitgeberseite zwei von vier Plätzen mit Vertretern kirchlicher
Verbände besetzt. Wegen mutmaßlicher Rechtswidrigkeit der am
Marktanteil gemessen nicht repräsentativen Besetzung will der
Arbeitgeberverband Pflege dagegen juristisch vorgehen. Das kündigte
der Präsident des umsatzstärksten Unternehmensverbandes der
Branche, Thomas Greiner, an. Der Pflegemindestlohn von 11,05 Euro in
Westdeutschland und 10,55 Euro in Ostdeutschland wird bis Ende April
2020 neu ausgehandelt werden müssen. Die Mindestlohnkommission hat am
Montag ihre Tätigkeit aufgenommen. Weil für Diakonie und Caritas ein
eigenes Arbeitsrecht gilt, sind sie in der Kommission sowohl auf der
Arbeitgeberseite als auch der Arbeiternehmerseite mit zwei von
jeweils vier Mitgliedern vertreten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8263: Aus Forschung und Technik - 30.09.2019 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp verliert an Beliebtheit

Da hat sich WhatsApp womöglich einen Bärendienst erwiesen. Nachdem
der Messenger-Dienst auf Werbung setzt, hat er nun auch die bisherige
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung aufgeweicht. Denn Werbung soll bei
WhatsApp individualisiert ablaufen. Wer also über die Messenger
verbreitet, daß er den nächsten Sommerurlaub an der See verbringen
will oder Problem mit dem Auto hat, dem sollen diverse Angebote für
Bademoden, Hotels, Flüge oder Pkws ins Haus kommen. Das geht vielen
Nutzern zu weit. Ob deswegen oder noch aus anderen Gründen, auf jeden
Fall hat WhatsApp bei seiner Beliebtheit deutliche Einbußen erfahren.
Gleich zwei iOS-Apps werden häufiger als WhatsApp heruntergeladen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/308: Rätselhafter Radioausbruch erhellt den ruhigen Halo einer Galaxie (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 26.09.2019

Rätselhafter Radioausbruch erhellt den ruhigen Halo einer Galaxie



Astronomen haben mit dem Very Large Telescope der ESO zum ersten Mal
beobachtet, dass ein schneller Radioausbruch durch einen galaktischen Halo
streifte. Mit einer Dauer von weniger als einer Millisekunde kam diese
rätselhafte Explosion kosmischer Radiowellen fast ungestört durch, was
darauf hindeutet, dass der Halo eine überraschend geringe Dichte und ein
schwaches Magnetfeld aufweist. Diese neue Technik könnte verwendet werden,
um die schwer fassbaren Halos anderer Galaxien zu erforschen.




[image: Bild: © ESO/M. Kornmesser]

Künstlerische Darstellung eines schnellen Radioausbruchs, der durch
das All reist und die Erde erreicht.

Bild: © ESO/M. Kornmesser



Indem sie ein kosmisches Rätsel benutzten, um ein anderes zu erforschen,
analysierten Astronomen das Signal eines schnellen Radioausbruchs, um
Aufschluss über das diffuse Gas im Halo einer massereichen Galaxie zu
geben [1]. Im November 2018 lokalisierte das Australian Square Kilometre
Array Pathfinder (ASKAP) Radioteleskop einen schnellen Radioburst, genannt
FRB 181112. Nachfolgende Beobachtungen mit dem Very Large Telescope (VLT)
der ESO und anderen Teleskopen ergaben, dass die Radiopulse auf dem Weg
zur Erde durch den Halo einer gigantischen Galaxie gegangen sind. Dieser
Befund ermöglichte es Astronomen, das Radiosignal nach Hinweisen auf die
Art des Halogases zu analysieren.

"Das Signal des schnellen Radioausbruchs deckte die Beschaffenheit des
Magnetfeldes um die Galaxie und die Struktur des Halogases auf. Die Studie
erweist sich als eine neue und zukunftsweisende Technik zur Erforschung
der Eigenschaften von Galaxienhalos", sagt J. Xavier Prochaska, Professor
für Astronomie und Astrophysik an der University of California Santa Cruz
und Hauptautor eines Aufsatzes, der die heute in der Zeitschrift Science
veröffentlichten neuen Erkenntnisse vorstellt.

Astronomen wissen immer noch nicht, was schnelle Radioausbrüche
verursacht. Erst kürzlich konnten sie einige dieser sehr kurzen, sehr
hellen Radiosignale bis in die Galaxien zurückverfolgen, aus denen sie
stammen. "Als wir die Radio- und optischen Bilder überlagerten, konnten
wir sofort sehen, dass der schnelle Radioburst den Halo dieser zufälligen
Vordergrundgalaxie durchdrang. Zum ersten Mal hatten wir eine direkte
Möglichkeit, die ansonsten unsichtbare Materie um diese Galaxie herum zu
untersuchen", erzählt Koautorin Cherie Day, Doktorandin an der Swinburne
University of Technology, Australien.

Ein galaktischer Halo enthält sowohl dunkle als auch gewöhnliche oder
baryonische Materie, die hauptsächlich in Form von heißem ionisiertem Gas
vorliegt. Während der leuchtende Teil einer massereichen Galaxie etwa 30
000 Lichtjahre umfassen kann, ist ihr etwa kugelförmiger Halo im
Durchmesser zehnmal größer. Halogas treibt die Sternentstehung an, wenn
sie in Richtung Zentrum der Galaxie fällt, während andere Prozesse, wie
z.B. Supernova-Explosionen, Material aus den sternbildenden Regionen in
den galaktischen Halo ausstoßen können. Ein Grund, warum Astronomen das
Halogas untersuchen wollen, ist das bessere Verständnis dieser
Auswurfprozesse, die die Sternbildung unterbinden können.

"Der Halo dieser Galaxie ist überraschend ruhig", sagt Prochaska. "Das
Radiosignal wurde von der Galaxie weitgehend unbeeinflusst, was im krassen
Gegensatz zu dem steht, was frühere Modelle im Falle des Ausbruchs
vorhergesagt hatten."

Das Signal von FRB 181112 bestand aus einigen wenigen Impulsen, die
jeweils weniger als 40 Mikrosekunden dauerten (10 000 mal kürzer als ein
Augenzwinkern). Die kurze Dauer der Impulse setzt der Dichte des Halogases
eine Obergrenze, da der Durchgang durch ein dichteres Medium die Dauer des
Radiosignals verlängern würde. Die Forscher berechneten, dass die Dichte
des Halogases weniger als 0,1 Atome pro Kubikzentimeter betragen muss (was
mehreren hundert Atomen in einem Volumen von der Größe eines Kinderballons
entspricht) [2].

"Wie die schimmernde Luft an einem heißen Sommertag sollte die dünne
Atmosphäre in dieser riesigen Galaxie das Signal des schnellen
Radioausbruchs verzerren. Stattdessen erhielten wir einen Puls, der so
unverfälscht und scharf war, dass es überhaupt keine Signatur dieses Gases
gab", erklärt Co-Autor Jean-Pierre Macquart, Astronom am International
Center for Radio Astronomy Research an der Curtin University, Australien.

Die Studie fand keine Hinweise auf kalte turbulente Wolken oder kleine
dichte Klumpen von kühlem Halogas. Das schnelle Radioburstsignal lieferte
auch Informationen über das Magnetfeld im Halo, das sehr schwach ist -
eine Milliarde Mal schwächer als das eines Kühlschrankmagneten.

An dieser Stelle, mit Ergebnissen von nur einem galaktischen Halo, können
die Forscher nicht sagen, ob die von ihnen gemessene niedrige Dichte und
geringe Magnetfeldstärke ungewöhnlich sind oder ob frühere Studien über
galaktische Halos diese Eigenschaften überschätzt haben. Prochaska sagte,
dass er erwartet, dass ASKAP und andere Radioteleskope schnelle
Radioausbrüche verwenden werden, um viele weitere galaktische Halos zu
untersuchen und ihre Eigenschaften zu ergründen.

"Diese Galaxie könnte etwas Besonderes sein", gibt er zu bedenken. "Wir
müssen schnelle Radiopulse verwenden, um Dutzende oder Hunderte von
Galaxien über eine Reihe von Massen und Altersgruppen zu untersuchen, um
die gesamte Population zu beurteilen." Optische Teleskope wie das VLT der
ESO spielen eine wichtige Rolle, indem sie zeigen, wie weit die Galaxie,
in der jeder Burst stattfand, entfernt ist und ob der Burst durch den Halo
einer Galaxie im Vordergrund gegangen wäre.


Endnoten

[1] Ein riesiger Halo aus Gas niedriger Dichte erstreckt sich weit über
den leuchtenden Teil einer Galaxie hinaus, in dem die Sterne konzentriert
sind. Obwohl die Masse dieses heißen, diffusen Gases mehr ausmacht als die
der Sterne, ist es sehr schwierig zu untersuchen.

[2] Die Dichteschranken begrenzen auch die Möglichkeit von Turbulenzen
oder Wolken von kaltem Gas im Halo. Kühl ist hier ein relativer Begriff,
der sich auf Temperaturen um 10 000°C bezieht, im Vergleich zum heißen
Halogengas von etwa 1 Million Grad.

Weitere Informationen

Diese Forschung wurde in einem Artikel vorgestellt, der am 26. September
2019 in der Zeitschrift Science veröffentlicht wurde.

Das Team besteht aus J. Xavier Prochaska (University of California
Observatories-Lick Observatory, University of California, USA und Kavli
Institute for the Physics and Mathematics of the Universe, Japan),
Jean-Pierre Macquart (International Centre for Radio Astronomy Research,
Curtin University, Australien), Matthew McQuinn (Astronomy Department,
University of Washington, USA), Sunil Simha (University of California
Observatories-Lick Observatory, University of California, USA), Ryan M.
Shannon (Centre for Astrophysics and Supercomputing, Swinburne
University of Technology, Australien), Cherie K. Tag (Centre for
Astrophysics and Supercomputing, Swinburne University of Technology,
Australien und Commonwealth Science and Industrial Research Organisation,
Australia Telescope National Facility, Australien), Lachlan Marnoch
(Commonwealth Science and Industrial Research Organisation, Australia
Telescope National Facility, Australien und Department of Physics and
Astronomy, Macquarie University, Australien), Stuart Ryder (Department
of Physics and Astronomy, Macquarie University, Australien), Adam Deller
(Centre for Astrophysics and Supercomputing, Swinburne University of
Technology, Australien), Keith W. Bannister (Commonwealth Science and
Industrial Research Organisation, Australia Telescope National Facility,
Australien), Shivani Bhandari (Commonwealth Science and Industrial
Research Organisation, Australia Telescope National Facility,
Australien), Rongmon Bordoloi (North Carolina State University,
Department of Physics, USA), John Bunton (Commonwealth
Science and Industrial Research Organisation, Australia Telescope National
Facility, Australien), Hyerin Cho (School of Physics and Chemistry,
Gwangju Institute of Science and Technology, Korea), Chris Flynn (Centre
for Astrophysics and Supercomputing, Swinburne University of Technology,
Australien), Elizabeth Mahony (Commonwealth Science and Industrial
Research Organisation, Australia Telescope National Facility, Australien),
Chris Phillips (Commonwealth Science and Industrial Research Organisation,
Australia Telescope National Facility, Australien), Hao Qiu (Sydney
Institute for Astronomy, School of Physics, University of Sydney,
Australien), Nicolas Tejos (Instituto de Fisica, Pontificia Universidad
Catolica de Valparaiso, Chile).

ESO ist die führende zwischenstaatliche astronomische Organisation in
Europa und mit Abstand das produktivste bodengebundene astronomische
Observatorium der Welt. Sie hat 16 Mitgliedstaaten: Österreich, Belgien,
die Tschechische Republik, Dänemark, Frankreich, Finnland, Deutschland,
Irland, Italien, die Niederlande, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die
Schweiz und das Vereinigte Königreich sowie der Gaststaat Chile und
Australien als strategischer Partner. Die ESO führt ein ehrgeiziges
Programm durch, das sich auf die Planung, den Bau und den Betrieb
leistungsfähiger bodengebundener Beobachtungseinrichtungen konzentriert,
die es Astronomen ermöglichen, wichtige wissenschaftliche Entdeckungen zu
machen. Die ESO spielt auch eine führende Rolle bei der Förderung und
Organisation der Zusammenarbeit in der astronomischen Forschung. ESO
betreibt drei einzigartige Weltklasse-Beobachtungsstätten in Chile: La
Silla, Paranal und Chajnantor. Am Paranal betreibt die ESO das Very Large
Telescope und sein weltweit führendes Very Large Telescope Interferometer
sowie zwei Durchmusterungsteleskope: VISTA arbeitet im Infrarotbereich und
das VLT Survey Telescope im sichtbaren Bereich. Ebenfalls am Standort
Paranal wird die ESO das Cherenkov Telescope Array South, das weltweit
größte und empfindlichste Gammastrahlenobservatorium, betreuen und
betreiben. ESO ist auch ein wichtiger Partner in zwei Anlagen auf
Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten existierenden astronomischen
Projekt. Auf dem Cerro Armazones, in der Nähe des Paranal, baut die ESO
das 39 Meter große Extremely Large Telescope (ELT), welches "das größte
Auge der Welt mit Blick in den Himmel" sein wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.

Originalpublikation:

"The low density and magnetization of a massivegalaxy halo exposed by a
fast radio burst",

J. Xavier Prochaska et al., Science, September 2019

https://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso1915/eso1915a.pdf

Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/news/eso1915/ 

- Originalpressemitteilung der ESO mit weiteren Bildern und Videos

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413
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PLANET/690: Ein Planet, der nicht existieren sollte (idw)


Universität Bern - 26.09.2019

Ein Planet, der nicht existieren sollte



Astronominnen und Astronomen haben bei einem kleinen Stern einen Planeten
aufgespürt, der viel massereicher ist, als theoretische Modelle
voraussagen. Während die überraschende Entdeckung einem spanisch-deutschen
Team in einem Observatorium in Südspanien gelang, untersuchten Forschende
an der Universität Bern, wie der rätselhafte Exoplanet entstanden sein
könnte.

Der rote Zwergstern GJ 3512 befindet sich rund 30 Lichtjahre von uns
entfernt. Obwohl er nur ein Zehntel so viel Masse wie die Sonne hat,
besitzt er einen Riesenplaneten - eine unerwartete Beobachtung. «Es sollte
um solche Sterne eigentlich nur erdgrosse Planeten oder höchstens etwas
massereichere Super-Erden geben», sagt Professor Christoph Mordasini vom
Physikalischen Insitut der Universität Bern und Mitglied des Nationalen
Forschungsschwerpunkts PlanetS: «GJ 3512b ist hingegen ein Riesenplanet
mit einer Masse ungefähr halb so gross wie diejenige von Jupiter, und
somit mindestens eine Grössenordnung massereicher als die Planeten, die
von theoretischen Modellen für so kleine Sterne vorausgesagt werden.»

Aufgespürt wurde der rätselhafte Planet von einem spanisch-deutschen
Forschungskonsortium namens CARMENES, das sich die Entdeckung von Planeten
bei kleinsten Sternen zum Ziel gesetzt hat. Dazu baute das Konsortium ein
neuartiges Instrument, das im Observatorium Calor Alto auf 2100 m ü.M. in
Südspanien installiert wurde. Beobachtungen mit diesem
Infrarot-Spektrographen zeigten, dass sich der kleine Stern regelmässig auf
uns zu und wieder weg bewegte - ein Phänomen, ausgelöst von einem Begleiter,
der in diesem Fall besonders massereich sein musste. Weil diese Entdeckung
so unerwartet kam, kontaktierte das Konsortium unter anderen die Berner
Forschungsgruppe um Mordasini, die zu den weltführenden Expertinnen und
Experten in der Theorie der Planetenentstehung gehört, um plausible
Szenarien zur Bildung des grossen Exoplaneten zu diskutieren. Die Arbeit
aller Beteiligten ist nun in der renommierten Fachzeitschrift Science
veröffentlich worden.

Schrittweiser Aufbau oder Kollaps?

«Unser Modell zur Entstehung und Entwicklung von Planeten sagt voraus,
dass bei kleinen Sternen eine grosse Zahl von kleinen Planeten gebildet
werden», fasst Mordasini zusammen und führt als Beispiel ein anderes,
bekanntes Planetensystem an: Trappist-1. Bei diesem Stern, der mit GJ 3512
vergleichbar ist, existieren sieben Planeten mit Massen, die ungefähr
einer Erdmasse oder sogar weniger entsprechen. In diesem Fall stimmen die
Berechnungen des Modells gut mit der Beobachtung überein. Nicht so bei GJ
3512. «Unser Modell sagt voraus, dass es um solche Sterne gar keine
Riesenplaneten geben sollte», sagt Mordasini. Eine mögliche Erklärung für
das Versagen der gängigen Theorie könnte der Mechanismus sein, der dem
Modell zugrunde liegt, die sogenannte Kernakkretion. Dabei entstehen
Planeten, indem sie schrittweise durch Ansammlung von kleinen Körpern zu
immer grösseren Massen wachsen. Die Fachleute nennen dies einen
«bottom-up-Prozess».

Vielleicht ist der Riesenplanet GJ 3512b aber durch einen fundamental
anderen Mechanismus gebildet worden, durch einen sogenannten
gravitationellen Kollaps. «Dabei kollabiert ein Teil der Gasscheibe, in
der die Planeten entstehen, direkt unter seiner eigenen Schwerkraft»,
erklärt Mordasini: «Ein top-down-Prozess.» Doch auch dieser
Erklärungsansatz hat Probleme. «Wieso ist in diesem Fall der Planet nicht
noch weiter angewachsen und noch näher zum Stern gewandert? Beides würde
man erwarten, wenn die Gasscheibe genug Masse hat, damit sie unter ihrer
Gravitation instabil werden kann», sagt der Experte und meint: «Der Planet
GJ 3512b stellt also eine wichtige Entdeckung dar, die unser Verständnis,
wie Planeten um solche Sterne entstehen, verbessern sollte.»


Originalpublikation:

J.C. Morales, et al.:

"A giant exoplanet orbiting a very low-mass star challenges planet
formation models!,

Science, 27 September 2019.

DOI: 10.1126/science.aax3198

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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MELDUNG/320: CO2 mithilfe von Nanopartikeln in Rohstoffe umwandeln (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 27.09.2019

CO2 mithilfe von Nanopartikeln in Rohstoffe umwandeln



Ein internationales Forschungsteam hat Kohlendioxid mithilfe von
Nanopartikeln in Rohstoffe umgewandelt. Das Prinzip dafür schauten sich
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Ruhr-Universität Bochum
und University of New South Wales in Australien von Enzymen ab, die
komplexe Moleküle in vielschrittigen Reaktionen herstellen. Diesen
Mechanismus übertrug das Team auf metallische Nanopartikel, auch Nanozyme
genannt. So erzeugten die Chemiker aus Kohlendioxid Ethanol und Propanol,
die häufige Ausgangsstoffe für die chemische Industrie sind.

Das Team um Prof. Dr. Wolfgang Schuhmann vom Bochumer Zentrum für
Elektrochemie sowie Prof. Dr. Corina Andronescu von der Universität
Duisburg-Essen berichtet gemeinsam mit dem australischen Team um Prof. Dr.
Justin Gooding und Prof. Dr. Richard Tilley im Journal of the American
Chemical Society vom 25. August 2019.

"Die Kaskadenreaktionen der Enzyme auf katalytisch aktive Nanopartikel zu
übertragen, könnte ein entscheidender Schritt im Design von Katalysatoren
sein", resümiert Wolfgang Schuhmann.

Partikel mit zwei aktiven Zentren

Enzyme besitzen für Kaskadenreaktionen verschiedene aktive Zentren, die
auf bestimmte Reaktionsschritte spezialisiert sind. So kann ein einziges
Enzym aus einem vergleichsweise einfach aufgebauten Ausgangsstoff ein
komplexes Produkt erzeugen. Um dieses Konzept nachzuahmen, synthetisierten
die Forscherinnen und Forscher ein Partikel mit einem Silberkern, das von
einer porösen Schicht aus Kupfer umgeben ist. Der Silberkern dient als
erstes aktives Zentrum, die Kupferschicht als zweites. Zwischenprodukte,
die im Silberkern gebildet werden, reagieren anschließend in der
Kupferschicht weiter zu komplexeren Molekülen, die letztendlich das
Partikel verlassen.

In der vorliegenden Arbeit zeigte das deutsch-australische Team, dass in
den Nanozymen die elektrochemische Reduktion von Kohlendioxid stattfinden
kann. Mehrere Reaktionsschritte am Silberkern und Kupfermantel verwandeln
den Ausgangsstoff zu Ethanol oder Propanol.

"Es gibt auch andere Nanopartikel, die diese Produkte ohne Kaskadenprinzip
aus CO2 herstellen können", sagt Wolfgang Schuhmann. "Allerdings benötigen
sie deutlich mehr Energie."

Die Forscherinnen und Forscher wollen das Konzept der Kaskadenreaktion in
Nanopartikeln nun weiterentwickeln, um selektiv noch wertvollere Produkt
wie Ethylen oder Butanol herstellen zu können.

Die Universitätsallianz Ruhr

Seit 2007 arbeiten die drei Ruhrgebietsuniversitäten unter dem Dach der
Universitätsallianz Ruhr (UA Ruhr) strategisch eng zusammen. Durch
Bündelung der Kräfte werden die Leistungen der Partneruniversitäten
systematisch ausgebaut. Unter dem Motto "gemeinsam besser" gibt es
inzwischen über 100 Kooperationen in Forschung, Lehre und Verwaltung. Mit
mehr als 120.000 Studierenden und nahezu 1.300 Professorinnen und
Professoren gehört die UA Ruhr zu den größten und leistungsstärksten
Wissenschaftsstandorten Deutschlands.

Förderung

Die Arbeiten wurden finanziell unterstützt von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft im Rahmen des Exzellenzclusters Resolv (EXC 2033,
Projekt 390677874), dem Europäischem Forschungsrat im Programm Horizon
2020 (Grant-Nummer 833408), dem Deutschen Akademischen Austauschdienst im
Rahmen des Projekts 57446293 und der Ruhr University Research school Plus,
finanziert durch die Exzellenzinitiative (DFG GSC 98/3). Weitere Förderung
kam vom Australian Research Council im Rahmen des Centre of Excellence in
Convergent Bio-Nano Science and Technology (CE140100036) und eines
Australian Laureate Fellowship (FL150100060), vom Discovery Project
(DP190102659), und dem Mark Wainwright Analytical Centre an der University
of New South Wales.


Originalpublikation:

Peter B. O'Mara, Patrick Wilde, Tania M. Benedetti, Corina Andronescu,
Soshan Cheong, J. Justin Gooding, Richard D. Tilley, Wolfgang Schuhmann:

Cascade reactions in nanozymes: spatially separated active sites inside
Ag-core-porous-Cu-shell nanoparticles for multistep carbon dioxide
reduction to higher organic molecules,

in: Journal of the American Chemical Society, 2019,

DOI: 10.1021/jacs.9b07310
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AGRAR/403: Das lange Kämpfen für eine Nährwertampel hat ein Ende


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. September 2019

Das lange Kämpfen für eine Nährwertampel hat ein Ende



Zu den von Bundesministerin Julia Klöckner heute vorgestellten
Ergebnissen der Verbraucherbefragung zum Thema Nährwertkennzeichnung
erklärt Renate Künast, Sprecherin für Ernährungspolitik:

Seit vielen Jahren fordern wir, gemeinsam mit Verbraucherschützern und
Krankenkassen, eine einfach verständliche Nährwertkennzeichnung auf
Fertiglebensmitteln. Denn Verbraucherinnen und Verbraucher haben das
Recht zu wissen, was drin ist. Sie sollen auf einen Blick erkennen
können, ob ein Lebensmittel mit zu viel Zucker, Salz oder Fett in
ihrem Einkaufskorb liegt. Doch die zuständige Bundesministerin Julia
Klöckner hat das Thema wie ihr Vorgänger immer wieder verschoben und
ausgebremst. Die Leidtragenden sind die Verbraucherinnen und
Verbraucher, insbesondere die Kinder.

Jetzt hat das lange Kämpfen ein Ende. Die Verbraucherbefragung zeigt,
was Studien und Erfahrungen aus anderen Ländern schon lange bewiesen
haben: Der Nutri-Score, der in Ländern wie Frankreich und Spanien
längst eingeführt wurde, ist für Verbraucherinnen und Verbraucher auf
einen Blick verständlich und hilfreich beim Lebensmitteleinkauf.
Ministerin Klöckner muss jetzt schnellstmöglich für die Umsetzung
sorgen. Aber damit ist es nicht getan. Sie muss jetzt in der EU dafür
Sorge tragen, dass Nutri-Score zur verpflichtenden
Nährwertkennzeichnung wird. Wir erwarten eine unverzügliche
Initiative.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. September 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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ARBEIT/1184: Schutz vor und bei Arbeitslosigkeit verbessern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. September 2019

Schutz vor und bei Arbeitslosigkeit verbessern



Anlässlich der heute von der Bundesagentur für Arbeit (BA)
veröffentlichten Arbeitsmarktzahlen für den Monat September erklärt
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für Arbeitsmarktpolitik:

Noch zeigt sich der Arbeitsmarkt stabil. Dennoch sind die Menschen
verunsichert, auch wegen struktureller Veränderungen und deren
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, die auf uns zukommen. Deswegen ist
es notwendig, die soziale Sicherheit zu verbessern. Die
Arbeitslosenversicherung muss gestärkt und Hartz IV überwunden werden.

Mehr als die Hälfte der Kurzzeitarbeitslosen hat keinen Anspruch auf
Arbeitslosengeld I. Daher muss der Zugang zum Arbeitslosengeld I
verbessert werden. Die Arbeitslosenversicherung muss zu einer
Arbeitsversicherung für alle Erwerbstätigen weiterentwickelt werden.
Dazu gehört ein Recht auf Weiterbildung mit einer verbesserten
sozialen Absicherung für Weiterbildungsphasen. Last but not least muss
den Menschen die Angst genommen werden in "Hartz IV" abzurutschen. Wir
wollen eine Garantiesicherung, die das Existenzminimum in allen
Lebenssituationen absichert und Hartz IV überwindet.

 * 
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AUSSEN/2184: Die vielen namenlosen Opfer der russischen Willkürjustiz nicht vergessen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. September 2019

Die vielen namenlosen Opfer der russischen Willkürjustiz nicht vergessen!



Zum heutigen Urteil gegen den russischen Schauspieler Pawel Ustinow
und den erneuten Solidaritätsprotesten für politische Gefangene in
Russland erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Putins Machtapparat ist unter dem öffentlichen Druck ein kleines Stück
zurückgerudert und lässt vermeintliche Milde walten, indem Ustinow dem
Straflager entgeht. Gleichzeitig ist die Umwandlung in eine
Bewährungsstrafe wie auch seine Verurteilung an sich völlig an den
Haaren herbeigezogen.

Wir haben es hier mit der kosmetischen Korrektur einer Politik zu tun,
die durch drakonische Strafen und Massenverhaftungen darauf abzielt,
kritische Stimmen mundtot zu machen und die Menschen einzuschüchtern.
Wenn die Welle der Empörung und Solidarität überraschend hoch ausfällt
und überzulaufen droht, gibt sich der Kreml den Anschein, in
Einzelfällen doch einlenken zu können. Dem Wunsch nach freien Wahlen
und freier Meinungsäußerung kann das System trotz oder gerade wegen
seiner sichtbaren Risse nicht nachgeben. Dafür ist es derzeit
innenpolitisch zu schwach.

Der medial begleitete Fall Ustinow darf aber nicht darüber
hinwegtäuschen, dass noch viele namenlose Opfer der Willkürjustiz in
russischen Straflagern leiden. Gerade diese Menschen und ihre Familien
dürfen wir nicht vergessen und müssen weiter für ihre Freilassung
eintreten. Das heißt konkret, das Schicksal der politischen Gefangenen
und die systematischen Menschenrechtsverletzungen in Russland immer
wieder in bilateralen Gesprächen oder auf internationalen Foren auf
die Tagesordnung setzen. Die Auswüchse von Putins Unrechtsregime
müssen beim Namen genannt, verurteilt und konsequent sanktioniert
werden.

 * 
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AUSSEN/2183: China - Europa braucht endlich eine realistische China-Politik


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. September 2019

China: Europa braucht endlich eine realistische China-Politik



Anlässlich des 70. Jahrestages der Staatsgründung der Volksrepublik
China erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die Militärparade zum 70-jährigen Bestehen der Volksrepublik China
wird eine Machtdemonstration. Präsident Xi Jinping wird den globalen
Machtanspruch Chinas deutlich machen. Unter seiner Herrschaft ist
China im Innern immer autoritärer und in seiner Außenpolitik
offensiver geworden.

Der Aufstieg von einem der ärmsten Länder der Welt 1949 zur
zweitgrößten Volkswirtschaft 2019 wird von der Führung als reine
Erfolgsstory erzählt. Dabei dürfen die Schattenseiten nicht
verschwiegen werden. Die Entwicklung ging auf Kosten der Menschen- und
Bürgerrechte. Heute ist China auf dem Weg in eine Digital-Diktatur.

Das Jubiläum fällt mitten in den Handelskrieg mit den USA, eine
beginnende Wirtschaftsflaute und die anhaltenden Demonstrationen in
Hongkong. Die Nervosität des Systems zeigt sich in aggressiver Zensur.

Die Bundesregierung muss Schluss machen mit der Leisetreterei
gegenüber Peking. Absolut Inakzeptables wie die Internierung der
muslimischen Uiguren muss offen und deutlich kritisiert werden. In
Hongkong muss die chinesische Führung das Prinzip "Ein Land, zwei
Systeme" achten.

Europa braucht endlich eine realistische Chinapolitik. Die muss
europäisch und nicht national sein. Die EU-Mitgliedsstaaten müssen
sich von ihren China-Illusionen und Zerrbildern verabschieden und
gleichzeitig in Europas Souveränität investieren.

 * 
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AGRAR/110: LINKE begrüßt Einführung der Lebensmittelkennzeichnung 'Nutri-Score'


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. September 2019

LINKE begrüßt Einführung der Lebensmittelkennzeichnung 'Nutri-Score'



"Julia Klöckner führt jetzt endlich den 'Nutri-Score' ein, weil der
politische Druck so groß und das Ergebnis der Umfrage so eindeutig
war. Sie kann sich nicht länger dagegen sperren. Das ist ein großer
Erfolg, denn seit Jahren befürworten Ärzte- und
Verbraucherschutzverbände das Label", erklärt Amira Mohamed Ali,
Sprecherin für Verbraucherschutz der Fraktion DIE LINKE. Mohamed Ali
weiter:

"Aber wieder verwässert Julia Klöckner das Ergebnis, indem sie nur auf
Freiwilligkeit setzt. Es sollte nicht den Unternehmen überlassen
werden, ob sie den 'Nutri-Score' auf ihre Produkte drucken. Die
Konzerne müssen zur Verwendung verpflichtet werden.

DIE LINKE setzt sich schon lange für eine Vereinfachung der
Lebensmittelkennzeichnung ein. Kunden sollen im Supermarkt auf ersten
Blick erkennen können, ob es sich um ein gesundes Produkt oder etwa
eine Zuckerbombe handelt."

 * 
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ARBEIT/1883: Das Risiko des Jobverlustes verlässlich absichern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. September 2019

Das Risiko des Jobverlustes verlässlich absichern



"Arbeitslosigkeit ist kein individuelles Risiko, sondern ein Produkt
des Wirtschaftssystems: Schwache Konjunktur heißt weniger
Arbeitsplätze. Die Ökonomen sind sich einig: Das Wirtschaftswachstum
stagniert, die Wirtschaft beginnt zu schrumpfen, die
Konjunkturaussichten sind düster. Jetzt ist die Zeit, mit höheren
Löhnen und Sozialleistungen die Binnennachfrage zu stärken. Jetzt ist
die Zeit, die Arbeitslosenversicherung für die Krise fit zu machen.
Wer seine Arbeit verliert, muss sich auf das Sozialsystem verlassen
können", kommentiert Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den aktuellen Monatsbericht der
Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann weiter:

"DIE LINKE fordert einen leichteren und schnelleren Zugang zum
Arbeitslosengeld. Nur so werden auch kurzzeitig Beschäftigte
abgesichert. Damit die Zeit für die Jobsuche ausreicht, muss man das
Arbeitslosengeld länger beziehen können. Das gilt besonders für ältere
Beschäftigte. Der Höhe nach soll das Arbeitslosengeld den
Lebensstandard sichern. Sperrzeiten, zum Beispiel aufgrund der
Ablehnung von Arbeitsangeboten, wollen wir abschaffen. Erwerbslose
brauchen keine Gängelung, sondern gute Arbeitsangebote, kompetente
Beratung und einen Rechtsanspruch auf Weiterbildung. Damit von
vornherein möglichst wenige Menschen ihren Arbeitsplatz verlieren,
braucht es starke Arbeitsmarktstandards - solide
Beschäftigungsverhältnisse statt Befristungen, Leiharbeit und
Werkverträgen."

 * 
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EUROPA/1753: Geflüchtete aus dem Lager Moria umgehend aufnehmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. September 2019

Geflüchtete aus dem Lager Moria umgehend aufnehmen



"Bundesregierung und Europäische Union tragen eine Mitschuld an den
Toten und Verletzten im Horrorlager Moria auf Lesbos, weil sie
weiterhin auf den zweifelhaften EU-Türkei-Flüchtlingsdeal setzen, der
verhindert, dass Flüchtlinge die griechischen Inseln verlassen dürfen,
und so zu immer größeren Freiluftgefängnissen führt", erklärt Heike
Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zum
tödlichen Brand im sogenannten EU-Hotspot Moria auf der griechischen
Insel Lesbos. Die Außenpolitikerin weiter:

"Spätestens nach dem Brandunglück im Lager in Moria muss sich die
Bundesregierung nun umgehend selbst zur schnellen Aufnahme der auf den
griechischen Inseln internierten Flüchtlinge bereiterklären und den
Weg für eine Aufnahme in der EU ebnen. Die Tragödie in dem mit bis zu
13.000 Menschen völlig überfüllten Lager zeigt, dass der 
EU-Türkei-Deal von Beginn an einer humane Flüchtlingspolitik 
entgegenstand und beendet werden muss."

 * 
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EUROPA/1752: Entschließungsantrag des Europäischen Parlaments ist ein Dokument des Geschichtsrevisionismus


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 28. September 2019

Entschließungsantrag des Europäischen Parlaments ist ein Dokument des Geschichtsrevisionismus



"Am 19. September verabschiedete das Europäische Parlament eine
Entschließung zur "Bedeutung des europäischen Geschichtsbewusstseins
für die Zukunft Europas". Dieser Text ist ein Dokument des
Geschichtsrevisionismus", erklärt Dietmar Bartsch, Vorsitzender der
Fraktion DIE LINKE. Bartsch weiter:

"1. Durch die Resolution zieht sich wie ein roter Faden eine Rhetorik
der Gleichsetzung von Kommunismus und Nationalsozialismus, so in dem
Hinweis, "dass das nationalsozialistische und das kommunistische
Regime Massenmorde, Völkermord und Deportationen durchführten". Auch
so kann man Verbrechen wie den Holocaust und den Vernichtungskrieg
relativieren.

2. Es findet sich eine Teilentlastung des nationalsozialistischen
Deutschlands von seiner Kriegsschuld. Wir erfahren beispielsweise,
"dass der Zweite Weltkrieg (...) als unmittelbare Folge des auch als
'Hitler-Stalin-Pakt' bezeichneten berüchtigten Nichtangriffsvertrags
zwischen dem nationalsozialistischen Deutschen Reich und der
Sowjetunion vom 23. August 1939 und seiner geheimen Zusatzprotokolle
ausbrach". Der Sowjetunion wird dabei in gleichem Maß das "Ziel der
Welteroberung" unterstellt wie NS-Deutschland.

3. Über die Ergebnisse des Zweiten Weltkriegs erfahren wir nur, "dass
nach der Niederlage des nationalsozialistischen Regimes und dem Ende
des Zweiten Weltkriegs einige europäische Länder in der Lage waren,
ihre Eigenstaatlichkeit wiederzuerlangen und einen Prozess der
Aussöhnung einzuleiten, während andere europäische Länder ein halbes
Jahrhundert lang Diktaturen blieben - einige davon unmittelbar von der
Sowjetunion besetzt oder unter direktem sowjetischem Einfluss - und
ihnen Freiheit, Souveränität, Würde, Menschenrechte und
sozioökonomische Entwicklung weiterhin versagt blieben". Man vermisst
das Wort von der Befreiung Europas vom Faschismus. Man vermisst die
Anerkennung, dass die Sowjetunion die Hauptlast des Krieges und damit
auch der Befreiung Europas tragen musste." Jeder Mensch in unserem
Land, der aus der deutschen Vergangenheit politisch-moralische
Verpflichtung für die Gegenwart und Zukunft ableiten will, muss diese
Entschließung des Europäischen Parlaments ablehnen. Demokratinnen und
Demokraten müssen deutlich machen, dass es keine Entlastungsdiskurse
geben darf."

 * 
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BUNDESTAG/8926: Heute im Bundestag Nr. 1071 - 30.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1071

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 30. September 2019, Redaktionsschluss: 11.20 Uhr

1. AfD fragt nach Korrekturbitten des Bamf

2. Sofortprogramm Saubere Luft thematisiert

3. Einflussnahme auf KI-Strategie thematisiert

4. Planungsfehler beim Breitbandausbau

5. BVWP-Umsetzung in Baden-Württemberg

6. Linke fragt nach Mitteln für Sportforschung



1. AfD fragt nach Korrekturbitten des Bamf

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) im Juni 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12588) danach, "aus welchen Anlässen" das Bamf im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

2. Sofortprogramm Saubere Luft thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Abruf der Fördermittel des "Sofortprogramms
Saubere Luft 2017-2020" durch Städte und Kommunen im Jahr 2018 und im
ersten Halbjahr 2019 interessiert sich die FDP-Fraktion. In einer
Kleinen Anfrage (19/13318) wollen die Abgeordneten von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie das prozentuale Verhältnis
aller nicht genehmigten Projekte zu den genehmigten Projekten war.
Gefragt wird auch, ob die Regierung plant, das Sofortprogramm Saubere
Luft nach 2020 zu verstetigen und somit über das Jahr 2020 hinaus
Fördermittel des Bundes für die Städte und Kommunen bereitzustellen.

 * 

3. Einflussnahme auf KI-Strategie thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf die Umsetzung der KI-Strategie im
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)"
interessiert die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage
(19/13287) erkundigen sich die Abgeordneten bei der Bundesregierung
unter anderem danach, ob zur Umsetzung der KI-Strategie (Künstliche
Intelligenz) im oder durch das BMVI externe Dritte aus Forschung,
Wirtschaft oder der Zivilgesellschaft für die Entwicklung eines
Umsetzungsplans oder zur Durchführung, Begleitung, Evaluation oder
Zuarbeit von Maßnahmen beauftragt wurden.

 * 

4. Planungsfehler beim Breitbandausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Medienberichte über "Planungsfehler beim
Breitbandausbau" thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/13356). Aus Sicht der Abgeordneten ist noch weitgehend
ungeklärt, inwiefern die fehlerhafte Beratung von Gemeinden und
Landkreisen in der Praxis ein Hemmnis für den beschleunigten
Breitbandausbau ist und welche Verbesserungspotentiale es in diesem
Zusammenhang gibt. Die Bundesregierung wird daher unter anderem
gefragt, welche beratenden Unternehmen bei wie vielen der nur
vorläufig genehmigten beziehungsweise abgelehnten Anträge beauftragt
waren.

 * 

5. BVWP-Umsetzung in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans 2030
(BVWP) in Baden-Württemberg interessiert sich die FDP-Fraktion. In
einer Kleinen Anfrage (19/13355) erkundigen sich die Abgeordneten bei
der Bundesregierung unter anderem danach, wie viele der Projekte des
BVWP 2030 in Baden-Württemberg einen gültigen
Planfeststellungsbeschluss haben und welche bereits in der Umsetzung
befindlichen Projekte des BVWP in Baden-Württemberg den kalkulierten
Kostenrahmen nicht einhalten können.

 * 

6. Linke fragt nach Mitteln für Sportforschung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Der Sport in der nationalen Forschungsförderung"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/13206). Darin wird die Bundesregierung unter anderem gefragt,
inwieweit der vom Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
(BMI) und anderen Bundesbehörden, den Sportverbänden und der
Wissenschaft definierte Forschungsbedarf mit den zur Verfügung
stehenden personellen und finanziellen Mitteln abgedeckt werden kann.
Wissen wollen die Abgeordneten auch, welchen Stellenwert die
Sportmedizin sowie die Dopingbekämpfung in der Sportforschung haben.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8925: Heute im Bundestag Nr. 1070 - 30.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1070

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 30. September 2019, Redaktionsschluss: 10.20 Uhr

1. Wettbewerb bei erneuerbaren Energien

2. Faktorverfahren wird kaum genutzt

3. Zahl der Hautkrebsfälle drastisch gestiegen

4. Keine Korrekturbitten des BLE

5. Keine Korrekturbitten des BSA

6. Spin-offs aus Forschungseinrichtungen



1. Wettbewerb bei erneuerbaren Energien

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die Monopolkommission hat dazu aufgerufen, im Zuge
der Energiewende den Wettbewerb in der Branche anzufachen. "Wettbewerb
mit neuer Energie ist an vielen Stellen der Energiewende notwendig",
schreibt die Kommission in ihrem als Unterrichtung (19/13440)
vorliegenden 7. Sektorgutachten Energie gemäß Paragraph 62 des
Energiewirtschaftsgesetzes - Wettbewerb mit neuer Energie.

Auf den Stromhandelsmärkten sei das Entstehen marktbeherrschender
Stellungen kritisch zu beobachten, da entsprechend Risiken zur
missbräuchlichen Ausnutzung entstünden. Auf den Regelenergiemärkten
stelle die Integration erneuerbarer Energien neue Anforderungen an das
Marktdesign; auch auf den staatlich geförderten Beschaffungsmärkten
für erneuerbare Energie gelte es, eine positive Wettbewerbsentwicklung
zu gewährleisten.

Eindringlich plädiert die Kommission für einen von vornherein offenen
Wettbewerb beim Aufbau einer öffentlich zugänglichen Ladeinfrastruktur
für elektromobile Fahrzeuge. Regionale Monopole seien hier
problematisch, weil der Stromlieferant nicht vor einem Ladevorgang
gewählt werden kann. "Die Wahl des Lieferanten erfolgt vielmehr durch
die Wahl einer Ladesäule." Ladekunden könnten sich einem
"marktmächtigen Anbieter mit potenziell überhöhten Preisen gegenüber"
stehen sehen. Kommunen sei zu empfehlen, möglichst mehrere
unterschiedliche Anbieter für den Aufbau einer Versorgung mit
Lademöglichkeiten zu gewinnen und Agglomerationen von Ladesäulen eines
Anbieters zu vermeiden. Kartellbehörden sollten wachsam sein. Ein
möglicher Weg zu mehr Wettbewerb wäre nach Ansicht der Kommission
außerdem, die Ladeinfrastruktur für den Durchleitungswettbewerb zu
öffnen und so eine ähnliche Situation wie bei Haushaltsstrom
herzustellen. Allerdings wäre eine solche Maßnahme aufwändig und
problembehaftet und daher nicht zuvorderst als Instrument zu
empfehlen.

 * 

2. Faktorverfahren wird kaum genutzt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das in der Lohnsteuerklasse IV mögliche
Faktorverfahren, mit dem Arbeitslohn entsprechend der tatsächlichen
Einkommensverhältnisse von Ehegatten besteuert werden kann, wird in
der Praxis kaum genutzt. Dies ergibt sich aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/12857) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/12373). Danach gab es im Jahr 2018 6,7 Millionen Bürgerinnen
und Bürger mit Familienstand verheiratet oder Lebenspartnerschaft, in
denen beide ein aktives Arbeitsverhältnis hatten. Das Faktorverfahren
wurde in nur 39.267 Fällen genutzt, was einem Anteil von 0,585 Prozent
entspricht. Nach Angaben der Regierung wurde das Faktorverfahren im
Rahmen des Bürokratieentlastungsgesetzes 2015 dahingehend vereinfacht,
dass es nicht mehr jährlich beantragt werden muss, sondern nur noch
alle zwei Jahre. Außerdem werde nunmehr in den Steuerbescheiden
gezielt über die Möglichkeit der Steuerklasse IV/IV mit Faktor
aufgeklärt. Ob diese Maßnahme eine Wirkung entfalten werde, lasse sich
noch nicht sagen.

 * 

3. Zahl der Hautkrebsfälle drastisch gestiegen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der registrierten Hautkrebsfälle in
Deutschland ist in den vergangenen Jahren drastisch gestiegen. Bei der
bösartigsten Form des Hautkrebs, dem malignen Melanom ("schwarzer
Hautkrebs"), hat sich die Zahl der jährlich neu auftretenden Fälle von
11.500 im Jahr 1999 auf rund 23.000 im Jahr 2016 etwa verdoppelt, wie
aus der Antwort (19/13035) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/12559) der Linksfraktion hervorgeht.

Anhand einer Hochrechnung des Robert-Koch-Instituts (RKI) ergibt sich
den Angaben zufolge für Deutschland ein Anstieg der Hautkrebsfälle von
insgesamt 144.000 Neuerkrankungen 2007 auf 224.000 Neuerkrankungen
2015. Die Zahl der Hautkrebs-Toten stieg von 2.468 Fällen im Jahr 1997
auf 3.764 Fälle im Jahr 2017. In den meisten Fällen war das maligne
Melanom für den tödlichen Krankheitsverlauf verantwortlich.

Experten vermuten, dass diese Entwicklung auch mit der Alterung der
Bevölkerung zusammenhängt, da vor allem der nicht-melanotische "weiße
Hautkrebs" überwiegend bei älteren Leuten auftrete. Zudem würden mit
der Einführung des Hautkrebs-Screenings ab 2008 Erkrankungen häufiger
erkannt und somit auch dokumentiert.

Schließlich sei ein Grund für die stark steigenden Zahlen in dem
veränderten Freizeitverhalten der Menschen zu sehen mit vermehrten
Strandurlauben, der Nutzung von Sonnenstudios und knapper Bekleidung.
Für das maligne Melanom und das Basalzellkarzinom würden vor allem
hohe UV-Belastungen und Sonnenbrände als Risikofaktor angesehen.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des BLE

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
(BLE) hat im April 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur
der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/12822) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12347) der AfD-Fraktion
hervor. Das BLE gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

5. Keine Korrekturbitten des BSA

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundessortenamt (BSA) hat im März 2019 in keinem
Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das
geht aus der Antwort (19/12829) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/12311) der AfD-Fraktion hervor. Das BSA gebe lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die von der Behörde
veröffentlichten Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

6. Spin-offs aus Forschungseinrichtungen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Gründungssituation in Deutschland ist aus Sicht
FDP-Fraktion in keinem guten Zustand. 2018 sei der Anteil von Gründern
mit Marktneuheiten auf insgesamt 13 Prozent gefallen, knapp über dem
Tiefpunkt von zwölf Prozent in 2009, schreibt die Fraktion in ihrer
Kleinen Anfrage (19/13346). Es sind nach Ansicht der FDP aber gerade
Gründerinnen und Gründer, die in modernen Beschäftigungsverhältnissen
Innovationen bei Produkten, Prozessen, Dienstleistungen sowie neuen
Geschäftsmodellen initiieren und damit auch Wohlstand und
Beschäftigung im Land schaffen und sichern.

Die FDP fragt, wie hoch nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der
Ausgründungen bei außeruniversitären Forschungseinrichtungen in 2018
ist und wie die Bundesregierung diese Entwicklung vor dem Hintergrund
der im Koalitionsvertrag formulierten Zielsetzung bewertet, den
Transfer "als zentrale Säule unseres Forschungs- und
Innovationssystems nachhaltig" zu "stärken und substantielle
Steigerungen" zu erreichen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1070 - 30. September 2019 - 10.20 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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AUSSEN/1908: Zusammenarbeit mit China auf eine neue Grundlage stellen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 29. September 2019

LAMBSDORFF: Zusammenarbeit mit China auf eine neue Grundlage
stellen



Zum 70. Jahrestag der Gründung der Volksrepublik China erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Vor 70 Jahren setzte sich in China der Kommunismus durch, Jahrzehnte
von Armut und Unterdrückung folgten. Mit Deng Xiaopings Hinwendung
zur Marktwirtschaft wurde die Armut für Hunderte von Millionen
Menschen gemildert, dafür verdient China Respekt. Doch die
Unterdrückung blieb und sie wird unter Xi Jingping noch härter.
Menschenrechtsverletzungen sind an der Tagesordnung. Chinas Aufstieg
stellt Deutschland und Europa vor neue Herausforderungen. Die
künftige Zusammenarbeit muss von Realismus geprägt sein, kritiklose
Euphorie ist fehl am Platz. China ist kein Entwicklungsland, sondern
eine aufstrebende Wirtschaftsmacht. Entwicklungshilfe braucht das
Land schon lange nicht mehr. Die Bundesregierung muss endlich mit
Nachdruck daran arbeiten, Ungleichheiten beim Marktzugang abzubauen.
Es ist inakzeptabel, wenn chinesische Staatskonzerne deutsche
Unternehmen aufkaufen, dies deutschen Investoren in China aber nicht
möglich wäre. Es ist überfällig, dass Peking dem WTO-Abkommen über
das öffentliche Beschaffungswesen beitritt. Die EU muss zudem eine
gemeinsame Antwort auf Chinas 'neue Seidenstraße' finden. Die
künftige Kommission sollte alles daran setzen, finanzielle
Abhängigkeiten der EU-Mitgliedsstaaten und Beitrittskandidaten zu
vermeiden. Die Proteste der Demokraten in Hongkong verdienen unseren
Beistand. Die klare Botschaft muss lauten: Wir erwarten, dass die
chinesisch-britische Erklärung von 1984 und die Formel 'ein Land,
zwei Systeme' eingehalten werden und dass auf Gewalt gegen
Demonstranten verzichtet wird."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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INNEN/4784: Bund und Länder müssen deutsche Sicherheitsarchitektur reformieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. September 2019

KUHLE: Bund und Länder müssen deutsche Sicherheitsarchitektur
reformieren



Zum Abschlussbericht des NSU-Untersuchungsausschusses des Thüringer
Landtags erklärt der innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion
Konstantin Kuhle:

"Der Abschlussbericht zeigt auf, wie schlecht es um die
Behördenzusammenarbeit in Deutschland bestellt ist. Die Aufklärung
von Straftaten, die über einen längeren Zeitraum und in mehreren
Bundesländern begangen werden, stellt die Ermittlungsbehörden
offensichtlich vor erhebliche Probleme. Ungenügender
Informationsaustausch zwischen Landes- und Bundesbehörden oder gar
Datenverlust bei der überbehördlichen Zusammenarbeit dürfen im Jahr
2019 nicht mehr vorkommen. Um dem Zuständigkeits-Wirrwarr ein Ende zu
setzen, brauchen wir dringend eine Föderalismusreform III im Bereich
der Inneren Sicherheit. Bund und Länder müssen jetzt zusammenkommen,
um die deutsche Sicherheitsarchitektur zu reformieren. Die Ermordung
von Regierungspräsident Walter Lübcke zeigt, dass auch acht Jahre
nach dem Auffliegen des NSU eine erhebliche Gefahr von rechtsextremen
Straftätern ausgeht. Die Sicherheitsbehörden müssen in diesem Bereich
sensibler werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1133: Entwicklung einer neuen Digitalen Bildungsplattform (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 84/2019

Projekt soll bis 2023 abgeschlossen sein

Bildungsausschuss begrüßt modulweise Entwicklung von Digitaler
Bildungsplattform



Stuttgart. Nach dem Entwicklungsstopp für die elektronische Lehr- und
Lernplattform ("ella") hat sich der Ausschuss für Kultus, Jugend und
Sport in seiner Sitzung am Donnerstag, 26. September 2019, mit dem
Stand bei der Entwicklung einer neuen Digitalen Bildungsplattform
(DBP) befasst. Das Gremium sprach sowohl über das Gutachten des
Rechnungshofs, in welchem die Beauftragung, Steuerung und Umsetzung
von "ella" überprüft und bewertet wurde, wie auch über künftige
Schritte bei der Neukonzeption der Bildungsplattform. Dazu stellte
Kultusministerin Dr. Susanne Eisenmann dem Gremium den aktuellen
Zeitplan, das Projektmanagement, die vorgesehenen Inhalte sowie die
einzelnen Schritte bis zur Fertigstellung vor. "Der Bildungsausschuss
begrüßt, dass viele Teile des Gutachtens des Rechnungshofs in die
Umsetzungsschritte der neuen Bildungsplattform eingeflossen sind",
sagte die Ausschussvorsitzende Brigitte Lösch (Grüne). Neu sei unter
anderem, dass die Entwicklung der Plattform in Modulen erfolge. "Aus
den Problemen bei 'ella' hat man gelernt und geht das neue Projekt nun
anders an", so Lösch.

Ziel des Projekts Digitale Bildungsplattform ist laut Lösch die
Bündelung und Bereitstellung von digitalen Anwendungen, Lösungen und
Werkzeugen für Lehrkräfte sowie Schülerinnen und Schüler. Das Projekt
DBP sei auf insgesamt vier Jahre angelegt und in drei Projektphase
unterteilt. In Phase 1 (April 2019 - Herbst 2020) sollen die
wichtigsten Werkzeuge der zukünftigen Bildungsplattform zur Verfügung
gestellt werden. Dazu zähle ein Identitätsmanagement (IdM), ein
Lernmanagement (LMS) ergänzenden zum vorhanden System Moodle,
dienstliche Email-Adressen für Lehrkräfte und ein sicherer Instant
Messanger als Alternative zu derzeit in Schulen eingesetzten
Messengern. "Diese Phase wird darüber hinaus als Pilotprojekt mit 12
beteiligten Schulen im ganzen Land aufgesetzt, um wichtige praktische
Erfahrungswerte für die weitere Entwicklung zu sammeln", sagte die
Ausschussvorsitzende.

In Phase 2 (Herbst 2020 - ca. Herbst 2021) sei die Zusammenführung der
einzelnen Komponenten zu einer Plattform geplant. In dieser Phase sei
auch der Übergang in den Regelbetrieb vorgesehen. Phase 3 (Herbst 2021
- Frühjahr 2023) habe den weiteren Ausbau und die Konsolidierung
vorhandener Lösungen zum Schwerpunkt. Dazu gehörten unter anderem
Projekte für die Teilhabe von Schülerinnen und Schülern mit
Behinderungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 84/2019 - 27.09.2019

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3393: Gute Schule - gemeinsam gestalten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 30. September 2019

Gute Schule - gemeinsam gestalten



Am Wochenende hat die SPD-Landtagsfraktion im Bürgerhaus Güstrow mit
Lehrer/innen, Schulleiter/innen, Referendar/innen, Lehrkräften im
Seiteneinstieg und Interessierten kritisch über die aktuellen
Problemstellungen der Arbeit in der Schule diskutiert.

Gemeinsam sollten konkrete Maßnahmen zur Verbesserung auf den Gebieten
"Seiteneinsteiger", "Lehrerausbildung", "flexible Arbeitszeitmodelle"
und "Fortbildung" entwickelt werden. Mehr als 60 Teilnehmer kamen der
Einladung zu den Workshop-Debatten nach. Der Arbeitskreis Bildung der
SPD-Landtagsfraktion wird die Ergebnisse nun in den weiteren
Arbeitsprozess einfließen zu lassen.

Dazu erklärt der bildungspolitische Sprecher Andreas Butzki:

"Ein konstruktives Miteinander aller Beteiligten ist unerlässlich, um
gute Schule gemeinsam zu gestalten. Wir bedanken uns bei allen
engagierten Teilnehmer/innen, die Schule in Mecklenburg-Vorpommern
aktiv gestalten wollen und mit uns diskutiert und Lösungsvorschläge
erarbeitet haben. Die intensiven Gespräche haben gezeigt, dass wir
bereits viel auf den Weg gebracht haben und uns weiter zusammen auf
den Weg machen müssen. Nun sind wir gefordert. Dafür nehmen wir die
konkreten Vorschläge und Forderungen mit und binden sie in unsere
Arbeit ein. Die Qualifizierung für Lehrkräfte im Seiteneinstieg sowie
das Lehrerbildungsgesetz wollen wir beispielsweise zeitnah mit den
Ergebnissen unserer Veranstaltung angehen."

Der hochschulpolitische Sprecher Dirk Stamer ergänzt:

"In der Diskussion über eine attraktivere Gestaltung des
Vorbereitungsdienstes trugen die Teilnehmer/innen u.a. resümierend
zusammen, dass die universitäre Ausbildung der Lehrkräfte praxisnah
und in der Regelstudienzeit zu absolvieren sein muss. Darüber hinaus
soll eine bessere Verzahnung von Studium, Referendariat und der Phase
des Berufseinstieges gewährleistet werden. Wie angehende Lehrkräfte
dabei noch besser betreut werden können, gilt es in der weiteren
Arbeit zu klären. Weiterhin wünschten sich die Teilnehmer eine
verbesserte Betreuung der angehenden Lehrerinnen und Lehrer. Ebenfalls
eine verbesserte Möglichkeit der Nutzung von neuen Medien in der
Ausbildung zum Beispiel über Webinare."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/5251: Tödlicher Unfall im Sondermüll-Zwischenlager/Heßheim (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
27.09.2018

Zwischenbericht zum tödlichen Unfall im Sondermüll-Zwischenlager/Heßheim

Süd-Müll-Unfall: Christian Baldauf kündigt Treffen mit
Bürgerinitiativen, Feuerwehren und Bürgermeistern vor Ort an



Der Grünen-Landtagsabgeordnete Hartenfels schließt sich der
CDU-Forderung an, dass Umweltministerin Höfken den TÜV-Zwischenbericht
zum tödlichen Unfall im Sondermüll-Zwischenlager in Heßheim unmittelbar
veröffentlichen muss. Der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion,
Christian Baldauf, hatte dies bereits am 4. September gefordert.

"Leider warten wir immer noch auf die Herausgabe des
TÜV-Zwischenberichts. Da sich Ministerin Höfken bisher wenig
kooperativ gezeigt hat, habe ich sie nun persönlich angeschrieben und
um Mitteilung der Untersuchungsergebnisse gebeten.

Die Öffentlichkeit muss transparent informiert werden, ob von weiteren
Gefahren im Sondermüll-Zwischenlager ausgegangen werden muss oder
nicht. Die Verunsicherung ist groß", betont Baldauf und kündigt an,
sich vor Ort mit den Bürgerinitiativen, den Feuerwehren sowie den
Bürgermeistern zu treffen, um über den Schutz der Bürgerinnen und
Bürger zu beraten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. September 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5250: Rückgang des Bruttoinlandsprodukts (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
27.09.2018

Rückgang des Bruttoinlandsprodukts

Gabriele Wieland: Wirtschaftliche Entwicklung muss ehrlich analysiert
werden



Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist in Rheinland-Pfalz im ersten
Halbjahr 2019 stärker zurückgegangen als in allen anderen
Bundesländern. "Diese Entwicklung muss ehrlich analysiert werden, um
wirksame Gegenstrategien entwickeln zu können", so die
wirtschaftspolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Gabriele
Wieland:

"Mit einem Minus von 0,9 Prozent im ersten Halbjahr 2019 gegenüber dem
ersten Halbjahr 2018 sind wir leider trauriges Schlusslicht aller
Bundesländer. Das muss ernst genommen werden. Problematische
Entwicklungen dürfen nicht geleugnet werden."

Die CDU-Landtagsfraktion habe in einer Kleinen Anfrage bereits den
starken Rückgang der Exporte thematisiert (Landtagsdrucksache
17/10028), so Wieland.

"Von der Landesregierung haben wir die Antwort bekommen, dies sei vor
allem durch Sondereffekte in der pharmazeutischen Industrie und der
Landwirtschaft zu erklären. Auch bei der Reaktion auf den Rückgang des
BIP wird wieder auf 'Sondereffekte' hingewiesen.

Diese Erläuterung reicht mir nicht aus. Dieses Thema wird deshalb auf
unseren Antrag hin im Wirtschaftsausschuss diskutiert werden. Denn es
stellt sich schon die Frage, wie groß denn diese 'Sondereffekte'
tatsächlich ausfallen. Das wollen wir vom Wirtschaftsminister wissen.
Es ist kaum vorstellbar, dass dies nicht schon im vergangenen Jahr
bekannt war, als der außergewöhnliche Anstieg vom Minister gefeiert
wurde ('Biggest winner'). Zudem stellt sich die Frage, ob ein gesundes
Gesamtgefüge nicht eigentlich solche Einmaleffekte ausgleichen müsste.
Die Landesregierung muss sicher hier erklären und benennen, welche
Konsequenzen sie daraus zieht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. September 2019
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AGRAR/284: SPD-Position bestätigt - Verbraucher wollen Nutri-Score


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. September 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

SPD-Position bestätigt: Verbraucher wollen Nutri-Score



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Die Verbraucherinnen und Verbraucher haben entschieden: Sie wollen den
Nutri-Score. Das war zu erwarten, denn die schon lange von der SPD
geforderte ampelfarbene Nährwertkennzeichnung erleichtert Verbrauchern
auf einen Blick die gesündere Lebensmittelwahl.

"Wir freuen uns, dass die Verbraucherinnen und Verbraucher Klarheit
geschaffen und sich für den Nutri-Score ausgesprochen haben. Lange hat
die SPD für eine ampelfarbene Kennzeichnung gekämpft, die Nährwerte in
Lebensmitteln transparent und auf einen Blick vergleichbar macht. Die
französische Ampel Nutri-Score, die positive und negative
Inhaltsstoffe zu einer Gesamtbewertung verrechnet, hat sich schon in
anderen europäischen Ländern wie Frankreich, Belgien und Spanien
bewährt. Mit dem Einstieg Deutschlands steigt die Chance, Nutri-Score
europaweit verpflichtend einzuführen.

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist die farbliche Nährwertkennzeichnung
eine wichtige Ergänzung zur Reduktionsstrategie für Zucker, Salz und
Fette. Sie motiviert die Hersteller zu gesünderen Rezepturen für ihre
Lebensmittel. Und sie erleichtert Verbraucherinnen und Verbrauchern
die Kaufentscheidung. Sie können schneller erkennen und vergleichen,
welche Produkte gesünder sind. Die farbliche Kennzeichnung auf der
Vorderseite der Verpackung bietet Transparenz und Information für alle
- auch ohne Studium der Lebensmittelchemie. Für uns stehen die
Gesundheit und der Schutz der Verbraucher über den Interessen der
Lebensmittelwirtschaft.

Das Label muss nun zügig eingeführt und auf europäischer Ebene für
eine verpflichtende Nährwertampel geworben werden. Der Nutri-Score
bietet dafür eine gute Voraussetzung. Um alle Verbraucherinnen und
Verbraucher erreichen zu können, müssen wir nun eine breitangelegte
Informationskampagne starten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. September 2019
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EUROPA/1646: Václav-Havel-Preis - Glückwünsche an uighurischen Aktivisten Ilham Tohti


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. September 2019

Arbeitsgruppen: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Václav-Havel-Preis: Glückwünsche an uighurischen Aktivisten Ilham Tohti



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Ilham Tohti ist ein bekannter uighurischer Intellektueller aus China.
Seit zwanzig Jahren setzt er sich für eine Verbesserung der Situation
der dort lebenden uighurischen Minderheit und den inter-ethnischen
Dialog mit China ein. Im September 2014 wurde er zu lebenslanger Haft
verurteilt. Heute wurde ihm der mit 60.000 Euro dotierte
Václav-Havel-Preis der Parlamentarischen Versammlung des Europarats
(PVER) verliehen.

"Nicht nur Ilham Tohti, sondern auch die Youth Initiative for Human
Rights wurden heute mit dem Václav-Havel-Preis ausgezeichnet. Mit
ihrer doppelten Auszeichnung würdigt die Parlamentarische Versammlung
des Europarates dieses Jahr den Einsatz für Menschenrechte und
Aussöhnung in zwei sehr unterschiedlichen Regionen der Welt. Gemeinsam
stehen Ilham Tohti und die Youth Initiative for Human Rights mit ihrem
unermüdlichen Einsatz für Völkerverständigung und interethnischen
Dialog. An die Verleihung des Preises an Ilham Tohti ist die Forderung
nach seiner unverzüglichen Freilassung geknüpft."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 30. September 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1907: Mexiko - Im Fall Ayotzinapa wieder bei Null anfangen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Kommentar: Ayotzinapa - wieder bei Null anfangen

Von Wolf-Dieter Vogel



(Mexiko-Stadt, 26. September 2019, taz/npl) - Genau fünf Jahre ist es
her, seit in der mexikanischen Stadt Iguala Polizisten und Kriminelle
eine Gruppe oppositioneller Studenten brutal angegriffen haben. Sechs
Menschen wurden an jenem 26. September 2014 getötet, mehrere der
Lehramtsanwärter schwer verletzt und 43 von ihnen verschleppt. Seither
fordern die Angehörigen Aufklärung und Gerechtigkeit. Sie wollen
wissen, was mit ihren verschwundenen Söhnen passiert ist. Und sie
wollen, dass die Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden.
Dafür haben sie demonstriert, Politiker*innen, Staatsanwält*innen und
Forensiker*innen getroffen, internationale Menschenrechtsgremien
angerufen und ihr Land nach geheimen Gräbern abgesucht. Fünf Jahre
lang. Tag für Tag. Doch bis heute sind die Eltern der Studenten des
Ayotzinapa-Lehrerseminars in ihrem Anliegen kaum einen Schritt weiter
gekommen. Im Gegenteil: Wenige Tage vor diesem traurigen Jahrestag
mussten sie miterleben, dass zahlreiche Verdächtige aus der Haft
entlassen wurden. 77 der 142 Verhafteten sind wieder auf freiem Fuß.
Darunter einige Hauptverdächtige. So etwa Gildardo López Astudillo
[1], ein führendes Mitglied der Guerreros Unidos, jener Bande, die bei
dem Angriff eine zentrale Rolle gespielt hat.

Der Grund für die Freilassung: Die Gefangenen wurden bei den Verhören
gefoltert, folglich dürfen deren Aussagen nicht verwertet werden. So
sieht es die Antifolterkonvention vor, die Mexiko unterzeichnet hat.
Und das ist auch richtig so. Doch für die Angehörigen ist das ein
schwerer Schlag: zurück auf Null. Zurecht erklärte der
Menschenrechtsbeauftragte der Regierung, Alejandro Encinas, die
Entscheidung offenbare, wie verfault das mexikanische Justizsystem
sei.


Vor einem riesigen Scherbenhaufen

Die Vorgängerregierung hat alles unternommen, um die Hintergründe zu
vertuschen. Obwohl einiges dafür spricht, dass Militärs und
Bundespolizisten in den Fall verwickelt sind, bemühten sich der
damalige Präsident Enrique Peña Nieto und seine Sicherheitspolitiker,
das Massaker als Problem örtlicher Polizisten, korrupter
Lokalpolitiker*innen und Krimineller darzustellen. Zudem ermittelten
die Strafverfolger schlampig, Beweise wurden schlecht gesichert, die
Angehörigen nie ernst genommen. Nur vier Monate nach dem Angriff
wollte der Generalstaatsanwalt Jesús Murillo Karam den Fall für
abgeschlossen erklären und verkündete eine "historische Wahrheit", für
die es de facto keine Beweise gab. Da ist es nur folgerichtig, dass
man für ein paar Schuldige sorgte und die dafür nötigen Aussagen durch
Folter erpresste - eine Praxis, die in Mexiko ohnehin alltäglich ist.

Vor diesem Scherbenhaufen steht nun der seit knapp einem Jahr
amtierende Präsident Andrés Manuel López Obrador. Der Staatschef hat
den Ayotzinapa-Fall zur Chefsache erklärt, sein
Menschenrechtsbeauftragter unternimmt alles für die Aufklärung des
Verbrechens. Regelmäßig trifft sich Encinas mit den Angehörigen, eine
Wahrheitskommission wurde gegründet, gegen Murillo Karam sowie den
damals zuständigen Polizeichef wird ermittelt. Letzterer soll gezielt
Beweise produziert haben, um die "historische Wahrheit" zu belegen.

Diese Maßnahmen sind bemerkenswert, auch wenn sie etwas darüber
hinwegtäuschen, dass López Obrador im Fall der weiteren 40.000
Verschwundenen wesentlich weniger unternimmt als bei diesem
Verbrechen, das international Schlagzeilen schrieb. Ob aber die Eltern
der Studenten jemals erfahren werden, was man ihren Liebsten angetan
hat, ist fraglich. Nicht nur, weil die Peña-Nieto-Regierung in dem
Bestreben, die Wahrheitsfindung zu boykottieren, gute Arbeit geleistet
hat. Selbst beim besten Willen wird López Obrador die korrupten,
gewalttätigen Strukturen der mexikanischen Politik mittelfristig nicht
aufheben können. Dazu sind sie zu tief in die Gesellschaft
eingeschrieben. Wer gegen die Falschen aussagt, läuft weiterhin große
Gefahr, das nicht zu überleben. Das trifft auch für den
Ayotzinapa-Fall zu.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/hauptverdaechtiger-im-fall-ayotzinapa-freigelassen/
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FORSCHUNG/1224: ALTMARKTgarten Oberhausen - Experimentierfeld für urbane Landwirtschaft (idw)


Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT -
27.09.2019

ALTMARKTgarten Oberhausen: Experimentierfeld für urbane Landwirtschaft



Mit der Einweihung des ALTMARKTgarten auf dem Dach des neuen Oberhausener
Jobcenters am 26. September 2019 fällt gleichzeitig der Startschuss für
das Vorzeigeprojekt des inFARMING®-Konzepts. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler vom Fraunhofer UMSICHT erforschen vor Ort die
innerstädtische Lebensmittelproduktion. Produktionssysteme und
Gebäudeinfrastrukturen sind hierfür miteinander verknüpft, sodass Stoff-
und Energieströme nachhaltig für den Anbau von Obst, Gemüse oder Kräutern
genutzt werden können.

Weltweit ist ein stetiges Wachstum der Städte und Megacitys zu
verzeichnen. Prognosen gehen davon aus, dass im Jahr 2050 ca. 75 Prozent*
der Bevölkerung in Städten leben. Deren nachhaltige Versorgung mit
regionalen Nahrungsmitteln ist eine enorme Herausforderung, denn
insbesondere für den Anbau von Lebensmittelpflanzen fehlen vor Ort die
Flächen. Gefragt sind neue Konzepte für eine urbane
Lebensmittelproduktion. Weltweit werden zurzeit verschiedene Möglichkeiten
erforscht, wie diese Produktion unter optimalem Einsatz von Ressourcen
wie Energie, Wasser und Nährstoffe realisiert werden kann. Das Fraunhofer
UMSICHT hat mit dem inFARMING®-Konzept einen vielversprechenden Ansatz
entwickelt, der Produktionssysteme und Gebäudeinfrastrukturen miteinander
verknüpft.

Anbau in verschiedenen Klimazonen

Mit dem ALTMARKTgarten auf dem Dach des neuen Jobcenters in Oberhausen ist
nun ein Zentrum zur nachhaltigen regionalen Lebensmittelversorgung
entstanden, das auf dem inFARMING®-Konzept basiert und in dieser Form
einzigartig in Deutschland ist. In drei verschiedenen Klimazonen werden
künftig Obst, Gemüse und Co. angebaut, in einer vierten Klimazone wird
geforscht.

Die einzelnen Zonen des Dachgewächshauses können je nach Bedarf an
Temperatur und Feuchtigkeit der Pflanzen unterschiedlich gesteuert werden.
Eine weitere Besonderheit ist, dass die produktionsorientierten Bereiche
unterschiedliche Kultivierungssysteme nutzen. Neben den Ebbe-Flut-Tischen,
die Pflanzen zeitgesteuert durch Flutung mit Wasser und Nährstoffen
versorgen, wird in UV-stabilen Growbags angebaut. Düngung und
Wasserzugabe erfolgen hier per Tröpfchenbewässerung, das überschüssige

Wasser wird durch ein Rinnensystem in den Wasserkreislauf zurückgeführt.
Bei einem weiteren Kultivierungssystem befinden sich die Pflanzen auf
Kulturplatten (Floats/Pontons) in Schwimmteichen. Aussparungen in den
Platten sorgen für Halt und ermöglichen ein direktes Wurzeln in das
Wasser.

Alle verwendeten Kultivierungssysteme sind somit hydroponisch, d. h. die
Pflanzen werden durch eine wässrige Lösung ernährt. Ein Düngerautomat
steuert die Nährstoffversorgung individuell angepasst an Pflanzen und
Kultivierungssystem.

Das Gebäude als Ressource

Die Nutzfläche des Dachgewächshauses beträgt mehr als 1 000 m², wovon das
Fraunhofer UMSICHT auf 160 m² Forschung und Entwicklung (FuE) betreiben
wird. »Gemeinsam mit Unternehmen aus unterschiedlichen Branchen können
wir neueste Entwicklungen und Technologien im Bereich der
gebäudeintegrierten Landwirtschaft testen und weiterentwickeln«, erklärt
Volkmar Keuter, Leiter der Abteilung Photonik und Umwelt am Fraunhofer
UMSICHT. Das Gebäude dient dabei als Ressource. Keuter: »Wir untersuchen,
inwieweit z. B. Wasserströme oder Abwärme aus dem Gebäude zur Versorgung
der Pflanzen genutzt werden können.«

Die Abwärme wird aus dem Jobcenter direkt in den FuE-Bereich geführt. Das
Grauwasser - Wasser aus Duschen und Handwaschbecken - wird im Keller
aufbereitet. Zum einen, damit es innerhalb des Gebäudes genutzt werden
kann, zum anderen, um im FuE-Bereich die Verwendung für die Bewässerung zu
testen. Auch die Belichtung steht im Fokus der Forschenden, denn mit
bestimmten Lichtszenarien lassen sich das Pflanzenwachstum und die
Pflanzenqualität positiv beeinflussen.

Für das Fraunhofer UMSICHT bietet der ALTMARKTgarten gute Voraussetzungen:
Die Ergebnisse aus den Forschungsprojekten können nach der
Entwicklungsphase theoretisch direkt vor Ort in der Praxis erprobt werden.

Nachhaltig und nah an der Kundschaft

Das inFARMING®-Konzept minimiert die Transportwege zwischen Anbau und
Verbrauch, indem das auf dem Dach angebaute Gemüse lokal im urbanen Raum
vermarktet werden kann. Dadurch, dass Ressourcen optimal zum Einsatz
kommen und Stoffkreisläufe geschlossen werden, können Energieverbrauch,
Kohlenstoffemissionen und Abfälle reduziert werden. Beim ALTMARKTgarten
steht aktuell besonders die Optimierung des Wasserverbrauchs im Fokus.
Weitere Vorteile: Das städtische Bild wird positiv bereichert, und die
Flächenversiegelung wird verringert, indem bereits bebaute Räume - wie das
Gebäudedach des neuen Jobcenters - als Anbaufläche dienen.

Bereits im Vorfeld wurde die Bevölkerung im Rahmen mehrerer
Veranstaltungen ausführlich über den ALTMARKTgarten informiert. Auch gibt
es einen zentralen Informationspavillon in der Innenstadt. Eine Befragung
der Oberhausener Bürgerinnen und Bürger ergab, dass die Mehrzahl dem
Projekt positiv gegenübersteht. 80 Prozent der Befragten planen, das
Dachgewächshaus zu besuchen, 70 Prozent sehen es als Bereicherung für die
Innenstadt.


(*) Urbanisation Prospects der UN, 2005, 2011

Förderhinweis

Gefördert wird das Projekt »ALTMARKTgarten - Systemlösungen für Grün in
der Stadt, Gestaltung und Bau eines gebäudeintegrierten Dachgewächshauses
zur nachhaltigen Pflanzenproduktion und als Nukleus für städtebauliche
Kultur- und Innovationsprozesse« durch das damalige Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit im Rahmen des
Bundesprogrammes »Nationale Projekte des Städtebaus«.


Originalpublikation:

https://www.umsicht.fraunhofer.de/de/presse-medien/pressemitteilungen/2019/einweihung-altmarktgarten-oberhausen.html

Weitere Informationen unter:

https://infarming.de/

https://www.altmarktgarten-oberhausen.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution10
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT, 27.09.2019
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FORSCHUNG/1223: Die globale Pflanzenproduktion braucht neue Anbausysteme (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 27.09.2019

Die globale Pflanzenproduktion braucht neue Anbausysteme



"Wir brauchen grundlegende Innovationen im internationalen Ackerbau" - das
ist eines der wichtigsten Ergebnisse der agri benchmark Cash Crop
Konferenz, die in diesem Jahr in Winnipeg (Kanada) stattfand. An dieser
von Farm Management Canada und dem Thünen-Institut für Betriebswirtschaft
gemeinsam organisierten Konferenz nahmen mehr als 50 internationale
wissenschaftliche Partner teil, um die neuesten Ergebnisse des
internationalen Betriebsvergleichs sowie die strategischen
Herausforderungen in der globalen Pflanzenproduktion zu diskutieren.

Neue Anbausysteme werden dringend benötigt

Die Konferenz hat die Notwendigkeit innovativer Anbausysteme auf globaler
Ebene aufgezeigt, und das ist nicht mehr nur eine (west-) europäische
Angelegenheit, die von der Politik vorangetrieben wird. Ein umfassender
agri benchmark Bericht zu Fragen der globalen Rapserzeugung zeigt, dass
Systeme, die stark auf Pflanzenschutzmittel angewiesen sind, aufgrund
zunehmender Resistenzen gegen Unkräuter, Schädlinge und Krankheiten unter
Druck stehen. Hinzu kommen eine geringe Anzahl neuer Pflanzenschutzmittel,
die zugelassen werden, sowie wachsende politische Einschränkungen beim
Einsatz von bestehenden Produkten.

Gentechnikfreie Sojabohnen - ein attraktiver Markt in der EU

Die agri benchmark Analyse zeigt, dass der europäische Markt für
gentechnikfreies Sojaschrot bereits beträchtlich ist, jährlich werden etwa
6 Millionen Tonnen (ca. 20 % des gesamten europäischen Marktes) gehandelt.
Derzeit werden von Tierhaltern Prämien für zertifiziertes gentechnikfreies
Sojaschrot in Höhe von 100 USD pro Tonne gezahlt, das entspricht einem
Preisaufschlag von rund 30 % gegenüber GM-Soja. Und dieses Marktsegment
wächst rasant, weil Einzelhandel und Lebensmittelindustrie zunehmend
versuchen, sich im Markt mit GMO-freier Milch, Eier und Fleisch zu
profilieren.

Impossible Burger und Co.: Treiber für globale Märkte für pflanzliche
Proteine

Die globalen Märkte für pflanzliche Proteine für den menschlichen Verzehr
werden sowohl mengenmäßig als auch wertmäßig sehr schnell wachsen. Kanada
ist globaler Marktführer und investiert kräftig, um diese Position auch
auf dem nordamerikanischen und dem europäischen Markt auszudehnen. Die
wesentliche Stärke der Kanadier: sehr wettbewerbsstarke Landwirte, relativ
schwache Konkurrenzkulturen in den Betrieben und eine auf
Verbraucherinteressen und Vermarktung getrimmte Wertschöpfungskette. Es
ist jedoch zu beachten, dass diese Position - zumindest in Bezug auf die
Produktion - nicht unangefochten ist. Die Landwirte in Sibirien sowie in
Nordkasachstan sind grundsätzlich auch in der Lage, Hülsenfrüchte zu
wettbewerbsfähigen Kosten zu produzieren - haben allerdings bis auf
Weiteres den Nachteil schwacher Infrastrukturen bei Transport und
Logistik.

Maisproduktion auf dem Vormarsch

agri benchmark Daten zeigen ferner, dass Mais in den nördlichen Regionen
der USA sowie in Kanada und der Ukraine, wo er im Wettbewerb mit Weizen
steht, häufig deutlich höhere Gewinne abwirft als Weizen. Daher wächst die
Maisfläche in diesen Regionen. Für diese Entwicklung gibt es drei
Hauptgründe: a) das beträchtliche Wachstum der russischen Weizenproduktion
und -exporte, die die globalen Weizenpreise unter Druck setzen; b) den
anhaltenden Erfolg der Züchter bei der Anpassung des Mais an neue
klimatische Bedingungen und damit steigende Maiserträge und gleichzeitig
(c) Weizenerträge, die bestenfalls mäßig zunehmen.

China fördert die heimische Sojaproduktion massiv

Angesichts des Handelskonflikts zwischen den USA und China subventioniert
die chinesische Regierung die Sojaproduktion massiv. Daten chinesischer
agri benchmark Partner zeigen, dass die Sojabohnen-Subventionen von 2016
bis 2019 von 250 USD/ha auf 600 USD/ha gestiegen sind; gleichzeitig wurden
die Mais-Subventionen von 250 USD / ha auf 150 USD / ha gesenkt. Daher
haben die chinesischen Produzenten begonnen, die Soja-Anbaufläche
auszuweiten und werden dies auch weiterhin tun. Langfristig wird dies zu
einem Defizit in der chinesischen Maisproduktion führen, was letztendlich
die Nachfrage nach Maisimporten steigen lassen wird. Kurzfristig werden
sich jedoch keine nennenswerten Auswirkungen auf die Maismärkte ergeben:
Aufgrund des Rückgangs der chinesischen Schweinepopulation infolge des
Ausbruchs der Afrikanischen Schweinepest wird bis auf Weiteres weniger
Futter benötigt.



agri benchmark Cash Crop ist ein globales Netzwerk von Agrarökonomen, das
vom Thünen-Institut und der gemeinnützigen Firma global networks
koordiniert wird. Ziel ist es, verlässliche und verwertbare Analysen der
wichtigsten Trends in der globalen Pflanzenproduktion für
Entscheidungsträger zu erstellen und zu verbreiten.

Weitere Informationen unter:

www.agribenchmark.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208
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MELDUNG/672: Bundesministerin Julia Klöckner wird Nutri-Score® einführen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 197 vom 30. September 2019

Ergebnis der Verbraucherbeteiligung liegt vor: 

Bundesministerin Julia Klöckner wird Nutri-Score® einführen



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
heute in Berlin bekanntgegeben, welches Modell einer vereinfachten
erweiterten Nährwertkennzeichnung sie in Deutschland einführen will.
Vorausgegangen war eine umfassende, wissenschaftlich fundierte sowie
unabhängige Verbraucherforschung im Auftrag des Ministeriums. Im deren
Vorfeld hatte die Bundesministerin erst das Max Rubner-Institut eine
ernährungswissenschaftliche Analyse zahlreicher Modelle durchführen lassen
und dann alle Beteiligten an einen Tisch geholt. Gemeinsam mit den
Koalitionsfraktionen, dem Verbraucherzentrale Bundesverband und dem
Lebensmittelverband Deutschland (BLL) hatte sie beschlossen, welche Modelle
genau in die Verbraucherforschung gegeben werden - die eine
europarechtliche Voraussetzung für die Notifizierung ist. Deren Ergebnis
liegt nun vor - ein entsprechender Verordnungsentwurf wird zeitnah von der
Bundesernährungsministerin vorgelegt werden.

Julia Klöckner: "Als erweitertes Nährwertkennzeichen für Deutschland will
ich den NutriScore einführen. Damit treffe ich eine valide Entscheidung in
einer Debatte, die seit über einem Jahrzehnt sehr emotional - teils auch
polarisierend - geführt wird. Umso wichtiger daher, dass wir mit der von
uns durchgeführten wissenschaftlichen Analyse und Verbraucherforschung nun
eine belastbare und verlässliche Datengrundlage haben.

Der Wunsch der Verbraucher nach mehr Sicherheit und Transparent beim Kauf
von Lebensmitteln - das zeigen die Ergebnisse - ist groß. Für viele
erscheint es bisher schwer, beim Thema gesunde Ernährung vieles richtig zu
machen und sich sicher bei der schnellen Kaufentscheidung zu fühlen. Gerade
in einer Zeit, in der vermehrt zu Fertigprodukten gegriffen wird, die
teilweise zu viel Zucker, Salz oder Fette enthalten. Das hat
gesundheitliche, aber auch volkswirtschaftliche Folgen, die ich nicht
hinnehmen will. Mit dem NutriScore soll es nun eine Kennzeichnung auf der
Vorderseite geben, die viele der Anforderungen erfüllt, die die Verbraucher
an ein zusätzliches Nährwertkennzeichen formulieren: Er ist auf den ersten
Blick erfassbar, leicht zu verstehen und nutzt die eingängige, bereits
gelernte Farbwelt einer Ampel. Der NutriScore lässt dabei zwar keine
Rückschlüsse auf die Zusammensetzung der Nährwerte zu. Verbraucher erwarten
vor allem aber eine zusammenfassende Bewertung, die schnelle Orientierung
gibt. Weitere Informationen kann man weiterhin der Nährwerttabelle sowie
der Zutatenliste entnehmen.

Die Ergebnisse der von uns beauftragten wissenschaftlich fundierten
Verbraucherbefragung sind europarechtlich zwingend vorgeschrieben, um ein
Modell einzuführen. Wir sind dabei sehr strukturiert vorgegangen:
wissenschaftliche Analyse und Seriosität der Kennzeichnungsmodelle,
qualitative Befragung und Auswertung. Für mich ist das Ergebnis der
Verbraucherbeteiligung maßgeblich und ich nehme das ernst. Der NutriScore
ist wissenschaftlich seriös, bekannte Schwachstellen des Algorithmus werden
optimiert. Für den deutschen Markt werde ich sehr zeitnah die rechtliche
Grundlage für die Verwendung von NutriScore schaffen und den Kollegen des
Kabinetts zur Zustimmung vorlegen. Das ist ein Meilenstein in der
Ernährungspolitik."

Kernergebnisse der Repräsentativerhebung

Auf die Frage, welches dieser Modelle in Deutschland eingeführt werden
sollte, entschieden sich:


	57 Prozent für Nutri-Score

	28 Prozent für das MRI-Modell

	7 Prozent für Keyhole®

	5 Prozent für das BLL-Modell



Testaufgaben zeigen, dass der Nutri-Score® unter den vier untersuchten
Modellen am besten verstanden wird:

- Nutri-Score®: 70 Prozent der Befragten konnten Testaufgaben zur
 Einordnung eines Lebensmittels vollständig richtig lösen
- MRI-Modell: 60 Prozent
- Keyhole®: 35 Prozent
- BLL-Modell: 21 Prozent

Die höchsten Empfehlungswerte erreicht Nutri-Score® in zwei besonders
relevanten Verbrauchergruppen:


	bei Personen, die sich selten oder gar nicht mit der Zusammensetzung von Lebensmitteln beschäftigen (67 Prozent),

	bei Personen mit Adipositas, Body-Mass-Index (BMI) über 30 (64 Prozent).



Die Ergebnisse im Detail finden Sie auf der Homepage unseres
Bundesministeriums unter folgendem Link: 

www.bmel.de/eNWK

Studiendesign

Die INFO GmbH Markt- und Meinungsforschung hat im Auftrag des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) eine umfassende
Studie zum Thema "Evaluation von erweiterten Nährwertkennzeichnungs-
Modellen" durchgeführt. Ziel der Studie war es, eine fundierte
Datengrundlage für die Evaluation von erweiterten Nährwertkennzeichnungs-
Modellen zu erarbeiten, insbesondere um die EU-rechtlichen Vorgaben an eine
erweiterte Nährwertkennzeichnung zu erfüllen.

In der Studie wurden der Nutri-Score®, das Modell des
Lebensmittelverband Deutschland e.V. (vormals Bund für Lebensmittelrecht
und Lebensmittelkunde e.V.; BLL), das Modell des Max Rubner-Instituts (MRI)
und das Keyhole® vergleichend untersucht und bewertet. Die drei
zentralen Untersuchungskriterien hierbei sind waren: die Wahrnehmung der
Modelle, die Verständlichkeit, d.h., ob ein bestehendes System auch
objektiv verständlich ist, sowie das Verständnis der Verbraucher/innen und
damit die Frage, ob die Verbraucher das vorliegende Modell zutreffend
interpretieren.

Im Rahmen der Studie wurden im ersten Schritt im Zeitraum Juli/August 2019
insgesamt 10 Fokusgruppendiskussionen durchgeführt, in denen es vor allem
um die Anforderungen der Verbraucher/innen an ein solches erweitertes
Nährwertkennzeichnungs-Modell und die Detailbewertung der verschiedenen
Modelle ging.

Auf dieser Grundlage wurde der Fragenkatalog für den zweiten Schritt, der
sich anschließenden Repräsentativbefragung, erarbeitet. Diese wurde mit
insgesamt 1.604 Interviews durchgeführt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 197 vom 30. September 2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
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ASYL/1413: Brandkatastrophe in Moria - Pro Asyl fordert sofortige Evakuierung (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 30. September 2019

Brandkatastrophe in Moria

PRO ASYL fordert sofortige Evakuierung - Deutschland und andere EU-Staaten
müssen sich ihrer Verantwortung stellen.



Angesichts der Brandkatastrophe in Moria und der sich schon seit Wochen
zuspitzenden Situation in allen Hotspots in Griechenland fordert PRO ASYL
die sofortige Evakuierung und Aufnahme der dort festsitzenden Flüchtlinge
in anderen EU-Staaten, insbesondere Deutschland. Das ist ein unerträglicher
Zustand, für den alle EU-Staaten, auch die Bundesregierung,
mitverantwortlich sind. Die Staaten ignorieren die dramatische Lage und
reagieren nicht auf die Hilferufe von Schutzsuchenden und
Menschenrechtsorganisationen. PRO ASYL hat am 11. September die griechische
Regierung und die anderen EU-Staaten, allen voran Deutschland,
aufgefordert, die immer dramatischer werdende Situation in der Ägäis zu
entschärfen und die rechtswidrigen Zustände für Asylsuchende in
Griechenland zu beenden.

»Wer Tausende Menschen einer ausweglosen Lage aussetzt, ist
mitverantwortlich für eine Eskalation,« sagte Günter Burkhardt,
Geschäftsführer von PRO ASYL. »PRO ASYL fordert die sofortige Evakuierung
aufs Festland und die Aufnahme (Relocation) der in Griechenland
festsitzenden Schutzsuchenden. Den Betroffenen wird zum Teil über Jahre
hinweg der Zugang zu einem fairen Asylverfahren verweigert. Sie sollen ohne
Prüfung der Schutzbedürftigkeit in die Türkei zurück. Selbst Minderjährige
mit Angehörigen in Deutschland wird rechtswidrig der Ausweg aus dem Elend
von Moria und anderen Lagern der Hoffnungslosigkeit verbaut.«

2018 lehnte Deutschland 1.496 von 2.482 bearbeiteten Übernahmegesuchen von
Griechenland ab - fast 60 Prozent aller Anträge. In der Mehrheit der Fälle,
die von Refugee Support Aegean (RSA) / PRO ASYL begleitet wurden, wurde die
familiäre Beziehung hinreichend begründet, was dem Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge jedoch nicht genügte. Als Grund für die Ablehnungen musste
in der Regel der Fristablauf herhalten: Griechenland habe die Frist zur
Stellung des Gesuchs verpasst, Deutschland sei deswegen nicht mehr
zuständig. Das Recht auf Familiennachzug wird damit zweitrangig und bleibt
hinter dem Fristablauf zurück. Dies ergibt die von PRO ASYL und dem
griechischen Projektpartner RSA am 12. September veröffentlichten Studie.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 30. September 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.
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HERRSCHAFT/1853: Klimagerecht - nicht mit der AfD ... (SB)




Naturschutz darf nicht zu Lasten der Menschen gehen.
 
Aus dem AfD-Grundsatzprogramm [1] 

Es spricht sich allmählich herum - die Klimakrise ist von der sozialen Frage
nicht zu lösen, sondern Ergebnis der bislang auf sie gegebenen Antwort, den
eigenen Reichtum durch Ausbeutung menschlichen, tierlichen und pflanzlichen
Lebens zu erwirtschaften. Der fossile Kapitalismus war nie ein Projekt
allgemeiner Menschheitsbeglückung, sondern politökonomisches Resultat der
sozialen Kämpfe um administrative Verfügungsgewalt, soziale Kontrolle und
privatwirtschaftliche Akkumulation. Die Eindämmung ökologischer Zerstörung ist
unauflöslich mit der überfälligen Herstellung sozialer Gleichheit und
Gerechtigkeit verbunden, und das nicht in einem Land, sondern
grenzüberschreitend. Als abstrakte Kategorie menschlicher Verleugnung der
eigenen Herkunft fungiert "die Natur" als Projektionsfläche eines
Aneignungsstrebens, das die Unverwechselbarkeit und Unvergleichlichkeit jedes
Lebens auf eine quantifizierbare und tauschbare Ressource zum endlichen
Verbrauch reduziert. Erst mit diesem Konstrukt konnte der Mensch zum Herren der
Schöpfung ermächtigt werden und Gewaltverhältnisse aller Art in die Welt setzen.

Deren Naturalisierung ist nicht umsonst ein zentrales Merkmal rechter Ideologie. 
Der Rechtfertigung von Rassismus und Nationalchauvinismus, von Fleischkonsum und
Autofetisch liegen Ordnungsvorstellungen zugrunde, deren patriarchaler Charakter
die Herrschaft über alles vermeintlich Schwache begründet. Die Verteidigung der
zweigeschlechtlichen Ehe als zentrales Institut gesellschaftlicher Reproduktion
und die Abwehr der Gleichstellung nicht heterosexueller Lebensformen, all das
sind Merkmale einer biologistisch begründeten Weltanschauung, die sich der Natur
als Legitimationsquelle ebenso bedient, wie sie nicht der weißen europäischen
zivilisatorischen Entwicklung zugehörige Lebenswirklichkeiten als
unhinterfragbares Lehen eigenen Nutzens in Gebrauch nimmt.

Demgegenüber könnte sich der sozialökologische Universalismus der
Klimagerechtigkeitsbewegung nicht besser dazu eignen, zum primären Feindbild der
extremen Rechten zu avancieren. Die Herstellung globaler Bewegungsfreiheit, ohne
die Menschen aus nicht mehr bewohnbaren Weltregionen dem Tod preisgegeben sind,
die Aufhebung kapitalistischer Wachstumsdoktrin und die Anerkennung der
Notwendigkeit, den aus dem historischen Mehrverbrauch natürlicher Ressourcen
erwirtschafteten Reichtum der hochentwickelten Industriestaaten an die
Bevölkerungen des Globalen Südens zurückzuerstatten, bedrohen den Bestand des
imaginierten Volkskörpers im Kern. Sich diesem qua Geburt zugehörig zu fühlen
ist kein besonderes Verdienst, soll aber darüber befinden, wer leben darf und
wer sterben muß.

Wie im Falle der AfD, die die deutsche Klimaschutzpolitik schon deshalb für
überzogen hält, weil sie weltweit keine größere Wirkung erzielen könne, versucht
die Rechte überall, stets die anderen für die sich anbahnende Katastrophe
verantwortlich zu machen. Dies ist das legitimatorische Fundament jener
Bunkermentalität, aufgrund der sich die am Weltmarkt ausgetragene Konkurrenz der
Nationalstaaten, denen jede ökologisch begründete Mehrbelastung ein zu
vermeidender Wettbewerbsnachteil ist, als größtes Hindernis beim Ergreifen
weltweit wirksamer Klimaschutzmaßnahmen erwiesen hat. Der Eigentumsvorbehalt
zieht sich vertikal durch alle Organisationsebenen und macht die Erkenntnis, daß
der Wandel zu weniger zerstörerischen Formen der Vergesellschaftung nur in
kollektiver Dimension Wirkung zeigen kann, absichtsvoll zunichte.

Indem die AfD, so Fraktionschef Gauland, auf das "Alleinstellungsmerkmal" setzt,
"den Irrsinn" nicht mitzumachen, den Greta Thunberg "angeheizt" habe, als sie
bei ihrer Rede auf dem UN-Klimagipfel "ausrastete" [2], versucht sie das große
Wählerpotential derjenigen für sich zu gewinnen, die keinerlei Zugeständnisse an
die Erfordernisse eines bemühten Klimaschutzes zu machen bereit sind. So
verhindert die Wahlarithmetik der repräsentativen Demokratie, politische
Entscheidungen von so großer Tragweite zu treffen, daß die seit 200 Jahren
aufgehäufte Rechnung fossiler Energieproduktion keine genozidalen Auswirkungen
zeitigen wird. Wie überall schreibt der Status quo herrschender
Stellvertreterpolitik auch hier vorhandene Besitzstände fort, die seit jeher
durch das System strukturell eingeschränkter und von Partikularinteressen
dominierter Politik bevorteilt werden.

Alles soll am besten so bleiben, wie es war, lautet denn auch die
unausgesprochene Botschaft der von der AfD zugleich als ineffizient wie
überflüssig kritisierten Klimaschutzpolitk der Bundesregierung. Weil die
politische Bemittelung des marktwirtschaftlich organisierten Klimaschutzes daran
krankt, eben das zur Lösung des Problems zu erklären, was für seine Entstehung
wesentlich verantwortlich ist, bedarf es radikaler, grundstürzender Forderungen,
wie auch von der Klimagerechtigkeitsbewegung nur teilweise erhoben. Die noch
moderate Mehrheit der AktivistInnen fürchtet das Echo offener Ablehnung, mit dem
zum Beispiel zu rechnen wäre, wenn die Aufhebung der privatwirtschaftlichen
Eigentumsordnung und des kapitalistischen Verwertungsprinzipes als beste
Voraussetzung für eine dem Problem adäquate Vorgehensweise verlangt würde. 

Wohl wissend, daß die Axt genau dort an die Wurzel herrschender Verhältnisse
gelegt werden könnte, schürt die politische Rechte die Angst vor einer
bevorstehenden Ökodiktatur. Der mit dem Ruf nach dem Ordnungsrecht durch die
Kovorsitzende Baerbock bekräftigte Ruf der Grünen als Verbotspartei nährt den
Verdacht, hier solle den Menschen etwas weggenommen werden, und treibt der AfD
noch mehr WählerInnen zu. Dabei geht es nicht darum, daß das Verpesten der Luft
oder die Zerstörung der Natur einseitig als Freiheit ausgelegt wird, anstatt
rücksichtslosen Ressourcenverbrauch als Diktatur des Konsumismus zu brandmarken. 
Debatten wie diese dienen vor allem dazu, die Temperatur allgemeiner Erregung in
der Bevölkerung zu messen, um die Bereitschaft für eine Mobilisierung zu
erkunden, die in handgreiflichere Auseinandersetzungen um die Frage mündet, wie
weitgehend Produktion und Konsum der Maßgabe des Klimaschutzes zu unterwerfen
sind.

Am Ende bleibt die Frage, was von beidem schlimmer ist - die Durchsetzung
ungehemmten Naturverbrauchs durch die vermeintlichen Herren der Schöpfung oder
materielle Einschränkungen, die stets diejenigen treffen, denen der Zutritt zu
den gesellschaftlichen Kommandohöhen ohnehin verwehrt bleibt. Werden derartige
Einschränkungen im Rahmen marktwirtschaftlich organisierter
Klassengesellschaften durchgesetzt, dann wird sich mit großer Wahrscheinlichkeit
eine Form der Mangelverwaltung etablieren, anhand derer das Privileg großen
Verbrauches lediglich weiter nach oben verlagert wird. Ausbeutung und
Unterdrückung zu überwinden steht mithin am Anfang wirksamen Klimaschutzes, denn
nur so könnten Entscheidungen über die Infrastruktur gesellschaftlicher
Produktion und Reproduktion demokratisch im Interesse aller Beteiligten, also
auch der Menschen außerhalb Deutschlands und der EU, getroffen werden.


Fußnoten:

[1] https://cdn.afd.tools/wp-content/uploads/sites/111/2018/01/Programm_AfD_Druck_Online_190118.pdf

[2] https://www.welt.de/politik/deutschland/article201093000/CO2-Emissionen-Die-AfD-und-die-sogenannte-Klimaschutzpolitik.html
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REPRESSION/1655: Die Insel Lesbos - ein Lager brennt ... (SB)




Dieser Türkei-Deal hat nie funktioniert und wird nie
funktionieren.

Apostolos Veizis (Ärzte ohne Grenzen in Griechenland) [1]

Der Tod einer Mutter und ihres Kindes bei einem Brand im berüchtigten
Flüchtlingslager Moria auf der griechischen Insel Lesbos zeugt von
einer weiteren Eskalation der extremen Verhältnisse in diesen
sogenannten Hotspots. Das ursprünglich für maximal 3000 Personen
vorgesehene Lager ist derzeit mit 13.000 Menschen absolut überbelegt,
die Zustände sind katastrophal. Nahezu zeitgleich waren zwei Feuer
ausgebrochen, das eine außerhalb des umzäunten Lagergeländes und das
andere mitten im Lager in einem der Wohncontainer. Der Brand sprang
rasch auf weitere Container über, worauf mehrere beschädigt oder
zerstört wurden. Als die Nachricht von Todesopfern die Runde machte
und die Feuerwehr lange bis zu ihrem Eintreffen brauchte, kam es zu
Ausschreitungen unter den verzweifelten und zornigen Flüchtlingen. Die
aufgebrachte Menge griff sogar die Feuerwehrleute an. Um eine offenbar
befürchtete Massenflucht zu verhindern, versperrte die ebenfalls
angerückte Polizei sämtliche Fluchtwege aus dem Lager und traktierte
die Menschen, die in ihrer Panik entkommen wollten, mit Tränengas,
Stockhieben und Blendgranaten. [2]

In Folge des Abkommens der Europäischen Union mit der Türkei und
Griechenland werden eintreffende Flüchtlinge de facto in den Lagern
auf den fünf griechischen Inseln Lesbos, Chios, Samos, Leros und Kos
gefangengehalten, die sie bis zum Abschluß ihres Asylverfahrens, das
sich über Jahre hinziehen kann, nicht verlassen dürfen. Wer heute auf
Lesbos ankommt, muß nach Angaben eines hochrangigen griechischen
Beamten bis April 2022 auf sein erstes Asylinterview warten.
Unterdessen stecken die Flüchtlinge in einer in jeder Hinsicht
erbärmlichen und menschenunwürdigen Falle. Es fehlt an Unterkünften,
Schlafplätzen, sanitären Anlagen, ausreichender ärztlichen Versorgung,
zügiger Essensausgabe, bei Regen steht alles unter Wasser, es kommt zu
sexuellen Übergriffen.

Verantwortlich für diese verheerenden Verhältnisse sind die EU wie
auch die Regierungen in Ankara und Athen, die ihre Interessen zu
Lasten geflohener Menschen durchsetzen. Ist vom Versagen eines Systems
die Rede, das nie funktioniert hat und nie funktionieren wird, so
greift selbst diese Kritik zu kurz. Es handelt sich vielmehr um eine
Kriegsführung gegen Flüchtlinge, die aus Perspektive der EU mit einer
gestaffelten und vorgelagerten Abwehr zurückgehalten, in Lager
gesteckt und durch ein grausames Regime abgeschreckt werden sollen.

Diese Strategie wurde in Griechenland von der Syriza-Administration
mitgetragen und sie wird nun unter der Regierung der Nea Dimokratia
fortgesetzt. Als unmittelbare Maßnahme fordern die kommunistische
Partei und Hilfsorganisationen eine sofortige Schließung der Hotspots
auf den Inseln wie auch auf dem Festland und eine Unterbringung der
Flüchtlinge in angemessenen Unterkünften, wo ihre Asylanträge
bearbeitet werden sollen. Wie es in einer Stellungnahme der KKE heißt,
sei der Tod einer Mutter und eines Kleinkinds die tragische Konsequenz
einer Barbarei, der geflohene Menschen in den modernen Folterkammern
ausgesetzt seien. Sowohl die alte als auch die neue Regierung sei für
die Unterstützung des unmenschlichen und gefährlichen Abkommens
zwischen der EU und der Türkei verantwortlich, das Flüchtlinge und
Einwanderer auf den Inseln und im Land gefangenhält.

Auf dem Höhepunkt der Fluchtbewegung vor allem aus Syrien, aber auch
aus Afghanistan und anderen Ländern flohen 2015 etwa eine Million
Menschen über die Türkei nach Europa. Im März 2016 vereinbarten die EU
und die Türkei sowie Griechenland, daß alle Geflüchteten in Lagern auf
fünf Inseln bleiben sollen, bis über ihr Asyl entschieden ist, während
die Türkei abgelehnte Migranten zurücknehmen soll. Die EU-Staaten
wollten Griechenland Zehntausende Flüchtlinge abnehmen und es wurde
genügend Personal zugesagt, um die Asylanträge zügig zu bearbeiten.
Die Realität sieht ganz anders aus. Die Türkei hat ihren Teil des
Abkommens erfüllt und nicht zuletzt aus eigennützigen Gründen 3,6
Millionen Flüchtlinge aus Syrien aufgenommen, mehr als alle anderen
Länder zusammengenommen. Griechenland hat jedoch nur sehr wenige
Flüchtlinge in die Türkei zurückgeschickt, wobei völlig unklar ist, ob
dort überhaupt Zwangsrückkehrer in größerer Zahl aufgenommen würden.
Ein Memorandum, das Griechenland im Frühjahr mit dem Appell an die EU
schickte, sofort 20.000 Flüchtlinge auf die Mitgliedsstaaten
zu verteilen, blieb unbeantwortet.

Die mit 6 Milliarden Euro an Ankara und über 2 Milliarden an Athen
erkaufte Kollaboration wurde als Erfolgsmodell angepriesen, worauf die
EU die sogenannte Flüchtlingskrise offiziell für beendet erklärte. Daß
dieses Konstrukt nie in vollem Umfang gegriffen hat und nun insgesamt
zu scheitern droht, ist im Kern darauf zurückzuführen, daß die
Fluchtursachen nicht aus der Welt geschafft, sondern im Gegenteil
verschärft wurden. Unter den Geflüchteten auf den fünf Inseln stammen
40 Prozent aus Afghanistan, die mit 14 Prozent zweitgrößte Gruppe
kommt aus Syrien. Rund eine Million Afghanen lebten im Iran, doch die
Sanktionen gegen das Land haben dessen ökonomische Situation derart in
Mitleidenschaft gezogen, daß viele Menschen über die Türkei
weitergeflohen sind. Dort hat sich angesichts der dramatischen
wirtschaftlichen Talfahrt die Situation der syrischen Flüchtlinge
dramatisch verschlechtert, die inzwischen unter massiven Druck
wachsender Ressentiments in der türkischen Bevölkerung und Repression
seitens der Regierung geraten. Präsident Erdogan drängt auf die
Einrichtung einer 32 Kilometer tiefen "Sicherheitszone" in Nordsyrien,
in die er mehr als eine Million Menschen umsiedeln möchte, um die dort
lebende kurdische Bevölkerung im Zuge einer ethnischen Säuberung zu
vertreiben. Die Regierung in Damaskus wiederum fordert den Abzug aller
fremden Truppen aus Syrien, auch der türkischen, und droht andernfalls
mit Gegenmaßnahmen. Zudem könnte der Angriff der Regierungstruppen auf
den Kanton Idlib dazu führen, daß bis zu zwei Millionen Menschen in
die Flucht getrieben werden.

In dieser eskalierenden Gemengelage lockert die Türkei offenbar ihre
Grenzkontrollen zu Griechenland, so daß immer mehr Flüchtlinge ins
Nachbarland gelangen. Laut der Internationalen Organisation für
Migration sind in diesem Jahr schon über 36.000 Geflüchtete in
Griechenland angekommen - nicht so viele wie 2015, aber 43 Prozent
mehr als im vergangenen Jahr. Auf den fünf Inseln werden derzeit knapp
30.000 Menschen festgehalten, das ist die höchste Zahl seit
Inkrafttreten des EU-Türkei-Flüchtlingspaktes im März 2016. Dadurch
werden die schon seit Jahren schlimmen Zustände in den Lagern derart
verschärft, daß Todesfälle, aber auch Ausbruchsversuche und Revolten
geradezu eine zwangsläufige Folge sind. Noch herrschen notfalls
erträgliche Temperaturen, doch wenn im Oktober die ersten Herbststürme
mit starkem Regen über die Ägäis ziehen und schließlich der Winter
naht, wird es endgültig zur Katastrophe kommen. [3]

Am schnellsten greift wie immer die Repression. So hat die Regierung
in Athen sofort entschieden, mehr Polizei nach Lesbos zu schicken. 100
Bereitschaftspolizisten wurden mit Armeehubschraubern eingeflogen und
weitere werden wohl folgen, sofern sich der Protest der verzweifelten
Lagerinsassen nicht mit den vorhandenen Sicherheitskräften abwürgen
läßt. Um die überfüllten Flüchtlingslager auf den Inseln im Osten der
Ägäis zu entlasten, wurden gut 350 Migranten aufs Festland gebracht,
Hunderte weitere sollen hinzukommen. Das ist bislang kaum mehr als ein
Tropfen auf dem heißen Stein, wobei überdies ungeklärt bleibt, unter
welchen Zwangsverhältnissen die Menschen anschließend verwahrt werden.

Die seit Anfang Juli regierende konservative Regierung unter
Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis hat schnelle Besserung und die
Umsetzung von "ganz neuen Plänen" versprochen. Sie will die
Asylverfahren beschleunigen, wozu weitere 200 Sachbearbeiter
eingestellt werden. Zudem soll das Asylrecht verschärft werden, um die
Einspruchsmöglichkeiten abgelehnter Bewerber einzuschränken. Zur
Entlastung der Insellager sollen angeblich besonders schutzbedürftige
Menschen aufs Festland gebracht werden, aber auch dort sind die
Unterkünfte überfüllt. Deshalb will die Regierung im Eiltempo weitere
provisorische Flüchtlingslager schaffen.

Von Fortschritten ist auf den fünf griechischen Inseln bislang nichts
zu spüren. Wie Manos Stefanakis, Zeitungsherausgeber auf Samos,
berichtet, hätten Mitglieder der neuen Regierung, die jetzt Minister
sind, die Insel vor der Wahl besucht und dabei Lösungen und innovative
Konzepte für die Flüchtlingsunterbringung in Aussicht gestellt.
Passiert sei jedoch überhaupt nichts. Der Leiter des Flüchtlingslagers
Moria gab Mitte September auf. Er gehe "erhobenen Hauptes", sagte
Yannis Balpakakis, er habe "unter schwierigen Umständen getan, was
getan werden musste". Verteidigungsminister Nikos Panagiotopoulos
erklärte jüngst im Fernsehen, der Anstieg der Flüchtlingszahlen aus
der Türkei nehme "die Dimensionen einer Nationalen Krise an". [4]

Die Sorge gilt offensichtlich nicht dem Wohlergehen der Flüchtlinge,
sondern im Gegenteil dem Bestand des Abkommens zwischen EU und Türkei.
Diese treibt auch den deutschen Innenminister Horst Seehofer um, der
gerade mit Frankreich, Malta und Italien einen Verteilmechanismus für
gerettete Bootsflüchtlinge ausgehandelt hat. Diese "Initiative von
Malta" soll vorerst sechs Monate gelten, um den Druck auf Italien zu
lindern. In Griechenland ist die Lage jedoch weit dramatischer, denn
während in diesem Jahr auf italienischem Boden rund 7000 Flüchtlinge
angekommen sind, zählt man in Griechenland mehr als fünfmal so viele.
Seehofer reist diese Woche zuerst nach Ankara und anschließend nach
Athen, um sich in der Türkei über den Stand der Flüchtlingssituation
zu informieren und dann mit den "administrativen Problemen der
Griechen" und möglicher Abhilfe zu befassen.

Erdogan droht, er werde "die Tore öffnen" und Europa mit Flüchtlingen
überschwemmen, sollte die EU der Türkei keine weiteren Finanzhilfen
gewähren. Auf griechischer Seite argwöhnt man, die türkischen Behörden
ließen Schleusern freie Hand, um den finanziellen Forderungen an die
EU Nachdruck zu verleihen. EU und griechische Regierung schieben sich
gegenseitig die Verantwortung für die menschenunwürdigen Zustände auf
den Inseln zu. Die EU-Kommission fordert, Athen müsse eine effektive
und nachhaltige Strategie entwickeln, um die Migration zu ordnen. Im
allseitigen Armdrücken geht es in erster Linie darum, die Krise
anderen Staaten aufzulasten, die sie wiederum auf die Flüchtlinge
abwälzen.


Fußnoten:

[1] www.sueddeutsche.de/politik/fluechtlinge-migration-tuerkei-griechenland-1.4620550

[2] www.heise.de/tp/features/Tote-bei-Feuer-im-Fluechtlingslager-Moria-4542614.html

[3] www.tagesschau.de/ausland/lesbos-fluechtlingslager-105.html

[4] www.welt.de/politik/ausland/article201150244/Fluechtlinge-auf-Lesbos-Mutter-und-Kind-sterben-bei-Feuer-in-Auffanglager.html
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LEISTUNGEN/643: Armut durch Pflegebedürftigkeit - Vollversicherung kann Risiko deutlich senken (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 27.09.2019

Armut durch Pflegebedürftigkeit: Vollversicherung kann Risiko deutlich
senken - Neue Studie kalkuliert Kosten und Verteilungswirkung

Gesundheitsökonom Heinz Rothgang berechnet Szenarien



Da die Pflegeversicherung derzeit nur eine Teilabsicherung bietet,
stellen die Zuzahlungen zur Pflege für viele pflegebedürftige Menschen und
ihre Angehörigen ein erhebliches Armutsrisiko dar. Ein Drittel der in Heimen
Gepflegten sind aktuell auf Sozialhilfe angewiesen. Eine
Pflegevollversicherung, die alle Kosten für Pflegeleistungen abdeckt,
würde die finanzielle Belastung deutlich reduzieren.

Ob das langfristig zu finanzieren ist und was die Leistungsverbesserung
für die Beitragszahler bedeutet, hat der Gesundheitsökonom Prof. Dr. Heinz
Rothgang in einer neuen, von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten Studie
anhand von drei Szenarien untersucht.* Dabei zeigt sich: Für die große
Mehrheit der Versicherten und der Arbeitgeber sind die zusätzlichen Kosten
überschaubar, wenn die Pflegeversicherung künftig als soziale
Bürgerversicherung ausgestaltet würde. Aktuell müssten gesetzlich
Versicherte für eine Voll-Absicherung durchschnittlich gut fünf Euro im
Monat mehr bezahlen als für das Teil-Modell, im Jahr rund 65 Euro. Der
zusätzliche Beitrag der Arbeitgeber wäre mit durchschnittlich 25 Euro im
Jahr noch geringer, kalkuliert der Wissenschaftler von der Universität
Bremen. Der Beitragssatz fiele nahezu identisch aus, auch langfristig: So
läge 2060 der durchschnittliche Beitragssatz in einer
Pflegebürgerversicherung als Vollversicherung nur um knapp 0,25
Prozentpunkte höher als bei einer Fortsetzung der Teil-Versicherung in der
heutigen gesetzlichen Sozialen Pflegeversicherung (SPV). In der SPV sind
knapp 90 Prozent der Menschen in Deutschland versichert. Auch bislang in
der Privaten Pflegepflichtversicherung (PPV) Versicherte wären durch die
Bürger-Vollversicherung besser abgesichert als bisher. Insbesondere bei
Privat-Versicherten mit größeren Einkommen fiele der nötige
Beitragsaufschlag für die erweiterten Leistungen aber höher aus.

Derzeit müssen Gepflegte in stationären Einrichtungen jeden Monat im
Bundesdurchschnitt rund 660 Euro aus eigener Tasche für Pflegeleistungen
zahlen. Hinzu kommen die Kosten für Miete und Essen. Rechnet man auch die
Zuzahlungen zur ambulanten Pflege hinzu, müssen Pflegebedürftige allein
für Pflegeleistungen jährlich rund 8,5 Milliarden Euro selber tragen. Die
Eigenanteile zur Pflege sind seit Einführung der Pflegeversicherung vor
über 20 Jahren fast kontinuierlich und deutlich angestiegen. Und sie
werden nach der derzeitigen Rechtslage weiter wachsen, weil diese
zusätzliche Pflegekosten einseitig den Gepflegten zuschreibt, so die
Untersuchung des renommierten Gesundheitsökonomen der Universität Bremen.
Die Studie nutzt umfassende Daten aus Pflegeversicherung, amtlicher
Statistik und repräsentativen Befragungen.

Mehr als 50 Prozent der gesetzlich Versicherten würden für die
vollständige Absicherung maximal 4 Euro im Monat zahlen 

Die Studie zeigt grundsätzlich positive Verteilungswirkungen einer
Bürger-Vollversicherung, weil Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen
weniger zahlen als Versicherte mit hohen Einkommen: Für die
Leistungsverbesserung, die Zuzahlungen zu notwendigen Pflegeleistungen
überflüssig macht, müssten die einkommensmäßig "unteren" 50 Prozent aller
SPV-Versicherten aktuell maximal 50 Euro pro Jahr beziehungsweise
höchstens vier Euro im Monat an höheren Beiträgen zahlen.

Nur 10 Prozent der SPV-Versicherten würde eine Umstellung auf die
Voll-Übernahme der Pflegekosten in einer Bürgerversicherung pro Jahr mehr
als 100 Euro zusätzlich kosten. Dabei handelt es sich um die
einkommensstärksten Haushalte. In der unteren Hälfte des obersten
Einkommens-Zehntels sind es im Durchschnitt 140 Euro im Jahr. Für die fünf
Prozent der Versicherten mit den höchsten Einkommen stiege der Beitrag um
jährlich durchschnittlich 250 Euro an. Das liegt vor allem daran, dass sie
neben höheren Erwerbseinkommen nennenswerte Einkünfte aus Kapitalvermögen,
Vermietung oder Gewerbebetrieben haben. Diese Einkommen würden bei einer
Bürgerversicherung mitgerechnet, während bislang nur von Arbeitseinkommen
Beiträge erhoben werden. Zudem hat der Forscher im durchgerechneten
Szenario die Beitragsbemessungsgrenze auf das Niveau der gesetzlichen
Rentenversicherung im Westen angehoben. Somit würden die Pflege-Beiträge
bei einem Jahres-Bruttoeinkommen von 76.200 Euro gekappt und nicht schon
bei 52.200 Euro.

Forscher: Bürgerversicherung würde für "gerechten Lastenausgleich"
sorgen, wie ihn das Bundesverfassungsgericht fordert

Auch Versicherte, die heute in der Privaten Pflegeversicherung (PPV)
ebenfalls nur eine Teil-Absicherung haben, würden von den erweiterten
Leistungen der Bürger-Vollversicherung profitieren. Da viele von ihnen
bislang extrem niedrige Beiträge zahlen, wäre der nötige Aufschlag dafür
aber höher: Im Durchschnitt müssten privat Pflegeversicherte pro Jahr rund
530 Euro mehr zahlen als bisher, ihre Arbeitgeber knapp 240 Euro. Dabei
gilt auch für zuvor PPV-Versicherte, dass Menschen mit geringeren
Einkommen für die Vollabsicherung deutlich weniger bezahlen müssten als
sehr gut Verdienende - anders als heute. Hintergrund ist, dass die
Pflegeversicherung - wie die Krankenversicherung - derzeit aufgespalten
ist. Rund 72 Millionen Menschen in Deutschland sind in der SPV versichert,
knapp neun Millionen in der PPV. Privat pflegeversichert sein können
überhaupt nur Arbeiter und Angestellte oberhalb einer Einkommensgrenze
sowie Beamte und Selbständige. Zudem müssen Privatversicherte eine
Risikoprüfung durchlaufen. Beides führt dazu, dass durchschnittliche
Mitglieder in der PPV im Vergleich zur SPV ein um zwei Drittel höheres
beitragspflichtiges Einkommen haben, zudem aktuell eine günstigere
Altersverteilung aufweisen und gesünder sind, analysiert Rothgang. So
haben die PPV-Versicherer aktuell nicht einmal die Hälfte der
Leistungs-Ausgaben und können mit konkurrenzlos niedrigen Prämien
kalkulieren.

Angesichts dieser Unwucht könne von einer "ausgewogenen Lastenverteilung",
wie sie das Bundesverfassungsgericht mit Blick auf die "duale" Gestaltung
der Pflegeversicherung schon vor Jahren gefordert hat, keine Rede sein,
betonen Rothgang und sein Co-Autor Dominik Domhoff. "Vielmehr zeigt sich
hier aus Gerechtigkeitsüberlegungen ein deutlicher und dringender
Reformbedarf" - der mit der Umstellung auf eine Pflege-Bürgerversicherung
eingelöst werden könnte. Zudem hätten bislang PPV-Versicherte langfristig
den Vorteil einer berechenbareren Kostenentwicklung. Denn durch die
vergleichsweise kleine Versichertenzahl ist die PPV anfälliger für
Beitragsschwankungen - und die heute relativ günstige Altersstruktur mit
vielen gut verdienenden Versicherten in mittlerem Alter wird sich laut der
Studie in den kommenden Jahrzehnten in ihr Gegenteil verkehren.

"Mit einer Pflegebürgerversicherung werden die Gerechtigkeitsdefizite
weitgehend beseitigt, die die aktuelle Aufspaltung bringt. Wird diese als
Vollversicherung ausgestaltet, werden nicht nur die derzeitigen
Eigenanteile bei der Pflege abgebaut. Vielmehr werden die ansonsten
unmittelbar drohenden Anstiege der Eigenanteile verhindert, und zwar
langfristig, ohne dass der Beitragssatz für das Gros der Versicherten und
ihre Arbeitgeber nennenswert höher wäre", erklärt Gesundheitsökonom
Rothgang. Gestützt auf umfassende Daten aus sozio-ökonomischem Panel,
amtlicher Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), aus der
Pflegeversicherung und aus Bevölkerungsprognosen des Statistischen
Bundesamts machen die Forscher das über eine Projektion der Beitragssätze
bis 2060 deutlich.

Da die Zahl der Pflegebedürftigen zunächst deutlich zunimmt, steigt der
zur Finanzierung notwendige Beitragssatz auch im aktuellen
SPV-Teilleistungsmodell - von heute 3,05 Prozent bis 2040 auf rund 3,7
Prozent. Für die Bürgervollversicherung müsste er dann bei rund 4 Prozent
liegen. Für das Jahr 2060 veranschlagen die Forscher einen Beitragssatz
von 4,9 Prozent im Status Quo und 5,14 Prozent bei einer
Bürgervollversicherung. Diese Beitragssätze ergeben sich, wenn die
Leistungsbeträge - anders als derzeit gesetzlich verankert - mit der
Lohnentwicklung angepasst werden und nicht mit der Inflation. Ab Mitte der
2050er Jahre hat die Zahl der Pflegebedürftigen dann nach den aktuellen
Prognosen ihren Höhepunkt erreicht und würde in der Folge zurückgehen,
während die Beitragssätze stagnieren.

Zusätzlich zum Status Quo und zur Bürgervollversicherung haben die
Forscher noch zwei Szenarien berechnet. Die Modellierungen zeigen: Würde
man nur die SPV - also ohne Bürgerversicherung - auf Vollversicherung
umstellen, müssten die Beiträge weitaus stärker steigen: Derzeit lägen sie
um gut 0,6 Beitragspunkte über dem Status Quo, 2060 betrüge die Differenz
sogar etwa 1,1 Punkte. Falls man das aktuelle Modell zu einer
Bürgerversicherung weiterentwickeln würde, ohne die Leistungen auf
Vollübernahme der Pflegekosten auszuweiten, wären die Beitragssätze
dagegen deutlich niedriger als im aktuellen SPV-Modell: Derzeit lägen sie
um knapp 0,5 Beitragspunkte darunter, 2060 um knapp 0,7 Punkte. Das
Problem der hohen Eigenanteile bliebe dann aber ungelöst.


Originalpublikation:

(*) Heinz Rothgang, Dominik Domhoff:

Die Pflegebürgerversicherung als Vollversicherung. Beitragssatz- und
Verteilungseffekte bei Umwandlung der Pflegeversicherung in eine
Bürgerversicherung mit Vollversicherung.

Working Paper der Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung. Nr. 150,
September 2019.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_150_2019.pdf
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VORTRAG/2349: Frankfurt/Main - "Libra - Globales Zahlungsmittel der Zukunft?", 24.10.2019


Frankfurt University of Applied Sciences

Globales Zahlungsmittel der Zukunft?

Vortrag zur Kryptowährung Libra an der Frankfurt UAS



Die von Facebook im Juni 2019 initiierte Kryptowährung Libra ist kritisch
aufgenommen worden. Aber was steckt hinter der Währung? Hat sie das
Potenzial zum globalen Zahlungsmittel zu werden? Was sind die Vor- und
Nachteile? Damit befasst sich der Vortrag "Libra - the future of money?".
Er findet am Donnerstag, den 24. Oktober 2019 um 18 Uhr an der Frankfurt
University of Applied Sciences (Frankfurt UAS) statt. Die Referenten sind
Jonas Groß und Marcel Kaiser, Wissenschaftliche Mitarbeiter und
Projektmanager am Frankfurt School Blockchain Center und Arthur Brehm,
Studierender an der Universität Bayreuth. Der Vortrag wird von der
Fachgruppe Wirtschaftsinformatik und Informationsmanagement des
Bundesverbandes Deutscher Volks- und Betriebswirte (bdvb) organisiert. Er
wird in englischer Sprache gehalten, Fragen können im Anschluss auf
Deutsch oder Englisch gestellt werden. Der Vortrag richtet sich an die
interessierte Öffentlichkeit. Der Besuch ist kostenlos, es ist keine
vorherige Anmeldung erforderlich.

"Bei dem Vortrag werden wichtige Fragen rund um Libra angesprochen: Wie
arbeitet Libra? Was sind die Ziele und welche Strukturen stecken dahinter?
Welche Probleme können auftreten? Welche Auswirkungen wird die Währung auf
unser tägliches Leben haben? Wie kann Libra aus makroökonomischer Sicht
klassifiziert werden? Und welche Entwicklung nehmen die Reaktionen von
Politik und Zentralbanken?", so Prof. Dr. Jürgen Jung, Professor für
Wirtschaftsinformatik an der Frankfurt UAS.

Termin Vortrag "Libra - the future of money?":

Donnerstag, den 24. Oktober 2019, 18 Uhr

Ort:

Frankfurt University of Applied Sciences,

Nibelungenplatz 1, 60318 Frankfurt,

Gebäude 4, 1. Stock, Raum 109/110




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295
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ARBEIT/2979: Der Arbeitsmarkt im September 2019 (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 30. September 2019

Der Arbeitsmarkt im September 2019 - Robuste Entwicklung trotz schwacher
Konjunktur 



"Die konjunkturelle Schwächephase zeigt sich am Arbeitsmarkt auch im
September. Alles in allem ist der Arbeitsmarkt aber weiterhin in einer
robusten Verfassung. Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung haben im
September abgenommen. Das Beschäftigungswachstum hält an, verliert aber an
Schwung, und die Nachfrage der Unternehmen nach neuen Mitarbeitern ging auf
hohem Niveau wiederholt zurück.", sagte der Vorstandsvorsitzende der
Bundesagentur für Arbeit (BA), Detlef Scheele, heute anlässlich der
monatlichen Pressekonferenz in Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im September: -85.000 auf 2.234.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -22.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: -0,2 Prozentpunkte auf 4,9 Prozent

Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit

Mit der üblichen Herbstbelebung ist die Arbeitslosigkeit von August auf
September um 85.000 auf 2.234.000 gesunken und die Arbeitslosenquote ging
um 0,2 Prozentpunkte auf 4,9 Prozent zurück. Bereinigt um die saisonalen
Einflüsse wird für den September ein Minus von 10.000 Arbeitslosen im
Vergleich zum Vormonat errechnet. Dieser Rückgang ist allein auf die
Entwicklung im Bereich der Grundsicherung zurückzuführen. In der
konjunkturnäheren Arbeitslosenversicherung gab es erneut saisonbereinigte
Zunahmen. Gegenüber dem Vorjahr waren insgesamt 22.000 Menschen weniger
arbeitslos gemeldet und die Arbeitslosenquote hat sich um 0,1 Prozentpunkte
verringert. Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt
ermittelte Erwerbslosenquote belief sich im Juli auf 3,2 Prozent.
Die Unterbeschäftigung, die auch Veränderungen in der
Arbeitsmarktpolitik und kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit berücksichtigt,
ist saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat ebenfalls leicht um 4.000
gesunken. Insgesamt belief sich die Unterbeschäftigung im September 2019
auf 3.152.000 Personen. Das waren 19.000 weniger als vor einem Jahr.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind
weiter gestiegen, allerdings nicht mehr so stark wie im vergangenen Jahr.
Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die Zahl der
Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im August saisonbereinigt
gegenüber dem Vormonat um 10.000 erhöht. Mit 45,30 Millionen Personen fiel
sie im Vergleich zum Vorjahr um 333.000 höher aus. Treiber hierfür war der
Zuwachs bei der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Diese ist im
Vergleich zum Vorjahr um 510.000 gestiegen. Insgesamt waren im Juli nach
hochgerechneten Angaben der BA 33,35 Millionen Menschen
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Saisonbereinigt ergibt sich von
Juni auf Juli ein Anstieg von 46.000.

Arbeitskräftenachfrage

Die Nachfrage nach neuen Mitarbeitern bewegt sich auf hohem Niveau, gibt
aber weiter nach. Im September waren 787.000 Arbeitsstellen bei der BA
gemeldet, 47.000 weniger als vor einem Jahr. Saisonbereinigt hat sich der
Bestand der bei der BA gemeldeten Arbeitsstellen um 9.000 Stellen
verringert. Der Stellenindex der BA (BA X) - ein Indikator für die
Nachfrage nach Arbeitskräften in Deutschland - sank im September 2019 um 3
Punkte auf 238 Punkte. Er liegt damit 19 Punkte unter dem Vorjahreswert.

Geldleistungen

731.000 Personen erhielten im September 2019 Arbeitslosengeld, 64.000 mehr
als vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in
der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag im September bei
3.839.000. Gegenüber September 2018 war dies ein Rückgang von 219.000
Personen. 7,0 Prozent der in Deutschland lebenden Personen im
erwerbsfähigen Alter waren damit hilfebedürftig.



Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

https://statistik.arbeitsagentur.de
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GEWERKSCHAFT/1879: Tarifverhandlungen zwischen ver.di und neuer Autobahngesellschaft abgeschlossen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
30. September 2019

Tarifverhandlungen zwischen ver.di und neuer Autobahngesellschaft
abgeschlossen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
privatrechtliche Autobahn GmbH des Bundes haben ihre
Tarifverhandlungen am Montag (30. September 2019) in Berlin
abgeschlossen. Als letzte bisher noch ausstehende Regelungen haben
sie sich über einen Tarifvertrag zur Überleitung der
Länderbeschäftigten in das neue Tarifwerk der Autobahn GmbH sowie
über zwei Tarifverträge zur Regelung der betrieblichen
Interessenvertretung (Übergangsmandat für die bisherigen Personalräte
und zukünftige Betriebsrätestruktur) verständigt.

"Damit konnten die am 31. Oktober 2018 mit einem Grundsatzpapier
begonnenen intensiven Tarifverhandlungen rechtzeitig vor dem Übergang
der ersten Beschäftigten auf die Autobahn GmbH im Bereich der
Niederlassung Nord (Hamburg) abgeschlossen werden", stellte Christine
Behle, zuständiges Mitglied des ver.di-Bundesvorstands für den
öffentlichen Dienst, fest. "Die Beschäftigten in den Ländern haben
jetzt eine solide Entscheidungsgrundlage, auf der sie entscheiden
können, ob sie zur Autobahn GmbH wechseln wollen."

Behle wies darauf hin, dass mit dem neuen Tarifwerk eine Reihe
deutlicher Verbesserungen für die von den Ländern zur
Autobahngesellschaft wechselnden Beschäftigten verbunden seien.
Hierzu zählten u.a. die Anwendung der günstigeren Entgelttabelle des
Bundes, in wesentlichen Bereichen verbesserte Eingruppierungen, ein
volles dreizehntes Monatsentgelt für alle Beschäftigten, eine
Bonuszahlung bei Erfüllung qualitativer Unternehmensziele, der
Anspruch Teilzeitbeschäftigter auf Überstundenzuschläge bereits bei
Überschreitung der vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit, für den
Straßenbetriebsdienst, Fernmeldebereich, die Werkstätten eine
Arbeitszeit von 38,5 Wochenstunden und für die anderen Beschäftigten
die 39 Wochenstunden ohne Unterscheidung nach West und Ost sowie
verbesserte Regelungen bei Rufbereitschaften und für
Dienstreisezeiten. Erstmals im Bereich des öffentlichen Dienstes
würden auch die ausbildungsintegrierten und die praxisintegrierten
dualen Studiengänge tarifiert.

"ver.di konnte ein modernes, für die zukünftigen Beschäftigten der
Autobahngesellschaft attraktives Tarifrecht erreichen, das zugleich
Maßstäbe für die Weiterentwicklung des Tarifrechts für den
öffentlichen Dienst von Bund, Ländern und Kommunen setzt", fasste
Behle das Ergebnis der Tarifverhandlungen zusammen.

Insgesamt haben die Tarifvertragsparteien in den elf Monaten seit
Beginn der Verhandlungen einen Manteltarifvertrag, einen Tarifvertrag
über das Entgeltgruppenverzeichnis mit den Tätigkeitsmerkmalen, einen
Tarifvertrag für Nachwuchskräfte, einen Tarifvertrag für
Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer, einen Einführungs- und
Überleitungstarifvertrag, einen Tarifvertrag über die Errichtung
eines Übergangsbetriebsrates und einen Tarifvertrag über die
betriebsverfassungsrechtliche Struktur vereinbart.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30.09.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle
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WÄHRUNG/140: Libra - Gefahren und Chancen einer neuen Währung (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 27.09.2019

Gefahren und Chancen einer neuen Währung

Prof. Dr. Michaela Hönig von der Frankfurt UAS stellt Studienergebnisse zu
neuer Facebook-Währung Libra im Deutschen Bundestag vor



Libra - so lautet der Name einer Internetwährung, die das Unternehmen
Facebook im Jahr 2020 auf den Markt bringen will. Doch was bedeutet dies
für den internationalen Finanzmarkt? Welche Vorteile und welche Risiken
hätte Libra? Um diese Fragen zu beantworten, hat Prof. Dr. Michaela Hönig,
Professorin für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, insbesondere
Finanzwirtschaft und Asset Management an der Frankfurt University of
Applied Sciences (Frankfurt UAS), eine Studie zum Thema "Libra - Gefahr
einer digitalen Parallelwelt" durchgeführt. Unterstützt wurde das Projekt
von der DekaBank in Frankfurt. Die Ergebnisse, die gemeinsam mit 15
Studierenden aus den Studiengängen Betriebswirtschaftslehre, International
Finance und Wirtschaftsinformatik erarbeitet wurden, wurden am 25.
September 2019 in einer Anhörung im Ausschuss "Digitale Agenda" im
Deutschen Bundestag vorgestellt.

"Viele Fragen zu Libra sind aktuell noch offen. Das bezieht sich auf den
Anleger- und Datenschutz, die Verhinderung von Datenbetrug, das
Aufsichtsrecht, die Regulierung sowie die Verhinderung von organisierter
Kriminalität auf der Plattform", so Hönig, die am Fachbereich Wirtschaft
und Recht der Frankfurt UAS lehrt und forscht. "Insbesondere haben wir uns
die Frage gestellt, wie der Wert des angedachten Stable Coins, also des
möglichst stabilen Wechselkurses, von Libra garantiert werden kann."
Sollte die Währung große Verwendung finden, könnte sie die Einlagenbildung
und das Geschäftsmodell der traditionellen Banken untergraben. Das
wiederum könnte deren Zahlungsverkehrsgeschäft und Prozesse an den
Finanzmärkten stören. "Ohne eine Regulierung kann eine systemische Gefahr
für den Finanzsektor entstehen", warnt Hönig. "Die Libra Association
könnte so durch die Eins-zu-eins-Deckung in kurzer Zeit zu einer der
weltweit größten Vermögensverwalter und somit zu einem 'too big to
fail'-Akteur werden. Sie müsste entsprechend wie ein vergleichbares
Kreditinstitut oder ein Zahlungsverkehrsdienstleister dieser Größenordnung
reguliert und aufsichtsrechtlich überwacht werden", führt Hönig in ihrer
Stellungnahme aus.

Gemeinsam kamen die Studierenden und Hönig zu dem Ergebnis, dass Facebook
angesichts der grenzüberschreitenden Verbreitung von Libra zusammen mit
Notenbanken und Aufsichtsbehörden Lösungen entwickeln muss. Facebook würde
bei einer großen Nutzung von Libra zu einem systemrelevanten Intermediär
und Finanzmarktinfrastrukturanbieter fungieren und diese Funktion birgt
Rechts-, Liquiditäts-, Kredit- und IT-Risiken. "Das ist aus meiner Sicht
der einzige, zukunftsfähige Weg für Facebook. Dennoch wissen wir aktuell
nicht, wie die staatliche Kontrollfähigkeit in der digitalen Welt
gewährleistet werden soll", betont Hönig. Aus ihrer Sicht gehe dies nur in
einer globalen Regulierung und weit über die Beteiligung von G7 oder G20
hinaus.


Weitere Informationen zum Fachbereich Wirtschaft und Recht unter:

www.frankfurt-university.de/fb3

Die Präsentation der Ergebnisse im Ausschuss "Digitale Agenda" des
Deutschen Bundestages können Sie in Kürze im Stream unter www.bundestag.de
ansehen. Mehr zur Berichterstattung sowie die Stellungnahme von Prof. Dr.
Michaela Hönig finden Sie zudem unter:

https://www.bundestag.de/ada#url=L2Rva3VtZW50ZS90ZXh0YXJjaGl2LzIwMTkva3czOS1wYS1kaWdpdGFsZS1hZ2VuZGEtNjU3OTI4&mod=mod545462

Weitere Informationen zum Studierenden-Projekt unter:

www.youtube.com/watch?v=354IgTFRyls

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295
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Sozialisierung und Sozialdemokratie - am Beispiel "Deutsche Wohnen & Co. enteignen" in Berlin

von Franziska Drohsel, Michael Karnetzki und Ingo Siebert[1]



In Berlin fordern die Initiator*innen des Volksbegehrens "Deutsche
Wohnen & Co. enteignen" die Vergesellschaftung der Bestände aller
privatwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen mit über 3.000 Wohnungen im
Land Berlin. Die Unterschriften für ein Volksbegehren hatte die
Initiative in Kürze zusammen und seither diskutiert die Stadt. In
diesem Beitrag wollen wir uns dem Thema aus verschiedenen Perspektiven
nähern. Wir gehen dabei zunächst auf die Situation am Berliner
Wohnungsmarkt ein (I). In einem zweiten Schritt behandeln wir
rechtliche Fragestellungen der Sozialisierung (II) und anschließend
ihre verfassungsgeschichtliche Einordnung (III). Im letzten Teil
skizzieren wir politische Folgerungen (IV).


I) Mieter*innenbewegung als Antwort auf die gespaltene Stadt


Für Berlin lassen sich die Entwicklungen städtischer Wohnungsmärkte
wie in einem Brennglas nachvollziehen. Die Mietquote ist mit fast 85
Prozent in Berlin die höchste und 30 Prozent über dem Durchschnitt (55
Prozent) in der Bundesrepublik.[2] Bis 1989 waren beide Wohnungsmärkte
in Ost- und Westberlin stark reguliert und sozial heterogen. Mit der
Wiedervereinigung und in Erwartung eines Bevölkerungswachstums wurde
der Wohnungsmarkt in beiden Stadthälften stark dereguliert. Anfang der
2010er wurden große städtische Wohnungsbestände an private
Gesellschaften veräußert. Insgesamt 71.000 Wohnungen wurden an die
beiden größten privaten Wohnungsunternehmen in der Bundesrepublik
Deutsche Wohnen und Vonovia SE verkauft.[3] Seitdem kann in der Stadt
konkret beobachtet werden, was die "Finanzialisierung des Wohnens"
bedeutet.

Insgesamt wird der bundesdeutsche Wohnungsmarkt von 65 Prozent
Privatvermieter*innen, 13 Prozent privaten Wohnungsbaugesellschaften,
11 Prozent kommunalen Wohnungsbaugesellschaften und 9 Prozent
Genossenschaften und 2 Prozent gemeinnützige Organisationen
betrieben.[4] Die Interessen dieser unterschiedlichen
Immobilienbesitzer*innen sind nicht einheitlich, wie einige
Lobbygruppen zu propagieren versuchen. Den finanzmarktdominierten
Akteuren der privaten Wohnungsbaugesellschaften wird in den aktuellen
Diskussionen zu wenig Beachtung beigemessen. "Die Finanzialisierung
des Wohnens ist Teil eines sich ab der 1990er-Jahren durchsetzenden
finanzdominierten Akkumulationsregimes", denn "die neoliberale
Strategien lösten eine fordistisch-keynesianische Politik ab."[5]
Vollmer hält zutreffend fest: "Es geht nun um die Expansion von
Anlagekapital, um ständige Maximierung von Profit. Sie sind nicht an
langfristiger Bewirtschaftung ihrer Bestände interessiert, sondern
bewirtschaften einzelne Segmente je nach Verwertungsstrategie
unterschiedlich."[6]

Die Unternehmensstrategien werden allein an den Renditeerwartungen
ausgerichtet, die erzielt werden müssen, eine andere Steuerung wie bei
kommunalen oder genossenschaftlichen Wohnungsgesellschaften ist kaum
denkbar: "In den Randgebieten lässt man Wohnungen eher verfallen - in
den 'Schwarmstädten' mit viel Zuzug wie etwa Berlin, in denen die
Wohnungsknappheit groß ist, investiert man für Luxussanierung, treibt
die Mieten hoch und vertreibt die Altmieter".[7] Deshalb ist von
diesen Gesellschaften auch kaum Potenzial zur Lösung der Wohnungsfrage
zu erwarten. Im Gegenteil: Ihr Gebaren gehören zu den Hauptursachen
der Mietsteigerungen vor allem durch Neuvermietung und
Sanierungsumlage.

In Berlin gehören über 250.000 Wohnungen zwölf privaten Gesellschaften
mit eigenem Besitz von über 3.000 Wohnungen. Die größten
Eigentümer*innen von Mietwohnungen sind finanzmarkt-dominierte private
Gesellschaften. Die Hälfte dieser privaten Gesellschaften sind
Aktiengesellschaften. Die beiden größten Gesellschaften sind die
Deutsche Wohnen mit aktuell 111.500 Wohnungen und die Vonovia SE mit
41.943 Wohnungen. Haupteigentümer sind der Vermögensverwalter
BlackRock und der norwegische Staatsfonds Norges. Sie kontrollieren 8%
des Berliner Wohnungsmarktes und zusammen mit den anderen vier
Privatgesellschaften etwa ebenso viele Wohnungen wie alle Berliner
Wohnungsbaugenossenschaften zusammen.[8]

Mieter*innenbewegung

Mit dem Bündnis #mietenwahnsinn und der Initiative "Deutsche Wohnen &
Co. enteignen" haben sich in Berlin neue Akteur*innen einer
Mieter*innenbewegung gebildet, die die Wohnungsfrage gezielt und
öffentlichkeitswirksam stellen. Das Mietenwahnsinn-Bündnis ist ein
Gemeinschaftsprojekt von zurzeit 29 mieten- und stadtpolitischen
Gruppen aus ganz Berlin, die sich vor allem gegen steigende Mieten und
Verdrängung einsetzen. Der Höhepunkt war eine Großdemonstration am 14.
April 2019 mit 40.000 Teilnehmenden.

Auslöser der Initiative "Deutsche Wohnen & Co. enteignen" war das
Agieren des Immobilienkonzerns Deutsche Wohnen. Die Initiative besteht
aus Aktiven vom Mietenvolksentscheid 2015, der Initiative Kotti & Co.
sowie Mieter*innenprotest gegen die Deutsche Wohnen und weiteren
Initiativen. 77.001 Unterschriften übergab die Initiative "Deutsche
Wohnen & Co. enteignen" an den Senat und hat damit die erste Hürde auf
dem Weg zu einem Volksentscheid für die Vergesellschaftung von
Immobilienkonzernen genommen.

Das Volksbegehren zielt auf ca. zwölf Großvermieter mit
Profitorientierung, die über 3.000 Wohnungen in Berlin verfügen, wie
die Deutsche Wohnen, Akelius, Vonovia u.a. Genossenschaften und
Wohnimmobilien der öffentlichen Hand sollen ausgenommen sein. Zur
Verwaltung der vergesellschafteten Bestände soll eine Anstalt
öffentlichen Rechts zur demokratischen Kontrolle dieser Bestände
geschaffen werden. Die Kampagne ermöglicht die Wohnungsfrage zu
politisieren und die unterschiedlichen sozialen Konflikte
hervorzuheben: "Es gilt die Mieterhöhung, Zwangsräumung oder das
verschimmelte Treppenhaus als Ausdruck des Wohnungsmarktes zu
verstehen, statt als individuelles Schicksal."[9]

Gespaltene Stadt

Die Proteste finden vor dem Hintergrund der räumlichen Abbildung einer
zunehmenden sozialen Ungleichheit in den Städten statt, die mit den
Begriffen sozialräumliche Polarisierung und Gentrifizierung
beschrieben wird. Im Kern geht es um eine soziale Entmischung der
Quartiere und eine räumliche Sortierung der Bewohner*innen nach
Einkommen und sozialem Status.[10] Hauptgrund für diese soziale
Entmischung sind steigende Mieten und die damit verbundene Verdrängung
aus angestammten innerstädtischen Quartieren. In diesen Quartieren
findet gleichzeitig eine kulturelle Homogenisierung mindestens jedoch
eine Dominanz sogenannter gehobenerer Lebensstile statt, was als
Gentrifizierung bezeichnet wird. Soziale Polarisierung,
Gentrifizierung und Verdrängung führen zu einer sozialräumlichen
Konzentration von Armut an den Rändern der Stadt und zu
Wohnungslosigkeit.

Vor dem Hintergrund eines weitgehenden deregulierten Wohnungsmarktes
beginnt die rot-rot-grüne Stadtregierung mit der Strategie "Bauen,
Kaufen, Deckeln" auf die prekäre Lage auf dem Wohnungsmarkt zu
reagieren und sich für mehr bezahlbaren Wohnraum einzusetzen. Das ist
gut, aber ein zentraler Aspekt wird in der Diskussion um die Strategie
"Bauen, Kaufen, Deckeln" vernachlässigt: die strukturelle Veränderung
der finanzmarkt-dominierten Wohnungsunternehmen. Dies adressiert aber
gerade das Volksbegehren. Und: Eine Beschleunigung der
gesamtstädtischen Strategie gegen Mieterhöhung und Verdrängung ist
ohne den Druck der sozialen Bewegungen nicht denkbar. Mit diesen
sollte die SPD kämpfen - nicht gegen sie.


II) Rechtliche Aspekte

Eines der zentralen Argumente in der Auseinandersetzung um das
Begehren ist die Behauptung, ein entsprechender Gesetzesentwurf zur
Sozialisierung sei mit dem geltenden Recht nicht vereinbar. Das sehen
wir anders.

Verfassungsrecht

Eine Umsetzung des Begehrens, die dem geltenden Recht nicht
zuwiderläuft, ist unseres Erachtens möglich. Die Überführung von Grund
und Boden unterfällt der konkurrierenden Gesetzgebung nach Art. 74
Abs. 1 Nr. 15 GG. Vom Bund wurde von jener kein Gebrauch gemacht und
somit kann ein Land wie Berlin mittels Landesgesetz eine
Sozialisierung vornehmen.[11] Grund und Boden können zum Zwecke der
Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der
Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in anderer Form der
Gemeinwirtschaft überführt werden (Art. 15 S. 1 GG). Unter den Begriff
des "Grund und Boden" sind Grundstücke sämtlicher Art, deren
Bestandteile und Zubehör sowie grundstücksähnliche Rechte und Rechte,
die nach § 96 BGB als Bestandteil des Grundeigentums gelten, zu
subsumieren.[12]

Teils wird vertreten, dass der Sozialisierungsgegenstand eine gewisse
Sozialisierungsreife, d.h. wirtschaftliche Bedeutung aufweisen
muss[13], was bei einem Schwellenwert von 3.000 Wohnungen angenommen
werden dürfte. Den Initiator*innen des Begehrens geht es um eine
Gemeinwohlorientierung, so dass das von Art. 15 S. 1 GG vorausgesetzte
Gemeinwohlinteresse[14] als gegeben angesehen werden kann. Die Frage,
inwieweit eine Sozialisierung dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu
entsprechen hat, ist umstritten;[15] unseres Erachtens ist eine
Ausgestaltung, die dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entspricht, aber
möglich. Gerade unter Berücksichtigung des Art. 28 Abs. 1 Verfassung
von Berlin (Recht auf Wohnraum) ist von der Legitimität des mit dem
Volksbegehren verfolgten Ziels auszugehen. Eine Vergesellschaftung
fördert dieses Ziel und ist damit geeignet. Angesichts der zahlreichen
Maßnahmen, mit denen in den letzten Jahren erfolglos versucht wurde,
den Wohnungsnotstand aufzulösen, dürfte es nicht unmöglich sein, die
Erforderlichkeit der Maßnahme zu begründen.

Ein entsprechendes Gesetz müsste so ausgestaltet werden, dass die
Schwere des Eingriffs bei einer Gesamtabwägung nicht außer Verhältnis
zu dem Gewicht der ihn rechtfertigenden Gründe steht, mithin
verhältnismäßig im engeren Sinne ist.[16] Besonderes Augenmerk ist
dabei auf das Gleichbehandlungsgebot aus Art. 3 GG zu richten. Ein
Verstoß wäre gegeben, wenn eine Gruppe von Normadressaten im
Verhältnis zu anderen Normadressaten anders behandelt wird und keine
Gründe von solcher Art und solchem Gewicht vorliegen, die eine
Ungleichbehandlung rechtfertigen.[17] Dabei müsste insbesondere der
Schwellenwert von 3.000 Wohnungen gerechtfertigt werden. Hinsichtlich
der öffentlich-rechtlichen Eigentümer, bei denen erst einmal nicht
auszuschließen ist, dass auch diese gewinnorientiert arbeiten,[18]
müsste gegebenenfalls eine gleichstellende Regelung gefunden werden,
mit denen eine Verpflichtung zum Gemeinwohl gewährleistet ist.
Bei den Genossenschaften müsste geprüft werden, ob deren
Gemeinwohlorientierung als ausreichend anzusehen ist.[19]

Hinsichtlich der Entschädigung verweist Art. 15 S. 2 GG auf Art. 14
Abs. 3 S. 3 und S. 4 GG, wobei diese Verweisung lediglich
"entsprechend" erfolgt. In der Fachliteratur gibt es bezüglich der
Höhe der Entschädigung verschiedene Auffassungen, wobei einige
Autor*innen die Orientierung am Verkehrswert[20] fordern und andere
diese Orientierung explizit nicht für erforderlich erachten.[21] Im
Kontext des Art. 14 GG hob das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich
hervor, dass Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG dem Gesetzgeber keine "starre,
allein am Marktwert orientierte Entschädigung" auferlege und es
vielmehr nicht zutreffe, dass "den Enteigneten durch die Entschädigung
stets 'das volle Äquivalent für das Genommene gegeben werden
muss'".[22] Dem Landesgesetzgeber steht folglich erheblicher Spielraum
zu.

Wirtschafts- und Sozialordnung

Wie jedes Verfassungsrecht ist auch Art. 15 GG, um dessen Anwendung es
bei der Kampagne "Deutsche Wohnen & Co. enteignen" geht, nicht einfach
eine abstrakte Setzung, sondern Resultat konkreter geschichtlicher
Entwicklungen und gesellschaftspolitischer Auseinandersetzungen nach
dem Ende von Faschismus und Krieg. Aus diesem Grund ist auch die Frage
der heutigen Anwendung des Art. 15 GG keine Frage rein abstrakter
juristischer Dogmatik, sondern ein Feld der gesellschaftspolitischen
Auseinandersetzung mit dem Kampf um eine fortschrittliche, über das
bürgerlich-liberale Verständnis hinausgehende
Verfassungsinterpretation als einer spezifischen Dimension dieses
Kampfes. Insbesondere gilt es an Wolfgang Abendroths Überlegungen über
die untrennbare Verknüpfung des rechtsstaatlichen und sozialen Gehalts
mit dem Demokratiegebot (Art. 20 Abs. 1 und Art. 28 Abs. 1 S. 1
GG)[23] anzuknüpfen. Zum einen an den Gedanken, dass ein liberaler
Rechtsstaat, der formelle Rechtsgleichheit gewährleistet, in einer
Wirtschaftsund Sozialordnung, die von Ungleichheit gekennzeichnet ist,
die faktische Ungleichheit perpetuieren muss und nicht aufheben
kann.[24] Zum anderen an die Überlegung, den materiellen
Rechtsstaatsgedanken der Demokratie, d.h. nach ihm insbesondere den
Gleichheitssatz und den Selbstbestimmungsgedanken, auf die
Wirtschafts- und Sozialordnung zu übertragen und damit real inhaltlich
aufzufüllen.[25]

In diesem Verständnis des Sozialstaats wären Eingriffe in die
Eigentumsordnung durch die Anwendung des Artikels 15 GG nicht nur als
möglich anzusehen, sondern ein der sozialen Ungleichheit
entgegenwirkendes staatliches Handeln als konstitutiv für den
sozialstaatlichen Auftrag des Grundgesetzes zu begreifen. Es wäre
somit anzuknüpfen an die verfassungspolitischen Diskussionen der
unmittelbaren Nachkriegszeit.


III) Sozialisierung in der bundesdeutschen Geschichte

Das Grundgesetz mit seinem Sozialisierungsartikel 15 bildete 1949 den
Schlusspunkt eines vierjährigen Entwicklungsprozesses nach dem
Kriegsende. Dabei ist sein Charakter als verfassungspolitischer
Kompromiss hervorzuheben. Während die Landesverfassungen vor 1949
deutlich weitergingen, hielt das Grundgesetz mit der Aufnahme des Art.
15 GG über die Möglichkeit der Vergesellschaftung die Frage der
sozialökonomischen Ausgestaltung der Gesellschaft zumindest für die
Zukunft offen.[26] Die Zustimmung der Sozialdemokrat*innen im
Parlamentarischen Rat zum Grundgesetz wäre ohne den Art. 15 GG nicht
zu haben gewesen.[27]

Sozialisierung bei den politischen Parteien

Ausgehend von der in der deutschen Bevölkerung nach dem Ende des 2.
Weltkriegs stark verbreiteten Überzeugung, dass Großkapital und
Großgrundbesitz einen wesentlichen Anteil an der Katastrophe des
Faschismus trugen,[28] waren sozialistische Auffassungen in den ersten
Nachkriegsjahren bis in die CDU hinein sehr verbreitet gewesen. So
hatte noch das Ahlener Programm der CDU in der britisch besetzten Zone
von 1947 gefordert, dass "die neue Struktur der deutschen Wirtschaft
(...) davon ausgehen (muss), dass die Zeit der unumschränkten
Herrschaft des privaten Kapitalismus vorbei ist" und sich in diesem
Sinne Eingriffe in die Eigentumsordnung bis zur vollständigen
Vergesellschaftung von Bergbau und eisenschaffender Großindustrie auf
die Fahnen geschrieben.[29]

Sozialisierung in den Landesverfassungen

Verschiedene Landesverfassungen hatten die Vergesellschaftung von
Großbetrieben, insbesondere von Bergbau, Eisen- und Stahlindustrie
verbindlich vorgesehen, die Nordrhein-Westfälische Verfassung - unter
einer CDU-geführten Landesregierung - sogar noch 1950, ein Jahr nach
Verabschiedung des Grundgesetzes.[30] Auch in Berlin wurde am 13.
Februar 1947 von der Stadtverordnetenversammlung mit den Stimmen von
SPD, CDU und SED gegen die LDP ein Sozialisierungsgesetz beschlossen,
dem im September 1947 eine Durchführungsverordnung folgte. Die
Alliierten, unter denen in dieser Frage keine Einigkeit bestand,
verzögerten die Umsetzung des Gesetzes so lange, bis an seine
Verwirklichung im Zuge der beginnenden Kalten Kriegs und der Spaltung
Berlins nicht mehr zu denken war.[31]

Sozialisierung in Hessen

Sozialisierungsartikel in den Länderverfassungen nach 1945 standen in
einem direkten Zusammenhang mit Gestaltungsansprüchen, die sich nicht
allein auf die politischen Grundrechte und Institutionen bezogen,
sondern auf eine neue soziale Ordnung gerichtet waren. In der
Hessischen Verfassung vom 01.12.1946 hieß es in Art. 38 in diesem
Sinne: "Die Wirtschaft des Landes hat die Aufgabe, dem Wohl des ganzen
Volkes und der Befriedigung seines Bedarfs zu dienen. Zu diesem Zweck
hat das Gesetz die Maßnahmen anzuordnen, die erforderlich sind, um die
Erzeugung, Herstellung und Verteilung sinnvoll zu lenken und jedermann
einen gerechten Anteil an dem wirtschaftlichen Ergebnis aller Arbeit
zu sichern und ihn vor Ausbeutung zu schützen."[32] Davon ausgehend
wurde in den nachfolgenden Artikeln 39 bis 41 ein abgestuftes
Maßnahmepaket definiert, das die unmittelbar mit Inkrafttreten der
Verfassung wirksam werdende Vergesellschaftung von Bergbau, Eisen- und
Stahlerzeugung, Betrieben der Energiewirtschaft und des an Schienen
und Oberleitungen gebundenen Verkehrswesens (Art. 41) enthielt.[33]

In der Hoffnung ihn zu verhindern, hatte die US-amerikanische
Besatzungsmacht angeordnet, dass neben der allgemeinen Volksabstimmung
über die Hessische Verfassung der Sozialisierungsartikel 41 einer
gesonderten Abstimmung unterzogen wurde. In der Abstimmung im Dezember
1946 stimmten 76,8 Prozent der Abstimmenden für die Verfassung und
71,9 Prozent für den Art. 41, was zeigt, wie sehr die hier
formulierten Vorstellungen einer neuen sozialen Ordnung zu dieser Zeit
in der deutschen Bevölkerung verankert waren.[34]

An den Beschluss der Verfassung schlossen sich jedoch
Auseinandersetzungen zwischen den Parteien um die Ausgestaltung der
konkreten Sozialisierungsgesetze an, die zusammen mit dem Widerstand
der US-amerikanischen Besatzungsmacht dafür sorgten, dass mit Buderus
nur ein einziges Hessisches Großunternehmen tatsächlich (teilweise)
vergesellschaftet wurde.[35]

Generalstreik für die Sozialisierung

Höhepunkt und Abschluss der Sozialisierungsbewegungen in
West-Deutschland nach dem 2. Weltkrieg blieb der eintägige
Generalstreik der Gewerkschaften der Bizone am 12. November 1948. Nach
zeitgenössischen Angaben beteiligten sich von den 11,7 Millionen
Arbeitnehmer*innen der amerikanischen und britischen Zone sieben
Millionen an diesem politischen Demonstrationsstreik, zu dessen
grundsätzlichen Forderungen die Überführung der Grundstoffindustrien
in Gemeineigentum, die Demokratisierung der Wirtschaft unter
gleichberechtigter Mitwirkung der Gewerkschaften und die Umsetzung der
in diesem Zusammenhang von den Länderparlamenten beschlossenen Gesetze
gehörten.[36]

Dennoch blieben die Sozialisierungsbestrebungen der Nachkriegszeit in
den Westzonen Deutschlands letztendlich weitgehend wirkungslos. Mit
dem sich zuspitzenden Kalten Krieg in den 50er Jahren wurde die
Vorstellung von einer neuen nichtkapitalistischen Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung schließlich gänzlich verdrängt.


IV) Folgerungen

Mit der Kampagne "Deutsche Wohnen & Co. enteignen" wurde diese in
Vergessenheit geratene potenziell gesellschaftsverändernde Dimension
des Grundgesetzes mit seinem Artikel 15 wieder auf die Tagesordnung
gesetzt. Mit dem Volksbegehren lässt sich das Gebaren im derzeitigen
Kapitalismus angreifen und die sozialen Verwerfungen auf das
politische Tableau setzen. Es rückt ein Instrument, für das
Sozialdemokrat*innen gekämpft haben, in den Mittelpunkt der Debatte
und sollte als ein sozialdemokratisches verteidigt werden. Es macht
eine verfassungsrechtliche Diskussion um die Grenzen und den Spielraum
der grundgesetzlichen Wirtschafts- und Sozialordnung möglich. Und es
setzt die Frage, welche Bereiche gesellschaftlichen Lebens
kapitalistischen Marktgesetzen unterworfen sein sollten und was
gesellschaftlich organisiert gehört, wieder dorthin, wohin es gehört:
in den Raum des Politischen. Wir sollten uns als Sozialdemokrat*innen
in diese Diskussion einschreiben. Und das heißt zuallererst, die
Initiative "Deutsche Wohnen & Co. enteignen" unterstützen.
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FAMILIENRECHT/223: Kindergeld - Ausbildungswilligkeit reicht (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 30. September 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Kindergeld: Ausbildungswilligkeit reicht



Düsseldorf/Berlin (DAV). Die Ausbildungswilligkeit eines Kinds kann
auch mit schriftlicher Erklärung im Nachhinein nachgewiesen werden.
Dann haben die Betroffenen auch Anspruch auf Kindergeld. Die
Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Finanzgerichts Düsseldorf vom
26. April 2019 (AZ: 7 K 1093/18 Kg).

Die Mutter bezog für ihr volljähriges Kind Kindergeld. Als die Tochter
länger erkrankte, verlor sie ihren Ausbildungsplatz. Auf Nachfrage der
Familienkasse teilte sie schriftlich mit, dass sie nach Beendigung
ihrer Erkrankung schnellstmöglich eine Ausbildung aufnehmen wolle. Die
Familienkasse war der Meinung, dass die Mutter für den Zeitraum
zwischen der Beendigung der Ausbildung und dem Schreiben keinen
Anspruch auf Kindergeld habe. Die Erklärung des Kinds wirke nur für
die Zukunft. Die Familienkasse forderte die Mutter auf, das
ausgezahlte Kindergeld zurückzuzahlen.

Die Klage der Mutter gegen die zu Rückzahlungsaufforderung war
erfolgreich. Das Gericht stellte fest, dass das Kind auch für den
fraglichen Zeitraum ausbildungswillig gewesen sei. Es habe dies durch
die Erklärung nachgewiesen. Diese Erklärung gelte auch rückwirkend.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 17/19 vom 30. September 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INTERNATIONAL/293: Honduras - Verzögerungen im Mordprozess Berta Cáceres (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Verzögerungen im Mordprozess Berta Cáceres in Honduras

Von Andrea Lammers



(Tegucigalpa, 26. September 2019, amerika21) - Die für den gestrigen
Mittwoch in Honduras angesetzte Vorverhandlung gegen Roberto David
Castillo Mejía, einen der mutmaßlichen Anstifter des Mordes an Berta
Cáceres [1], wurde auf den 10. Oktober verschoben. Die indigene
Umwelt- und Menschenrechtsaktivistin war am 2. März 2016 in ihrem Haus
erschossen worden. Die Verteidiger des ehemaligen
Geheimdienstoffiziers und CEO des Unternehmens Desarrollos Energeticos
S.A. (Desa) hatten kurzfristig die Verschiebung beantragt und die
zuständige Richterin gab dem Antrag am angesetzten Verhandlungstag
statt. Der Prozess war schon seit fünf Monaten gestoppt gewesen. In
dieser Zeit starteten die Verteidiger Castillos eine Medienkampagne,
um Berta Cáceres postum zu diskreditieren und Castillo von jeglichem
Verdacht reinzuwaschen. Die Anwälte der Familie von Cáceres vermuten
auch jetzt wieder eine bewusste Verzögerungstaktik der Verteidiger.

Die honduranische Staatsanwaltschaft veröffentlichte gestern eine
Pressemitteilung, in der sie die Auswertung von Chats und Telefonaten
zwischen Castillo und dem Ex-Militär und früheren Sicherheitschef der
Desa, Geovanny Bustillo, beschreibt. Die Beschuldigten hätten "den
Mordplan weiter verfolgt" und außerdem könne nachgewiesen werden, dass
Castillo 500.000 Lempira (etwa 18.000 Euro) für die Mörder bezahlt
habe. Das Urteil gegen vier Auftragsmörder und drei weitere an dem
Verbrechen direkt Beteiligte (ein Major der honduranischen Armee, ein
Ex-Sicherheitschef und ein Manager der Desa), das Ende November 2018
gesprochen wurde, liegt noch nicht schriftlich vor und ist damit noch
nicht rechtskräftig. Die Staatsanwaltschaft betont, dass sie noch
ermittle, um "weitere Urheber des Mordes zu identifizieren".


Anhaltende Straflosigkeit öffnet Tür und Tor für weitere
Angriffe auf Aktivist*innen

Für Victor Fernández, Anwalt von Berta Cáceres` Töchtern und des Rates
zivilgesellschaftlicher und indigener Organisationen in Honduras
Copinh (Consejo Cívico de Organizaciones Populares e Indígenas de
Honduras), gibt es längst klare Hinweise darauf, um wen es sich dabei
handelt. Fernández sagte gestern gegenüber der Presse: "Es liegen
Beweise vor, dass das Unternehmen Desa, dass seine Führung
verantwortlich ist. Und wir haben die Staatsanwaltschaft gebeten, dass
sie Anklage erhebt, weil einige von ihnen direkt mit Attacken gegen
Copinh und dem Mord an Berta Cáceres in Verbindung stehen. Wir
bedauern sehr, dass die Staatsanwaltschaft gegen sie immer noch nicht
konsequent und effizient ermittelt." Der Anwalt sprach von einer
fortdauernden Bringschuld des Staates, der bisher keine Gerechtigkeit
für die Opfer schaffe. Er beklagte, dass die anhaltende Straflosigkeit
im Fall Cáceres weiteren Attacken und Morde an
Menschenrechtsverteidiger*innen und Umweltaktivist*innen in Honduras
Tür und Tor öffne.

Gegen Castillo läuft ein weiteres Verfahren, das von der
Internationalen Unterstützungskommission gegen die Straflosigkeit
vorbereitet wurde. In dem Prozess gegen insgesamt 16 Beschuldigte geht
es auch um Bestechung, Betrug, Amtsmissbrauch und Dokumentenfälschung
in Bezug auf die Konzessionen, Verträge und Genehmigungen für das
Wasserkraftwerk Agua Zarca. Der Beginn der Verhandlung ist ebenfalls
für diese Woche angekündigt. Ein Bericht US-amerikanischer und
internationaler Organisationen deckte kürzlich das Firmengeflecht auf,
in dem Castillo sich bewegte und gab erste Hinweise auf weitere
potentiell kriminelle Machenschaften. Zudem kamen Vermutungen auf,
Castillo habe mit dem Geld, das ihm die eigentlichen Auftraggeber für
seine Tätigkeit als Mittelsmann für den Mord bezahlt hatten, einige
Monate nach dem Verbrechen ein luxuriöses Haus in den USA gekauft. Ein
Antrag auf Herausgabe der entsprechenden Bankunterlagen ist gestellt.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/podcast/nach-dem-mord-an-berta-caceres-erinnerungen-an-eine-ungebrichene-frau/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/verzoegerungen-im-mordprozess-berta-caceres-in-honduras/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SCHACH-SPHINX/07044: Matt im Raum (SB)


Für einige Meister war das Schach auf einem ebenen Brett nicht genug.
Sie sannen darauf, ein kubisches Schachspiel zu konstruieren, das den
Raum mit seinen drei Dimensionen ausfüllte. Einer der frühen Visionäre
dieses Pfades war Lionel Kieseritzky, der jedoch bei seinen
Zeitgenossen damit kaum einen Anklang fand. So berichtet der deutsche
Schachmeister Adolf Anderssen, wie er anläßlich des ersten
internationalen Turniers in London im Jahre 1851 mit einer Erfindung
Kieseritzkys konfrontiert wurde: "Eines Tages, als ich mit ihm im
Salon des Hotels, das wir gemeinschaftlich bewohnten, zusammentraf,
nahm er mich geheimnisvoll beim Arm und lud mich ein, ihm in sein
Zimmer zu folgen, wo mir ein hoher Genuß bevorstände. Dort angekommen,
wies er nach der Decke, wo ich einen Gegenstand hängen sah, der nach
Inhalt und Form mit einem Vogelbauer Ähnlichkeit hatte. Er ließ mich
nicht lange auf die Lösung des Rätsels warten. Was über mir schwebte,
war nichts geringeres als das einfachste 'Matt im Raum' bei
umfassendster Wirksamkeit der mattsetzenden Dame. Ich war der erste
und einzige in London, dem er dieses Mysterium offenbarte und doch
hätte er sich keinen Unwürdigeren aussuchen können; denn ich begriff
von seiner ganzen Erklärung kein Wort, ohne das Bedürfnis nach näherem
Aufschluß zu fühlen." Versuche einer kubischen Darstellung des
Schachspiels hat es seitdem immer wieder gegeben, doch scheint der
Mensch kein Bedürfnis zu verspüren, seine Gedanken in die drei Ebenen
des Raumes hineinzuprojizieren. Einfacher geht es denn auch im
heutigen Rätsel der Sphinx zu, sozusagen mit flacher, aber greifbarer
Konsequenz: Weiß nutzte die Wirksamkeit seiner beiden Türme für einen
schlauen Schachzug, Wanderer. Dazu mußte er jedoch seine Dame aus der
vertrackten Fesselung befreien.






[image: SCHACH-SPHINX/07044: Matt im Raum (SB)]



Tatai - Medina

Las Palmas 1972


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Das Bollwerk hielt dem Schlag nicht stand, der es mit 1...Tf5xf4!
2.Te3-e5 - 2.g3xf4 Db5-h5+ 3.Df2-h2 Lc6xf3+ - 2...Tf4xf3 bis in die
Grundmauern traf.
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MELDUNG/551: Vorsicht bei Typentests (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 26.09.2019

Vorsicht bei Typentests

Tests zur Bestimmung von Persönlichkeitstypen sind so unsicher wie der
Ausgang eines Münzwurfs



Beliebt, aber nicht aussagekräftig: Unter anderem bei der Personalauswahl
kommen Persönlichkeitstests verstärkt zum Einsatz. Wie Forscher der
Humboldt-Universität zu Berlin (HU), der Freien Universität Berlin und der
Universität Ulm nun in einer Veröffentlichung in der renommierten
Fachzeitschrift Nature Human Behaviour zeigen konnten, sind diese Tests
jedoch nur so zuverlässig wie ein Münzwurf. Sie eignen sich also nicht,
Klarheit in Hinblick auf die Persönlichkeit eines Menschen zu gewinnen und
sind als Hilfsmittel wenig brauchbar.


Persönlichkeit ist keine Schublade, sondern ein Kontinuum

Seit Anbeginn der psychologischen Forschung sei der Typenansatz ein
beliebtes Modell, sagt Prof. Dr. Matthias Ziegler und Co-Autor der jetzt
erschienen Studie. Nun würden Typentests in den vergangenen Jahren
insbesondere in nichtwissenschaftlichen Bereichen verstärkt dazu
verwendet, Menschen Gruppen zuzuordnen. "Typisierungen mit vier
Buchstaben, Farben oder Symbolen helfen hier vermeintlich, schnell
verschiedene Menschen voneinander zu unterscheiden," berichtet der
Psychologe. Das Problem: Diese Tests sind nicht zuverlässig und werden in
der Wissenschaft von jeher kritisch gesehen - unter anderem deshalb, da es
in der wissenschaftlichen Psychologie einen breiten Konsens gibt, dass man
Persönlichkeitseigenschaften eher als Dimensionen und nicht als Schubladen
verstehen sollte. "Persönlichkeit ist ein Kontinuum", sagt Matthias
Ziegler.

Typisierung mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht korrekt

Dem unbenommen veröffentlichte Nature Human Behaviour 2018 eine Studie zu
Typentests, die auf der Auswertung der Daten von mehreren Hunderttausend
Personen basiert. Die Autoren der Studie waren überzeugt, mittels moderner
Algorithmen vier stabile Persönlichkeitstypen nachgewiesen zu haben. Prof.
Dr. Ziegler und seine Kollegen werteten den Datensatz nun ein zweites Mal
aus und kamen zu einem anderen Ergebnis. "Wir haben speziell darauf
geachtet, ob jede Person einem der vier Persönlichkeitstypen zugeordnet
werden kann, und falls ja, wie sicher diese Zuordnung ist."

Ziegler und seine Mitstreiter konnten hierbei zeigen, dass lediglich 42
Prozent der Personen einem der vier Typen zugeordnet werden konnten. "Die
Sicherheit dieser Zuordnung war ungefähr so wahrscheinlich wie der Ausgang
eines Münzwurfs. Somit zeigt unser Kommentar, dass sich sogenannte
Persönlichkeitstypen selbst mit modernsten Methoden und riesigen
Datensätzen nicht sicher bei einzelnen Personen nachweisen lassen", sagt
der Psychologe. Bei wichtigen Entscheidungen - etwa im Bereich Human
Ressources - sei es daher nicht empfehlenswert, auf Typentests zu bauen.
"Die Typisierung ist mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht korrekt."


Originalpublikation:

Four personality types may be neither robust nor exhaustive,

in: Nature Human Behavior;

Autoren: PMSc Jan-Philipp Freudenstein, wissenschaftlicher Mitarbeiter im
Arbeitsbereich Psychologische Diagnostik, Differentielle und
Persönlichkeitspsychologie (Freie Universität Berlin); Prof. Dr. Patrick
Mussel, Professor für Persönlichkeitspsychologie und Psychologische
Diagnostik (Freie Universität Berlin) MSc Christoph Strauch,
wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung für Allgemeine Psychologie
(Universität Ulm); Prof. Dr. Matthias Ziegler, Professor für Psychologische
Diagnostik (Humboldt-Universität zu Berlin)

Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.1038/s41562-019-0721-4

https://rdcu.be/bRdVh

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/927: Herten - Kabarett "FatihMorgana" am 10. Oktober 2019


Stadt Herten

FatihMorgana im Glashaus

7nach8 mit Fatih Cevikkollu am 10. Oktober



Herten. Ich sehe was, was du nicht siehst und das ist: nicht da!
Willkommen in der schönen neuen Welt der alternativen Fakten.
FatihMorgana lädt ein zum Perspektiv-Wechsel am Donnerstag, 10.
Oktober, um 20.07 Uhr im Glashaus. Fatih Cevikkollu präsentiert an
diesem Abend in der Kleinkunstreihe 7nach8 sein sechstes Soloprogramm.
Tickets sind im Vorverkauf erhältlich.

Die Echokammer der Realität lässt nur durch, was du hören willst,
denn: Wer sich permanent in seiner Wohlfühl-Filterblase bewegt,
besorgt es sich ständig selbst - möglicherweise befriedigend, aber ist
es auch befruchtend? Dabei gibt es tolle Nachrichten: Es geht uns so
gut wie noch nie, mal abgesehen von der sächsischen Schweiz, zumindest
gefühlt. Das Einzige, was früher wirklich besser war als heute, ist
der Blick in die Zukunft.

Sein sechstes Solo-Programm widmet Kabarettist Fatih Cevikkollu dem
Schein und dem Sein, den Nachrichten und den Fake News, den Nullen und
den Einsen. Die Aufteilung von Inländern und Ausländern - das war
gestern; heute unterscheiden wir zwischen digitalen Eingeborenen und
digitalen Migranten - man könnte auch sagen: zwischen Nullen und
Einsen. Es gibt weltweit mehr Zugang zum Netz als zu Toiletten, es ist
leichter, online zu gehen als aufs Klo, aber wer rettet uns vor dem
Shitstorm? FatihMorgana - nichts ist, wie es scheint!

Eintrittspreise:

Der Eintritt beträgt 18 Euro im Vorverkauf und 20 Euro an der
Abendkasse. Ermäßigte Tickets kosten 10 Euro. Ermäßigung gibt es für
Hertenpass-Inhaberinnen und -Inhaber, Schwerbehinderte, Schülerinnen
und Schüler, Auszubildende, Studierende, BFDler und FSJler.

Kartenvorverkauf:

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel. (0 23 66) 303
232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. (0 23
61) 1 70 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel. (0 23 66) 18 11 60

proticket.de (gebührenpflichtig)

Infos: Kulturbüro Herten, Tel.: 0 23 66 / 303 179, herten.de

Parken:

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist während der Veranstaltung bis 24 Uhr
gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/369: Lippstadt - "Ein Sommernachtstraum" nach William Shakespeare, 10.10.2019


Stadt Lippstadt

Ein Sommernachtstraum - eine Komödie nach William Shakespeare

Die mitreißende Inszenierung der bremer shakespeare company wurde mit
dem Monica Bleibtreu Preis ausgezeichnet



Lippstadt. Die große Hauptdarstellerin in "Ein Sommernachtstraum" ist
die Liebe. Die Athener gehorchen strengen Konventionen, die die Liebe
zähmen und in eine Vernunftehe pressen sollen. Wer ausbricht und
seinen Gefühlen folgt, auf den wartet der Wald: eine anarchische Welt,
die in ihrer Unberechenbarkeit zugleich verlockt und erschreckt, ein
Traumreich, in der Feen und Geister regieren. Dort bricht sich die
Liebe ihre Bahn, täuscht, verblendet, verwirrt, berauscht. Der Liebe
verfallen die Zauberwesen, genauso wie die braven Athener. Die Liebe
soll mit Tricks, Tropfen und Drogen manipuliert werden, doch sie zieht
die Figuren in einen Wirbel verführerischer und bedrohlicher
Ereignisse, in dem Traumseligkeit und Albtraum hautnah beieinander
liegen.

Die "bremer shakespeare company" wurde bei den 1. Privattheatertagen
für ihre moderne Inszenierung "Ein Sommernachtstraum" mit dem Monica
Bleibtreu Preis ausgezeichnet. In der Begründung der Jury wurden die
"überwältigende Spielfreude", die "mitreißende und liebevolle
Inszenierung", sowie "das Bühnenbild, das Licht, die Kostüme und die
Choreografie" und die "Leidenschaft eines erstklassigen Kreativteams"
hervorgehoben.

Um 19.15 Uhr wird eine Stückeinführung von Linda Keil angeboten.

Termin: Donnerstag, 10. Oktober 2019, 20 Uhr

Preise: VVK: Euro 22,- / 20,- / 18,- / ermäßigt: 11,- / 10,- /
9,- 

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

und ONLINE über das VIBUS-Ticketportal

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 29. September 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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AKTION/687: Widerstand gegen Kreuzfahrten wächst - Blockade in Finnland (TKKG)


TurboKlimaKampfGruppe - Pressemitteilung vom 30. September 2019

Widerstand gegen Kreuzfahrten wächst - Blockade in Finnland



Nachdem es Pfingsten in Kiel zu einer Blockade des Kreuzfahrtschiffs
"Zuiderdam" kam, erwischte es jetzt die "Queen Elizabeth". Das rund 300
Meter lange und für über 2000 Passagiere ausgelegte Kreuzfahrtschiff
wurde in Finnland von Klimaaktivist*innen blockiert. Ein erneuter Anlass
für die TurboKlimaKampfGruppe (TKKG) den Rückbau der
Kreuzfahrt-Terminals in Kiel zu fordern.

Am Mittwoch hatten Aktivist*innen der Gruppe Elokapina das Schiff in
Helsiniki am Auslaufen Richtung St. Petersburg erheblich verzögert,
indem sie in Kayaks vor dem Schiff kreuzten. In Kiel freut sich TKKG,
dass die Aktion "Smash Cruiseshit" Nachahmer*innen gefunden hat oder
unabhängig davon Menschen auf die gleiche Idee kamen. "Der Widerstand
gegen die dreckigen Pötte wächst weltweit. Die nächste Blockade ist nur
eine Frage der Zeit. Wir werden auch in Kiel weiter protestieren",
kündigt Anna von TKKG an.

Währenddessen schreiten die Arbeiten am Terminalneubau am Ostseekai
voran, die Baukräne wurden schon abgebaut. Hier zeigt die Stadt, welche
den Seehafen Kiel betreibt, wie sie mit dem kommunal ausgerufenen
"Climate Emergency" umgeht. Es werden vielleicht ein paar Fahrradwege
ausgebaut oder ein neues Feuerwerk-Konzept vorgelegt, aber wenn es um
große Schadstoffverursacher*innen wie die Kreuzfahrtschifffahrt geht,
gibt es grünes Licht für mehr Schiffe mit mehr Verschmutzung. Ein klares
Signal wäre, wenn sich die Stadt stattdessen verpflichten würde, die
Kreuzfahrtanläufe zu reduzieren und endlich ein Limit für die Anzahl der
Anläufe in Kiel festlegt.

"All das zeigt, dass wir den Klimaschutz nicht irgendwelchen
Institutionen überlassen dürfen. Wir müssen selbst aktiv werden, wenn
wir auch nur ansatzweise eine lebenswerte Welt erhalten wollen. So wie
das derzeit läuft, wird das nicht möglich sein" erklärt Carlo (TKKG).

 * 

Quelle:

TKKG - TurboKlimaKampfGruppe

Internet: https://tkkg.noblogs.org
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MELDUNG/519: "Marine Regions Forum" diskutiert Lösungen für den Meeresschutz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Umweltbundesamt
Berlin, 30. September 2019

"Marine Regions Forum" diskutiert Lösungen für den Meeresschutz

200 Expert*innen aus aller Welt treffen sich ab heute in Berlin



Wie können wir das Meer schützen? Welche Rolle kann die Wissenschaft
dabei spielen? Wie lässt sich die Vermüllung der Meere bekämpfen?
Welche Rolle können Meeresregionen bei der Umsetzung der globalen
Nachhaltigkeitsziele spielen? Und welche Ansätze haben sich im
weltweiten Vergleich bewährt, welche innovativen Lösungen wurden in
Meeresregionen bereits umgesetzt? Mit möglichen Antworten auf diese
Fragen beschäftigen sich 200 internationale Expertinnen und Experten
im Rahmen des Marine Regions Forums ab heute in Berlin.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Der jüngste Bericht des
Weltklimarats hat einmal mehr verdeutlicht: Klima- und Meeresschutz
gehören zusammen. Und es gibt keine Zeit zu verlieren. Darum ist es
gut, dass beim Marine Regions Forum vielfältige Experten und
Expertinnen zusammenkommen, um mögliche Lösungen zu erarbeiten und zu
teilen. Ich hoffe, dass wir im Rahmen des Forums auch weitere
Mitstreiter und Mitstreiterinnen für unseren Einsatz für eine neue 
UN-Kunststoff-Konvention gewinnen."

Maria Krautzberger, Präsidentin des Umweltbundesamtes (UBA): "Die
Weltmeere bieten mit ihrer natürlichen Speicherfähigkeit für CO2 und
Wärme einen wichtigen Schutz gegen den Klimawandel. Nur gesunde Meere
aber können ihre Funktion im Klimasystem richtig wahrnehmen. Jede
Belastung, wie übermäßige Düngung oder Verschmutzungen durch intensive
Seeschifffahrt oder Meeresmüll, macht die Meere weniger
widerstandsfähig und damit anfälliger für die zunehmenden Effekte des
Klimawandels wie die erhöhten Temperaturen und die Ozeanversauerung.
Gemeinsam wollen wir auf der Konferenz Wege finden und Ideen
austauschen, wie wir den Schutz gegen den Klimawandel und weitere
Belastungen in den Meeresregionen verbessern können."

Deutschland bekannte sich auf der UN-Ozeankonferenz 2017 zu mehr
Meeresschutz und dem Nachhaltigkeitsziel 14 für "Nachhaltige Nutzung
und Erhalt der Meere". Das Marine Regions Forum wird nun 200
Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Zivilgesellschaft und
Politik zusammenbringen, um effektive Schutzmaßnahmen zu diskutieren
und neue Lösungsansätze für die Zusammenarbeit im Meeresschutz zu
entwickeln. Gastgeber sind das Bundesumweltministerium und das
Umweltbundesamt, gemeinsam mit der Europäischen Kommission und dem
IASS Potsdam. Organisiert und durchgeführt wird das Forum vom IASS
Potsdam, dem Institute for Sustainable Development and International
Relations (IDDRI) aus Paris und dem Think Tank for Sustainability
(TMG).

Unter anderem werden Bundesumweltministerin Svenja Schulze,
Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth, der ehemalige
Bundesumweltminister, Gründungsdirektor von IASS und TMG, Klaus
Töpfer, der Fischereiminister von Namibia, Bernhard Esau sowie Inger
Andersen, Direktorin des Umweltprogramms der UN (UNEP), am Marine
Regions Forum 2019 teilnehmen. Die Ergebnisse des Forums fließen in
die regionalen und globalen politischen Prozesse zur Meerespolitik
ein, u.a. in die UN-Ozeankonferenz 2020 in Lissabon.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 170/19, 30.09.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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ENERGIE/098: Mexiko - Ausbau von Gas- und Erdölförderung trotz Klimaprotesten (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Trotz Klimaprotesten: Ausbau von Gas- und Erdölförderung

Von Knut Hildebrandt



(Berlin, 24. September 2019, npl) - Am 20. September begann der
einwöchige Globale Klimastreik, zu dem die Bewegung Fridays for Future
aufgerufen hat. Die weltweiten Klimaproteste finden parallel zur
UNO-Klimakonferenz in New York statt. Mit zahlreichen Demonstrationen
und Aktionen beteiligen sich auch Schülerinnen und Schüler in Mexiko
am Globalen Klimastreik. In Mexiko-Stadt zogen am ersten Streiktag
etwa 1.000 Menschen durch das Stadtzentrum. Sie forderten von der
Regierung effektive Maßnahmen gegen die drohende Klimakatastrophe. Im
südmexikanischen Oaxaca sind für die Streikwoche eine Reihe von
Veranstaltungen geplant. Dazu zählen Workshops und Gesprächsrunden. In
diesen soll diskutiert werden, wie eine gerechtere und nachhaltige
Gesellschaft aussehen und was jeder einzelne für den Umweltschutz tun
kann.


Mexikos Regierung ignoriert Klimaproteste

Mexikos Regierung berücksichtigt allerdings weder die Klimaproteste
noch die drohende Klimakatastrophe in ihrer aktuellen Politik. Eher
das Gegenteil trifft zu. Der Vorschlag für den Haushalt 2020 sieht
eine starke Erhöhung der Ausgaben für die Erdgas- und Erdölförderung
vor. Das Budget des Energieministeriums wird um mehr als 70 Prozent
steigen. Der größte Teil dieser Mittel soll für die Erdgas- und
Erdölförderung ausgegeben werden. Mehr als zehn Milliarden Peso,
umgerechnet eine knappe halbe Milliarde Euro, sollen sogar ins
Fracking fließen. Und das obwohl López Obrador vor der Wahl
versprochen hatte, Fracking nicht mehr zulassen zu wollen.


Klimaschutz bleibt auf der Strecke

Auch der Etat für die Bekämpfung der Auswirkungen des Klimawandels
soll im kommenden Jahr um mehr als das Doppelte erhöht werden.
Allerdings seien fast drei Viertel der Mittel für den Transport von
Erdgas vorgesehen. Das beklagt ein Zusammenschluss von NGOs in einer
am 18. September veröffentlichten Presseerklärung. Zu den
Unterzeichner*innen gehören neben Greenpeace auch die Mexikanische
Allianz gegen das Fracking, sowie eine Reihe weiterer
zivilgesellschaftlicher und Umweltorganisationen. Außerdem verweist
der Zusammenschluss darauf, dass die Regierung López Obradors auch in
Zukunft auf Erdgas und Erdöl als wichtigste Energieträger setzt. Der
vorgelegte Haushaltsentwurf sei auch in keiner Weise geeignet, der
Klimakatastrophe etwas entgegen zu setzen, heißt es weiter. Darüber
hinaus fordern sie die Politik zu einem Richtungswechsel auf: Die
Energieversorgung müsse in Zukunft dezentral organisiert werden und
auf erneuerbare Energieträger setzen.


URL des Artikels:
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GENTECHNIK/247: Mexiko - Staatliche Gelder kommen privaten Gentech-Unternehmen zugute (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Staatliche Gelder kommen privaten Gentech-Unternehmen zugute



(Oaxaca, 26. September 2019, La Minuta) - Mehr als 3,7 Millionen Euro
(80 Millionen Pesos) staatlicher Gelder sind in die Entwicklung der
privaten Gentechnik-Industrie in Mexiko geflossen. Der staatliche Fond
für Biosicherheit für gentechnisch veränderte Organismen CIBIOGEM
(Comisión Intersecretarial de Bioseguridad de los Organismos
Genéticamente Modificados) hatte wissenschaftliche Studien dieser
Unternehmen finanziert. Dies teilte das Komitee des Fonds und der
Nationale Rat für Wissenschaft und Technik Conacyt (Consejo Nacional
de la Ciencia y Tecnología) offiziell mit. Die veröffentlichten Daten
enthüllen, dass die Gelder, die für die (landwirtschaftliche)
Biotechnologie ausgegeben wurden, bei weitem jene Summen
überschreiten, die in Projekte zu Studien der Biosicherheit (Studien,
die Umweltkatastrophen vorbeugen sollen) geflossen sind.

72 Prozent der Studien, die mit staatlichen Mitteln finanziert wurden,
entfielen auf Studien zur Entwicklung der (landwirtschaftlichen)
Biotechnologie. Das heißt, es gibt eine deutliche Tendenz zur
Produktion genetisch veränderter Organismen und dem Einsatz von
Agrargiften, ganz im Sinne multinationaler Unternehmen und auf Kosten
des traditionellen und des Bio-Anbaus. Diese Daten wurden in der
Reportage mit dem Titel "Das Saatgut-Kartell" (El cártel de las
Semillas) veröffentlicht. Darin ist auch zu lesen, dass die Studien so
angelegt wurden, dass sie zum Vorteil der Gentechnik-Industrie
ausfallen. So wurden die Studien nur auf sehr kleinen Flächen, die nie
mehr als einen Hektar umfassten und ohne die nötigen
Kontrollmechanismen durchgeführt. Darüber hinaus ist es dem
Unternehmen Monsanto gelungen, mit Hilfe der Regierung über Programme
zur Unterstützung der ländlichen Regionen gentechnisch verändertes
Saatgut zu vermarkten.


URL des Artikels:
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INITIATIVE/196: Klima und Akt 45 der Gelbwesten - "Das Recht auf Demonstration in Frankreich wird theoretisch" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München / Redaktion
Paris

Demonstrationen in Paris: Klima und Akt 45 der Gelbwesten

"Das Recht auf Demonstration in Frankreich wird ...
theoretisch"

Von Michel Deslandes, 27. September 2019






[image: Bild: © Pressenza]

Banner am Kopf des Demonstrationszuges:
'Klima - soziale Gerechtigkeit. Wir werden nicht mehr warten!'

Bild: © Pressenza



Große Demonstration am 21. September, mit vielen Teilnehmern, die
meisten von ihnen friedlich, aber die Polizei war fest dazu
entschlossen, den gesamten Umzug so weit zu vergasen, dass er - fast
am Bahnhof von Port-Royal angekommen - wieder zum Ausgangspunkt
zurückkehren musste!

Völlig wahllos wurde Tränengas in die Menge versprüht, mehr als
hundert Meter mitten in den Umzug hinein, und das fortwährend, obwohl
am Rande der Demo auch viele Menschen mit Babys in Kinderwägen
standen. Denn man darf nicht vergessen, dass es auch der Tag des
Kulturerbes ("Journée du Patrimoine") war und daher viele Menschen in
den Straßen waren ...

Wir fragen uns also, was ist hier die Strategie der Mächtigen ... Von
Castaner (Innenminister von Frankreich) und Lallement (Polizeipräfekt
von Paris), die eigentlich in den Kellern von Matignon sein sollten,
um vor ihren riesigen Bildschirmen zu verfolgen, was passiert, und um
vor dort aus ihre Befehle zu geben ...

Warum diese permanente
und kontinuierliche Vergasung des Demonstrationszuges, warum?

Das Recht auf Demonstration in Frankreich wird gerade, wie so viele
andere Rechte auch, völlig theoretisch!


Übersetzung von Pressenza München


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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INITIATIVE/195: Aus ganz Italien die Bilder des bisher größten FridaysForFuture-Streiks (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 27. September 2019

Aus ganz Italien 
die Bilder des bisher größten FridaysForFuture-Streiks






[image: Bild: © Federica Fratini]

Klimastreik in Rom: 'Tutto ciò che accade alla terra, accade anche a
noi - Alles was der Erde geschieht, geschieht auch uns'

Bild: © Federica Fratini



Es sind 180 italienische Städte, in denen Fridays for Future heute
mindestens eine Million Menschen zusammen brachten. Große und kleine
Demonstrationen, bunt, ironisch und entschlossen, den radikalen Wandel
zu fordern, der notwendig ist, um den Planeten zu retten und eine
menschliche und lebenswerte Welt aufzubauen.

Analog gab es heute Klimastreiks und Demos in 27 Ländern auf der
ganzen Welt. In Neuseeland wird geschätzt, dass 3,5% der Bevölkerung
teilnahmen.

Für weitere aktualisierte Fotos aus Bologna, Livorno, Pescara, Pistoia
und Trapani bitte die italienische Version aufrufen [1].


Übersetzung von Pressenza München


Anmerkung:

[1] https://www.pressenza.com/it/2019/09/da-tutta-italia-le-foto-del-piu-grande-friday-for-future
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STIMMEN/137: Atomwaffen und Klimawandel (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Atomwaffen und Klimawandel

Von Carlos Umaña, Redaktion Madrid, 28. September 2019



Das Leben auf der Erde wird konfrontiert mit zwei existenziellen
Gefahren: Der Klimakrise und den Atomwaffen. Beide Gefahren sind eng
miteinander verbunden und begünstigen sich gegenseitig. Angesichts
einer brennenden Welt würde man davon ausgehen, dass die Klimakrise
nun nicht einmal mehr von den hartnäckigsten Verleumdern ignoriert
werden kann. Nichtdestotrotz ignoriert die große Mehrheit die
Tatsache, dass die aktuelle Situation einen Atomkrieg immer
wahrscheinlicher macht und dass eine nukleare Abrüstung nun wichtiger
denn je ist.


Klima und die nuklearen Konsequenzen

Laut dem Bericht "De Ojivas a Molinos" [1] von Amerikas Agentur für
Umweltschutz [2] beliefen sich die Kosten, die durch Klimakatastrophen
verursacht wurden in Amerika allein 2018 auf 400 Milliarden Dollar.
Schätzungen nach zu urteilen werden diese bis 2050 auf 3 Billionen
ansteigen. Die Kosten der Luftverschmutzung, die jährlich durch die
Verbrennung von fossilen Brennstoffen hervorgerufen werden, belaufen
sich Prognosen zufolge auf rund 176 Milliarden Dollar pro Jahr und
werden bis 2050 insgesamt auf 5,2 Billionen ansteigen.

Die Investition in grüne Technologien ist nun auf der ganzen Welt
essentiell, insbesondere in den Ländern, die am meisten zur
Umweltverschmutzung beitragen. Gerade weil die direkten und indirekten
Kosten der Umweltschäden immens sind, wird klar, dass das
Kosten-Nutzen-Verhältnis grüner Technologien hoch ist. Dennoch rührt
die politische Kurzsichtigkeit und die konsequente Demagogie vom
Stillstand der Mehrheit der Politiker her. Tatsächlich werden viele
politische Ressourcen und wissenschaftliches Talent, die zur
ökologischen Innovation dringend gebraucht werden, für die Entwicklung
nuklearer Aufrüstung verschwendet. Auf diese Weise wird gegen das
Leben auf unserem Planeten vorgegangen, statt alarmierende Probleme
auf eben diesem zu lösen.

Insbesondere die nuklearen Waffen sind aus militärischer und
politischer Sicht obsolet und selbstmörderisch. Der mangelnde
Weitblick dieser Rüstungslaune ist sehr kostspielig, da nukleare
Waffen in ihrer Erhaltung sehr teuer sind: Die aktuelle Investition in
nukleare Waffen liegt bei 126 Milliarden Dollar pro Jahr und nimmt
weiter zu.


Das Risiko eines Atomkrieges

Die Klimakrise begünstigt einen Atomkrieg. Der Zeiger der
Weltuntergangsuhr, eine symbolische Uhr, die das Risiko einer
kompletten Zerstörung durch einen Atomkrieg misst, steht aktuell zwei
Minuten vor Mitternacht und verzeichnet somit das höchste Risiko seit
1947. Dies lässt sich primär auf drei Faktoren zurückführen: 1. auf
die instabile politische Führung in den Nuklearstaaten, 2. auf das
große Risiko einer ungewollten nuklearen Detonation duch
Ciberterrorismus. Dieses Risiko wird durch die zunehmende Abhängigkeit
von automatisierten Systemen überhaupt erst ermöglicht. 3. auf den
Klimawandel.

Der Klimawandel vervielfacht die Wahrscheinlichkeit kriegerischer
Auseinandersetzungen aufgrund von Ressourcen, Trinkwasser und
Lebensmitteln und erhöht den Druck der Migration. Der politische
Kollaps hingegen führt dazu, dass extremistische Führer die Kontrolle
über nukleare Waffen erlangen. Somit ist das Risiko eines Atomkrieges
in Regionen mit politischer Spannung höher.


Die Auswirkungen nuklearer Waffen auf die Umwelt

Insbesondere jetzt in diesen Zeiten kann eine einzige nukleare
Detonation einen signifikanten und irreparablen Umweltschaden
auslösen.

Einerseits löst eine nukleare Detonation einen elektromagnetischen
Puls (Abkürzung EMP im Englischen) aus. So kann ein einziger EMP in
großer Höhe - ohne dass die nukleare Bombe sonderlich stark sein
muss - alle elektrischen Systeme auf einem Kontinent ausfallen lassen.
Ungeachtet ob dieser EMP in Nordamerika oder Europa augelöst wird. Der
EMP hätte massive Auswirkungen auf das elektrische Netz, auf die
Kommunikation, auf Autos und Krankenwagen und würde das ziviliserte
Leben wie wir es kennen komplett verändern. Gleichzeitig würde ein EMP
mehrere Dutzend nukleare Explosionen in Atomkraftwerken auslösen.
Denken wir einen Moment an den Schaden, der durch nur einen nuklearen
Unfall ausgelöst wird: Die Welt leidet immer noch unter den Folgen des
nuklearen Unfalls in Fukushima 2011 - und dass bei nur einem
Atomkraftwerk. Multiplizieren wir die Folgen von Fukushima nun um
einige Dutzend und wir haben das Ergebnis mehrerer nuklearer Unfälle.
Wir können schon lange nicht mehr nur von Hypothesen sprechen. Vor
Kurzem drohte bereits Kim Jong Un Amerika wohlwissend, dass das
nordkoreanische Waffenarsenal, ein winziger Bruchteil des
amerikanischen Arsenals, ausreicht, um das Leben für den gesamten
Subkontinent von Nordamerika zu verändern.

Andererseits hätte die Nutzung von nuklearen Waffen, wenn auch
begrenzt, katastrophale klimatische Konsequenzen. 2012 wurde eine
prospektive Studie [3] zu einem Krieg zwischen Indien und Pakistan,
beides nukleare Staaten die im Konflikt miteinander stehen,
veröffentlicht. Mit bereits 100 Bomben, die die Größe derer aus
Hiroshima haben und weniger als 0,5% des globalen Waffenarsenals
repräsentieren, wäre die katastrophale Auswirkung nicht nur lokal und
regional sondern auch global. Die Ozonschicht würde zerstört werden -
was widerrum eine Auswirkung auf das Leben derjenigen hat, die von ihr
abhängen. Das Klima würde sich so stark verändern, dass sich die
Erntezeiten der gängigen Getreidesorten von der viele Bevölkerungen
abhängen reduzieren würden. Diese Verringerung der Erntezeiten würde
eine Hungersnot auslösen, die zwei Millionen Menschen auf der ganzen
Welt insbesondere im Süden töten würde. Dieser Nahrungsmangel würde
wiederum mehr Konflikte schüren, die wiederum eine Steigerung der
Nutzung nuklearer Waffen nach sich ziehen würden. Betrachtet man das
Gesamtbild, so wird klar, dass ein nuklearer Krieg Zerstörung in einem
Ausmaß anrichten würde, das für uns nur schwer vorstellbar ist. Ein
nuklearer Krieg würde mit dem Tod von Milliarden von Menschen, einer
radioaktiven Kontamination riesiger Gebiete und einem nuklearen
Winter, der unsere Zivillisation zerstört und möglicherweise sogar
unsere Spezies einhergehen.


Lösungen

Die Lösung für den Klimawandel muss eine nukleare Abrüstung
beinhalten. Die nuklearen Waffen stellen inakzeptable Risiken dar und
untergraben die Fundamente der internationalen Kooperation und den
guten sowie essentiellen Willen globale Krisen zu lösen.

Um die Klimakrise zu lindern, bedarf es dem Einsatz von massiven
Ressourcen. Ein großer Teil dieser Kapitalinvestition könnte direkt
durch die Vielzahl an Ressourcen getilgt werden, die bei der nuklearen
Abrüstung frei werden. Statt sich mit nuklearen Waffen zu
beschäftigen, könnten die wissenschaftlichen Talente und politischen
Ressourcen für die Suche nach ökologischen Innovationen genutzt
werden.

Weiterhin muss die Klimakrise und die nuklearen Waffen betreffend die
ganze internationale Gemeinschaft mobilisiert werden. Es ist notwendig
die Kraft der Menschheit zu kanalisieren, um eine Kultur des Friedens
zu bilden und das multilaterale System zu stärken.

Ja, natürlich sehen wir, wie bilaterale Vereinbarungen kollabieren
(wie auch die zwischen den nuklearen Kräften Amerikas und der
russischen Federation). So gesehen, befinden wir uns auch mitten in
einem Paradigmenwechsel, in dem das Prestige eines Landes nicht länger
von der militärischen oder wirtschaftlichen Macht ausgeht, sondern von
ihrer Dialogfähigkeit Vereinbarungen zu treffen und Frieden zu
stiften. Das Friedensabkommen zum Verbot nuklearer Waffen (TPAN), das
in der UNO im Juli 2017 mit 122 Ländern geschlossen wurde, ist das
Ergebnis dieses Wechsels. Das Aufsetzen dieses Abkommens bedurfte
mehrerer politischer Schritte, die die Kooperation vieler Nationen
beinhaltete. Dabei war dessen Verhandlung komplett konstruktiv und
partizipativ und integrierte Experten der zivilen Gesellschaft auf
eine Art, die zuvor in einem Prozess dieser Art noch nie dagewesen
war. Die Universalisierung und Umsetzung des Abkommens zum Verbot
nuklearer Waffen (TPAN) werden das multilaterale System stärken, den
Glauben an die Wissenschaft erhöhen und die internationale Diplomatie
fördern - alles unabdingbare Elemente im Kampf gegen den Klimawandel.
Des Weiteren müssen die Unterschrift und Ratifizierung des Abkommens
als wichtige Schritte im Rahmen der Klimakrise betrachtet werden.

Die Zeit der Rhetorik ist zu Ende. Angesichts dieses existenziellen
Binoms steht die Menschheit am Scheideweg: Entweder wir haben Erfolg
oder wir zerstören uns selbst. Mehr als jemals zuvor benötigt die Welt
Dialog, pragmatische Führer, die dazu bereit sind mutige
Entscheidungen zu treffen und konstruktive Politik einzuführen. Es ist
obligatorisch, dem Frieden eine Chance zu geben.


Übersetzt aus dem Spanischen vom ehrenamtlichen Pressenza-
Übersetzungsteam.


Über den Autor

Carlos Umaña: Arzt und Übersetzer, ist Mitglied von ICAN und
regionaler Vizepräsident für Lateinamerika von IPPNW, einer der
Organisationen, die sich seit Jahrzehnten für die nukleare Abrüstung
einsetzt.


Anmerkungen:

[1] http://www.nuclearban.us/w2w/

[2] https://www.yaleclimateconnections.org/2019/04/climate-change-could-cost-u-s-economy-billions/

[3] Nuclear Famine: https://www.ippnw.org/nuclear-famine.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AKTION/051: Du hast die Wahl - enkeltaugliche Landwirtschaft jetzt! (BUND TH)


Gemeinsame Presseinformation des BUND Thüringen, AbL Mitteldeutschland
und NABU Thüringen - 29. September 2019

Für eine enkeltaugliche Landwirtschaft - 51 Traktoren und 1.500
Menschen demonstrieren in Erfurt für die Agrarwende



Erfurt. 1.500 Menschen demonstrierten gestern für die Agrarwende in
der Erfurter Innenstadt. Mehr als 50 Bauern und Bäuerinnen waren mit
ihren Traktoren aus ganz Thüringen angereist, um ein klares Zeichen
für eine neue zukunftsfähige Landwirtschaftspolitik zu setzen. Sie
führten den Demonstrationszug an. Auf Initiative der
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft Mitteldeutschland (AbL)
hatten 18 Thüringer Verbände zur "Wir haben es satt!"-Demonstration
aufgerufen, die unter dem Motto stand: "Du hast die Wahl:
enkeltaugliche Landwirtschaft jetzt! - Für eine zukunftsfähige
Landwirtschaft und artgerechte Tierhaltung, für Klimagerechtigkeit und
gutes Essen!". Bei der Abschlusskundgebung vor dem Anger 1 standen
Landwirtschaftsexperten von CDU, SPD, LINKE sowie Bündnis 90/Die
Grünen den Organisatoren Rede und Antwort.




[image: Demoteilnehmerinnen mit Transparent: Wir ackern für Artenvielfalt - #natürlichgehtsumsganze - Bioland. Fotoquelle: © www.wir-haben-es-satt.de]

Fotoquelle: © www.wir-haben-es-satt.de



"Knapp 1.500 Demonstranten setzen heute ein klares Zeichen: Die
bäuerliche Landwirtschaft erfährt auch in Thüringen die volle
Unterstützung der Zivilgesellschaft", freut sich Michael Grolm,
Berufsimker und Landesvorsitzender der AbL Mitteldeutschland. "Damit
sollte auch dem Letzten klar geworden sein, dass wir in Zukunft eine
starke bäuerliche Landwirtschaft brauchen. Der Ausverkauf der
Landwirtschaft an Investoren muss endlich gestoppt werden! Wir
brauchen junge, kreative Betriebe, die den zunehmenden Bedarf an
hochwertigen und regionalen Lebensmitteln decken können."




[image: Trecker mit Transparent: Kleine Landwirte sind keine Agrarfolklore, sie machen unsere Dörfer bunter & lebenswerter - Fotoquelle: © www.wir-haben-es-satt.de]
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Schon seit langem fordert die AbL ein Agrarstrukturgesetz, um
Investorenkäufe zu regulieren. Erst gestern kündigte die Thüringer
Landwirtschaftsministerin Birgit Keller an, ein solches Gesetz auf den
Weg zu bringen. "Das verdeutlicht, dass unser Protest Wirkung zeigt.
Wir werden die Politik an ihren Taten messen. Nach der Landtagswahl
brauchen wir eine Landesregierung, die die Probleme rechtzeitig
anpackt, statt sie weiter auszusitzen", so Grolm.




[image: Treckerkolonne auf der Straße - 'Bürger (w)ehrt Euch, kauft beim Bauern' - Fotoquelle: © www.wir-haben-es-satt.de]
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Unterstützung erfuhren die Thüringer Bauern und Bäuerinnen auch vom
Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) Thüringen: "Wir brauchen eine
nachhaltige Landwirtschaft!", fordert Ron Hoffmann, Landesvorsitzender
des BUND Thüringen und Mitinitiator der heutigen Demo. "Das bedeutet
vor allem die Abkehr von dem Glauben, Landwirtschaft müsse nach
Industriestandard für den Weltmarkt produzieren. Denn nicht die
Agrarindustrie macht uns satt und ernährt die Weltbevölkerung, wie
immer wieder behauptet wird. Die bäuerliche Landwirtschaft bildet das
Rückgrat der Welternährung. Deshalb brauchen wir eine Agrarpolitik,
welche eine bäuerliche, ökologische Landwirtschaft fördert und auf
regionale Wirtschaftskreisläufe setzt."




[image: Trecker mit Transparent: 'Faire Preise statt Freihandel - AbL'. Fotoquelle: © www.wir-haben-es-satt.de]

Fotoquelle: © www.wir-haben-es-satt.de



Martin Schmidt, Landesvorsitzender des NABU Thüringen, der die
Veranstaltung ebenfalls als Träger unterstützt, schlägt den Bogen zum
Naturschutz in Thüringen: "Unsere ausgeräumte Agrarlandschaft bietet
weder Insekten oder Wildkräutern noch Tieren einen angemessenen
Lebensraum - von den Menschen ganz zu schweigen. Die übergroßen
Schläge müssen endlich kleiner werden und neue Hecken und
Landschaftsbäume gepflanzt und gepflegt werden. Das muss die neue
Landesregierung nach der Wahl anpacken!"




[image: Amschlußkundgebung: 'Stoppt Investorenflut'. 'Wir haben die Wahl: Bauernhöfe statt Agrarfabriken'. 'Bäuerliche Vielfalt schützt Klima' - Fotoquelle: © www.wir-haben-es-satt.de]
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Quelle:

Gemeinsame Presseinformation des BUND Thüringen, 

AbL Mitteldeutschland und NABU Thüringen, 29.09.2019

weitergeleitet durch:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.
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SCHUTZGEBIET/878: Lebensräume am Grünen Band quer vernetzen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:
Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesamt für Naturschutz -
Berlin, 28. September 2019

Naturschutz

Lebensräume am Grünen Band quer vernetzen



Das Grüne Band ist einzigartig: 30 Jahre nach dem Mauerfall hat sich
die ehemalige innerdeutsche Grenze längst zu einem
länderübergreifenden Lebensraumverbund entwickelt. Das neue Projekt
"Quervernetzung Grünes Band" im Bundesprogramm Biologische Vielfalt
wird das Grüne Band nun mit naturnahen Lebensräumen und schon
bestehenden Biotopverbundachsen in der Nähe verknüpfen. Mit der
Übergabe des Förderbescheids wird das Vorhaben heute offiziell
gestartet. Das Bundesumweltministerium fördert das Projekt des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), das inhaltlich vom
Bundesamt für Naturschutz (BfN) begleitet wird, mit 4,36 Millionen
Euro.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Das Grüne Band ist etwas ganz
Besonderes - die einstige innerdeutsche Grenze ist zu einem grünen
Rückgrat geworden für einen bundesweiten Verbund von naturnahen
Lebensräumen und zieht sich durch die unterschiedlichsten deutschen
Landschaften. Das Grüne Band verläuft selbst durch intensiv genutzte
Agrarlandschaften und bildet damit einen Biotopverbund von nationaler
Bedeutung. Mit diesem Projekt verknüpfen wir die Lebensräume am Grünen
Band mit den losen Enden anderer wichtiger Biotopverbundachsen. So
entsteht ein wertvolles Netz von Lebensräumen, das auch seltenen Arten
Schutz bietet."

Den Förderbescheid hat Dr. Uwe Riecken, Leiter der BfN-Abteilung
Biotopschutz und Landschaftsökologie im Rahmen der 12. Naturschutztage
an der Elbe überreicht. "Der Biotopverbund ist von großer Bedeutung
für das Überleben vieler Tier- und Pflanzenarten. Vor allem in der
genutzten Kulturlandschaft stellt seine Entwicklung eine besondere
Herausforderung dar. Eine Landwirtschaft, die der Natur zuverlässig
Raum lässt, kann die dauerhafte Vernetzung von Lebensräumen
unterstützen. Daher ist geplant, die Anknüpfungsräume zwischen dem
Grünen Band und anderen Biotopverbundachsen gemeinsam mit den
Landwirtinnen und Landwirten zu entwickeln. Vorbildliche
Landbewirtschaftung, die die biologische Vielfalt fördert, soll in
diesem Projekt besonders ausgezeichnet werden", sagt Uwe Riecken.

Seitliche Verbundachsen sollen jetzt im Norddeutschen Tiefland, in der
Region Rhön-Grabfeld, im Hohen Thüringer Schiefergebirge und im
ostbayerischen Mittelgebirge nahe der tschechischen Grenze in fünf
sehr unterschiedlichen Projektgebieten mit dem Grünen Band vernetzt
werden. Dazu werden auf landwirtschaftlich intensiv genutzten Flächen
im Umfeld des Grünen Bandes naturschonendere Bewirtschaftungsmethoden
etabliert. Brachgefallene wertvolle Lebensräume wiederum werden
instandgesetzt, verbessert und ausgeweitet. Davon sollen insbesondere
Insekten wie Wildbienen, Libellen oder der vom Aussterben bedrohte
Goldene Scheckenfalter und der stark gefährdete Violette Feuerfalter
sowie bodenbrütende Vögel profitieren. Weiterhin werden innovative
landwirtschaftliche Nutzungen zur Biotopvernetzung, wie ein
linienförmiger Energiepflanzenanbau mit einer fünf- bis achtjährigen
Energie-Wildpflanzen-Mischung in der Region Rhön-Grabfeld getestet. Im
Norddeutschen Tiefland sollen Fische den Fluss Delvenau bald wieder
ungehindert durchqueren können. In der Landgraben-Dumme-Niederung wird
der Wasserstand angehoben, um langfristig großflächig naturnahes
feuchtes Grünland zu etablieren.

Für die Menschen in der Region, insbesondere in den fünf
Projektgebieten, soll das Projekt das Erleben naturnaher, artenreicher
Landschaften ermöglichen und gleichzeitig das Bewusstsein für den
Erhalt der biologischen Vielfalt fördern.

Das Verbundprojekt wird vom Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) koordiniert, der bereits seit 30 Jahren im Grünen
Band aktiv ist. Das Bundesumweltministerium fördert das Projekt
"Quervernetzung des Grünen Bandes mit bestehenden Biotopverbundachsen
und naturnahen Lebensräumen im Umfeld zur besseren Integration in die
Landschaft und für einen länderübergreifenden Biotopverbund" bis 2025
mit 4,36 Millionen Euro im Bundesprogramm Biologische Vielfalt. Das
Bundesamt für Naturschutz begleitet das Projekt inhaltlich.

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.



Projekt-Steckbrief unter:

https://biologischevielfalt.bfn.de/Bundesprogramm/Projekte/Projektbeschreibungen/30763

Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

www.biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm.html

 * 
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BILDUNG/3395: Magdeburg - Öffentlicher Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern am 5. Oktober 2019


Stadt Magdeburg - Pressemitteilung von Freitag, 27. September 2019

Öffentlicher Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern

Am 5. Oktober um 14.00 Uhr



Am 5. Oktober, können Magdeburgerinnen und Magdeburger sowie Gäste der
Landeshauptstadt die Gruson-Gewächshäuser bei einem begleiteten
Rundgang kennenlernen. Der tropisch-botanische Garten der Ottostadt in
der Schönebecker Straße 129b steht dafür allen Interessierten ab 14.00
Uhr offen. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Neben Erklärungen zu den einzelnen Schaugewächshäusern informieren die
Mitarbeiter auch zur Geschichte, zu einzelnen exotischen Pflanzen und
Tieren sowie zu den jeweils aktuellen Besonderheiten. Bei Bedarf
werden mehrere Rundgänge gleichzeitig angeboten.

Ein Rundgang dauert etwa 90 Minuten und kostet einschließlich Eintritt
4,50 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. Die Eintrittskarte berechtigt auch zum
individuellen Rundgang durch die Gewächshäuser.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. September 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg
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E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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BEGEGNUNG/1918: Kassel - Tanznachmittag für Senioren am 8. Oktober 2019


Stadt Kassel

Senioren-Tanznachmittag im Tanzzentrum Auepark



Zu einem Tanznachmittag mit Manni im Tanzzentrum Auepark,
Damaschkestraße 10, laden der Rot-Weiss-Klub Kassel und das städtische
Referat für Altenhilfe im Rahmen des Seniorenprogramms interessierte
Seniorinnen und Senioren ein. Die Veranstaltung findet statt am
Dienstag, 8. Oktober, 15 Uhr. Die Tageskasse ist ab 14 Uhr geöffnet.
Der Eintritt für die zirka dreistündige Tanzveranstaltung beträgt 2,50
Euro.

Informationen und weitere Termine unter der Telefonnummer 787-5024.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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SPIELE/442: Wertheim - Spieletreff für alle Generationen am 3. Oktober 2019


Stadt Wertheim

Spieletreff für alle Generationen



Wertheim. Der nächste Spielenachmittag in Bestenheid findet
Donnerstag, 3. Oktober (Tag der deutschen Einheit), um 14.30 Uhr im
Bürger- und Vereinstreff statt. Hier treffen sich auf Initiative des
Seniorenbeirats in 14-tägigem Turnus Menschen jeden Alters in
zwangloser Atmosphäre.

Der Spieletreff steht allen Interessierten offen, die einige Stunden
bei Gesellschaftsspielen verbringen wollen und an dieser Form der
Begegnung Freude haben.

Teilnehmen kann jeder, ob jung oder alt. Gespielt wird, was gewünscht
wird und wofür sich genügend Teilnehmer finden. Die Spielkarten oder
die Brettspiele bringen die Teilnehmer selbst mit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 28. September 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TOUR/7511: Lippstadt - Mit dem Rad auf den Spuren von Geschichte(n) und Bäumen am 6. Oktober 2019


Stadt Lippstadt

Mit dem Rad auf den Spuren von Geschichte(n) und Bäumen im
östlichen Stadtgebiet 

Öffentliche Radtour am Sonntag, 6. Oktober



Lippstadt. Am Sonntag, dem 6. Oktober, bietet die Stadtinformation
eine öffentliche Baumradtour durch das östliche Stadtgebiet an. Die
etwa 24 Kilometer umfassende Strecke führt über die "Rixbecker Alpen"
zum Eichenhügel, wo der Stadtführer Ulrich Bökenkamp die Geschichte
der Eichen und ihr Zusammenspiel mit dem Efeu näher bringen wird. In
Hörste führt der Weg entlang des Marienbildes und der Kirche nach
Lipperode, wo an der dortigen Burgruine - der ehemaligen lippischen
Wasserburg - Erle und Birke von ihrer gemeinsamen Familie erzählen.
Entlang majestätischer Pappeln am Boker Kanal erreichen Sie
schließlich den Kurpark in Bad Waldliesborn. Zwischen 100-jährigen
Bäumen blicken Sie schließlich auf die abwechslungsreiche Geschichte
Bad Waldliesborns zurück.

Alle Interessenten sind herzlich eingeladen, sich am Sonntag, dem 6.
Oktober, um 14:00 Uhr am Rathaus einzufinden, um während der
dreistündigen Radtour Wissenswertes über die örtliche Natur zu
erfahren.

Der Kostenbeitrag beträgt 7,00 Euro für Erwachsene und 3,50 Euro für
Schüler und Studenten. Da die Teilnehmerzahl begrenzt ist, wird um
Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. September 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TOUR/7510: Lippstadt - Öffentliche Stadtführungen, Termine im Oktober 2019


Stadt Lippstadt

Öffentliche Stadtführungen in Lippstadt - Termine im Oktober



Lippstadt. Die Stadtinformation bietet an folgenden Terminen im
Oktober öffentliche Stadtführungen an:

• Historische Altstadtführung: Samstag, 5. Oktober, 14.30 Uhr und
Mittwoch, 9. Oktober, jeweils um 14.30 Uhr sowie Samstag, 19. Oktober
und Samstag, 26. Oktober, jeweils um 10 Uhr. Treffpunkt ist am
Rathaus, eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Kosten 5 Euro für
Erwachsene, 2,50 Euro ermäßigt für Schüler und Studenten.

• Lichtkunst im Wasserturm: Dienstag, 1. Oktober und Dienstag,
15. Oktober, jeweils um 19 Uhr, Dauer ca. 1 Stunde, Treffpunkt ist am
Wasserturm, Besichtigung kostenfrei.

• Historische Kneipentour - die drei K's - Kneipen, Kultur,
Kirche: Mittwoch, 2. Oktober, 18 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 2 Stunden,
Kosten pro Person 14 Euro.

• "Der Natur so nah" - Radtour durch die Lippeaue : Samstag, 5.
Oktober, 14 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 3,5 Stunden.

• Baumradtour Ost: Sonntag, 6. Oktober, 14 Uhr ab Rathaus, Dauer
ca. 3,5 Stunden.

• Giebel, Gotik, Gründerzeit: Dienstag, 8. Oktober, 17 Uhr, ab
Rathaus, Dauer ca. 90 Minuten.

• Durch die Nacht - entlang der Lippstädter Lichtpromenade
Donnerstag, 10. Oktober und Dienstag, 29. Oktober, jeweils um 19 Uhr
ab Rathaus, Dauer ca. 2 Stunden.

• Lippstadt, die Wasserreiche: Freitag, 11. Oktober, 18 Uhr ab
Rathaus, Dauer ca. 90 Minuten.

• Bernhard und die Detektive (7 - 10 Jahre): Mittwoch, 16.
Oktober, 15 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 90 Minuten, 5 Euro für Kinder.

• Familien-Lichtpromenade "im Grünen Winkel" (ab 8 Jahre):
Donnerstag, 17. Oktober, 18.30 Uhr, ab Rathaus, Dauer ca. 90 Minuten,
7 Euro pro Person.

• Kirmesführung für Kinder: Montag, 21. Oktober und Dienstag, 22.
Oktober, jeweils um 16 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 2 Stunden, 8 Euro pro
Person.

• Kirmesführung für Erwachsene: Donnerstag, 24. Oktober um 16 Uhr
ab Rathaus, Dauer ca. 2 Stunden, 12,50 Euro pro Person.

• Markt-Nasch-Tour: Mittwoch, 30. Oktober, 10 Uhr ab Rathaus,
Dauer ca. 2 Stunden, Kosten pro Person 10 Euro.

Bei den Themenführungen wird aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl um
Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 gebeten. Kosten pro Person 7 Euro, ermäßigt 3,50 Euro,
wenn nicht anders angegeben.

Bei weiteren Fragen rund um die Stadtführungen steht Ihnen die
Stadtinformation im Rathaus (Telefon 02941-58515) gerne zur Verfügung.
Selbstverständlich können diese sowie viele weitere Führungen auch
individuell für Gruppen gebucht werden - die Mitarbeiterinnen sind
gerne bei der Auswahl behilflich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 27. September 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Oktober 2019 
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